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EDITORIAL

„Gekommen um zu bleiben“1 

Liebe Leser_innen, 

vor 20 Jahren lag bei einigen von Euch bzw. Ihnen die erste Ausgabe der femina 
 politica im Briefkasten. Das Heft war rot mit einem lilafarbenen Kasten, der Titel-
schriftzug klein, und oben links war mit dem Frauenzeichen auf einem A, das zu-
gleich einen Weg zu markieren schien, das Logo des Arbeitskreises Politik und Ge-
schlecht zu sehen. Den Umschlag hatte Jutta Hagemann entworfen. Für die damalige 
Redaktionsgruppe – Gabriele Abels, Ute Behning, Elke Biester, Petra Haustein, Eva 
Maleck-Lewy, Ingrid Miethe, Virginia Penrose, Petra Schäfter und Gabriele Wilde – 
war die Freude groß, das Heft nun endlich in den Händen zu halten. 
Eine Fachzeitschrift zu gründen mit dem Ziel, zur Akademisierung und Professio-
nalisierung feministischer Politikwissenschaft im deutschsprachigen Raum beizutra-
gen, braucht einigen Vorlauf und das Engagement vieler. Im Fall der Femina Politica 
war es eine Gruppe von Politikwissenschaftlerinnen in Berlin, die 1991 den Arbeits-
kreis Politik und Geschlecht in der Deutschen Vereinigung für Politische Wissen-
schaft (DVPW) und das Netzwerk politikwissenschaftlich und politisch arbeitender 
Frauen gegründet hatten. Die Berliner Regionalgruppe des Arbeitskreises Politik und 
Geschlecht gab seit 1992 einen Rundbrief heraus, der politisch arbeitende Frauen 
in und außerhalb der Wissenschaft informieren und einen Austausch ermöglichen 
sollte. Der Erfolg des zweimal jährlich erscheinenden Rundbriefs ermutigte enga-
gierte Mitglieder des Arbeitskreises, den entscheidenden Schritt zu tun und 1997 eine 
für den deutschsprachigen Raum einzigartige Zeitschrift zu konzeptionalisieren und 
selbst zu verlegen: die Femina Politica. Schon die erste Ausgabe „Erfahrung(en) mit 
Methode(n)“ wurde für einige Zeit eine der zentralen Referenzquellen zur Frage, ob 
eine feministische Perspektive auf ein Problem auch eine besondere Forschungsme-
thode benötigt und wie Methoden sinnvoll für geschlechterpolitische Fragestellungen 
genutzt werden können. Die Redaktion, die für viele Jahre ihren Sitz am Otto-Suhr-
Institut der Freien Universität Berlin hatte und dort tatkräftig von der Gleichstel-
lungsbeauftragten Barbara Strobel unterstützt wurde, vergrößerte sich nebst Ein- und 
Ausstiegen. Geblieben sind die Prinzipien der Redaktionsarbeit als Ehrenamt und der 
nicht-hierarchischen Zusammenarbeit ebenso wie der regelmäßige Wechsel von Ver-
antwortlichkeiten – jede kann jede Rubrik betreuen und jede hat gleiches Mitsprache-
recht bei den monatlichen Redaktionssitzungen.
Der gleichstellungspolitische Anspruch, der sich auf eine inhaltliche Perspektiv-
erweiterung des Faches ebenso bezog wie auf die konkrete Förderung jüngerer Wis-
senschaftlerinnen, blieb der allgemeinen Öffentlichkeit nicht verborgen: Im Jahr 
2000 wurde die Zeitschrift mit dem damals mit 20.000 DM dotierten Margherita-
von-Brentano-Preis der Freien Universität Berlin ausgezeichnet. Mit diesem Preis 



EDITORIAL

8 FEMINA POLITICA 1 | 2017

werden Projekte im Bereich von Frauen- und Geschlechterstudien sowie Gleichstel-
lung gewürdigt und nachhaltig unterstützt. Dieser Erfolg, die zunehmende Aufmerk-
samkeit, die wachsende Leser_innenschaft und ihr Standing in Lehre und Forschung 
eröffneten der Femina Politica auch den Möglichkeitsraum für eine weitere Pro-
fessionalisierung. Bereits ab dem Jahr 2000 nutzten die engagierten Mitglieder der 
Redaktion die neuen digitalen Möglichkeiten und entwickelten eine Expertinnen-
Datenbank, die bis 2007 eine wichtige Vernetzungs- und Informationsfunktion für 
die deutschsprachige feministische Politik und Politikwissenschaft bildete. Als so-
zial- und politikwissenschaftliches Fachorgan erschien die Femina Politica zudem 
ab 2005 beim Verlag Barbara Budrich, was vor allem zeitliche Ressourcen für die 
Redaktionsarbeit freisetzte, da Satz und Vertrieb fortan nicht mehr in Eigenarbeit 
geleistet werden mussten. Zum zehnjährigen Jubiläum entwarf Magdalena Bader ein 
neues Layout: Die roten Hefte wurden weiß, der Schriftzug in Versalien gesetzt und 
bereits auf dem Titelblatt sind nun die Autor_innen und der Titel des Heftschwer-
punkts zu lesen. 
Das Äußere änderte sich – das (wissenschafts-)politische Ziel, „kritischem Denken 
Raum zu geben“ und „in den politikwissenschaftlichen und politischen Mainstream“2  
zu intervenieren nicht. Erstens war und ist die Femina Politica immer noch daran 
interessiert, die Debatten in politikwissenschaftlichen Diskursen theoretisch und em-
pirisch abzustecken und zu erweitern. In 40 Heften haben wir die klassischen politik-
wissenschaftlichen Themenfelder um geschlechterpolitische und feministische Per-
spektiven erweitert und darüber hinaus Themen einen Raum gegeben, die zuvor im 
Fach eher randständig diskutiert wurden. Zweitens verloren die Redakteurinnen auch 
nicht den Blick auf die Praxis politischen Handelns. Diesem von Grund auf femi-
nistischen Denken innewohnenden Anspruch, Theorie und Praxis zu verbinden, will 
die Zeitschrift bis heute gerecht werden. Neben dem wissenschaftlich ausgerichte-
ten thematischen Schwerpunkt sowie der thematisch offenen Rubrik Forum bietet 
die Rubrik Tagespolitik einen Raum für Hintergrundanalysen unterschiedlicher ge-
schlechterpolitischer Akteur_innen. Dieser Blick über den Tellerrand wird auch mit 
der Rubrik Neues aus Lehre und Forschung fortgeführt, in welcher kritische hoch-
schulpolitische Analysen in Bezug auf Lehr-, Forschungs- und Studienfinanzierung, 
Beschäftigungsverhältnisse und Vereinbarkeit, Mitbestimmung sowie Geschlechter-
forschung im Allgemeinen veröffentlicht werden.
Eine intensive Diskussion und Reflexion der Beiträge sowie der Ausrichtung der 
Hefte haben in der Redaktion der Femina Politica von Anfang an Tradition. Die 
unterschiedlichen Facetten, die alle Redakteurinnen in die Arbeit einbrachten und 
nach wie vor einbringen, bereicherten die Inhalte und Themen der Zeitschrift. Dieser 
Arbeitsweise folgend, richtete die Redaktion 2012 einen wissenschaftlichen Beirat 
ein, in dem nun 13 Wissenschaftlerinnen aus dem In- und Ausland der Redaktion 
mit Rat und Tat zur Seite stehen. Zugleich ist die Femina Politica, die dezidiert mit 
einem politischen und feministischen Programm angetreten ist, auch mit veränderten 
Herausforderungen im Wissenschaftsbetrieb konfrontiert: So reagierte sie auf neue 
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Anforderungen mit der Einführung eines qualitativ hochwertigen double blind peer-
review-Verfahrens, welches erstmals 2015 mit dem Heft „Perspektiven queer-femi-
nistischer Theorie“ durchgeführt wurde. 
Dieses Jubiläumsheft mit dem Titel „Geschlechterverhältnisse als Machtverhältnisse“ 
ist ein besonderes Heft geworden. Besonders deshalb, weil es vorwiegend aus wissen-
schaftlichen Beiträgen der Femina Politica-Redaktion besteht, die in einem kollabora-
tiven Prozess des wechselseitigen sowie kollektiven Kommentierens der Texte entstan-
den sind. In insgesamt acht Beiträgen setzen wir uns aus verschiedenen theoretischen 
und empirischen Perspektiven mit der Entwicklung und dem Wandel geschlechtlicher 
und vergeschlechtlichter Macht- und Herrschaftsverhältnisse auseinander. Mit unter-
schiedlichen thematischen Schwerpunkten liefern wir eine Analyse gegenwärtiger 
Geschlechter- und Machtverhältnisse und fragen, wie sich diese im Kontext aktueller 
Problemstellungen und gesellschaftlicher und politischer Entwicklungen verändert 
haben. Dabei geht es uns jenseits der Vielfältigkeit von Machtverständnissen und theo-
retischen Zugängen um die Sache selbst, nämlich um ein feministisch-politisches Den-
ken, das eine grundlegend kritische Perspektive auf die Artikulationen von Macht – sei 
es in Form von Unterdrückung, Ermächtigung oder diskursiver Praxis – einnimmt und 
in ihren Konsequenzen für demokratische Geschlechterverhältnisse hinterfragt. Damit 
knüpfen wir an viele frühere Schwerpunkthefte der Femina Politica an, in denen Fra-
gen der politischen Teilhabe von Frauen und den damit verbundenen Möglichkeiten 
geschlechterpolitischer Ermächtigung problematisiert wurden, in denen die verschie-
denen politischen und zivilgesellschaftlichen Institutionen in Deutschland ebenso 
wie in Europa oder auch in anderen Regionen der Welt einer kritischen Analyse un-
terzogen wurden, in denen der Androzentrismus in der Politikwissenschaft entziffert 
und problematisiert/kritisiert wurde, Heteronormativität als gesellschaftliches Macht-
Ordnungssystem diskutiert wurde oder auch die mit der Digitalisierung verbundenen 
Macht- und Kontrollmechanismen hinsichtlich ihrer Geschlechterdimension reflek-
tiert wurden. Das vorliegende Heft bedeutet damit nicht mehr und nicht weniger als ein 
kurzes Innehalten, um die bestehenden Diskurse aufzugreifen, weiterzudenken und 
wieder zur Diskussion zu stellen. So verstehen wir auch unseren Jubiläumsjahrgang: 
Wir sind stolz, dass die Femina Politica ihren Platz in der wissenschaftlichen Debatte 
gefunden hat, begreifen die Zeitschrift aber nur als eine Stimme unter vielen – was 
auch die in alter Tradition am Ende des Heftes gesammelten Neuerscheinungen deut-
lich machen. Unsere Bilanz wird ergänzt durch den Beitrag von 20 Feministinnen, die 
bereit waren, das 20-jährige Jubiläum mit ihren Antworten auf 20 Fragen zum Stand 
und zur Zukunft feministischen Denkens zu bereichern.
Wir danken allen Autor_innen für ihre Beiträge, ohne die die Femina Politica nicht 
erscheinen würde. Wir danken unseren Leser_innen für ihr Interesse und unseren 
Abonnent_innen für ihre Treue. Wir danken Barbara Budrich für ihr Vertrauen und 
dem gesamten Verlag für seine kontinuierliche Unterstützung. Wir danken allen ehe-
maligen Redaktionskolleginnen für ihre Mitarbeit und dem wissenschaftlichen Beirat 
für die Mitwirkung an diesem ehrenamtlichen Projekt. 



EDITORIAL

10 FEMINA POLITICA 1 | 2017

An dieser Stelle möchten wir darauf hinweisen, dass wir das zwanzigjährige  Jubiläum 
am 30. Juni 2017 nachmittags im Wissenschaftszentrum Berlin gebührend feiern 
werden. Wir freuen uns, dass Birgit Sauer einen Festvortrag halten wird. Genauere 
Informationen werden zeitnah verbreitet und finden sich zudem rechtzeitig im Inter-
net unter www.femina-politica.de und der Femina Politica Facebook-Seite. 

Wir wünschen Euch und Ihnen eine spannende Lektüre!

Auf die nächsten 20 Jahre – Eure Redaktion der Femina Politica, die gekommen ist, 
um zu bleiben!

Vorschau auf die nächsten Hefte (Arbeitstitel)

2/2017 Care im sozialinvestiven Wohlfahrtsstaat (Gastherausgeberinnen: Diana Auth und 
 Clarissa Rudolph)

1/2018 Angriff auf die Demokratie?  

Anmerkung

1 Songtitel der Popband „Wir sind Helden“ (2005)
2 Vgl. http://www.femina-politica.de/editorial.html.
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SCHWERPUNKT

Geschlechterverhältnisse als Machtverhältnisse

Geschlechterverhältnisse als Machtverhältnisse. Einleitung

BRIGITTE BARGETZ. JULIA LEPPERHOFF. GUNDULA LUDWIG.  

ALEXANDRA SCHEELE. GABRIELE WILDE

Innerhalb des mittlerweile weiten Feldes feministischer Politikwissenschaft gibt 
es nicht nur Konsens darüber, dass Macht ein zentraler Begriff für die politikwis-
senschaftliche Analyse und Theoriebildung ist. Geteilt wird ebenso die Auffassung, 
dass Machtverhältnisse immer auch Geschlechterverhältnisse und Geschlechterver-
hältnisse vice versa Machtverhältnisse sind. Fragt frau* jedoch, was unter Macht 
konkret verstanden wird und welche politischen Implikationen aus dem jeweiligen 
Machtverständnis folgen, ergibt sich ein heterogenes Bild an Antworten, die mitun-
ter in einem durchaus kontroversen Verhältnis zueinander stehen. Je nach theore-
tischem Zugang, historisch spezifischen politischen und politiktheoretischen Kon-
junkturen sowie abhängig vom Verständnis von Geschlecht unterscheiden sich die 
Fragestellungen, Schwerpunktsetzungen und politischen Forderungen, die mit der 
Frage nach Macht und Machtverhältnissen aus feministischer Perspektive einher-
gehen (z.B. Allen 1998, 2016; Klinger 2004; Knapp 1992; Maltry 1998; Penrose/
Rudolph 1996; Sauer 2012).
In ihrem einflussreichen Aufsatz „Rethinking Power“ unterzieht Amy Allen (1998; 
auch Allen 2016) Ende der 1990er-Jahre feministische Ansätze zu Macht einer Kri-
tik und konstatiert ein unzureichendes, da einseitiges Verständnis von Macht. „Exist-
ing feminist accounts of power tend to have a one-sided emphasis either on power 
as domination or on power as empowerment. This conceptual one-sidedness must 
be overcome if feminists are to develop an account complex enough to illuminate 
women’s diverse experiences with power“ (Allen 1998, 21). Zum einen sei ein Groß-
teil der feministischen Ansätze einseitig mit Herrschaft und Ausbeutung beschäftigt. 
Damit werde nicht nur ein „pessimistisches Bild“ (ebd., 25; Übers. d.A.) gezeichnet, 
sondern auch ein einfaches Täter-Opfer-Verhältnis zugrunde gelegt, das letztlich das 
Denken von Widerstand verunmögliche. Zum anderen basierten viele jener Arbei-
ten, die die Macht von Frauen und deren widerständiges Handlungspotenzial the-
matisieren, auf essentialisierenden Prämissen, indem abgewertete Fähigkeiten von 
Frauen positiv gewendet und zur Grundlage für die Transformation von Gesellschaft 
gemacht würden. Problematisch sei diese doppelte Einseitigkeit aus zumindest zwei 
Gründen: Werden Frauen lediglich als Opfer in den Blick genommen, werden an-

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.01
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dere Unterdrückungsverhältnisse, die mit race, Klasse und Sexualität in Verbindung 
stehen, ausgeblendet (ebd., 31). Verunmöglicht werde damit, so die zweite Kritik, 
ein Verständnis jener komplexen und mannigfaltigen Machtverhältnisse, in denen 
Frauen sich wiederfinden und die sie zugleich zu Unterdrückten und Unterdrücke-
rinnen machen (ebd.). Vor diesem Hintergrund orientiert sich Allen für die feminis-
tische Konzeptualisierung von Macht an einer bereits von früheren feministischen 
Theoretikerinnen entwickelten analytischen Trennung zwischen „power-over“ und 
„power-to“, die durch ein drittes Verständnis von Macht, nämlich „power-with“, 
ergänzt wird (ebd., 33ff.; auch Allen 2016). Letzteres soll insbesondere kollektive 
Handlungsfähigkeit und feministische Solidarität greif- und denkbar machen.
Der Frage nach unterschiedlichen feministischen Konzeptualisierungen von Macht 
geht auch Cornelia Klinger (2004) einige Jahre später nach, indem sie sich mit den 
Begriffen Macht, Herrschaft und Gewalt auseinandersetzt und sie in ihrer jewei-
ligen Bedeutung im Rahmen feministischer Debatten reflektiert. Die Auffassung 
vom „Geschlechterverhältnis als Machtverhältnis“ habe, so Klinger, nicht zuletzt 
im Zuge einer zunehmenden Auseinandersetzung mit poststrukturalistischen An-
sätzen einen „unbestreitbaren Gewinn“ eingefahren und sich damit auch von der 
„traditionellen Überlagerung durch das Thema Herrschaft“ (ebd., 102) emanzipiert, 
die vor allem durch marxistisch-materialistische Ansätze vorgegeben worden sei. 
Das Machtverständnis wurde dabei in zweierlei Hinsicht ausgeweitet: bezogen auf 
die symbolische Ordnung und Wissensdiskurse einerseits und auf Mikropolitiken 
andererseits. Die „Analyse des Geschlechterverhältnisses als Herrschaftsverhält-
nis“ hingegen befinde sich zum gegebenen Zeitpunkt zu Unrecht auf der „Verlierer-
straße“ (ebd., 103), hätten doch die Diskussionen der letzten Jahre den Blick auf die 
soziostrukturellen Dimensionen des Geschlechterverhältnisses nachhaltig verstellt. 
Klinger sieht darin eine beunruhigende Verkürzung und plädiert für eine erneuerte 
feministische Hinwendung zu den stratifizierten Dimensionen von Geschlecht. Not-
wendig ist dies für Klinger nicht zuletzt aufgrund des „Beharrungsvermögens“, das 
die vorherrschende hierarchisierende und hierarchische (Zwei-)Geschlechterord-
nung allen Veränderungen zum Trotz als historisch „überaus resistent“ (ebd., 104) 
ausweise. Während Allen für eine umfassendere feministische Auseinandersetzung 
mit Macht plädiert, in der Macht zugleich als Herrschafts- und Ermöglichungsmo-
dus begriffen wird, ist für Klinger gerade eine „Herrschaftsanalyse“ (ebd.) mehr als 
dringlich.
Der Blick auf Allens und Klingers Ausführungen lässt bereits erkennen, was Birgit 
Sauer als vier „theoretisch umstrittenen Kernpunkte“ (Sauer 2012, 381) einer femi-
nistischen Beschäftigung mit Macht und Herrschaft kennzeichnet: Als umkämpft 
erweist sich erstens das „Zusammenspiel von Struktur und Handlung“, zweitens 
das „Problem der Unterworfenheit von Frauen unter männliche Herrschaft“ bei 
„gleichzeitige(r) Reproduktion von Herrschaftsstrukturen durch Frauen, also die 
Dialektik von Opfer und Täterinnen“, drittens der „komplexe Zusammenhang von 
Herrschaft und Empowerment bzw. Widerstand“ und schließlich viertens das „Zu-
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sammenwirken einer Vielzahl von Herrschaftsstrukturen, also von Geschlechter- 
und Klassenherrschaft, von Unterwerfung aufgrund von Ethnie/Nationalität und 
sexueller Orientierung“ (ebd., 381f.).

Macht als Unterdrückung, diskursive Praxis und Handlungspotenzial

Vor diesem Hintergrund fächern wir in diesem Heft das Thema Geschlechterverhält-
nisse als Machtverhältnisse entlang dreier Zugänge auf, die an die feministischen 
Debatten zum Verhältnis von Geschlecht und Macht anknüpfen. Die jeweiligen Per-
spektiven differieren entlang unterschiedlicher Schwerpunktsetzungen in der De-
finition von Macht: Wird Macht in erster Linie als Unterdrückung, als produktive 
Kraft oder als Ermächtigung gefasst?
Der erste Zugang untersucht die Beziehung von Macht und Geschlecht mit Fokus 
auf Macht- und Herrschaftsverhältnisse. Gegenstand sind hier soziale Beziehungen, 
gesellschaftliche Strukturen und Institutionen. Der zweite Zugang befasst sich vor-
rangig mit Wissens- und Wahrheitsproduktionen, die als Voraussetzung und Effekt 
von Macht gefasst werden. Der dritte Zugang stellt die Frage nach dem Potenzial 
(kollektiven) politischen Handelns, sozialer Kämpfe und gesellschaftlicher Verän-
derung. Keineswegs lassen sich die drei Zugänge trennscharf voneinander abgren-
zen, sodass die im Folgenden vorgenommene Unterteilung lediglich einen heuristi-
schen Charakter hat.
Ein wichtiger historischer Ausgangspunkt für den ersten Zugang, die Auseinander-
setzung mit Macht- und Herrschaftsverhältnissen, war die feministische Analyse und 
Erweiterung des Machtverständnisses von Max Weber (1980/1921/22). Nach Weber 
bedeutet Macht „jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Wil-
len auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht“ 
(ebd., 28). In feministischen Arbeiten wird dieser relationale Machtbegriff aufge-
griffen, „in dessen Rahmen sich nur eine jeweils stärkere Seite behauptet“ (Lenz 
2010), und für die Dechiffrierung von Macht und Herrschaft in den Geschlechterver-
hältnissen genutzt. Um zu erklären, wie es trotz vielfältigen sozialen Wandels dazu 
kommt, dass sich die Geschlechterungleichheiten als relativ stabil erweisen, wird 
zwischen Macht als polymorphem Phänomen in sozialen Beziehungen und Herr-
schaft als Form institutionalisierter und systematisierter Machtausübung unterschie-
den (Knapp 1992, 292). Dementsprechend können Macht- und Herrschaftsanalysen 
nicht voneinander getrennt werden: Gesellschaftlich-historische Strukturen und das 
Handeln der Subjekte – sowohl das intentionale Handeln als auch diesem zugrunde 
liegende unbewusste Motive – werden gleichermaßen analysiert (ebd., 296). Ge-
schlecht kann so als zentrale Konstruktion sichtbar gemacht werden, die die Durch-
setzung von partikularen Interessen nicht nur ermöglicht, sondern diese auch qua 
Naturalisierung legitimiert.
Ein bedeutsamer Gegenstand in feministischen Auseinandersetzungen mit Ge-
schlechterverhältnissen als institutionalisierte Machtverhältnisse sind ökonomische 
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und politische Strukturen. Hier interessiert, wie geschlechtliche Macht in Produk-
tions- und Reproduktionsverhältnisse, aber auch in den Staat eingeschrieben ist und 
wie durch geschlechtliche Konnotationen von Arbeit, Sorge und Politik geschlecht-
liche Machtverhältnisse aufrechterhalten werden – Fragen, die schon früh zu Kern-
themen marxistisch-feministischer ebenso wie feministisch-gesellschaftstheoreti-
scher Analysen wurden. Geschlechtliche Machtverhältnisse werden als konstitutiv 
für die kapitalistische Gesellschaftsformation (u.a. Beer 1990; Dalla Costa/James 
1973; Haug 2001; Kurz-Scherf/Scheele 2013) und den modernen westlichen Staat 
(u.a. Genetti 2008; McIntosh 1978; Sauer 2001) betrachtet. Folglich wird Macht 
konzeptuell eng mit den Begriffen Herrschaft, Ausbeutung und Unterdrückung ver-
bunden und als Verfügungsmacht über Arbeit, Körper, Subjekte und deren instituti-
onelle Verankerungen begriffen.
Die Analyse von Wissensordnungen, also der zweite Zugang, ist Gegenstand post-
strukturalistischer Ansätze. Diese stellen in den Vordergrund, dass Macht nicht nur 
repressiv ist, sondern über die Konstruktion von ‚Wirklichkeiten‘ und ‚Wahrheiten‘ 
operiert und im Rahmen artikulatorischer Praxen von Bedeutungszuschreibungen 
und Sinnfixierungen auch produktiv ist. In einer derartigen, insbesondere an Mi-
chel Foucault (1983, 2004a, 2004b), Judith Butler (1991, 2001, 2016) und Chantal 
Mouffe (2007, 2008, 2014) orientierten Perspektive wird Macht weder als inten-
tionale Handlung, die einzelnen Akteur*innen zugeordnet werden kann, noch als 
Substanz konzipiert, sondern in Kräfteverhältnissen verortet: „(D)ie Macht ist nicht 
eine Institution, ist nicht eine Struktur, ist nicht eine Mächtigkeit einiger Mächtiger. 
Die Macht ist der Name, den man einer komplexen strategischen Situation in einer 
Gesellschaft gibt“ (Foucault 1983, 94). Machtvolle Institutionen und Akteur*innen 
werden nicht a priori als solche gefasst, sondern der Fokus wird auf diskursive Be-
dingungen und Mikropraxen gelegt, die diese hervorbringen und hegemonial wer-
den lassen (Wilde 2014). In Konsequenz gelten auch ‚der Körper‘, ‚das Geschlecht‘ 
oder ‚das Subjekt‘ nicht als der Macht vorrangig. Vergeschlechtlichte Körper und 
Subjekte werden vielmehr erst durch Macht konstituiert: „Die Materie der Körper 
(...) ist die Wirkung einer Machtdynamik“ (Butler 1995, 22). Macht wird hier als 
Formation begriffen, die über Strategien, Techniken und Versprechen operiert, durch 
die sich Subjekte auch selbsttätig und durchaus widersprüchlich in diese einfügen 
(Allen 1999; Lorey 2015; Ludwig 2011; Meißner 2010). 
Die dritte Analyseperspektive, die soziales Handeln und soziale Kämpfe fokussiert, 
knüpft an das Machtverständnis Hannah Arendts (1991, 1993, 1994, 2000) an, dem-
zufolge Macht ein Potenzial beschreibt, das im gemeinsamen politischen Handeln 
entsteht: „Macht entspringt der menschlichen Fähigkeit, nicht nur zu handeln oder 
etwas zu tun, sondern sich mit anderen zusammenzuschließen und im Einvernehmen 
mit ihnen zu handeln. Über Macht verfügt niemals ein Einzelner; sie ist im Besitz 
einer Gruppe und bleibt nur solange existent, als die Gruppe zusammenhält“ (Arendt 
2000, 45). Diese Frage, wie Macht auch als Ermächtigung konzipiert (und gelebt) 
werden kann, war für feministische Bewegungen, Politiken und Forschung neben 
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der Kritik an vergeschlechtlichenden und vergeschlechtlichten Machtverhältnissen 
von Beginn an virulent. Die Bedeutung, die Arendts Machtverständnis für demo-
kratische Geschlechterverhältnisse zukommt (z.B. Kreisky 1994), ergibt sich vor 
allem aus Arendts zentralem Begriff der Pluralität als Bedingung für menschliches 
Handeln (z.B. Zerilli 2010). Pluralität verweist dabei sowohl auf die grundlegende 
Anerkennung von Gleichheit, welche die Verständigung von Menschen untereinan-
der ermöglicht, als auch auf den Aspekt von Vielheit als Merkmal des Verschieden-
seins jeder Person (Arendt 1994, 213). Die politische Gewährleistung von Pluralität 
ist deshalb gleichbedeutend mit Arendts Forderung nach dem „Recht, Rechte zu 
haben“ (Arendt 1991, 462), dessen Verwirklichung sie an die Konstituierung eines 
öffentlichen Raumes bindet. Im Anschluss an Arendt wird Macht als Ergebnis von 
Interaktion und als menschliche Fähigkeit und Potenzial, sich handelnd mit anderen 
zusammenzuschließen, stark gemacht. Arbeiten hierzu fragen beispielsweise nach 
Bedingungen und Möglichkeiten von Empowerment, Freiheit, Partizipation, (direk-
ter) Demokratie und Repräsentation in einer politischen Öffentlichkeit (z.B. Allen 
1999; Femina Politica 2008; Sauer 2013; Zerilli 2010).

Feministische Verortungen in Machtverhältnissen

Um ermächtigende Praxen auszuloten, ist es für feministische Bewegungen und fe-
ministische Forschung von Bedeutung, ob Macht als Ermächtigung in dem (Er-)
Finden kollektiver feministischer Praxen in autonomen Kontexten gefasst wird oder 
als Partizipation und Intervention in machtvollen androzentrischen Institutionen. 
Zu Beginn der autonomen Frauenbewegung und Frauenforschung in den westli-
chen Gesellschaften der 1970er-Jahre wurde diese Frage insbesondere mit Bezug 
auf feministische Positionierungen gegenüber dem Staat breit diskutiert. Während 
Anhängerinnen der autonomen Frauenbewegung den Staat als Adressat für eman-
zipatorische Veränderungen zurückwiesen und in der „Verstaatlichung der Frau-
enfrage“ (Krautkrämer-Wagner 1989) eine paternalistische Befriedungs- und Ent-
radikalisierungsstrategie feministischer Anliegen vermuteten, sahen andere in den 
Versuchen, in staatliche Politiken zu intervenieren, durchaus eine Möglichkeit, um 
politische, ökonomische, soziale und kulturelle Machtverhältnisse zu transformie-
ren (Holland-Cunz 1996, 160ff.; Ludwig 2015, 116f.). Wenngleich diese Debatte 
nicht mehr mit der gleichen Intensität wie vor vier Jahrzehnten geführt wird, bleibt 
die Grundfrage offen, wie Machtverhältnisse verändert werden können – von in-
nen heraus und gleichsam mit ihnen oder von außen und gegen sie (Löffler 2012). 
Nicht zuletzt erlangen diese ‚alten‘ Herausforderungen angesichts des aktuell um 
sich greifenden Anti-Feminismus im Kontext des Erstarkens rechter Parteien und 
autoritärer Politikformen neue Relevanz. Die bereits vollzogenen oder geforderten 
Rücknahmen institutionalisierter Gleichstellungsmaßnahmen oder die Angriffe auf 
die Geschlechterforschung und ihre Vertreter*innen an Universitäten werfen erneut 
die Frage auf, ob und wie feministische Spielräume innerhalb vermachteter Institu-



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

16 FEMINA POLITICA 1 | 2017

tionen wie dem Staat oder den Hochschulen erkämpft und erhalten werden können 
(Hark/Villa 2015).
Neben dieser Kontroverse um die Frage, wie Feminist*innen und feministische 
Bewegungen sich zu Machtverhältnissen verhalten, durchzieht noch eine weitere 
grundlegende Debatte feministische Bewegungen und Forschungen: Wie verhalten 
sich Feminist*innen in Machtverhältnissen? Auch hier fällt die Beantwortung der 
Frage in Abhängigkeit der (wissenschafts-)theoretischen und politischen Zugänge 
zu Macht heterogen aus. So gehen Arbeiten, die auf dem sex-gender-Ansatz ba-
sieren, davon aus, dass Macht sich vor allem in der hierarchischen Ausgestaltung 
von Weiblichkeit und Männlichkeit zeigt. Folglich rückt die machtvolle Setzung 
ins Zentrum der Kritik, wonach das Männliche als unmarkierte Norm gilt und da-
von ausgehend das Weibliche als inferiore Abweichung konfiguriert wird. Diese 
Konstruktion strukturiert, so haben seit Simone de Beauvoir (1985/1949) unzählige 
feministische Analysen gezeigt, ganz unterschiedliche Bereiche wie Sprache, Me-
dizin, Recht oder Wohlfahrtsstaaten. Feministische Versuche, diese Anordnungen 
aufzubrechen, divergieren dabei auch entlang der Frage, ob aus der Kritik an diesen 
Machtverhältnissen Forderungen nach Gleichheit oder nach Differenz zu folgen ha-
ben. So verschieden beide Forderungen gelagert sind: Beide Positionen werfen der 
jeweils anderen vor, stets innerhalb der kritisierten Machtverhältnisse zu verharren 
(zu dieser Debatte Maihofer 1998).
Intersektionale Ansätze wiederum legen das Augenmerk darauf, dass das Verhältnis 
von Macht und Geschlecht unzureichend erfasst wird, wenn nicht auch den Über-
kreuzungen zwischen Geschlecht, Klasse, race, ability, Sexualität, nationalstaatli-
cher Zugehörigkeit und Religion Rechnung getragen wird (Davis 1981; hooks 1981; 
Moraga/Anzaldua 1981). „Sie verabschieden sich daher von der Vorstellung, dass 
das Verhältnis von Macht und Geschlecht in einer „Entweder-Oder-Logik“ gefasst 
werden kann (Macht haben oder nicht), und machen deutlich, dass das Verhältnis 
erst durch eine „Sowohl-als-auch-Perspektive“ durchdrungen werden kann (Macht 
haben und nicht haben) (vgl. Collins 1993, 28f.). Schließlich verweisen intersekti-
onale Arbeiten auf die Notwendigkeit, bei Politiken der Ermächtigung danach zu 
fragen, welche Gruppen von Frauen* in diesen adressiert und welche Gruppen von 
Frauen* dabei ausgeschlossen werden oder zur diskursiv-imaginären Abgrenzung 
gemacht werden (Cohen 1997; Mohanty 1984). In diesem Licht wird beispielsweise 
ersichtlich, dass die ‚Ermächtigung‘ vieler Frauen der Mittelschicht im Globalen 
Norden, sich von der Verpflichtung unbezahlter Hausarbeit (zumindest partiell) lö-
sen zu können, häufig nur dadurch möglich wird, dass diese Arbeit von schlecht 
bezahlten und prekär abgesicherten rassisierten und/oder migrantischen Frauen1 ge-
leistet wird (z.B. Anderson 2006; Davis 1981; Ehrenreich/Hochschild 2004; Farris 
2012; hooks 1981; Lutz 2007). 
Indessen gehen queer-feministische Ansätze davon aus, dass Macht sich nicht nur 
auf oder gegen Subjekte richtet, die ihrerseits bereits jenseits oder vor Macht existie-
ren, sondern dass die Konstitution von Subjektivität bereits Effekt heteronormativer 
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Macht ist (Butler 1991). Die Konstitution von binär vergeschlechtlichten Subjekten 
setzt gewaltvolle Ausschlüsse voraus. Wenn Subjektwerdung, Vergeschlechtlichung 
und Macht untrennbar miteinander verknüpft sind, so folgt daraus, dass ‚Identität‘ 
oder ‚Kollektivität‘ nicht als Ausgangspunkt für politisches Handeln angenommen 
werden können. Vielmehr gilt es, die macht- und gewaltvollen Bedingungen, denen 
sich Menschen unterwerfen müssen, um als Subjekte anerkannt zu werden, aufzude-
cken. Diese Bedingungen sind staatlich, ökonomisch, kulturell und wissenschaftlich 
abgesichert, was es zu kritisieren, zu untergraben/unterminieren und zu „verunein-
deutigen“ gilt (Engel 2002). So kann im gemeinsamen politischen Handeln das Ver-
bindende erst hergestellt werden (Butler 2016; Precarias a la deriva 2014).
Diese Pluralität feministischer Perspektiven auf Macht und Machtverhältnisse ist 
der Ausgangspunkt dieses Heftes: Anhand unterschiedlicher theoretischer und em-
pirischer Zugänge sollen multiple Perspektiven auf Macht geworfen werden – auf 
Macht als Unterdrückung, als diskursive Praxis und als Ermächtigung oder Ermög-
lichung. Das Heft spiegelt so eine Vielfalt an Zugängen und Auseinandersetzungen 
innerhalb der Redaktion der Femina Politica wider und macht geteilte Perspektiven 
ebenso wie Differenzen deutlich.

Konzeptualisierungen von Machtverhältnissen in der feministischen 
Politikwissenschaft – Überblick zu den Beiträgen

Historische Frauenbewegungen stehen für den Kampf für basale politische und so-
ziale Rechte von Frauen; sie sind „Motor und Teil der Demokratie- und Emanzipa-
tionsbewegungen des 19./20. Jahrhunderts“ (Gerhard 1999, 13). Olympe de Gouges 
formulierte bereits 1791 im 10. Artikel ihrer „Erklärung der Rechte der Frau und 
Bürgerin“ die Forderung nach einem Recht auf freie Meinungsäußerung in der Öf-
fentlichkeit auch für Frauen: „Die Frau hat das Recht, das Schafott zu besteigen. Sie 
muss gleichermaßen das Recht haben, die Tribüne zu besteigen“ (de Gouges zit. n. 
Gerhard 1990, 267). Mit dieser Aussage forderte sie die gleichzeitige Geltung von 
Menschen- und Bürgerinnenrechten, die auch Hannah Arendt später voraussetzte: 
Wem das Recht auf Leben per Gesetz genommen werden kann, hat zwangsläufig 
ebenso das Recht auf Leben als vollwertiges Mitglied einer Gemeinschaft.
Historischen Frauenbewegungen und ihren Forderungen und Kämpfen widmen sich 
in diesem Heft Jana Günther und Eva Maria Hinterhuber. In ihrer komparativ ange-
legten Analyse „Der Kampf um Macht: Historische Frauenbewegungen in Russland 
und Großbritannien im Vergleich“ setzen sie sich mit zwei gesellschaftlichen Kon-
texten auseinander, die nicht verschiedener hätten sein können. Der Vergleich legt 
exemplarisch offen, wie diese frühen Protestbewegungen trotz unterschiedlicher 
Gegebenheiten und Ausgangslagen ähnliche Zielsetzungen, Mobilisierungsstrate-
gien und Organisationsformen hervorbrachten. Darüber hinaus verweisen die Be-
wegungshistorien auf Konfliktlinien, Brüche und Solidarisierungen innerhalb der 
nationalen Frauenbewegungen.
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Jahrzehnte später erlangte in Europa auf der Ebene supranationaler Institutionen die 
Europäische Union als Akteurin im Kampf um demokratische und demokratisie-
rende Geschlechterpolitiken Bedeutung – auch wenn dies in der genderorientierten 
Policy-Forschung zunehmend relativiert wird. Gabriele Abels und Petra Ahrens ent-
flechten in ihrem Beitrag „Die Macht zu gestalten – die Mutterschutzrichtlinie im 
legislativen Bermuda-Dreieck der Europäischen Union“ die institutionellen Macht-
verhältnisse der EU-Architektur. Sie zeichnen mittels einer Politikprozess-Ana-
lyse zur Novellierung der EU-Mutterschutzrichtlinie nach, welche Aufgaben und 
Möglichkeiten die Institutionen haben. Damit erschließen sie die kontingenten Er-
eignisse und politischen Kämpfe im Gesetzgebungsverfahren und ihre Pfadabhän-
gigkeiten. Im Ergebnis zeigen sie, dass mehr Kompetenzen für zentrale Gleichstel-
lungsakteur*innen, nämlich für das Europäische Parlament und den Ausschuss für 
die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter, nicht ausreichen, um 
Fortschritte in diesem Politikfeld durchzusetzen. Neben gewichtigen Unterschieden 
hinsichtlich der Durchsetzungsfähigkeit einzelner EU-Organe resultieren gleichstel-
lungspolitische Erfolge ebenso maßgeblich aus der jeweils wirkmächtigen diskursi-
ven Rahmung von Geschlechtergleichheit als normativer Vorgabe der EU.
Das Zusammenspiel von institutionellen, kulturellen und sozioökonomischen Fak-
toren für erfolgreiche Gleichstellungspolitiken wird ebenso mit Blick auf die politi-
sche Repräsentation von Frauen offenkundig. Dies gilt nicht nur für die paritätische 
Vertretung von Frauen in politischen Positionen, sondern gerade auch für substan-
tielle Repräsentation, also der Tätigkeit und dem Einsatz von Frauen für gleichstel-
lungspolitische oder feministische Forderungen, die häufig mit hohen Erwartungen 
an qualitativ andere politische Inhalte verknüpft werden. Der Beitrag „Substan-
tielle Repräsentation von Frauen und Macht“ von Agnes Blome und Gesine Fuchs 
beschäftigt sich mit der Frage, inwieweit sich frauenpolitischer Einsatz von ge-
wählten Parlamentarierinnen in Macht im Sinne der Durchsetzung von policies, 
die ,Fraueninteressen‘ widerspiegeln, verwandelt. Der Fokus auf policy-outputs 
erscheint notwendig, weil dadurch Aussagen über die tatsächliche Durchsetzungs-
kraft von Frauen und damit über die Auswirkungen substantieller Repräsentation 
getroffen werden können. Dazu diskutieren die Autorinnen in einem ersten Schritt 
die Literatur zu ,Fraueninteressen‘ und beschäftigen sich anschließend mit der For-
schung zu substantieller Repräsentation von Frauen in zwei politischen Arenen, der 
Legislative und der Exekutive. Gerade im Bereich substantieller Repräsentation 
von Frauen in der Exekutive wird Forschungsbedarf deutlich. Insbesondere bedarf 
es weiterer Analysen, wie mit der Infragestellung eines kollektiven ‚Wir‘ und der 
Frage der Überkreuzung verschiedener Ungleichheitsdimensionen umgegangen 
werden kann.
Über die Frage der Repräsentation im Staat hinaus befasst sich der Beitrag 
„Geschlechterverhältnisse und die Macht des Autoritären“ von Patricia Graf, Silke 

Schneider und Gabriele Wilde mit der Renaissance autoritärer (partei-)politischer 
und zivilgesellschaftlicher Diskurse und Praxen und fragt nach den Effekten für die 
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Einschreibung geschlechtlicher Machtverhältnisse in Deutschland und Chile. Die 
Autorinnen kritisieren bestehende Konzepte der Rechtspopulismus- und Autokratie-
forschung, welche den Fokus vor allem auf staatliche Herrschaftsinstitutionen, Re-
gierungsapparate und politische Entscheidungsprozesse richten. Davon ausgehend 
plädieren die Autorinnen für ein gesellschaftstheoretisch erweitertes feministisches 
Analysekonzept, das die Bereiche der Zivilgesellschaft, politischen Öffentlichkeit 
und familialen Privatheit fokussiert. Den Kern bildet ein Verständnis des Autori-
tären als ein Handlungsprogramm, das universalistische Werte der Gleichstellung 
und Gerechtigkeit aufgreift und diese als Instrumente für Diskriminierung und Aus-
beutung in der Verknüpfung unterschiedlicher Diskurse und Praxen umdeutet. Wie 
liberale Positionen und Argumente für die Diskriminierung und Ungleichbehand-
lung von Frauen in Zusammenhang mit einer Politisierung kultureller und ethni-
scher Konfliktlinien genutzt werden, zeigt der Beitrag an zwei unterschiedlichen 
Fallbeispielen. So wird zum einen anhand des vorläufigen Parteiprogramms der Al-
ternative für Deutschland (AfD) die Konstruktion autoritärer Geschlechterdiskurse 
in Verbindung mit einem wertkonservativen Familienbild analysiert. Zum anderen 
wird am Beispiel der Transitionsgesellschaft Chiles gezeigt, durch welche Praxen 
die Normalisierung autoritärer Diskurse erfolgt und zivilgesellschaftliche Frauen-
organisationen für demokratische Öffnungs- und Schließungsprozesse instrumen-
talisiert werden. Im Zentrum des Beitrags steht ein poststrukturalistisches, gouver-
nementales Machtverständnis, das das Autoritäre als eine diskursive Praxis begreift. 
Die Autorinnen zeigen, wie über die Verschränkung von Geschlechterdiskursen mit 
wertkonservativen Familien-, Sicherheits-, Rassismus- und Migrationsdiskursen ge-
schlechtliche Machtverhältnisse als eine illiberale hegemoniale Machtformation in 
die Gesellschaften eingeschrieben werden.
Die Frage nach vermachteten Strukturen, Praxen und Diskursen wird in diesem Heft 
auch an weiteren gesellschaftlichen Teilbereichen diskutiert, die in feministischen 
Analysen als konstitutiv für die Verfasstheit der Geschlechterverhältnisse gelten. 
Der Beitrag „Ein- und Ausschlüsse durch Arbeits- und Sozialpolitik: das Normalar-
beitsverhältnis als vergeschlechtlichtes Macht- und Herrschaftsverhältnis“ von Julia 

Lepperhoff und Alexandra Scheele verweist auf die hohe Bedeutung von Erwerbsar-
beit als Medium der Vergesellschaftung und problematisiert das sogenannte Norma-
larbeitsverhältnis, das Normalität und Norm von Erwerbsarbeit in Deutschland ab-
bildet. Mit Bezug auf drei unterschiedliche feministische Machtkonzeptionen wird 
diese arbeits- und sozialpolitisch zentrale Institution als Macht- und Herrschafts-
verhältnis theoretisiert und gezeigt, dass diese den Ausschluss von Frauen geradezu 
voraussetzt, Geschlechterungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt und in der sozialen 
Sicherung zementiert und damit in letzter Konsequenz einen Wandel in den Ge-
schlechterverhältnissen und eine egalitäre gesellschaftliche Teilhabe von Frauen und 
Männern verhindert. Auf den Spuren eines neuen Normalarbeitsverhältnisses wird 
schließlich der Ansatz soziabler Arbeit, der Erwerbsarbeit in ihrem gesellschaftli-
chen Kontext begreift, als neues Leitbild konturiert.
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Auch in dem Beitrag „Arbeit und Liebe. Wie die soziale Organisation der Ge-
schlechterverhältnisse zu Machtunterschieden zwischen Frauen und Männern führt“ 
von Antonia Kupfer wird Arbeit als vergeschlechtlichte und vergeschlechtlichende 
Institution in den Mittelpunkt gerückt. Mit Arbeit und Liebe werden zwei zentrale 
Lebensbereiche unabhängig voneinander auf ihre Organisation der Geschlechterver-
hältnisse hin untersucht. In beiden lassen sich Machtunterschiede zwischen Frauen 
und Männern zulasten von Frauen ausmachen. Die Geschlechterhierarchie in der 
Arbeit wird mit Hilfe von Regina Becker-Schmidts Perspektive und Analyse der 
Deklassierung von Frauen konzeptionalisiert. Für eine theoretische Perspektive der 
Geschlechterhierarchie im Bereich Liebe wird auf Eva Illouz’ Ausführungen zu 
Autonomie und Anerkennung zurückgegriffen. Ziel des Beitrags ist es, an grundle-
gende Perspektiven auf Macht in Geschlechterverhältnissen zu erinnern. Dazu gehö-
ren vergeschlechtlichte Herrschaftsverhältnisse ebenso wie die soziale Organisation 
des Geschlechterverhältnisses als Hierarchie zwischen Männern und Frauen. Der 
Beitrag zeigt, wie sich die Reproduktion und Verstetigung gesellschaftlicher Macht-
verhältnisse vor allem mit der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, der Verge-
schlechtlichung von Tätigkeiten und Berufen, einer gläsernen Decke für Frauen in 
höheren Erwerbspositionen und dem Gender Pay Gap vollzieht. Es sind letztendlich 
dualistische Denkmodelle, die zu Machtunterschieden und sozialen Ungleichheits-
verhältnissen zwischen Frauen und Männern führen. Dazu gehört die Ungleich-
verteilung der Reproduktionsarbeit als Fundament für eine geschlechtsspezifische 
Anerkennungsstruktur, die Frauen auf Liebesbeziehungen als einen zentralen Ort 
der Herstellung ihres Selbstbildes verweist, während Männer dieses stärker in der 
Öffentlichkeit generieren.
Dass eine feministische Kritik an Geschlechterverhältnissen als Machtverhältnis-
sen sowohl über eine auf heteronormatives Begehren ausgerichtete Theorie von 
Geschlechterunterdrückung als auch über ein juridisches Machtverständnis hin-
ausweisen muss, zeigt der Beitrag „Affektive (Ver-)Führungen. Machttheoretische 
Überlegungen zu Heteronormativität“ von Brigitte Bargetz und Gundula Ludwig. 
Ziel ist es, den wohl grundlegendsten Begriff der Queer Theorie – Heteronormativi-
tät – machttheoretisch zu präzisieren, indem hegemonietheoretische und affekttheo-
retische Ansätze in einen Dialog gebracht werden. Auf diese Weise wird sowohl über 
ein juridisches und ahistorisches Verständnis von Heteronormativität hinausgegan-
gen, als auch ein Verständnis von Heteronormativität überwunden, das Sexualität 
ins Zentrum stellt. Die Autorinnen fassen Heteronormativität als Hegemonie, deren 
Stabilität nicht nur auf Zwang rückführbar ist, sondern auch auf Konsens, soziale 
Kämpfe und Kompromisse. All diese Elemente von Hegemonie sind immer auch 
affektiv strukturiert: Heteronormative Hegemonie wird nicht nur über Einsicht und 
Verstand, sondern ebenso über verkörperte Gefühle, Atmosphären, Stimmungen, 
Leidenschaften und Verbundenheiten organisiert. Diese affektiven Investitionen 
werden in dem Beitrag in den Blick genommen. Gezeigt wird, dass heteronorma-
tive Hegemonie über affektive Versprechen von Zugehörigkeit und ‚Komfortzonen‘ 
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operiert, die in zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzungen artikuliert und in all-
täglichen Praxen reproduziert werden. Diese zivilgesellschaftlichen Kompromisse 
sind stets rassisiert, vergeschlechtlicht und klassisiert, weshalb Heteronormativität 
als affektive (Ver-)Führung aus einer intersektionalen Perspektive analysiert und kri-
tisiert werden muss.
Die Unbestimmtheit von Macht im Verhältnis von Körper und Technik sowie de-
ren Situiertheit in multiplen, ko-konstruierten gesellschaftlichen Machtverhältnis-
sen nimmt Magdalena Freudenschuss in ihrem Beitrag „Machtvoll und vermachtet. 
Verhandlungen um KörperSubjekte und Technik“ in den Blick. Feministische Re-
flexionen zu Macht müssen sich mit der Technologisierung und Digitalisierung von 
Gesellschaften auseinandersetzen und deren Auswirkungen auf das Politische zu 
ihrem Gegenstand machen. Die Figur der Cyborg funktioniert in diesem Beitrag als 
analytischer Schlüssel, um dieser Unbestimmtheit nachzugehen und den Körper als 
Ort des Politischen unter diesen sich verändernden Vorzeichen in der feministischen 
Debatte präsent zu halten. Zuspitzend argumentiert Freudenschuss, dass politisches 
Handeln in Zeiten digitaler Technologien eine Auseinandersetzung mit der eigenen 
Cyborg-Existenz verlangt.
Die hier versammelten Beiträge nehmen den widersprüchlichen Wandel der Ge-
schlechterverhältnisse zum Ausgangspunkt, um danach zu fragen, wie sich darin 
auch Macht und Machtverhältnisse verändern. Die Vielfalt der in dieser Ausgabe 
untersuchten Felder ebenso wie die Pluralität der unterschiedlichen theoretischen 
Zugänge machen deutlich, dass es feministischen (politikwissenschaftlichen) Ana-
lysen weiterhin nicht darum gehen kann, eine Machtkonzeption gegenüber einer 
anderen zu bevorzugen. Vielmehr verweisen sie auf den noch immer aktuellen An-
spruch, eine fundamentale Kritikperspektive einzunehmen und die Artikulationen 
von Macht in ihren Metamorphosen auf den verschiedenen gesellschaftlichen Ebe-
nen zu identifizieren. 

Anmerkung

1 Wir sprechen hier von Frauen, um eine Tendenz auszuweisen. Dass allerdings auch mi-
grantische Männer zunehmend in Reproduktionsarbeiten im Rahmen einer transnationalen 
rassistischen Arbeitsteilung eingebunden werden, möchten wir an dieser Stelle nicht unter-
schlagen.
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Der Kampf um Macht: Historische Frauenbewegungen in 
Russland und Großbritannien im Vergleich 

JANA GÜNTHER. EVA MARIA HINTERHUBER

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts begannen Frauen weltweit, sich mit dem 
Ziel der Geschlechtergleichberechtigung zu organisieren. Nationale Frauenbewe-
gungen entstanden, und wenig später folgten erste transnationale frauenpolitische 
Mobilisierungen (Tripp 2006, 55). Zu den bestimmenden Themen gehörten national 
und international, neben dem Zugang zu Bildung und der Erlangung allgemeiner 
ziviler Rechte, der Kampf um politische Partizipation: Im Mittelpunkt stand vielfach 
das Frauenwahlrecht. Die politischen, sozialen und kulturellen Kontexte, in denen 
Frauen ihre Stimme erhoben, präsentierten sich dabei sehr unterschiedlich. Auch 
auf nationaler Ebene vertraten die Aktivistinnen teils konfligierende Positionen, und 
ihre Strategien umfassten ein breites Spektrum; die gewählten Protestformen und 
-verläufe wiesen hingegen durchaus Ähnlichkeiten auf.
Ein systematischer Vergleich ausgewählter historischer Frauenbewegungen birgt 
die Chance, Unterschiede und Parallelen in Bezug auf Rahmenbedingungen und 
Ausgangspunkte herauszuarbeiten sowie Kontinuitäten und Brüche zwischen Frau-
enbewegungen generell zu analysieren. Mit der russischen und der britischen frü-
hen Frauenbewegung fiel, einem „most-different-case selection rationale“ folgend 
(Beckwith 2013, 419), die Wahl auf zwei Bewegungen, die extrem unterschiedli-
chen historischen und politischen Gegebenheiten unterworfen waren. 
In unserer komparativen Studie steht die Frage im Mittelpunkt, wie frühe Frauen-
bewegungen in ihren spezifischen nationalen Kontexten agierten, welche „äußeren“ 
und „inneren“ Machtverhältnisse existierten, wie die Frauenbewegungen das Ver-
hältnis derselben bestimmten, ermächtigend nutzen konnten oder auch daran schei-
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terten. Dafür entwickeln wir zunächst einen theoretischen Interpretationsrahmen für 
die Auseinandersetzung mit Macht und Ermächtigung in (historischen) Frauenbe-
wegungen. Vor diesem Hintergrund wird dann die Geschichte sowohl der britischen 
als auch der russischen frühen Frauenbewegung nachgezeichnet und ein systemati-
scher Vergleich angestellt. 

1. Theoretischer Interpretationsrahmen: Etwas Neues beginnen

Die Fähigkeit, zu handeln und „etwas Neues zu beginnen“, macht Menschen zu 
„politischen Wesen“ (Arendt 1998, 81). „(S)ich mit seinesgleichen zusammenzu-
tun, gemeinsame Sache(n) mit ihnen zu machen, sich Ziele zu setzen und Unterneh-
mungen zuzuwenden“ (ebd.), verweist auf die Gestaltungskraft von Individuen in 
ihren gesellschaftlichen Zusammenhängen und auf den Zusammenhang von Han-
deln und Macht. Soziale Bewegungen – als ein Zusammenschluss „politischer We-
sen“ im Arendtschen Sinne – unternehmen den Versuch, gemeinsam Einfluss auf ge-
sellschaftliche Verhältnisse zu nehmen und sozialen Wandel voranzubringen (Roth/
Rucht 2008, 13).
Auch Frauenbewegungen können dementsprechend ohne eine Bezugnahme auf 
„Macht“ nicht verhandelt werden. In diesem Kontext sind verschiedenste Ausprä-
gungen von Macht von Bedeutung: Das Spektrum reicht von „Macht über (jemanden 
oder etwas)“, über „Macht mit“ im Zusammenschluss mit anderen bis zu „Macht zu 
(etwas)“(Rowlands 1998, 14), mit Amy Allen (1999) gefasst als „Fähigkeit, ein Ziel 
zu erreichen und (…) Widerstand zu leisten“ (Göhler 2012, 255).
Frauenbewegungen gelten ihrerseits als die Agentinnen eines erkämpften bzw. zu 
erkämpfenden Wandels im Sinne einer Gleichberechtigung der Geschlechter. Sie 
resultieren aus und agieren in spezifisch ausgestalteten hierarchischen Geschlech-
terverhältnissen. Bereits in vorangegangenen Jahrhunderten kennzeichnen sie kom-
plexe, heterogene Dominanz- und Subordinationsverhältnisse und nehmen sie zum 
Ausgangspunkt für unterschiedliche geschlechterpolitische Mobilisierungen. Dabei 
geht es im Kontext von Geschlechterverhältnissen als Machtverhältnissen zunächst 
um die „Macht über etwas bzw. jemanden“: Gemeint ist die Form von Macht, mit-
tels derer eine Person oder Gruppe Kontrolle über die Handlungen oder Optionen 
einer anderen auszuüben in der Lage ist (Weber 1972, 28), als „Fähigkeit (…), die 
Wahlmöglichkeiten anderer einzuschränken“ (Göhler 2012, 255). Aus einer Ge-
schlechterperspektive mobilisier(t)en Frauenbewegungen sowohl gegen die offene 
Ausübung von „Macht über“ – bspw. als physischer Zwang – als auch gegen deren 
subtile Ausprägung, die Internalisierung von Kontrolle. 
Die geschlechterpolitische Mobilisierung gegen bestehende vergeschlechtlichte 
Machtverhältnisse zeigt eine weitere Form von Macht im Kontext von (nicht nur) 
historischen Frauenbewegung(en): die „Macht mit“ anderen zu agieren, der Um-
stand, dass mit einer Gruppe die Möglichkeit, Einfluss zu nehmen, gemeinhin größer 
ist als die eines einzelnen Individuums (Rowlands 1998, 14). Hier kommt (im ge-
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gebenen Kontext positiv interpretiert) die eingangs genannte Macht im Arendtschen 
Sinne zum Tragen, als „menschliche (…) Fähigkeit, nicht nur zu handeln oder etwas 
zu tun, sondern sich mit anderen zusammenzuschließen und im Einvernehmen mit 
ihnen zu handeln“ (Arendt 1998, 45).
Neben den jeweils herrschenden Geschlechterregimes sind Frauenbewegungen in 
bestimmten historischen, politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Kon-
texten verortet, die von weiteren Dimensionen sozialer Ungleichheit geprägt sind. 
Die aus deren Überschneidungen entstehenden, jeweils spezifischen Machtkonstel-
lationen bilden das spezifische Feld, in dem historische Frauenbewegungen agieren. 
Frauenbewegungen sind aus dieser Perspektive heraus betrachtet nicht nur Produ-
zentinnen und Trägerinnen sozialer Kämpfe in vergeschlechtlichenden und ver-
geschlechtlichten Machtverhältnissen. Sie selbst sind ein Ort, in dem sich Macht-
verhältnisse widerspiegeln und reproduzieren. Der identitätspolitische „Kitt“ 
– namentlich der Rekurs auf Geschlechtsidentität – bietet demnach auch in den frü-
hen feministischen Bewegungen Anlass für soziale Sprengkraft. D.h. andere gesell-
schaftlich relevante soziale Ungleichheitsverhältnisse werden austariert und äußern 
sich in den Forderungen, der Art der Mobilisierung und den Organisationsformen. 
Auf der Ebene des „gemeinsam(e) Sache(n)“-Machens (Arendt 1998,81), also der 
Ebene des widerständigen Protestes, kommt es selbst zu Kämpfen um Handlungs-, 
aber auch Deutungsmacht. 
Konflikte und Brüche sind – in unserer Konzeptionalisierung – demnach ein inhä-
renter Teil der historischen Frauenbewegungen, in denen sich Ausschlüsse entlang 
sozialer Ungleichheitsverhältnisse und Bilder hegemonialer Geschlechtervorstel-
lungen nachweisen lassen. Diese Konfliktlinien ermöglichten aber auch die Erwei-
terung des Protestspektrums, die Etablierung neuer Organisationen, Solidarisierun-
gen sowie den Einsatz für neue Ziele. Hier geht es um „Macht zu (etwas)“, um eine 
generative, produktive Macht (Hartsock1985, 223) – „a form of power which can 
(…) open up new possibilities“ (Rowlands 1998, 13).
Im Folgenden wird es darum gehen, den Kampf der historischen russischen und 
britischen Frauenbewegung gegen vergeschlechtlichte Machtverhältnisse nachzu-
zeichnen. Darauf aufbauend wird dann im abschließenden Kapitel komparativ auf-
gezeigt, wo sie gegen „Macht über“ aufbegehrten, ob und wie die Bewegungen, im 
Sinne von „Macht mit“, gemeinsam und solidarisch (Göhler 2012, 255) handelten 
sowie – als „Macht zu“ (ebd.) – neue Ziele zu erreichen konnten.

2. Historische Frauenbewegungen in Russland und Großbritannien im 
Spannungsverhältnis von Macht und Ermächtigung

Im Folgenden wird die Geschichte der britischen und der russischen Frauenbewe-
gung zwischen der Jahrhundertwende und 1917 in den Blick genommen. Das ausge-
hende 19. sowie das beginnende 20. Jahrhundert waren in beiden Ländern von mas-
siven gesellschaftlichen Spannungen und historischen Ereignissen gekennzeichnet, 
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die einschneidende gesellschaftliche, politische und ökonomische Veränderungen 
nach sich zogen. Verwoben mit diesen Umbrüchen sind das Erstarken der beiden 
Frauenbewegungen, ihre zunehmende Sichtbarkeit auf nationaler Ebene wie im 
internationalen Kontext, die Etablierung neuer Organisationen, ihre Protestformen 
und Zielsetzungen ebenso wie die interne (Aus-)Differenzierung. 

2.1  Russland: Sozialismus vs. Feminismus

Russland kann auf eine traditionsreiche und vergleichsweise „alte“ Frauenbewegung 
zurückblicken. Bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts begehrte sie vielstimmig ge-
gen die hierarchische Geschlechterordnung im Zarismus auf (Alpern Engel 2003; 
 Edmondson 2004; Stites 1990), welche den absolutistischen Charakter des politi-
schen Regimes widerspiegelte (Racioppi/O’Sullivan See 1997, 17f.). Mit Beginn der 
Russischen Revolution (1905 bis 1907)1, getragen von einer „in mehreren großen 
Wellen an- und abschwellenden revolutionäre(n) Bewegung“ (Stökl 1990, 596), trat 
auch die Frauenbewegung deutlich in Erscheinung (Iukina 2013, 38ff.;  Ruthchild 
2010). Dabei waren insbesondere eine sozialistische Frauenbewegung und eine femi-
nistische Frauenwahlrechtsbewegung, die sich an den britischen Suffragetten orien-
tierte, präsent (Köbberling 1993, 16; Racioppi/O’Sullivan See 1997, 20). 
Auf Seiten der Feministinnen lag der Schwerpunkt auf dem Bereich Sozialwesen 
und damit u.a. auf Bildung und Erziehung und dem Kampf gegen Prostitution. Zu 
den bekanntesten Vereinen gehörte die bereits 1895 in St. Petersburg ins Leben ge-
rufene „Russische Wohltätigkeitsgesellschaft für Frauen“ (Köbberling 1993, 16; 
Garstenauer 2010, 79). Die Sozialistinnen beriefen sich demgegenüber auf Nades-
hda Krupskajas Schrift „Die Frau und Arbeiterin“ (1900), in der Lenins Lebens-
gefährtin „alle ‚feministischen‘ Lösungen“ der Frauenfrage zurückwies, sowie auf 
August Bebels „Die Frau und der Sozialismus“ von 1879 (Köbberling 1993, 19). Im 
Mittelpunkt stand der (Haupt-)Widerspruch zwischen Arbeit und Kapital, dessen 
Überwindung im Sozialismus auch zur Auflösung des „Nebenwiderspruchs“, der 
untergeordneten gesellschaftlichen Stellung von Frauen, führen würde. 
Als nach dem sog. „Blutigen Sonntag“ am 9. Januar 19052, der brutalen Nieder-
schlagung von Arbeiter_innenprotesten vor dem Petersburger Winterpalast mit zahl-
reichen Toten (Stökl 1990, 596), sich die Führung zu Reformen genötigt sah, u.a. 
hinsichtlich der Assoziationsfreiheit, wurden auch neue Frauenvereinigungen ins 
Leben gerufen. Dazu zählte im Februar 1905 die „Union für die Gleichberechtigung 
der Frauen“ (Garstenauer 2010, 79; Köbberling 1993, 17), die ein breites Spektrum 
zum Kampf für Frauenrechte vereinte: liberale Feministinnen, Sozialdemokra-
tinnen, Sozialistinnen und Sozialrevolutionärinnen. 1907 zählte die Union bereits 
12.000 Mitglieder. Sie setzte sich für die Rechte von Arbeiterinnen und Landfrauen 
sowie für die Koedukation ein. Ihre Forderungen richtete sie gleichermaßen an Op-
position und Regierung; an erstere appellierte sie, die Frauenfrage als integralen 
Bestandteil aufzufassen, von letzterer forderte sie soziale und vor allem auch poli-
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tische Rechte für Frauen (Köbberling 1993, 17). Ungeachtet des offiziellen Verbots, 
das Frauenwahlrecht zu propagieren (ebd.), richtete auch die genannte feministische 
„Russische Wohltätigkeitsgesellschaft für Frauen“ 1905 eine eigene „Wahlrechts-
Abteilung“ ein, und im selben Jahr wurde eine „Progressive Frauen-Partei“ gegrün-
det (ebd.).
In der Tat beinhalteten die von den revolutionären Bewegungen errungenen Reformen 
neben der Einberufung des mit eingeschränkten Rechten versehenen Parlaments und 
Landreformen auch die Verabschiedung eines sogenannten „allgemeinen“ Wahlge-
setzes vom 11./24. Dezember 1905.3 Aus der Perspektive der Frauenbewegung war 
dieses Wahlgesetz jedoch eine Enttäuschung, da es nur in wenigen Ausnahmefällen, 
gebunden an spezifische Vermögens- und Verwandtschaftsverhältnisse, das Wahl-
recht stellvertretend auch für Frauen vorsah (ebd., 18). 
Drei Jahre später fand in St. Petersburg der „1. Allgemeine Russische Frauenkon-
gress“ mit ca. 1.000 Teilnehmer_innen statt (Köbberling 1993, 18; Godel 2002, 
298). Von Seiten der Sozialistinnen wurde der Kongress zunächst boykottiert, dann 
aber doch eine Abordnung unter der Leitung von Alexandra Kollontai entsandt. 
Deren Auffassung, dass die Lösung der „Frauenfrage“ der Überwindung des Klas-
senantagonismus unterzuordnen sei, rief deutlichen Protest hervor. Die schließlich 
verabschiedete Resolution enthielt „Forderungen nach Arbeits- und Mutterschutz, 
Recht auf Bildung und Reform des Scheidungsrechts“ sowie auf „das allgemeine, 
gleiche, freie und geheime Wahlrecht“ (Köbberling 1993, 18). Die auf dem Kon-
gress zutage getretenen Differenzen führten aber auch zum Ende der „Union für 
die Gleichberechtigung der Frauen“ (Garstenauer 2010, 709), die unterschiedlichen 
Strömungen innerhalb der Frauenbewegung ein Dach geboten hatte (Köbberling 
1993, 19).
Auf Seiten der Sozialistinnen konnten innerhalb ihres eigenen Lagers gewisse 
Erfolge verzeichnet werden. Erstens ging die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 
(SDAPR) ab 1913 dazu über, für die Verfolgung ihrer politischen Ziele verstärkt 
Frauen zu rekrutieren. Am 8. März desselben Jahresgelang es den Sozialistinnen 
zudem erstmals, den Internationalen Frauentag zu organisieren. Darüber hinaus 
wurde zweitens der Forderung stattgegeben, Frauenabteilungen einzurichten, wenn 
diese auch nur über wenig Einfluss verfügten (ebd., 19). Beide Teile der seit 1903 
gespaltenen SDAPR gaben Frauenzeitschriften heraus, auf bolschewistischer Seite 
die „Rabotniza“ (dt. „Arbeiterin“), auf menschewistischer Seite das „Listok Rabot-
nizy“ (dt. „Blatt der Arbeiterin“) (ebd., 19f.).
Die Differenzen innerhalb der russischen Frauenbewegung traten mit dem Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs im Jahr 1914 noch einmal deutlich hervor. Innerhalb des femi-
nistischen Spektrums sprachen sich patriotische Gruppierungen offen für den Krieg 
aus, darunter die Allrussische Liga für die Gleichberechtigung der Frauen. Die große 
Mehrheit – auch unter denjenigen Feministinnen, die ihn nicht unterstützten – ver-
band damit die Hoffnung auf einen Wandel der Geschlechterverhältnisse, nicht zu-
letzt auf die Einführung des Frauenwahlrechts (Köbberling 1993, 19; Garstenauer 
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2010, 80). Die Öffnung der Universitäten für Frauen im Jahr 1916 wurde, in Ver-
kennung der dahinterstehenden militärisch-ökonomischen Gründe, als Erfolg der 
bürgerlichen Frauenbewegung verbucht (Köbberling, 1993, 20f.). 
Der sozialistische Teil der Frauenbewegung hingegen stellte sich mehrheitlich gegen 
den Krieg und engagierte sich pazifistisch und antimilitaristisch, u.a. auch auf in-
ternationaler Ebene. Gemeinsam mit anderen sozialistischen Frauengruppierungen 
trafen sie sich auf der Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz in Bern 1915 
und dem Internationalen Frauenkongress des Frauenkomitees für Dauernden Frie-
den 1915 in Den Haag (ebd.). 
Und es waren Frauendemonstrationen anlässlich des sozialistischen Frauentages, 
die „der Anfang vom jähen Ende des russischen Kaisertums werden sollten“ (Stökl 
1991, 635). Streiks und Demonstrationen – von politisch nicht organisierten – Ar-
beiterinnen lösten letztlich die Februarrevolution aus (Köbberling 1993, 23; Godel 
2002: 299). Nach der darauffolgenden Abdankung der Zaren am 3. März übernahm 
eine Provisorische Regierung die Regierungsgeschäfte (Stökl 1991, 639 und 640ff.); 
„Russland war über Nacht zur Republik geworden“ (ebd., 639).
Im Rückblick scheint es, dass die feministischen Organisationen die sich zu diesem 
Zeitpunkt eröffnenden Chancen zu nutzen wussten. Noch im März 1917 fand eine 
Großdemonstration für die Einführung des Frauenwahlrechts mit 40.000 Teilneh-
mer_innen statt (Köbberling 1993, 24). Ein Zusammenschluss mehrerer feminis-
tischer Vereinigungen zu einem „Nationalen Frauenrat“ erlangte im Mai desselben 
Jahres die Anerkennung der Regierung (ebd.). In den acht Monaten ihrer Amtszeit 
führte die Provisorische Regierung das Frauenwahlrecht ein – womit Russland im 
weltweiten Vergleich eine historische Vorreiterrolle zukam – und legte das Prinzip 
Lohngleichheit gesetzlich fest; auch die Gründung von Frauenuniversitäten war in 
Planung (Köbberling 1993, 24; Godel 2002, 299). 
In der Bewertung dieser frauenpolitischen Erfolge manifestierten sich weiterhin 
die Differenzen zwischen Feministinnen und Sozialistinnen: Letztere „hielten eine 
wirkliche Befreiung der Frauen nur durch die Abschaffung des Privatbesitzes an Pro-
duktionsmitteln für möglich“ (Köbberling 1993, 25) und lehnten bloße Reformen, 
auch innerhalb des neuen politischen Systems, ab. Der Konflikt spitzte sich weiter 
zu, eine Delegation von Bolschewistinnen verließ im April 1917 demonstrativ den 
Allrussischen Frauenkongress (ebd.), eine Zusammenarbeit schien nicht mehr mög-
lich (Fieseler 1993,169).
Nach der Oktoberrevolution (Stökl 1991, 646) und der Machtübernahme der Bol-
schewiki, mit der der Beginn der sowjetischen Ära eingeläutet wurde, gerieten die 
Feministinnen endgültig in die Defensive. Feminismus avancierte von einem Fah-
nen- zu einem allgemeinen Stigmawort.4 Der zunehmende politische Druck auf die 
feministischen Akteurinnen führte zu einer verstärkten Emigration nach Europa 
(Köbberling 1993, 26). „Seit dem Ende des Jahres 1917 war politische Aktivität 
von Frauen nur noch innerhalb der kommunistischen Partei möglich – alle anderen 
Ansätze wurden schon früh ausgeschaltet“ (ebd., 27).
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In den auf die Machtübernahme der Bolschewiki folgenden Jahren erfolgte schließ-
lich eine bedeutende „Gleichstellung von oben“: u.a. wurden Ehe- und Scheidungs-
gesetze liberalisiert, die Koedukation eingeführt, die Möglichkeit zu Schwanger-
schaftsabbrüchen innerhalb bestimmter Grenzen legalisiert, vor allem aber der 
Zugang von Frauen zur Arbeitswelt und ihre Position darin grundlegend reformiert 
sowie eine Vergesellschaftung von Hausarbeit angestrebt (Köbberling 1993, 28ff.; 
zur sowjetischen Geschlechterpolitik Attwood 1990; Evans Clements 1991; Rosen-
baum 1991; Schmitt 1997). 
Köbberling (1993, 22) fasst die Differenzen zwischen Sozialistinnen und Femini-
stinnen in der Frauenbewegung entlang theoretischer, organisatorischer und prak-
tisch-politischer Fragen zusammen: Auf theoretischer Ebene verfolgten Femini-
stinnen Reformvorhaben, ohne das politische System als solches in Frage zu stellen, 
während Sozialistinnen einen Systemwechsel anstrebten; die Feministinnen ver-
folgten frauenpolitische Ziele in verschiedenen Organisationen, während die Sozia-
listinnen sich unter dem Dach der SDAPR organisierten; und schließlich erachteten 
Feministinnen eine Instrumentalisierung des Krieges für frauenpolitische Ziele für 
möglich bzw. unterstützten ihn, während die Sozialistinnen sich gegen den Krieg 
aussprachen. Diese Differenzen hatten jedoch zu unterschiedlichen Zeitpunkten un-
terschiedliches Gewicht.

2.2  Großbritannien: Konstitutionalismus vs. Militanz

In Großbritannien war die Frauenbewegung mit der Glorious Revolution 1688 und 
der sich 1780 durchsetzenden Industrialisierung anderen politischen und ökono-
mischen Bedingungen als in Russland unterworfen. Wenngleich die zunehmende 
Demokratisierung und Entmächtigung der absoluten Monarchie von restaurativen 
Phasen gebrochen wurde, so blickten die Brit_innen auf eine lange Tradition des 
Parlamentarismus zurück. Große Teile der bürgerlichen Gesellschaft konnten sich 
durch die Reformen sukzessive politisch emanzipierten (Karl 2011, 61). 
Obwohl bereits ab den1850er-Jahren die Kampagnen für das Frauenstimmrecht eine 
gewisse Öffentlichkeitswirksamkeit genossen und Parlamentarier wie John Stuart 
Mill, Henry Fawcett und Richard Pankhurst Anträge zum Frauenstimmrecht im 
House of Commons einbrachten bzw. unterstützten, waren die Vorstöße nicht von 
Erfolg gekrönt (Blackburn 1902, 55). Mit der Gründung der National Union of Suf-
frage Societies (NUWSS) 1897 wurde den suffragistischen Organisationen der bri-
tischen Frauenbewegung aber ein organisatorisches Dach geschaffen, unter welchen 
eine gezielte Organisierung für das Stimmrecht forciert werden sollte. Die NUWSS 
verstand sich als konstitutionelle Organisation, d.h. das politische System sollte auf 
Basis der bestehenden demokratischen Regeln geändert werden. Die Taktiken be-
schränkten sich auf eine der Parlamentslogik entsprechenden Lobbypolitik, die par-
teiübergreifend wirken sollte (Holton 1995, 289). Einzelne Members of Parliament 
(MP), die dem Frauenstimmrecht wohlgesonnen waren, brachten dementsprechend 



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

FEMINA POLITICA 1 | 2017 31

Private Member Bills5 ein. Zwar wurden die Frauenstimmrechtsaktivistinnen mit 
ihren Petitionen höflich empfangen und behandelt (Lloyd 1970, 46). Die Anträge im 
Parlament wurden jedoch zumeist durch „talk out“-Praktiken der Gegner nicht zur 
Abstimmung gebracht (Schirmacher 1976, 24). Die Taktik der NUWSS ging auf der 
parlamentarischen Ebene nicht auf, wenngleich sie durch die Kampagnen landes-
weit ein Bewusstsein für die politische Benachteiligung von Frauen schuf. 
In den von der Arbeiter_innenbewegung geprägten Industriezentren etablierte sich 
eine neue Generation an Frauenbewegten, die nach den enttäuschenden Erfahrungen 
der letzten Jahre radikalere Taktiken einsetzten. Mit der Gründung der Women’s 
Social and Political Union (WSPU) 1903 durch Mitglieder der Independent Labour 
Party (ILP) nahm der Kampf um politische Mitbestimmung eine neue, militante 
Gangart auf. Anders als die NUWSS und deren Mitgliedsorganisationen nahm 
die WSPU keine männlichen Mitglieder auf (Pankhurst 1913, 38). Genau wie die 
NUWSS forderte die WSPU aus strategischen Gründen ein eingeschränktes Stimm-
recht zu denselben Konditionen wie Männer es bis zu diesem Zeitpunkt hatten. 
Wenngleich diese Form des Stimmrechts insbesondere „niedere“ Besitzklassen 
ausschloss, wurde es doch von den organisierten Arbeiterinnen zunächst unterstützt 
(Neumann 1924, 9). Hier gelang es der britischen Bewegung im Sinne der „Macht 
mit“ eine Basis gemeinsamen Handelns zu schaffen, wie sie im zu jener Zeit gänz-
lich unparlamentarisch geprägten zaristischen Russland historisch noch nicht mög-
lich war. 
Das Ziel eines eingeschränkten Frauenstimmrechts beschwor bei internationalen 
Stimmrechtskonferenzen jedoch Konflikte herauf. So sorgte der Antrag der Vorsit-
zenden der NUWSS Millicent Garrett Fawcett 1909 beim „Internationalen Kongreß 
des Weltbundes für Frauenwahlrecht“ 1909 in London u.a. für Irritationen bei den 
Sozialistinnen Alexandra Kollontai und Clara Zetkin: Dass nur noch Mitglieder in 
den Bund aufgenommen werden sollten, die das Wahlrecht zu den Konditionen for-
derten, wie sie in dem jeweiligen Land für die Männer galten, erschien ihnen als 
unannehmbar (o.V. 1909, 270). So limitiert die Forderung eines eingeschränkten 
Stimmrechts aus heutiger Sicht zwar wirken mag, die Suffragettenbewegung ver-
folgte ihr Ziel aufmerksamkeitserregender und mit zunehmender Radikalität, als es 
die britischen Konstitutionellen und Stimmrechtsorganisationen in anderen Ländern 
bis dato taten. Der enorme Zuspruch und der Erfolg der Aufmärsche und Demons-
trationen veranschaulicht überdies, dass sich klassenübergreifende Bündnisse in der 
Stimmrechtsbewegung – trotz des bescheidenen Ziels – bewerkstelligen und strate-
gische Forderungen vermitteln ließen. 
Mit der – nicht immer vorteilhaften – medialen Aufmerksamkeit, die durch die mili-
tanten Taktiken noch angeheizt wurde, etablierte sich das bis heute anhaltende Nar-
rativ der streitbaren Suffragette. Der sich etablierenden militanten Bewegung gelang 
es in der Folge, sich nach und nach geschickt mit öffentlichkeitswirksamen Akti-
onen als modern und radikal zu inszenieren, eine große Anzahl an Mitstreiterinnen 
zu gewinnen und durch steten Skandalon die Klaviatur der modernen Presse- und 
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Medienökonomie zu bespielen (Günther 2016). Hier zeigt sich, dass es den Frauen-
bewegten gelang, den öffentlichen Diskurs in ihrem Sinn zu prägen. Das Thema der 
demokratischen Beteiligung von Frauen wurde medial diskutiert und musste auf der 
Grundlage von Petitionen, Deputationen und Eingaben parlamentarisch verhandelt 
werden. Umzüge, Versammlungen und Verhaftungen in der Nähe des Parlaments 
oder vor Häusern namhafter Politiker wurden nicht nur mit öffentlicher Häme sei-
tens der Presse quittiert, sondern verschafften den militanten Frauenstimmrechtle-
rinnen auch viele neue Unterstützerinnen (Wingerden 1999, 76). Die konstitutio-
nelle NUWSS öffnete sich ab 1907 ebenfalls für Formen des Straßenprotestes und 
verlagerte ihre Kampagnen gezielter in die öffentliche Sphäre (Rosen 1974, 79). 
Nicht nur die Russinnen, auch andere europäische Frauenbewegungen wie die deut-
sche bürgerliche Frauenbewegung, blickten auf die britische Kampagne als Vorbild 
und Gatekeeperin: Hier wurde der „Sieg des Frauenstimmrechts“ zuerst erwartet, 
hier würde der „Anfang des Triumphes in aller Welt sein“ sein (Schleker 1909, 4ff.). 
Auf die zunehmenden Auseinandersetzungen mit der Polizei, weitere Verhaftungen 
und den ersten Zerstörungen öffentlichen Eigentums, reagierte die Ordnungsmacht 
zwischen 1909 und 1911 mit restriktiveren Gerichtsurteilen und härteren Gefäng-
nisstrafen. Inhaftierte Suffragetten quittierten die schlechten Haftbedingungen mit 
Hungerstreiks und kämpften um ihre Anerkennung als politisch Gefangene (Win-
gerden 1999, 85). Die verheerenden Ausschreitungen in Birmingham bei einem 
Besuch des Premiers und Frauenstimmrechtsgegners Herbert Asquiths (Pugh 2002, 
192) führte zur Einführung der Zwangsernährungen, nicht zuletzt um geschwächte 
Hungerstreikende nicht mehr entlassen zu müssen. In der Folge verlagerten die mili-
tanten Aktivistinnen sich auf gewaltsame und destruktive Akte: „And so acids were 
poured into letter-boxes or upon golf greens, telegraph lines were cut, fire engines 
were called out on false alarms“ (Zangwill 1916, 309). Auch Parlamentarier, ehe-
malige langjährige Wegefährten und konstitutionelle Frauenstimmrechtler_innen 
wurden zur Angriffsfläche der Militanten. 
Diese „Propaganda der Tat“ setzte letztendlich darauf, die Männer der „herrschenden 
Klasse“ (Rowbotham 1980, 117) in die Knie zu zwingen. Nach dem Bombenattentat 
auf das Wochenendhaus des Abgeordneten David Lloyd George 1913 und daraus re-
sultierenden zunehmenden polizeilichen Repressalien gegen militante Frauenbewe-
gungsorganisationen distanzierten sich die Konstitutionellen dezidiert, wenngleich 
sie die Haftbedingungen und Zwangsernährungen weiterhin verurteilten. Insbeson-
dere der autokratische Führungsstil (Thébaud 2002 , 89) und die Starrköpfigkeit, mit 
der die Führungsriege der WSPU zur Zeit der erneuten Abstimmung der Conciliation 
Bill auf ihrer militanten Kampagne beharrte, wurden als kontraproduktiv angesehen 
(o.V. b. 1912, 831). Auch hatte sich in der WSPU selbst ein Richtungsstreit in Bezug 
auf die Gewaltanwendung entwickelt. Nicht zuletzt sahen sich auch die Mitgliedsor-
ganisationen der NUWSS Anfeindungen der allgemeinen Öffentlichkeit, der Presse 
und der Polizei gegenüber. Den endgültige Fall der Conciliation Bill verbuchte die 
konstitutionelle Strömung denn auch auf das Konto der Militanten (o.V. a. 1912, 877).
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Der „Guerilla Warfare“ (Atkinson 2002, 33) der WSPU mündete in einem „Katz-
und-Maus-Spiel“ zwischen den militanten Kleingruppen der WSPU und der Polizei. 
Die hungerstreikenden Suffragetten wurden entlassen und entzogen sich so ihren 
Haftstrafen. Von parlamentarischer Seite versuchte man diesen Kreislauf 1913 mit 
dem Prisoner’s Temporary Discharge for Ill Health Act, besser bekannt als „Cat and 
Mouse Act“, zu durchbrechen (Günther 2009, 112; Rosen 1974, 193).
Mit dem Ausbruch des ersten Weltkrieges 1914 erließ die Regierung eine Amnestie 
für alle inhaftieren Suffragetten (Strachey 1928, 337). Der Krieg bewirkte, wie in der 
russischen Bewegung auch, eine Zäsur in der britischen Frauenbewegung. Ein Teil 
des militanten Flügels erklärte sich postwendend patriotisch. Christabel und Em-
meline Pankhurst unterstützten z.B. vehement die Kriegspolitik der Regierung und 
benannten die Organisationszeitschrift „Suffragette“ in „Britannia“ um. An der Hei-
matfront sah die WSPU ihre Aufgabe nun darin, Männer für die Armee und Frauen 
für die Heimatfront zu gewinnen, die Militanz für das Stimmrecht kanalisierte sich 
gleichsam in einer Form nationaler Militanz (Wingerden 1999, 161). Diese Strategie 
stieß allerdings auf Gegenwehr, und es kam zu Abspaltungen und Neugründungen 
(Rowbotham 1999,67f.) wie der Independent Women’s Social and Political Union 

und der Suffragettes of the WSPU (Hanschke 1990, 34). Die NUWSS erfuhr eine 
ähnliche Spaltung: Der Dachverband forderte seine Mitgliedsorganisationen auf, 
sich im nationalen Kriegsdienst als bereit für die Staatsbürger_innenschaft zu bewei-
sen (Strachey 1928, 338). So sahen sich Kriegsgegnerinnen des militanten Lagers, 
wie z. B. Sylvia Pankhurst, vereint mit prominenten Konstitutionellen und Pazifi-
stinnen (Rowbotham 1999, 68). 
Die Frauenstimmrechtsorganisationen und Frauengewerkschaften organisierten 
die Arbeitseinsätze von Frauen in den Fabriken, nicht ohne Schwierigkeiten, aber 
dennoch auf lange Sicht erfolgreich (Strachey 1928, 337). Ca. 23.000 medizinische 
Versorgungsarbeiterinnen zählten die Voluntary Aid Detachments (VADs) an der 
Westfront der britischen Armee, welche sich aus bürgerlichen und aristokratischen 
Kreisen rekrutierten(Hacker 1998, 189). Noch während des Krieges arbeitete die 
Conference of Electoral Reform einen neuen Gesetzesantrag zur Wahlrechtsreform 
aus, welcher das Frauenstimmrecht in eingeschränkter Form vorsah. Das Gesetz trat 
schließlich 1918 in Kraft.

3.  Fazit: Etwas Neues beginnen, aber alte Fäden aufnehmen

Frauenbewegungen bestehen, wie auch dieser Ländervergleich zeigt, aus einer Viel-
zahl zum Teil konfligierender Strömungen, die zu einem gewissen Zeitpunkt bzw. 
für eine begrenzte Zeitspanne zum Teil ähnliche Ziele, zusammen oder parallel, ver-
folgen. Sie adressieren unterschiedliche Orte der Macht und reproduzieren gesell-
schaftliche Machtverhältnisse, bspw. Klassenverhältnisse, in den eigenen Reihen. 
Und nicht zuletzt bewegen sie sich in jeweils spezifischen historischen, politischen 
etc. Kontexten. 
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Während das britische politische System stark und stabil war und eine lange parla-
mentarische Tradition aufwies, erlebte Russland in den ersten beiden Jahrzehnten 
drei Revolutionen und verschiedene Regierungsformen, vom zaristischen Absolu-
tismus über eine parlamentarische Monarchie und Übergangsregierungen bis hin zu 
einer revolutionären Diktatur (Ruthchild 2010, 5). 
Dies hat auch Auswirkungen auf die Ausübung von „Macht über“ als der Fähigkeit, 
die Wahlmöglichkeiten von Frauen buchstäblich einzuschränken, und damit auch 
auf den Kampf der historischen russischen und britischen Frauenbewegungen gegen 
vergeschlechtlichte Machtverhältnisse. Die russische Frauenbewegung richtete sich 
gegen den Ausschluss von Frauen von gesellschaftlicher, ökonomischer und poli-
tischer Teilhabe im absolutistischen Zarentum (ob durch dessen Reform oder Sturz), 
sie setzte sich für zivile (bspw. in Bezug auf Ehe- und Scheidungsgesetzgebung), 
soziale (bspw. hinsichtlich der Rechte von Arbeiterinnen und Landfrauen) und nicht 
zuletzt politische Rechte (allem voran das Wahlrecht) ein. Im Zentrum des Kampfs 
der historischen britischen Frauenbewegung stand nach der Jahrhundertwende das 
Frauenstimmrecht, über welches die gesellschaftliche Stellung der Frau in allen Be-
reichen verbessert werden sollte. Zum einen baute sie in ihrem Vorgehen auf die Tra-
dition, für die Erlangung politischer Rechte den parlamentarischen Weg zu wählen. 
Zum anderen scheuten militante Teile auch die gewaltsame Auseinandersetzung mit 
der Staatsmacht nicht, unter Inkaufnahme erheblicher individueller Risiken. Wenn 
auch Formen und Ausmaß des Widerstands in der Bewegung umstritten waren, blieb 
der gemeinsame Kampf gegen die Exklusion von Frauen von politischer Teilhabe 
davon letztlich unberührt. 
„Macht mit“ im Zusammenschluss mit anderen zu erlangen, stellte sowohl die 
russische als auch die britische Frauenbewegung kontinuierlich vor Herausforde-
rungen. In der russischen Frauenbewegung zeigt sich insbesondere ein Bruch zwi-
schen Sozialistinnen und Feministinnen, während sich in Großbritannien die Kon-
fliktlinie zwischen Konstitutionellen und Militanten verschärfte. In Russland verlief 
der Konflikt dementsprechend entlang der Überschneidungen verschiedener Achsen 
der Ungleichheit: Feministinnen sahen in der Unterdrückung qua Geschlecht den 
Angriffspunkt für ihren Kampf, während für die Sozialistinnen der Klassenkampf 
der Bewegungsmotor war. Diese Klassenspaltung findet sich in der britischen Frau-
enbewegung nicht mit dieser Durchschlagskraft. Konflikte ergaben sich nach der 
Jahrhundertwende vor allem über die anzuwendenden Taktiken. 
Feministische Politik, so lehrt die Geschichte historischer Frauenbewegungen dem-
nach, ist in diesem Sinne immer eine Art interner Koalitionspolitik (Nicholson 1995, 
62), d.h. ein bewusster Zusammenschluss trotz bestehender Differenzen, um in einer 
bestimmten Konstellation und oft nur für eine bestimmte Zeitspanne ein gemein-
sames geschlechterpolitisches Ziel zu verfolgen.
In Russland gelang es, die Bewegung für eine gewisse Zeit unter dem Banner des 
Frauenstimmrechts zu vereinen: Unter dem Dach der „Union für die Gleichberech-
tigung der Frau“ schlossen sich für einen begrenzten Zeitraum Vertreterinnen un-
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terschiedlicher Zugänge zusammen, um gemeinsam für geteilte Ziele zu agieren, 
auch auf Demonstrationen war dies immer wieder möglich. In Großbritannien stand 
ebenfalls das Stimmrecht im Zentrum der Kampagne, doch obwohl die Hauptorga-
nisationen sogar dasselbe eingeschränkte Frauenbesitzwahlrecht forderten, trieb die 
Kompromisslosigkeit der Suffragetten die verschiedenen Strömungen auseinander, 
bewirkte dadurch aber auch den Schulterschluss zwischen konstitutionellen Suffra-
gist_innen und der organisierten Arbeiter_innenschaft (Günther 2016) unter dem 
Motto: „We stand for Justice fortheworkers and women“ (o.V.1913, 360).
Auch die Bildung von „externen“ Koalitionen mit weiteren gesellschaftlichen Ak-
teur_innen ist für einen Zuwachs an „Macht mit“ relevant: Hier spielt der gesell-
schaftliche Rückhalt, den die Bewegungen in ihren jeweiligen Kontexten erfahren, 
eine Rolle. In dem Zusammenhang stehen Frauenbewegungen auch in Abhängigkeit 
vom jeweiligen vorherrschenden Diskurs, der Machtpositionen – auch innerhalb der 
Bewegung – verstärkt oder schwächt. In Russland ermöglichte – trotz bereits beste-
hender Differenzen – die geteilte Ablehnung des absolutistischen Zarentums in be-
grenztem Umfang gemeinsame Aktionen. Der Konflikt zwischen Feministinnen und 
Sozialistinnen spitzte sich im Zuge der historischen Ereignisse zu; vor den wech-
selnden politischen Hintergründen in Zeiten des Umbruchs konnten die einzelnen 
Gruppierungen jeweils gewissen Gewinn aus der Nähe zu bestehenden (externen) 
Machtverhältnissen ziehen. So konnte die feministische Frauenbewegung in Russ-
land in der Zeit zwischen Februar- und Oktoberrevolution unter der bürgerlich do-
minierten Provisorischen Regierung zentrale Forderungen verwirklichen. Mit der 
Machtübernahme der Bolschewiki erhielten die Sozialistinnen Aufschwung; die 
Errungenschaften in Bezug auf die rechtliche Gleichstellung der Frau in der begin-
nenden sowjetischen Ära können ihrem Einsatz zugerechnet werden. 
Das britische Selbstverständnis fußte auf der Idee des Parlamentarismus und der 
Erstreitung politischer Rechte durch die Bevölkerung. Die Bewegung nutzte diese 
Rhetorik geschickt und setzte ihre Forderung in den Kontext eben jener gemein-
samen Geschichte, die Großbritannien als den Geburtsort der parlamentarischen De-
mokratie und der repräsentativen Institutionen hervorhob (Eustance/Ryan/Ugolini 
2000, 6). Deshalb sahen andere nationale Frauenbewegungsorganisationen in Groß-
britannien auch das Land, welches durch seine „jahrhundertelange parlamentarische 
Schulung, einen so ununterbrochenen Aufstieg seiner Allgemeinheit zu immer grö-
ßerer Freiheit“ genommen hatte und daher auch sehr schnell das Frauenstimmrecht 
einführen würde (Schleker1909, 4ff.).
Die Handlungsmacht der historischen Frauenbewegungen („Macht zu“), ihre Fä-
higkeit, Ziele zu erreichen, kann im Kampf gegen das jeweilige politische Regime 
zu bestimmten historischen Zeitpunkten besonders deutlich festgemacht werden. 
Für Russland zeigt sich dies zunächst im Zuge der Russischen Revolution (1905-
1907) an der (Neu-)Gründung von Frauenorganisationen (ermöglicht durch die dem 
Zarismus von den revolutionären Bewegungen gemeinschaftlich abgerungenen Re-
formen des Assoziationsrechts), und danach insbesondere im Jahr 1917: Im Zusam-
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menspiel mit der Provisorischen Regierung wurde das Wahlrecht sowie das Recht 
auf Lohngleichheit eingeführt und die Öffnung der Universitäten für Frauen voran-
gebracht; im Zuge der Machtergreifung der Bolschewiki konnten schließlich durch 
die „Gleichstellung von oben“ umfassende Veränderungen erreicht werden.
In Großbritannien manifestierte sich die generative, produktive „Macht zu“ nicht 
zuletzt in der Fähigkeit der Frauenbewegung, über einen längeren Zeitraum hinweg 
vielfältigen Widerstand zu leisten, mittels unterschiedlicher, teils auch ambivalenter 
Strategien Gesellschaft und Politik zu sensibilisieren und schließlich auf parlamen-
tarischem Wege das Frauenstimmrecht zu erlangen. 
Eine nachhaltige Wirkung nach der Einführung politischer Rechte ist nicht garan-
tiert, wie die Kämpfe der Frauenbewegungen weltweit nach dem ersten und nach 
dem zweiten Weltkrieg belegen. Auch stellte sich die Frage nach der Reproduktion 
von Machtverhältnissen innerhalb der Frauenbewegung immer wieder aufs Neue, 
wie die kritischen Einsprüche und Debatten der Anfang der 1970er Jahre zeigen: 
Nicht nur die Fragen rund um Class, sondern um „Race“ mussten ebenso ausge-
handelt werden (hooks 1981; Davis 1986). Auch in der Gegenwart sind innerhalb 
der Frauenbewegung Konfliktlinien entlang verschiedener Dimensionen sozialer 
Ungleichheit von großer Brisanz. Der Blick auf historische Frauenbewegungen 
kann hier dazu dienen, alte Fäden aufzunehmen, Brüche ebenso wie Kontinuitäten 
wahrzunehmen, sich externer und interner Machtverhältnisse zu vergewissern, ggf. 
auch Bündnisse zu erneuern oder neue Koalitionen einzugehen, um, in kollektiven 
Ermächtigungsprozessen, etwas Neues zu initiieren.

Anmerkungen

1 Während der Russischen Revolution wandten sich Intelligenzija, Industriearbeiter_innen- 
und Bauernschaft gemeinsam gegen die zaristische Herrschaft. Der angestrebte Sturz des 
Zaren konnte nicht errungen werden, jedoch wurde ein mit limitierten Rechten versehenes 
Parlament (Duma) eingesetzt (Schröder 2010). 

2 Die Datumsangaben erfolgen in diesem Beitrag nach dem julianischen Kalender. 
3 Im internationalen Vergleich liegen zwischen der Einführung des Wahlrechts und dessen 

Ausdehnung auf Frauen oftmals Jahrzehnte; würde dies systematisch berücksichtigt, zöge 
dies weitreichende Folgen für theoretische Überlegungen und empirische Studien nach sich 
(Paxton 2008). 

4 Zu den Begrifflichkeiten siehe Möller (1999, 123,127). 
5 Diese von Einzelpersonen eingebrachten Bills konnten, wenn das Kabinett sie unterstützte, 

tatsächlich Gesetz werden. 
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Die Macht zu gestalten – die Mutterschutzrichtlinie im 
legislativen Bermuda-Dreieck der Europäischen Union

PETRA AHRENS. GABRIELE ABELS

Zum Selbstbild der Europäischen Union (EU) gehört, dass sie sich als gleichstel-
lungspolitisch progressive Polity sieht. Es wird allerdings vielfach bezweifelt, dass 
diese Selbsteinschätzung auch den Praxistest besteht (MacRae 2010). In der letz-
ten Dekade sind die gleichstellungspolitischen Aktivitäten – zumindest in legisla-
tiver Hinsicht – marginal gewesen. Eine der letzten Initiativen war die Revision 
der Mutterschutzrichtlinie (Mutterschutz-RL) von 1992; hierfür hatte die Europä-
ische Kommission bereits 2008 einen Vorschlag unterbreitet. Dieser sah u.a. vor, 
in der Ursprungsrichtlinie ausgeklammerte Aspekte einzubeziehen, konkret: den 
Mutterschutz zeitlich auszudehnen, Lohnausgleich und Kündigungsschutz abzu-
sichern und die Gleichbehandlung der Geschlechter festzuschreiben. Das Europä-
ische Parlament (EP) hat 2010 eine positive Position verabschiedet, der Rat der EU 
verweigerte aber seit 2011 eine Beratung des Reformvorschlags. Im Sommer 2015 
zog die Kommission ihren Vorschlag schließlich zurück. Dieser Vorgang ist zwar 
möglich, aber doch ungewöhnlich; nur selten werden Gesetzesvorhaben in diesem 
Stadium zurückgezogen. Seitdem ist unklar, ob die Kommission einen zweiten An-
lauf nehmen wird, ob sie eventuell über „soft law“-Mechanismen versuchen wird 
Fortschritte zu erzielen, oder ob die unbefriedigende Gesetzeslage bestehen bleibt.
In unserem Beitrag geht es uns um eine Policy-Analyse des Prozesses zur Reform 
der Mutterschutz-RL sowie des Output. Dahinter steht die Frage, wie sich im letzten 
Jahrzehnt die gleichstellungspolitischen Opportunitätsstrukturen der EU verändert 
haben. In der inzwischen umfangreichen Literatur zur EU galten v.a. die suprana-
tionalen EU-Institutionen – allen voran das EP – als aufgeschlossen und aktiv. Die 
Mutterschutz-RL zeigt die veränderte institutionelle Gemengelage und verweist auf 
die Grenzen der EU-Gleichstellungspolitik.
Der Artikel ist wie folgt aufgebaut: Wir spannen zunächst den Theorierahmen auf, 
der sich auf Theorien zum EU-Gesetzgebungsprozess stützt und diese machttheo-
retisch interpretiert. Nach Erläuterung unserer Methodologie steht der empirische 
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Fall im Fokus. Um die in den Gesetzgebungsprozess eingelassenen „gegenderten“ 
Machtstrukturen zu erfassen, rekonstruieren wir das Gesetzgebungsverfahren im 
Zeitraum 2008 bis 2015, wobei zunächst die 1992er Mutterschutz-RL Gegenstand 
ist. Dann identifizieren wir, wer und was zur Blockade und Rücknahme der neuge-
fassten Richtlinie führte. In einem letzten Schritt interpretieren wir die Ergebnisse 
der Fallanalyse machttheoretisch und diskutieren sie im Hinblick auf unsere Leit-
frage nach den geschlechterpolitischen Gestaltungsoptionen. 

Der Gesetzgebungsprozess in der EU – theoretische Aspekte und 
empirische Befunde

Der EU-Gesetzgebungsprozess zeichnet sich durch eine hohe Komplexität aus, da 
zahlreiche Akteur*innen auf verschiedenen Ebenen (national und supranational) 
beteiligt sind. Die Strukturen der Gewaltenteilung sind zudem weniger klar nach-
vollziehbar. Auch in der Gleichstellungspolitik sind die Governance-Strukturen 
vielschichtig (Abels 2011). Als Teil der Sozialpolitik unterliegt sie der „Gemein-
schaftsmethode“. Nach dem Lissabon-Vertrag (2009) kommt in der Sozialpolitik das 
sog. „ordentlichen Gesetzgebungsverfahren“ (OGV) zur Anwendung. Damit spielen 
im „legislativen Dreieck“ drei Organe – die Kommission, der Rat der EU sowie das 
EP – die zentrale Rolle. Während die Kommission weiterhin das Monopol hat Ge-
setzesvorhaben zu initiieren, sind Rat und EP im OGV prinzipiell gleichberechtigte 
Akteure. Das Fallbeispiel wird jedoch verdeutlichen, dass es gleichwohl gewichtige 
Machtunterschiede gibt. Legislative Regeln konzipieren wir hier mehrdimensional 
als formal-verfasste vs. de facto sowie als substantiell-materielle vs. prozedurale 
Macht. Unter formal-verfasste verstehen wir in Form von Regeln kodifizierte, de 
jure Macht im Unterschied zu de facto identifizierbarer Macht; substantiell-mate-
rielle Macht ist bezogen auf Framing und Inhalte (policy), während prozedurale 
Macht aus Verfahrensregeln resultiert.
Die Europäische Kommission verfügt durch ihr Initiativmonopol zweifelsohne über 
wichtige substantielle Macht zur Agenda-Gestaltung; sie entscheidet, welche The-
men sie überhaupt aufnimmt und wie sie diese „framed“. Gerade die Art des diskur-
siven Framing ist, wie die kritisch-feministische Policy-Analyse zeigt, im Hinblick 
auf Geschlechterpolitik höchst relevant (Lombardo/Meier/Verloo 2009). Ferner 
kann die Kommission entscheiden, wann sie Gesetzentwürfe einbringt; sie kann 
diese zudem jederzeit ändern oder zurückziehen – solange sie vom Rat noch nicht 
verabschiedet sind. Damit fungiert sie als führende Kraft und übt entscheidende pro-
zedurale Macht aus. Gleichwohl weisen Hartlapp, Metz und Rauh (2016) nach, dass 
Rat und EP die Agenda-Gestaltung ebenfalls beeinflussen und die Kommission gut 
daran tut, die Interessen der anderen beiden Legislativorgane in ihr Framing und die 
eigene Positionsbildung einzubeziehen.
Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Kommission keine homogene Akteurin ist. 
Im Prozess der Genese von Gesetzen kommt es durchaus zu Konflikten zwischen 
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den Generaldirektionen (GDs), die sehr unterschiedliche Ziele und Regulierungs-
ansätze verfolgen können. Wie Hartlapp, Metz und Rauh (2014) zeigen, spielen die 
GDs die zentrale Rolle dafür, ob und wie sich neue Gesetzesinitiativen innerhalb 
der Kommission entwickeln und welcher Einfluss konkurrierenden GDs von der 
jeweils federführenden GD eingeräumt wird. Diese internen Prozesse beanspruchen 
viel Zeit. Zudem können Reorganisationen des Portfolios von GDs auch substan-
tielle Wirkungen haben. Bezogen auf die Kommission halten Hartlapp, Metz und 
Rauh (2016) außerdem fest, dass die Entwicklung von Gesetzen durch die Kom-
mission nicht nur funktional motiviert sei und Vorschläge auf eine Verbesserung 
der Effektivität von Policies abzielen; ebenso haben die Maximierung der eigenen 
Kompetenzen sowie ideologisch-normative Motive einen Einfluss auf das Ob und 
den Inhalt von Gesetzesvorschlägen. Für letztere sei etwa die Entwicklung der Anti-
diskriminierungsrichtlinien ein Beispiel, bei denen die damalige Kommissarin Anna 
Diamantopoulou eine möglichst umfassende Rechtsauslegung anstrebte (ebd., 68f.). 
Das Europäische Parlament wird in der genderorientierten EU-Forschung (ebenso 
wie die Kommission) gemeinhin als progressive Akteurin wahrgenommen. Der 
relativ hohe Anteil weiblicher Abgeordneter gilt als förderlich. Im Hinblick auf 
das EP sind die Entwicklungen der letzten Jahre jedoch ambivalent. Die Legis-
lativkompetenzen des EP wurden, zuletzt mit der Etablierung des OGV als Stan-
dardgesetzgebungsverfahren, stark ausgebaut. Damit ist das EP in formaler Hin-
sicht mächtiger geworden und hat mehr Optionen, auch substantielle Positionen 
durchzusetzen. Zugleich hat sich die ideologische Zusammensetzung des EP seit 
den Wahlen 2009 und 2014 durch das Anwachsen konservativer und v.a. auch 
rechtspopulistischer sowie euroskeptischer Parteien dramatisch verändert (vgl. 
Abels/Mushaben 2014). Für den legislativen Prozess ist insgesamt immer noch 
eine „große Koalition“ aus Konservativen (EVP-Fraktion) und Sozialdemokratie 
(S&D-Fraktion) entscheidend; diese Koalition ist auch heute noch hinreichend 
groß, um den Einfluss der wachsenden euroskeptischen oder gar integrationsfeind-
lichen Stimmen zu begrenzen. Allerdings können, so Simon Hix (2013, 4f.), durch-
aus zunehmend politische Kämpfe (und nicht bloß technokratisches Aushandeln) 
zwischen der ansonsten üblichen großen Koalition aus EVP und S&D beobachtet 
werden; gesellschaftspolitische Fragen, zu denen auch Geschlechtergleichheit ge-
hört, wurden in der Legislaturperiode 2009-2014 häufiger als früher von einem 
links-liberalen-Bündnis im EP verabschiedet. Im Ausschuss für Frauenrechte und 
Gleichstellung der Geschlechter (FEMM) ist diese Möglichkeit noch größer: Ne-
ben der „großen Koalition“ hat eine Mitte-Links-Koalition aus S&D, Liberalen und 
den beiden Grünen Fraktionen eine stabile Mehrheit, wodurch diese die Ausschuss-
position viel stärker formen als im Gesamtplenum des EP (Warasin 2016). Da es 
kaum geschlechterpolitische Gesetzesvorlagen gibt, werden dem FEMM nur sehr 
selten Vorlagen federführend zugewiesen (Ahrens 2016; Kantola/Rolandsen Agu-
stín 2016, 3). In der 7. Legislaturperiode von 2009 bis 2014 waren es lediglich vier 
Legislativvorschläge – inklusive der Mutterschutz-RL.1
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Der Rat der EU, der dritte Akteur im legislativen Dreieck, ist nach wie vor das zen-
trale Entscheidungszentrum. Denn er kann – und zwar auch im OGV – prozedu-
rale Macht ausüben, in dem er sich weigert, einen Kommissionsvorschlag auf die 
Agenda zu setzen. Er kann zudem substantielle Macht ausüben. Hierfür ist bedeut-
sam, dass die Geschlechterregime in den 28 EU-Staaten stark variieren und daraus 
– sowie aus der Verknüpfung mit wirtschafts- und sozialpolitischen Aspekten – sehr 
unterschiedliche Interessenlagen resultieren. Die Möglichkeit von qualifizierten 
Mehrheitsentscheidungen im Rat (nötig sind 255 von 345 Stimmen) schafft zugleich 
einen gewissen Druck nach Kompromissen zu suchen, um handlungsfähig zu sein.
Eine Besonderheit des Gesetzgebungsprozesses sind die inter-institutionellen Ver-
handlungen in Form von Trilogen. Diese beruhen auf inter-institutionellen Verein-
barungen und verfolgen das Ziel, möglichst frühzeitig Kompromisse zwischen den 
drei Akteur*innen zu finden und dadurch den Gesetzgebungsprozess zu beschleu-
nigen. Diese Verhandlungen sind nicht öffentlich und entsprechend mangelt es an 
einer öffentlichen Rechenschaftspflicht.
Neben den skizzierten institutionellen Grundlagen und Veränderungen in Folge des 
Lissabon-Vertrags sind zwei weitere intervenierende Variablen für den Untersu-
chungszeitraum zu bedenken: Erstens fanden die Verhandlungen über die Revision 
der Richtlinie vor dem Hintergrund der seit 2008/09 andauernden sog. „Euro-Krise“ 
statt. Das auf Austerität fixierte Krisenmanagement ging in zahlreichen EU-Staaten 
mit sozialpolitischen Einschnitten einher, die sich in erheblichem Maße zuunguns-
ten von Frauen auswirkten (Karamessini/Rubery 2013). Zweitens spielt die Debatte 
um „Better Regulation“2 eine Rolle, die unter der Barroso-Kommission hohe Prio-
rität erhielt. Damit gehen ein Rückgang der legislativen Aktivitäten sowie eine stär-
kere Bezugnahme auf das Subsidiaritätsprinzip durch die Mitgliedstaaten einher. In 
der 2012 begonnenen REFIT-Initiative3 für bessere Rechtsetzung heißt es hierzu: 
„Das EU-Recht soll einfacher werden und weniger Kosten verursachen. Ziel ist die 
Schaffung eines klaren, stabilen und vorhersehbaren Rechtsrahmens, der Wachstum 
und Beschäftigung fördert.“4

Zusammenfassend kann in Bezug auf die Machtdimension konstatiert werden, dass 
formale und de facto Machtzwischen den EU-Institutionen nicht deckungsgleich 
und die Machtbalance nicht statisch ist. Darüber hinaus ist EU-Gesetzgebung nicht 
nur ein Prozess der Kompromissfindung zwischen den drei legislativen Akteuren, 
sondern im Hinblick auf die Frage nach der substantiell-materiellen Macht müssen 
auch die internen Prozesse der Präferenz- und Positionsbildung im Rat, in der Kom-
mission und im EP als jeweils komplexe korporative Akteure berücksichtigt werden. 
Auf der Grundlage dieser theoretischen und empirischen Befunde liegen unserer 
Fallanalyse folgende Hypothesen zugrunde:

H1: Der Rat kann im OGV seine prozedurale Macht nutzen, um bei Vorhaben, zu denen die 
Präferenzen der Mitgliedstaaten untereinander sowie zu den anderen EU-Akteuren diver-
gieren, den Politikprozess zu blockieren. Damit erweist sich der Rat als einflussreichster 
Akteur.
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H2: Trotz einer breiten, unterstützenden Koalition im EP kann dieses seine erweiterte 
Macht im OGV nicht nutzen. Eine (zu) ambitionierte Weiterentwicklung des Vorschlags 
durch den zuständigen EP-Ausschuss (FEMM) erzeugt Divergenzen zur Ratsposition und 
reduziert damit die potenziell formale Macht im OGV. 

H3: Die Kommission als Agendasetterin hat die prozedurale Macht zwischen Rat und EP 
zu vermitteln. Je nach Positionsbildung innerhalb der Kommission spielt sie somit das 
Zünglein an der Waage im Gesetzgebungsprozess zwischen EP und Rat.

Bevor wir diese Hypothesen anhand des empirischen Falls plausibilisieren, wer-
den wir in aller gebotenen Kürze unser methodologisches und methodisches For-
schungsdesign erläutern. 

Methode und Methodologie

Gemäß Theodore Lowis (1964) klassischer These „policy determines politics“ geht 
es uns sowohl um die Analyse des Inhalts (Output) als auch des Prozesses. Im Sinne 
konstruktivistischer Policy-Analyse unterstellen wir dabei, dass das Framing von 
Policies einen Einfluss auf die politischen Konflikte hat. Für die Fallstudie sind alle 
verfügbaren Dokumente der relevanten EU-Institutionen (u.a. Europäische Kom-
mission, EP, Rat der EU) analysiert worden. Mittels process tracing wurden die ver-
schiedenen Positionen der Institutionen im Zeitverlauf verglichen und die Gemein-
samkeiten und Unterschiede der politischen Positionen herausgearbeitet.5 Process 

tracing erlaubt es nachzuvollziehen, welche Zwänge, Anreize, Beweggründe und 
Entscheidungen Prozesse beeinflussen (George/Bennett, 2005). Die Methode eig-
net sich auch für Einzelfallstudien, um die darin implizierten spezifischen Prozesse 
und Mechanismen herauszuarbeiten (Parsons 2010). An Hand der Dokumentenana-
lyse und eines „Explaining-Outcome Process-Tracing“ (Beach/Brun Pedersen 2013, 
156) erklären wir, warum die Mutterschutz-RL blockiert und letztlich zurückgezo-
gen wurde. Hierbei werden allgemeine Bedingungen des untersuchten Systems (z.B. 
Vertragsgrundlagen, Zuständigkeiten von Akteur*innen) mit denen des spezifischen 
Untersuchungsfalls verbunden.

Die Geschichte der Mutterschutz-RL von 1992 bis heute

Im Folgenden wird zunächst die Entstehung der ursprünglichen Mutterschutz-RL 
dargestellt, denn deren damaliges Framing und inhaltliche Ausgestaltung sowie die 
Positionen der EU-Akteure sind zentral, um den aktuellen Reformprozess zu verste-
hen. Seit Inkrafttreten der ursprünglichen Richtlinie haben sich die Rahmenbedin-
gungen im Zeitraum 1992 bis 2015 durch EU-Vertragsreformen und deren instituti-
onelle Folgen stark gewandelt und werden nachstehend ebenfalls beschrieben.
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Kurze Geschichte der Ursprungsrichtlinie von 1992

Die EU-Staaten variieren in Bezug auf die Ausgestaltung ihrer Gender-Regime 
(von Wahl 2005). Mit der Erweiterung 1995 um skandinavische und 2004/07 um 
post-kommunistische Staaten hat die Heterogenität weiter zugenommen, was sich 
auch in den Debatten um Mutterschutz niederschlägt. Mutterschutz und der Schutz 
Schwangerer kamen erst spät auf die politische Agenda der EU; dieses Anliegen 
war zunächst kein Bestandteil der Gleichstellungspolitik (Lohkamp-Himmighofen/
Dienel 2000, 51). In Folge der 1989 unterzeichneten Sozialcharta unterbreitete 
die Kommission dem Rat verschiedene Richtlinienvorschläge (Ahrens 2002), u.a. 
die „Richtlinie zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen 
am Arbeitsplatz“ (Richtlinie 92/85/EWG; kurz: Mutterschutz-RL). Der Vorschlag 
wurde zunächst durchaus mit Artikel 119 EGV6, dem „Gleichstellungsartikel“, be-
gründet, der jedoch Einstimmigkeit im Rat erforderte. Da Großbritannien und Italien 
direkt mit einem Veto drohten, war dies unrealistisch (Guerrina 2005, Falkner u.a. 
2005). Um die fortwährende Blockade im Rat aufzubrechen, nutzte die Kommission 
schließlich Artikel 118 EGV (Arbeitsbedingungen und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz) als Hintertür, da dieser im Rat eine Abstimmung mit qualifizierter Mehr-

heit ermöglicht (Ostner/Lewis 1998; Guerrina 2005). 
Bedeutend war das strategische Framing der damaligen Kommissarin für Beschäfti-
gung, industrielle Reformen und soziale Angelegenheiten Vassiliki Papandreou: Sie 
führte den demographischen Wandel und absehbaren Fachkräftemangel an, der es 
erfordere, mehr Frauen in den Arbeitsmarkt zu integrieren, ohne dass Geburtenraten 
sänken (van der Vleuten 2007). In der Debatte forderten Kommission und EP das 
Recht von Frauen auf Zugang zum Arbeitsmarkt u.a. durch ein Minimum von 16 bis 
18 Wochen Mutterschutz bei vollem Lohnausgleich abzusichern (Guerrina 2005), 
alternative Stellen, Auszeiten, ein Nachtarbeitsverbot während Schwangerschaft 
und Mutterschutz (Jacquot 2015). 
Um zwischen den stark divergierenden nationalen Positionen, die sich v.a. auf die 
Kostenaspekte konzentrierten, einen Kompromiss zu erzielen, wurde der Richtli-
nienentwurf abgeschwächt (Guerrina 2005; Jacquot 2015, 102; van der Vleuten 
2007). Die Konfliktlinie verlief hier zwischen Ländern, die einen Maximalschutz für 
Schwangere und Stillende forderten (z.B. Deutschland, Frankreich), und denjeni-
gen, die verhindern wollten, dass Frauen „teure, unattraktive“ Arbeitnehmer*innen 
würden (z.B. Niederlande). Das EP, das eine rein konsultative Rolle hatte, schlug 
vor, das Mutterschaftsgeld solle mindestens 80% der vorherigen Bezüge betragen; 
die Kommission nahm diesen Vorschlag in einer überarbeiteten Fassung auf (Falk-
ner et al. 2005). Unter niederländischer Ratspräsidentschaft wurde schließlich ein 
Kompromiss ausgehandelt, der mögliche Kosten durch eine Orientierung an Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall und auf eine sozialversicherungspflichtige Mindest-
beschäftigungszeit von 12 Monaten beschränkte. Dadurch schloss die Richtlinie alle 
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nicht erwerbstätigen Frauen vom Geltungsbereich aus: mithelfende Angehörige, 
Selbstständige und implizit auch kurzzeitig und geringfügig Beschäftigte (Schunter-
Kleemann 1999). Auf Druck vieler Mitgliedsstaaten wurde ferner der ursprünglich 
geplante Vaterschaftsurlaub gestrichen. Der Rat stimmte diesem Vorschlag – bei 
Enthaltung von Großbritannien und Italien – im Oktober 1992 schließlich zu (van 
der Vleuten 2007; Falkner et al. 2005). 
Die Verabschiedung der Richtlinie war, wie Guerrina (2005, 71) schreibt, „a vic-
tory of pragmatism over the principle of substantive equality“, aber dennoch ein 
Meilenstein für Gleichstellungs- und Vereinbarkeitspolitik. Für die Mutterschutz-
RL mussten alle Mitgliedsstaaten in unterschiedlichem Ausmaß ihre Gesetze an das 
neue, höhere Schutzniveau anpassen (Ostner/Lewis 1998). Die Richtlinie zählt zu 
jenen mit den meisten Vertragsverletzungsverfahren (Guerrina 2005); erst 1998 wa-
ren die Mindeststandards in allen damaligen EU-Staaten umgesetzt (Falkner et al. 
2005). Zugleich garantierte die Richtlinie den Mitgliedsstaaten reichlich Spielraum 
die Arbeitsplatzauszeit auszugestalten – was die Mitgliedsstaaten abhängig von ih-
rem wohlfahrtsstaatlichen System auszunutzen wussten (Lohkamp-Himmighofen/
Dienel 2000, 52ff.). Falkner et al. (2005, 75f; 287) erklären die „Janusköpfigkeit“ 
durch zwei gegensätzliche regulatorische Ideen – Schutz von Schwangeren vor Ge-
sundheitsgefahren vs. Abbau von Arbeitsmarkthindernissen für Schwangere – die 
beide gleichermaßen kodifiziert sind und zu Umsetzungsproblemen führten. 
Doch da der Richtlinie hierarchische und binäre Geschlechternormen zugrunde lie-
gen, kann sie nicht wirklich positiv bewertet werden (Guerrina 2005, 68f; 72; van der 
Vleuten 2007). Denn Kinderbetreuung wird gerade in der ersten Zeit als exklusive 
Aufgabe der Mutter gesehen, die deshalb eines spezifischen Schutzes bedürfe – eines 
Schutzes, der dem Vater nicht zugestanden wurde und somit zur Bestätigung des 
männlichen Ernährer-Modells diente. Vereinbarkeitsfragen waren – qua „Natur“ – 
Frauenfragen, weshalb Väter in der Richtlinie von 1992 keinerlei Erwähnung finden. 

Der Reformvorschlag und dessen Scheitern – ein déjà-vu

Bereits 2000 hatte das EP – anknüpfend an den Umsetzungsbericht der Kommis-
sion – eine Entschließung zur Revision der Mutterschutz-RL verabschiedet (Euro-
päisches Parlament 2000). Doch erst im Zuge der Sozialagenda von 2005 zeichneten 
sich Aktivitäten ab. Die Kommission kündigte schließlich an, alle bis dato nicht ge-
änderten gleichstellungspolitischen Richtlinien überprüfen zu wollen, darunter auch 
die Mutterschutz-RL (Europäische Kommission 2006). 
Der Prozess begann 2006/07 mit einem Konsultationsverfahren der Sozialpartner 
(d.h. Dachverbände der Arbeitgeber*innen und Arbeitnehmer*innen). Diese konn-
ten sich nicht einigen, ob Reformbedarf bestünde (European Commission 2008).7 
Dies veranlasste die Kommission dazu, die Initiative zu ergreifen. In der vorge-
schriebenen Gesetzesfolgenabschätzung deuteten sich jedoch bereits Schwierig-
keiten an (ebd.). Die Positionen der Mitgliedsstaaten divergierten zwischen positiv, 



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

46 FEMINA POLITICA 1 | 2017

negativ und unentschieden. Hieraus ergaben sich die folgenden möglichen Mehr-
heitsverhältnisse im Rat:8

Übersicht 1:  
Positionen der 27 Mitgliedstaaten und mögliche Mehrheitsverhältnisse im Rat

Positiv gegenüber Reform Negativ gegenüber Reform Unentschieden

Land Stimmen Land Stimmen Land Stimmen

Belgien

Italien

Slowakei

Slowenien

Spanien

12

29

7

4

27

Dänemark

Deutschland

Estland

Finnland

Großbritannien

Irland

Lettland

Malta

Niederlande

Polen

Rumänien

Schweden

Tschechische 
Republik

7

29

4

7

29

7

4

3

13

27

14

10

12

Bulgarien

Frankreich

Griechenland

Litauen

Luxemburg

Österreich

Portugal

Ungarn

Zypern

10

29

12

7

4

10

12

12

4

Summe 79 166 100

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

Die erwartbare Mehrheitsverteilung machte es unwahrscheinlich, dass eine qualifi-
zierte Mehrheit (mind. 255 Stimmen) erreicht würde. Somit bleibt unklar, warum die 
Kommission einen Richtlinienentwurf wagte, zumal in fast allen Mitgliedsstaaten 
(außer Malta und Deutschland) ohnehin bereits mehr als die nach der Ursprungs-
richtlinie vorgeschriebenen 14 Wochen Mutterschutz gesetzlich verankert waren. 
Jedenfalls legte die Kommission am 3. Oktober 2008 ihren Revisionsentwurf vor. 
Sie begründete dies mit den Ergebnissen des Konsultationsverfahrens,9 mit den Vor-
schlägen des Beratenden Ausschusses für Chancengleichheit, des Netzwerks un-
abhängiger Rechtsexpert*innen sowie mit dem Bericht der Politikberatungsfirma 
ECORYS (European Commission 2008). Der Vorschlag beinhaltete viele Elemente, 
die in der Ursprungsrichtlinie 1992 gestrichen worden waren: Mutterschutz von 
mindestens 18 Wochen bei voller Lohnfortzahlung, Vaterschaftsurlaub, Ausdehnung 
auf alle Arbeitsverhältnisse (d.h. keine obligatorische Vorbeschäftigungszeit, auch 
Teilzeit, befristet, Selbstständige), Anrecht auf Rückkehr zum vorherigen oder ver-
gleichbaren Arbeitsplatz und voller Kündigungsschutz.
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Die Kommission stützte den Richtlinienvorschlag auf Artikel 137 EGV (Gesund-
heitsschutz) sowie auf Artikel 141 EGV (Gleichstellung) und erweiterte dadurch 
dessen Reichweite. Sie begründete dies damit, dass die bereits geänderte Beschäfti-
gungs-RL 2002/73/EG10 auf Artikel 141 EGV beruhe und Vorschriften zum Mutter-
schutz beinhalte. Um eine Harmonisierung zu ermöglichen und Rechtssicherheit zu 
gewährleisten, solle auch eine reformierte Mutterschutz-RL auf eben diesen Artikel 
gestützt werden.
Anders als 1992 hat das EP – im Rahmen des OGV – nun gleichberechtigte Mitent-
scheidungsrechte in der Beschäftigungs- und Sozialpolitik. Die Beratung im EP fand 
unter Federführung des FEMM statt; der Ausschuss für Beschäftigung und Soziale 
Angelegenheiten (EMPL) war mitberatend tätig.11 Berichterstatterinnen in beiden 
Ausschüssen waren portugiesische Abgeordnete der sozialdemokratischen S&D-
Fraktion (FEMM: Edite Estrela; EMPL: Jamila Madeira).12 Die Positionen von 
FEMM und EMPL waren weitgehend deckungsgleich, was angesichts der starken 
Konsensorientierung im EP und dessen Ausschüssen nicht weiter verwunderlich 
ist. Der EMPL fügte dem Kommissionsvorschlag zahlreiche Erweiterungen hinzu, 
wollte aber keine Ausweitung der Schutzfrist auf 20 Wochen über den Kommissi-
onsvorschlag hinaus, wie vom FEMM – unter Berufung auf WHO-Empfehlungen – 
vorgeschlagen. Einwände gegen die Vertragsgrundlage gab es nicht. Vielmehr nutzte 
das EP die erweiterte Rechtsgrundlage dafür, Vereinbarkeit zu einem Schwerpunkt 
der Richtlinie zu machen. Diese war bis dato auf EU-Ebene nicht geregelt, sondern 
nur über die im „Sozialen Dialog“ von den Sozialpartnern vereinbarte Elternurlaubs-
RL verankert, an deren Entstehung das EP nicht beteiligt wurde.13 Hier bot sich nun 
die Möglichkeit, sich im Rahmen der Mutterschutz-RL zu Vereinbarkeit zu positi-
onieren.
Der erste Entwurf für eine Stellungnahme wurde am 21. April 2009 im FEMM 
verabschiedet und am 6. Mai 2009 dem Plenum vorgelegt. Die Tatsache, dass erst 
fast 18 (!) Monate später am 20. Oktober 2010 die „legislative Entschließung“ in 
erster Lesung mit 390 zu 192 Stimmen bei 59 Enthaltungen angenommen wurde, 
verdeutlicht, dass die FEMM-Position im Plenum umstritten war. Hier zeigte sich 
die zu erwartende Lagerbildung: Der konservativen Europäischen Volkspartei 
(EVP) und der liberalen ALDE-Fraktion stand ein Mitte-Links-Lager aus Sozial-
demokraten (S&D-Fraktion), Grünen und Linken gegenüber.14 Während ersteres 
Lager die Stellungnahme mit Hinweis auf das Subsidiaritätsprinzip, die möglichen 
wirtschaftlichen Kosten und den Vaterschaftsurlaub kritisierte, sah das linke Lager 
teilweise noch umfassenderen Regelungsbedarf. 
Wie die Sichtung der Ratsdokumente zeigt, ist auch hier der Tenor zunächst positiv. 
Vereinbarkeit wurde bereits im Vorfeld der Richtlinie im „Europäischen Pakt für die 
Gleichstellung der Geschlechter“ (Rat der EU 2006) und in den Schlussfolgerungen 
des Rates vom Dezember 2007 (Rat der EU 2007) aufgegriffen. Im Rahmen der neu 
ausgerichteten Lissabon-Strategie zur Schaffung von mehr Wachstum und Arbeits-
plätzen bekräftigte der Rat der EU die Notwendigkeit, über Vereinbarkeitsfragen 
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nachzudenken und dabei u.a. auch die Rechtsvorschriften zu überprüfen (Rat der 
EU 2007). Es wurde konstatiert, dass eine Harmonisierung mit der in Änderung 
befindlichen Elternurlaubs-RL erforderlich wäre; zudem müssten die Kosten für 
die Sozialsysteme einbezogen werden und generell wären spezifische Regelungen 
(z.B. wann und ob Mutterschutz verpflichtend genommen werden müsse) zu prüfen 
(Council of the EU 2008). 
2009 verschob sich die Diskussion im Rat minimal: Deutschland, Spanien, Italien, 
Portugal und die Niederlande kritisieren die erweiterte Vertragsgrundlage; andere 
sahen es kritisch, dass nur Mütter von den 18 Wochen oder generell von dem län-
geren Zeitraum profitieren sollen (Belgien, Deutschland, Dänemark, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, Österreich, Portugal) und dass Gesundheitsschutzaspekte hin-
zugefügt werden. Die Diskussion einzelner Artikel und die jeweiligen Vorbehalte 
einzelner Mitgliedsstaaten bestimmten die Ratssitzungen; eine Positionsänderung 
(vgl. Übersicht 1) war nicht zu erkennen. Insbesondere Artikel 8 der Richtlinie zu 
Dauer und weiteren Einzelheiten des Mutterschutzanspruchs war „äußerst umstrit-
ten“ (Rat der EU 2009, 4).
Auf der Basis des vom EP im Oktober 2010 verabschiedeten RL-Entwurfs begann 
der Rat seine Beratungen. Die vom EP favorisierte Erweiterung um Vereinbarkeits-
fragen und Ausdehnung des Mutterschutzes von 18 (wie von der Kommission vor-
geschlagen) auf 20 Wochen (bei vollem Lohnausgleich) stieß hier auf massiven Wi-
derstand. Die absolute Mehrheit der Mitgliedsstaaten sowie auch die Kommission 
waren gegen die EP-Position (Rat der EU 2010). Die Mitgliedsstaaten zeigten sich 
zwar prinzipiell bereit, Mutterschutz als Maßnahme des Gesundheitsschutzes (nach 
Artikel 137 EGV) zu diskutieren, aber nicht zugleich Vaterschaftsurlaub und all-
gemeine Vereinbarkeitsfragen (z.B. das Anrecht auf Arbeitszeitänderung) gestützt 
auf Artikel 141 EGV aufzunehmen. Viele Mitgliedsstaaten bezweifelten, dass beide 
Artikel als Grundlage für den geänderten Vorschlag angemessen wären. Außerdem 
bemängelten weitere Mitgliedsstaaten, dass das EP über den Kommissionsvorschlag 
hinausgehend Artikel geändert hatte. In der Folgezeit diskutierte der Rat in 2011 
zwar einzelne Änderungsvorschläge des EP, beriet die strittigen Punkte aber nicht 
weiter (Rat der EU 2011, 7). Nach diesen letzten Beratungen wurde die Mutter-
schutz-RL nicht mehr formal auf die Tagesordnung des Rates gesetzt, auch wenn das 
EP 2012 und 2015 offizielle Anfragen an den Rat richtete. Die Antwort blieb inhalt-
lich die gleiche: der Rat hat „keine weiteren Fortschritte gemacht und eine mögliche 
schrittweise Umsetzung der überarbeiteten Richtlinie wurde nicht speziell erörtert“ 
(zit. in: Europäisches Parlament 2013, 132). Stillstand war die Konsequenz.
Anfang 2015 kündigte die Kommission dann an, im Rahmen von „Better Regula-
tion“ rund 80 Rechtsvorhaben – darunter auch die geänderte Mutterschutz-RL – „ge-
mäß dem Grundsatz der politischen Diskontinuität“ zurückzuziehen, wenn der Rat 
nicht innerhalb von 6 Monaten die Beratungen wieder aufnähme. Da der Rat dies 
– ohne weitere Begründung – nicht tat, zog die Kommission schließlich am 15. Juli 
2015 ihren Vorschlag trotz massiver Proteste seitens des EP (und zivilgesellschaft-
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licher Gruppen) zurück. Hierfür wurden neben prozeduralen (Untätigkeit des Rates) 
auch substantielle Gründe angeführt: Die Mehrheit der Mitgliedsstaaten gewährt 
bereits den Kerninhalt des Richtlinienvorschlag, nämlich 18 Wochen Mutterschutz. 
Seitdem ist unklar, ob die Mutterschutz-RL endgültig im legislativen Bermuda-Drei-
eck verschwunden ist.

Eine machtpolitische Analyse des OGV und ihre gleichstellungspolitischen 
Folgen

Die eingangs eingeführte Differenzierung zwischen formal-verfasster vs. de facto 

und substantiell-materieller vs. prozeduraler Macht erlaubt es uns, einen genaueren 
Blick auf Prozess und Output zu werfen und die gleichstellungspolitischen Macht-
potentiale der beteiligten EU-Institutionen einzuschätzen. Während gemeinhin gilt, 
dass (1) die Kommission ihre Machtstellung aus dem Initiativmonopol bezieht und 
(2) das EP im OGV zum gleichberechtigten Akteur mit dem Rat wurde, verdeutlicht 
unser empirisches Beispiel, dass dies fallabhängig ist.
Zunächst ist zu konstatieren, dass neben inhaltlichen Fragen in der EU-Politik immer 
auch Politics-Aspekte eine Rolle spielen. Policy- und Politics-Aspekte sind vor dem 
Hintergrund des integrationspolitischen „Prinzips der begrenzten Einzelermächti-
gung“ eng verwoben (d.h. keine „Kompetenz-Kompetenz“ der EU). Dies verdeutli-
cht die Kontroverse um die Vertragsgrundlage. Wenn die Mitgliedsstaaten eventuell 
noch mit einer Anpassung des Mutterschutzes auf bestehende nationale Vorgaben ein-
verstanden gewesen wären (Stichwort: Regelung von Mindeststandards), so wurde 
die Referenz auf Artikel 141 EGV kritisch gesehen, weil sich dadurch die Zuständig-
keit für Vereinbarkeitspolitik verschoben hätte. Der Rat wollte die engere Anbindung 
an Artikel 137 EGV. Insofern wurden hier auch Kompetenzfragen mitverhandelt. Mit 
Beschluss der Mutterschutz-RL hätten sich die Kompetenzen der supranationalen 
Ebene und der Kommission erweitert – zu Lasten der Mitgliedsstaaten. Gerade ange-
sichts der Verfassungskrise und der sich zu dem Zeitpunkt abzeichnenden Finanz- und 
Wirtschaftskrise wird erkennbar, dass die Mitgliedsstaaten dazu tendierten, nationale 
Interessen und Subsidiarität zu betonen. Die Interessendivergenzen und die daraus re-
sultierenden Mehrheitsverhältnisse verhinderten – trotz Positionsänderungen im De-
tail – im Rat einen Kompromiss. Damit liegt die substantiell-materielle Macht beim 
Rat. Er hat ferner durch die Nicht-Befassung die Rechte des EP als formal gleichbe-
rechtigter Gesetzgeber ins Leere laufen lassen. Hier zeigt sich, wie von uns erwartet 
(H1), dass über die Ausübung prozeduraler Macht der Rat de facto weiterhin das zen-
trale Entscheidungsorgan der EU ist und den Politikprozess blockieren kann. Erstaun-
lich in diesem Gesetzgebungsprozess bleibt, dass über die einzelnen Positionen der 
Länder kaum etwas bekannt ist, d.h. die Beratungen innerhalb des Rates sind intrans-
parent und er agierte in diesem Fall als ein Akteur gegenüber Kommission und EP.
Während dem Rat somit ein weitreichender Gestaltungsspielraum zukommt, sind 
die Handlungsmöglichkeiten des EP eingeschränkt, zumal der Richtlinienvorschlag 
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kontrovers diskutiert wurde, auch wenn im Plenum eine Mehrheit von 61% dafür 
stimmte. Im EP zeigten sich unterschiedliche Positionen z.B. darin, dass der im 
Vergleich zum FEMM machtvollere EMPL nicht vorschlug, Mutterschutz auf 20 
Wochen zu erweitern, sondern mit dem Kommissionsvorschlag (18 Wochen) ein-
verstanden war. Dies war ein zentraler Konfliktpunkt und letztlich eine wichtiger 
Grund für ihr Scheitern: Der FEMM hat seine Position zwar in der legislativen Stel-
lungnahme des EP mit einer breiten Mitte-Links-Koalition – wie von uns vermutet 
– durchgesetzt, aber letztlich doch verloren, weil die Weiterentwicklung des Vor-
schlags als zu ambitioniert wahrgenommen wurden – und zwar nicht nur im Rat, 
sondern auch von der Kommission (H2). Das EP trat im Beschluss zur ersten Lesung 
zwar relativ geschlossen auf – aber in den Folgediskussionen und nachdem der Rat 
nicht handelte, mehrten sich kritische Stimmen aus der EVP-Fraktion, die die Forde-
rung nach 20 Wochen als überzogen bezeichneten (Council of the EU 2011).
Wir interpretieren diese Fehleinschätzung im Verhandlungspoker dahingehend, dass 
der EMPL – basierend auf umfangreicheren Erfahrungen in der Kooperation mit dem 
Rat – im Unterschied zum FEMM die Machbarkeit realistischer eingeschätzt hat. 
Denn der EMPL hatte relativ häufig Mitentscheidungsverfahren (2009-2014: ins-
gesamt 19) mit dem Rat und darin Erfahrung, welche sozialrechtlichen Regelungen 
tragbar erschienen und welche nicht (Ahrens 2016). FEMM hingegen verfügte nur 
über wenige (insgesamt vier) legislative Beteiligungen und daher auch weniger Er-
fahrung mit Mitentscheidungsverfahren. Zum Zeitpunkt des Richtlinienvorschlags 
waren die Triloge noch nicht völlig institutionalisiert und der FEMM-Ausschuss hat 
seine Macht im OGV unter Umständen falsch eingeschätzt. Weiterhin ist zu vermu-
ten, dass es deshalb nicht ausreichend etablierte Kontakte zwischen FEMM und dem 
Rat für Beschäftigung, Soziales und Gleichstellung (EPSCO) gab. Hierfür spielt 
nicht zuletzt die Sonderstellung des FEMM innerhalb des EP eine Rolle: Er gilt eher 
als machtlos und unwichtig und seine Möglichkeiten, auf supranationale Politik Ein-
fluss zu nehmen, unterscheiden sich maßgeblich von denen anderer EP-Ausschüsse 
(Ahrens 2016). 
Die konkreten Beweggründe für das unterschiedliche Handeln lassen sich auf der 
Grundlage der Dokumentenanalyse nicht bis ins Detail nachvollziehen. So bliebe 
(etwa über Interviews) zu überprüfen, ob die Kommission sich in ihrer Rolle als 
Agendasetterin vom EP nicht ernst genommen sah; eine Möglichkeit die durch die 
kritische Ablehnung der EP-Stellungnahme impliziert sein könnte. Ebenso ist offen, 
ob die 2010 stattgefundene Verschiebung der Zuständigkeit für Gleichstellung in-
nerhalb der Kommission – von der sozialpolitischen GD Beschäftigung hin zu der 
an Fragen von Antidiskriminierung orientierten GD Justiz – substantiell-materielle 
Folgen für die Positionsbildung innerhalb der Kommission hatte. Auf dieser Daten-
grundlage muss offen bleiben, ob es sich bei dem untersuchten Fall lediglich um 
eine Verkettung ungünstiger zeitlicher Umstände handelte, also die intervenierenden 
Faktoren – allen voran die Wirtschafts- und Finanzkrise – einen starken Einfluss hat-
ten. Jacquot (2015) etwa sieht die Mutterschutz-RL als charakteristisches Beispiel 
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für EU-Gesetzgebung seit der Finanz- und Wirtschaftskrise und den mit dem Krisen-
management verbundenen Einschnitten in den Sozialsystemen: Neue oder geänderte 
Richtlinien, die zusätzliche Kosten verursacht hätten, wurden verhindert. Es könnte 
sich aber auch um einen paradigmatischen Fall handeln, der auf weitreichende Ver-
änderungen der EU-Opportunitätsstruktur verweist – mit Folgen für die künftige 
Gleichstellungspolitik.

Fazit

Wir haben am Fallbeispiel der Mutterschutz-RL danach gefragt, wie sich in der letz-
ten Dekade die politischen Opportunitäten für Gleichstellung verändert haben und 
welche Entwicklungen in der EU-Gleichstellungspolitik innerhalb dieser instituti-
onellen Konstellation möglich sind. Das Beispiel hat gezeigt, dass mehr Kompe-
tenzen für eine zentrale Gleichstellungsakteur*in (hier das EP und insbesondere der 
FEMM-Ausschuss) nicht ausreichen, um Fortschritte in diesem Politikfeld durch-
zusetzen. 
Trotz geregelter Kompetenzen im OGV haben die Akteur*innen des legislativen 
Dreiecks – Kommission, EP, Rat – unterschiedliche Machtressourcen. Somit bestä-
tigen sich unsere Hypothesen 1 und 2, dass insbesondere der Rat gleichstellungspo-
litische Reformen durch „Aussitzen“ zum Scheitern bringen kann, auch wenn das 
EP beständig politischen Druck auszuüben sucht. Auch Hypothese 3 erweist sich 
als richtig: die Kommission spielt als Agendasetterin offensichtlich das Zünglein an 
der Waage; sie kann zwischen Rat und EP vermitteln oder es – wie in diesem Fall – 
unterlassen. 
Für die Zukunft bleibt festzuhalten, dass von der supranationalen EU-Ebene zur 
Zeit wenig bis gar keine Impulse kommen, die Geschlechterverhältnisse nachhaltig 
und positiv zu transformieren: Die Mitgliedsstaaten sind nicht willens, über den Rat 
„hard law“ mit strengeren Verpflichtungen für sich selbst zu beschließen (H1). Die 
Kommission achtet auf Anti-Diskriminierung und lässt gleichzeitig strukturverän-
dernde Strategien ruhen (H3), während sich im EP mit den Wahlen die politischen 
Verhältnisse so verändert haben, dass der immer noch in weiten Teilen progressive 
FEMM trotz erweiterter Gesetzgebungskompetenzen diese nicht erfolgreich nutzen 
kann (H2).
Die Fallanalyse verdeutlicht schließlich, dass – wie von der genderorientierten Po-
licy-Analyse vielfach belegt – Framing eine wichtige Rolle spielt. Ist Mutterschutz 
zuvörderst Gesundheitsschutz oder ein Hindernis für den Arbeitsmarktzugang? Ist 
es ein Vereinbarkeitsproblem oder ein ökonomischer Kostenfaktor? Sollen natio-
nal divergierende Gender-Regime unterstützt werden oder inwieweit erfordert Ge-
schlechtergleichheit als normative Zielvorgabe (kodifiziert in den EU-Verträgen) ein 
supranationales Vorgehen? In diesem Sinne ist der Forderung Kantolas und Roland-
sen Agustíns zuzustimmen:
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The potential for advancing in gender equality policies is at stake in areas where gender 
constructions are disputed and, at the same time, it is necessary to situate and understand 
these disputes and contestations in a wider parliamentary and extra-parliamentary or pub-
lic context (Kantola/Rolandsen Agustín 2016, 9).

Diese unterschiedlichen Perspektiven haben Folgen für den politischen Prozess, für 
die Möglichkeiten unterschiedlicher Koalitions- und Lagerbildungen und damit da-
für, die primärrechtlich kodifizierte Gleichberechtigung der Geschlechter umzuset-
zen. Die Mutterschutz-RL ist dafür ein Beispiel.

Anmerkungen

  1 Zum Vergleich: der Umweltausschuss war federführend für 59, der Beschäftigungsaus-
schuss für 19 Legislativvorschläge zuständig (Renman/Conroy 2014, 4)

  2 Hierunter werden Reformstrategien verstanden mit denen sozialregulierende Normen und die 
Anzahl von Vorschriften reduziert werden sollen, da diese private Initiativen behindern würden.

  3 Regulatory Fitness and Performance Programme (REFIT).
  4 Vgl. Webseite der Europäischen Kommission. Internet: http://ec.europa.eu/smart-regula-

tion/refit/index_de.htm (28.11.2016).
  5 Wir danken Annemarie Cress herzlich für die Erhebung der Dokumente sowie für ihre sehr 

hilfreiche Unterstützung bei der Datenanalyse.
  6 Wir verwenden in diesem Beitrag die korrekte Artikelnummerierung zum jeweiligen Zeit-

punkt. Artikel 119 EGV, der „Gleichstellungsartikel“, wurde mit Vertragsänderungen neu 
nummeriert als Artikel 141 TEU und heute Artikel 157 AEUV. Der Ursprungsartikel 118 EGV 
(Gesundheitsschutz) wurde neu nummeriert als Artikel 137 TEU; heute Artikel 153 AEUV.

  7 Die Elternurlaubs-RL wurde hingegen als reformbedürftig erachtet.
  8 Die Positionen der Mitgliedsstaaten wurden danach kategorisiert, wie sie einem Richtlinie-

nentwurf gegenüberstanden: positiv (z.B. „maternity leave at the EU level is too short and 
should be extended to at least 105 days. (...) payment should be higher than sickness pay“), 
negativ (z.B. „no amendments at EU level are necessary“) oder unentschieden („the payment 
for maternity leave should remain at its present level. The 14-week leave period is considered 
to be too short.“) (European Commission 2008). Zypern und Luxemburg ohne Position wurden 
als potenziell unentschieden eingestuft.

  9 Während sich zivilgesellschaftliche Organisationen und Gewerkschaften für eine Überarbei-
tung aussprachen, waren die Arbeitgeber*innenverbände überwiegend dagegen.

10 Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 
zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen.

11 Der ebenfalls mitberatende Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie gab keine Stel-
lungnahme ab.

12 Dies ist insofern förderlich, als die S&D-Fraktion geschlechterpolitischen Anliegen prinzipiell 
positiv gegenüber eingestellt ist, während zugleich geschlechterpolitische Themen im EP – 
von konservativ-rechtspopulistischer Seite auch im FEMM – stärker in Frage gestellt wurden 
(Kantola/Rolandsen Agustín 2016, 2, 7).

13 Da im Rahmen des „Vereinbarkeitspaketes“ die Elternurlaubs-RL wieder von den Sozialpart-
nern verhandelt wurde, blieb eine rechtliche Regelung zu Vereinbarkeit über die Gemein-
schaftsmethode – und damit unter Beteiligung des EP – unwahrscheinlich. 

14 Zu vergleichbaren Befunden in Bezug auf sexuelle und reproduktive Rechte kommen Kantola 
und Rolandsen Agustín (2016, 9); zur Lagerbildung innerhalb des FEMM vgl. auch Rolandsen 
Agustín (2012).
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Macht und substantielle Repräsentation von Frauen

AGNES BLOME. GESINE FUCHS.

Demokratie als Selbstregierung und Selbstgesetzgebung erfordert bestimmte Me-
chanismen zur Gewährleistung der gleichen Teilnahme aller betroffenen Personen 
am politischen Prozess. In modernen Gesellschaften ist politische Repräsentation 
ein solcher notwendiger Mechanismus, also die durch Wahlen autorisierte Vertre-
tung von Personen in Entscheidungsgremien wie Parlamenten. Die dazu nötige 
Ausweitung politischer Rechte auf immer mehr Personengruppen ging langsam 
vonstatten und war umstritten. Die Forderung nach (Geschlechter-)Gleichheit in der 
politischen Repräsentation lässt sich mit Werten von Gleichheit und Gerechtigkeit, 
aber auch inhaltlich, also im Sinne von Auswirkungen auf policy outputs begründen. 
Die Realität ist aber weit von diesem demokratischen Ideal entfernt. Die femini-
stische Politikwissenschaft hat immer wieder gezeigt, dass gesellschaftliche Unter-
drückungs- und Abwertungsverhältnisse wirksame und hohe Hürden bei politischer 
Sozialisation, beim Zugang zu politischen Ämtern und politischer Verantwortung 
von Frauen sowie bei der Definition und Legitimierung von Politiken darstellen. So 
sind weltweit nur 23% der Parlamentssitze von Frauen besetzt; in Deutschland liegt 
ihr Anteil in Regierung und Bundestag bei einem guten Drittel, auf der kommunalen 
Ebene aber nur bei 26% (European Commission DG Justice 2016). 
Solche ungerechten Machtverhältnisse manifestieren sich in kulturellen Normen, 
sozialen Praktiken und ökonomischen Strukturen. Dies lässt sich mit Iris Marion 
Youngs „five faces of oppression“ veranschaulichen, die sie übergreifend für Un-
terdrückungsverhältnisse formuliert hat (Young 2004). Es sind dies ökonomische 
Ausbeutung, sozioökonomische Marginalisierung, fehlende Autonomie über die 
eigene Arbeit, kultureller Imperialismus und systematische Gewalt. Dabei wirken 
Machtverhältnisse im gesamten Prozess politischer Beteiligung und in allen Insti-
tutionen, von der politischen Sozialisation im Kindergarten bis zur Durchsetzungs-
kraft von Frauen in höchsten Staatsämtern: Was gilt als politisch relevant, als sagbar, 
als dringendes politisches Problem? Eine formal mächtige Stellung von Politike-
rinnen in der Exekutive, die eine Agenda zur Verwirklichung von Frauenanliegen 
haben, bedeutet nicht gleichzeitig, dass sie das auch de facto durchsetzen können 
(Sauer 2009). 
Im Folgenden widmen wir uns einem Ausschnitt des politischen Entscheidungs-
prozesses, nämlich der substantiellen Repräsentation von Frauen in Legislative und 
Exekutive als materiell und symbolisch relevanten Arenen demokratischer Politik. 
Sie sind deswegen so wichtig, weil in ihnen Entscheidungen getroffen und umge-
setzt werden, die materiell spürbare Auswirkungen haben. Nichtsdestotrotz finden 
sich in diesen Bereichen, insbesondere in Bezug auf die Exekutive, teils deutliche 
Forschungslücken zur substantiellen Repräsentation von Frauen. 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.04
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Nach einer Einführung in den Begriff der Repräsentation diskutieren wir das Für und 
Wider des Konzepts und verschiedener Operationalisierungen von „Fraueninteres-
sen“ für feministische Forschung zu substantieller Repräsentation, bevor wir aktu-
elle Forschungsergebnisse zu Legislative und Exekutive vorstellen. Dies dient uns 
im Fazit dazu, Desiderata einer umfassenden Analyse von Geschlecht, substantieller 
Repräsentation und politischer Macht zu formulieren.

Repräsentationsbegriffe

Eine Grundfrage der Repräsentationsforschung besteht darin, ob die Reprä sen-
tant*innen die Delegierten der Repräsentierten sein sollen, also deren Willen aus-
führen, oder ob sie treuhänderisch im Sinne der Repräsentierten handeln (können). 
Eine der einflussreichsten zeitgenössischen Taxonomien ist jene von Hannah Pitkin 
(2008), die vier Formen unterscheidet: autorisierte Repräsentation, in dem eine Per-
son gesetzlich ermächtigt ist, für eine andere zu handeln; deskriptive Repräsentation, 
wobei Repräsentant*innen durch bestimmte Eigenschaften (wie Geschlecht, Klasse 
oder Ethnizität) für eine bestimmte Gruppe stehen; symbolische Repräsentation, in 
der Repräsentant*innen für eine bestimmte Idee stehen und schließlich substantielle 
Repräsentation, in der Repräsentant*innen verantwortlich für und im Interesse der 
Repräsentierten handeln. Pitkin lehnte die Idee deskriptiver Repräsentation ab, also 
die Annahme einer zwingenden Verbindung zwischen den Eigenschaften der Reprä-
sentierenden und verantwortlichem Handeln für diese entsprechende Gruppe. Anne 
Phillips (Phillips 1994, 1995) legte deren Relevanz jedoch überzeugend als „Politics 
of Presence“ dar: Die Präsenz vormals exkludierter Gruppen markiere erst einmal 
ihre Anerkennung und sei eine Frage der Gerechtigkeit. Präsenz stärke Legitimität, 
Verantwortlichkeit und Effektivität: es stärke das Vertrauen in die Repräsentierenden, 
antworte auf das Bedürfnis nach besserer Berücksichtigung der Interessen unter-
repräsentierter Gruppen und eröffne die Möglichkeit, politische Agenden zu trans-
formieren und so die Qualität und die Wirkungen der Politik zu erhöhen. Politische 
Deliberation erfordert die Partizipation von Schlüsselgruppen, wenn demokratisch 
repräsentative Entscheidungen gefällt werden (Childs/Lovenduski 2013, 491):

„Arguably, after Pitkin no one regarded descriptive representation as important, while after 
Phillips no one regarded it as unimportant” (ebd., 490). 

Die politikwissenschaftliche (Geschlechter)forschung hat sich zuerst mit deskrip-
tiver Repräsentation beschäftigt, also den Fragen nach Trends und Gründen für die 
weiter bestehende Unterrepräsentation von Frauen in Parlamenten und Regierungen. 
Hier sind sowohl Literatur- und Datenlage als auch theoretische Konzepte besser 
und weiter ausgearbeitet als bei Fragen nach substantieller Repräsentation (vgl. 
Wängnerud 2009). Die aktuelle Forschung ist stark auf die Bedingungen und Pro-
zesse substantieller Repräsentation von Frauen ausgerichtet, also der Repräsentation 
von Interessen, die von oder für Frauen formuliert und aggregiert werden (s. Childs/
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Lovenduski 2013 für einen Überblick). Weniger handfeste Forschungsresultate gibt 
es zur Frage, wie politische Repräsentation sich in Politik und Politik-Wirkungen 
übersetzt (vgl. Schwindt-Bayer/Mishler 2005; Smith 2014; Dolan 2002). 
Nun bezweckt politische Repräsentation, politische verbindliche Entscheidungen 
herbeizuführen und umzusetzen bzw. sie zu beeinflussen – auch in Parteien, Be-
wegungen oder beratenden Gremien. Wie und unter welchen Umständen werden 
aus repräsentierten Interessen politische Programme, die implementiert werden und 
die gewünschten Wirkungen zeigen? Mit anderen Worten: Wann verwandelt sich 

Repräsentation in Macht? Angesichts der Transformation von Staatlichkeit, etwa 
der Abgabe staatlicher Autorität an nicht gewählte und somit nicht oder kaum de-
mokratisch legitimierte Gremien und Organe und der Entparlamentarisierung von 
politischen Entscheidungen (siehe Wöhl 2016; Sauer 2012; Banaszak/Beckwith/
Rucht 2003) stellt sich ganz grundsätzlich die Frage, ob sich herkömmliche poli-

tische Repräsentation noch in Macht verwandeln kann. Governance-Formen des 
Regierens, also nicht-hierarchische, netzwerkförmige Politikformen bringen zwar 
prinzipielle Chancen auf Öffnung und Demokratisierung politischer Entscheidungs-
prozesse. Doch weil Governance politische Entscheidungsräume auch entöffent-
licht, informalisiert und schließt, ist ebenfalls der Stand der Partizipation und Re-
präsentation von Frauen gefährdet und es droht allgemein ein Verlust an politischen 
öffentlichen Aushandlungsprozessen und somit an Kontrolle und Mitsprache (Sauer 
2009, 111–116). 
Für die Frage substantieller Repräsentation sind sowohl Begriffe von Macht als 
Ressource, als auch von Macht als Dominierung und Unterdrückung wichtig (vgl. 
auch im Folgenden die Ausführungen bei Allen 2016): In der Legislative geht es 
zuvorderst darum, bindende Entscheidungen herbeizuführen, die dann vom Staat 
umgesetzt werden. Es werden Gesetze geschaffen, an die sich die Menschen (über-
wiegend) halten, weil sie sie als legitim zustande gekommen betrachten. Gemäß 
einem liberalfeministischen Ansatz würde es also darum gehen, Macht im Sinne 
Max Webers und Robert Dahls1 so umzuverteilen, dass bestimmte Gruppen verant-
wortlich im Sinne von bisher weniger Repräsentierten handeln können. Die Frage 
wäre dann, inwieweit es Abgeordneten gelingt, wie auch immer geartete Fraueninte-
ressen in bindende Entscheidungen, Gesetze oder Programme umzusetzen (Agenda 
Setting, Politik-Formulierung); für die Exekutive stellt sich entsprechend die Frage, 
inwieweit diese Entscheidungen wirkungsvoll umgesetzt werden können bzw. wo 
im exekutiven Kompetenzbereich solche Entscheidungen getroffen werden (Politik-
Implementation). Feministische Machtbegriffe, die auf Ermächtigung zielen und 
das Sich-Zusammenschließen mit Anderen in den Mittelpunkt stellen, sind für die 
Analyse konkreter Entscheidungsprozesse in Gremien gut geeignet. Zur alleinigen 
Verwendung bei der Analyse geschlechtsbasierter Formen der Unterdrückung eig-
nen sich solche Begriffe aber nicht.
Machtverhältnisse können eine wirkungsvolle substantielle Repräsentation behin-
dern, also die Chancen, dass Fraueninteressen in Politiken, Gesetze und Maßnahmen 
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umgesetzt werden. Komplexer werden diese Verhältnisse noch dadurch, dass wir es 
beim Staat eben nicht mit dem „ideellen Gesamtpatriarchen“ zu tun haben, nicht mit 
einem kohärenten Agenten, sondern mit einem Kompromiss unterschiedlicher ge-
sellschaftlicher Interessen und Mächte. Die relative Autonomie des Staates erlaubt 
es durchaus, frauenfreundliche staatliche Politik zu machen (Sauer 2009, 109f.). 
Die Forschung zu deskriptiver Repräsentation von Frauen hat auf die hinderlichen 
und förderlichen Faktoren fokussiert, damit Frauen in Parlamente und Regierungen 
kommen und wiedergewählt werden (Überblick vgl. Fuchs/Scheidegger 2017). For-
schung zu substantieller Repräsentation muss darüber hinaus Aussagen zu den poli-
tischen Inhalten und Forderungen der Repräsentant*innen machen. Daher widmen 
wir uns im folgenden Abschnitt der Debatte der Frage nach „Fraueninteressen“ und 
wie sie entstehen und aggregiert werden. 

Fraueninteressen?

Ziel der Forderung nach politischer Repräsentation von Frauen ist es gemeinhin, 
auf diese Weise demokratische Gerechtigkeit sowie Legitimität, Responsivität und 
Effektivität der gewählten Gremien zu erreichen. Ein Mehr an Frauen in den Parla-
menten soll die Qualität und die Auswirkungen von Politikgestaltung im Sinne für 
Frauen positiv beeinflussen (vgl. Celis et al. 2014). Was Fraueninteressen sind, lässt 
sich nach überwiegender Meinung in der feministischen Diskussion nicht a priori 
oder objektiv bestimmen, aber in einer herrschafts- und machtkritischen feminis-
tischen Perspektive können wir nicht gänzlich auf inhaltliche Spezifikationen ver-
zichten. Wer wissen will, ob und wie Frauen für Frauen handeln – so die Definition 
von substantieller Repräsentation – muss wissen, was Frauen wollen.
Frühe marxistisch inspirierte Konzepte, die von Interessen ausgingen, die aus den 
Strukturen sozialer Ungleichheit entspringen, kamen seit den 1980er Jahren unter 
Druck, je mehr auch die Unterschiedlichkeit der Lebenslagen „der“ Frauen dis-
kutiert wurde und je mehr etwa von Seiten schwarzer Feministinnen die bisherige 
implizite Gleichsetzung von Frauen mit weißen Mittelschichtsfrauen in der so ge-
nannten Ersten Welt kritisiert wurde. Versuche, nicht auf Interessen, sondern auf Be-
dürfnisse von Frauen zu rekurrieren (Diamond/Hartsock 1981), führten jedoch nicht 
aus dem „essentialistischen Dilemma“. Sowohl Anne Phillips (1994) wie auch Anna 
Jónasdóttir (1988) wollten den Interessenbegriff nicht mehr vorrangig inhaltlich, 
sondern prozedural bestimmen. Phillips argumentiert, dass es nur ein objektives In-
teresse von Normunterworfenen gebe: nämlich inter-esse, lateinisch wörtlich „dabei 
zu sein“ in der Politik, um in Angelegenheiten, die einen selber betreffen, mitzube-
stimmen. Jónasdóttir teilt diese Definition, aber spezifiziert einen inhaltlichen Inte-
ressenbegriff. Inhaltliche Interessen werden durch diejenigen Gruppenangehörigen 
formuliert, die Zutritt zur politischen Arena verlangen und politisch handeln. Diese 
Interessen sind nicht beliebig, sondern auch eng an gelebte Erfahrungen und Le-
bensbedingungen sozialer Gruppen gebunden. Insofern sich Gruppen systematisch 
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unterscheiden, werden sich auch die von ihnen formulierten Interessen unterschei-
den. Oft wird in der Forschung auf Themen abgezielt, die die Rolle von Frauen in der 
Gesellschaft reflektieren – die ungleiche Verteilung und Bezahlung von produktiver 
und reproduktiver Arbeit, unterschiedliche Erfahrungen mit Gewalt, Differenzen im 
Zugang zu Positionen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. 
In der empirischen Forschung werden „Fraueninteressen“ unterschiedlich operatio-
nalisiert. Erstens werden sie als für alle Frauen gegeben angenommen, und insofern 
sind sie ex-ante definiert. Damit werden Frauen aber essentialisiert, und Intersek-
tionalität wird ausgeblendet. Zweitens werden sie oft an die Forderung feministi-
scher Organisationen geknüpft, was jedoch feministische Sichtweisen privilegiere 
(Childs/Lovenduski 2013). Drittens können sie ganz offen konzeptualisiert werden, 
indem als „Fraueninteresse“ zählt, was befragte Volksvertreter*innen darunter ver-
stehen (Celis/Erzeel 2015), womit der Begriff aber erheblich an Prägnanz einbüßt 
– dann können auch sehr konservative Politiker*innen Frauen substantiell repräsen-
tieren. Schließlich werden Umfragedaten als Beleg für Geschlechterunterschiede in 
der Betrachtung von Themen genutzt. So zeigen sich – länderübergreifend und so-
wohl bei Bürgerinnen wie Politikerinnen – zwar eine Priorisierung sozialer Themen 
und des Abbaus von Geschlechterungleichheiten im Vergleich zu Männern (Childs 
2004, Lovenduski/Norris 2003; Campbell/Childs/Lovenduski 2009; Bolzendahl/
Brooks 2007; Wängnerud 2000). In diesem Ansatz ist jedoch fraglich, ob Geschlech-
terunterschiede in Einstellungen zu einem Thema gleichzusetzen sind mit unter-
schiedlichen Interessen, also dem generellen Wunsch nach der gesellschaftlichen 
Durchsetzung eines Weltbildes mittels konkreter Maßnahmen und Regelungen (vgl. 
Münnich 2011). 
Grundsätzlich kommen die verschiedenen empirischen Konzepte jedoch zu ähnli-
chen Schlüssen in Bezug auf die Frage, welche Themen oder Weltbilder für Frauen 
wichtiger sind2 als für Männer: Gleichbehandlung und -bezahlung von Arbeit, re-
produktive Rechte inkl. Abtreibung, Kinderbetreuung und häusliche Arbeit, Gewalt 
gegen Frauen, Prostitution und Menschenhandel, Genitalverstümmelung und poli-
tische Repräsentation (Childs und Lovenduski 2013). Mit anderen Worten: Solche 
Themen repräsentieren Fraueninteressen, „where policy consequences are likely to 
have a more immediate and direct impact on significantly larger numbers of wo-
men than of men” (Carroll 1994, 15). Der Einfluss substantieller Repräsentation 
von Frauen besteht darin, dass Frauen diese Themen auf die Agenda setzen und die 
Entwicklung von Regelungen und Maßnahmen unterstützen, die helfen, strukturelle 
Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen abzubauen.
Unseres Erachtens braucht es alle Facetten des Konzepts „Fraueninteressen“ für eine 
umfassende Analyse. Es ist insofern notwendig, von allgemein definierten „Frau-
eninteressen“ wie dem gleichen Zugang (inter-esse, dabei-sein im Sinne Phillips’) 
zu politischen und gesellschaftlichen Positionen auszugehen und sie zu Beginn ei-
ner Analyse zu bestimmen, insofern Demokratie als Selbstregierung und Selbstge-
setzgebung ein egalitäres Menschenbild konkretisiert (vgl. Schaal 2009, 259–260). 
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Zweitens ist es sinnvoll, konkrete Forderungen formulierter „Fraueninteressen“ 
ideologiekritisch auf ihren Inhalt, ihre Geschlechterbilder und die intendierten Kon-
sequenzen zu prüfen; auch brauchen wir politikfeldspezifische Analysen von „Frau-
eninteressen“, etwa wie gleichstellungsfreundlich verschiedene Modelle des Vater-
schaftsurlaubs sind, die im Parlament lanciert werden (Valarino 2016). Drittens muss 
eine Analyse politischer Prozesse Interessen von Frauen als zunächst undefiniert, 
kontextabhängig und veränderbar konzeptualisieren und z. B. als „representative 
claims making“ untersuchen: „good substantive representation is better conceived 
of as a process, involving debate, deliberation, and contestation over group interests” 
(Celis et al. 2014, 151, 156). Forschung zu substantieller Repräsentation von Frauen 
muss kontextabhängig und prozedural analysieren, ob und wie substantielle Reprä-
sentation dazu beiträgt, normativ-egalitären Zielen näher zu kommen. Dies ermög-
licht es zum einen, unterschiedliche Wege zur Erreichung der Ziele3 aufzuzeigen, 
Intersektionalität und Ideologien zu berücksichtigen und damit einer „Essentialisie-
rung“ von Fraueninteressen entgegenwirken. Zum anderen kann es auf diese Weise 
gelingen, den Einfluss herrschender Diskurse und die Machtbeziehungen innerhalb 
politischer Arenen etc. auf die Möglichkeiten und die Reichweite substantieller Re-
präsentation aufzudecken. 

Woran erkennen wir machtvolle substantielle Repräsentation? 

Im Folgenden beschreiben wir die Forschung zu substantieller Repräsentation. Der 
Fokus auf Legislative und Exekutive resultiert aus unserer Prämisse, nach der sich 
substantielle Repräsentation von Frauen in der Durchsetzung von policies zeigt, die 
Fraueninteressen aufgreifen.

Legislative

Wenn wir wissen wollen, ob und wie Repräsentation zu Macht führt, ist weiterhin 
Forschung zu den Bedingungen nötig, unter denen politisch mobilisiert, nominiert 
und gewählt wird. Darüber hinaus brauchen wir Kenntnisse darüber, unter welchen 
Bedingungen Frauen in gewählten Gremien arbeiten. So sind Parlamentarierinnen 
in einflussreichen Führungspositionen unterrepräsentiert und in unterschiedlichem 
Maß auf bestimmte Politikfelder beschränkt.4 Nach wie vor sind Frauen häufig mit 
abwertenden Stereotypen konfrontiert und müssen sich erst beweisen (vgl. für ein 
aktuelles Beispiel Staples/Natcher 2015). Präsenz bedeutet darum nicht automa-
tisch, dass Frauen angemessene Durchsetzungschancen haben. Eine aktuelle Studie 
der Interparliamentary Union (IPU) zeigt, dass sexistisches Verhalten gegenüber 
Parlamentarierinnen auf der ganzen Welt ein ernstes Problem ist: von den befragten 
Abgeordneten waren in Zusammenhang mit ihrem Mandat 44% schon mit Tod, Ver-
gewaltigung, Schlägen oder Entführung bedroht worden, zwei Drittel waren sexi-
stisch beschimpft und ein Drittel sexuell belästigt worden: „Such violence impedes 
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the ability of women parliamentarians to do their work freely and securely and has a 
dissuading effect on women’s political engagement in general“ (Interparliamentary 
Union 2016a, 11). Die IPU stellt dies richtigerweise in Zusammenhang mit der ge-
nerellen Funktionsweise von Parlamenten:

Once in office the situation does not improve as women MPs are often underrepresented 
in senior positions or key committees, face a hostile work environment, and must navigate 
unwritten rules and practices that are preferential to men. All of this can limit their input 
to parliament’s policy making and undermines parliaments’ efficiency, effectiveness and 
legitimacy. (Interparliamentary Union 2016b)

Die von vielen Frauen geteilten Erfahrungen wie Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts könnten weibliche Abgeordnete aufmerksamer für Fraueninteressen 
machen. Im Gegensatz zu ihren männlichen Kollegen sollten weibliche Abgeord-
nete danach eher Themen wie Gleichbehandlung der Geschlechter oder Sorgearbeit 
auf die politische Agenda setzen. Tatsächlich zeigen viele Studien, dass weibliche 
Abgeordnete eher als männliche dazu neigen, Themen, die mit Frauen assoziiert 
sind, zu priorisieren und eine entsprechende Gesetzgebungsinitiative einzubringen 
(Lloren 2015; Fuchs 2015a; Dodson 2006; Kittilson 2008). So wird auch häufig ein 
Zusammenhang zwischen dem Anstieg von deskriptiver Repräsentation im Parla-
ment und den policy outputs für Gleichstellung gezeigt (Swers 2002; Lambert 2008; 
Brunsbach 2011). In diesem Zusammenhang wurde die Vermutung aufgestellt, dass 
es einer critical mass weiblicher Repräsentantinnen bedürfe, um substantielle Re-
präsentation zu erreichen (Dahlerup 1988; Studlar/MacAllister 2002). 
Auf der anderen Seite gibt es Gründe, die gegen eine Beziehung zwischen deskrip-
tiver und substantieller Repräsentation sprechen. Nur weil Personen ähnliche Merk-
male (wie das Geschlecht) teilten, bedeute das nicht, dass sie für „ihre“ Gruppe han-

delten. Dodson und Carroll (1991) haben argumentiert, dass weitere Merkmale wie 
ethnischer Hintergrund/Rasse, soziale Schicht oder Alter kollektives Handeln allein 
aufgrund des Geschlechts verhindern könnten und deshalb in die Analysen mit ein-
bezogen werden sollten. Bislang waren in europäischen Parlamenten eher höher ge-
bildete Frauen aus der Mittelschicht vertreten (Mateo Diaz 2005). Gerade ein Anstieg 
des Frauenanteils in den Parlamenten könne dazu führen, dass die Gruppe der weib-
lichen Abgeordneten in anderen Merkmalen diverser würde. Xydias zeigt beispiels-
weise in ihrer Studie über den Deutschen Bundestag, dass die Zugehörigkeit zu einer 
Generation ein wichtiger Faktor ist für die Teilnahme an Plenardebatten zu frauenspe-
zifischen Themen sowie für den Einsatz für Fraueninteressen (Xydias 2014).
Manche Autor*innen stellen fest, dass sich traditionelle Geschlechterstereotype ver-
stärken könnten, wenn sich Frauen für andere Frauen einsetzen und sich Männer 
von diesen Themen zurückziehen oder sie gar nicht erst aufgreifen. Die Themen 
würden dann nur als Frauenthemen, nicht aber als Themen, die sowohl Männer als 
auch Frauen betreffen, wahrgenommen (Mansbridge 2005; Schwindt-Bayer 2010). 
Weibliche Abgeordnete könnten sich deshalb bewusst gegen die Unterstützung und 
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den Einsatz für Fraueninteressen entscheiden. Eine Studie zum argentinischen Par-
lament (Franceschet/Piscopo 2008) zeigt, dass aufgrund von Quotenregelungen der 
Frauenanteil stark gestiegen war und vermehrt Gesetzesprojekte zu Frauenrechten 
eingebracht wurden. Da aber viele Frauen mit familiären Bindungen zu (alten) poli-
tischen Eliten ein Mandat bekamen, die als „mujeres de“ („Frauen von“) bezeichnet 
wurden, wurden Parlamentarierinnen sowie die von ihnen formulierten frauenrele-
vanten Anliegen kritisch betrachtet.
Eine weitere Differenzierung liegt in der Parteizugehörigkeit, d.h. Parteien beein-
flussen, ob und inwieweit Frauen sich für Fraueninteressen einsetzen (vgl. Celis/
Childs 2012). Allgemein lässt sich festhalten, dass linke Parteien historisch diejeni-
gen waren, die Fraueninteressen früher und stärker in ihre Agenden integrierten und 
dass linke Parteiakteur*innen sich eher für Frauenrechte einsetzen (Bratton 2005; 
Lloren 2015; Laux 2015). Aber auch in konservativen und rechten Parteien setzen 
sich Frauen eher für Fraueninteressen ein als ihre männlichen Kollegen (Swers 2002; 
Xydias 2014), jedoch bewirken konservative Parteien weniger frauenfreundliche 
Politiken. Bei „moralischen“ Themen wie Abtreibung, Homosexualität oder Schei-
dungsrecht scheinen Parteilinien einen geringeren Einfluss zu haben, während sie 
bei ökonomischen Themen wichtiger sind als Geschlecht (z. B. Senti 1999). Marian 
Sawer zeigt am Beispiel Australien, wie eine – seltene – parteiübergreifende Koali-
tion von Frauen aus vier unterschiedlichen Fraktionen im Parlament ein kurzes poli-
tisches Gelegenheitsfenster nutzen konnte, um mit Hilfe parlamentarischer Gruppen 
(hier die sog. parliamentary friendship groups) und einer zivilgesellschaftlichen Ko-
alition die Zulassung von RU-4865 zu erreichen (Sawer 2012).
In diesem Zusammenhang wird argumentiert, dass es darauf ankomme, welche Re-
präsentantinnen in den Parlamenten sitzen. Es brauche Frauen, die ein Bewusstsein 
für Frauenthemen haben (Beckwith/Cowell-Meyers 2007). Besonders wichtig seien 
außerdem critical actors, also Frauen, „who act individually or collectively to bring 
about women-friendly policy change” (Childs und Krook 2009, 127). Critical ac-

tors initiierten Gesetzesinitiativen und ermutigten andere, es ihnen gleich zu tun 
und frauenfreundliche Maßnahmen zu unterstützen und voranzutreiben. Sie werden 
in diesem Sinne auch als policy entrepreneurs bezeichnet (Mackay 2008). Empi-
risch wird der Einfluss von critical actors häufig anhand von parlamentarischen 
Initiativen oder Debattenbeiträgen zu Themen analysiert, die Fraueninteressen 
reflektieren sollen (Celis 2006; Valarino 2016; Fuchs 2015a; Mackay 2008) sowie 
deren Abstimmungsverhalten. Faktoren, die critical actors bei ihrem Eintreten für 
Fraueninteressen unterstützen, sind ihr Zugang zur Macht, zum politikfeldspezifi-
schen policy subsystem, eine geringere Parteidisziplin, die Art und Weise der Inter-
aktion von critical actors mit einer critical mass, die Wichtigkeit eines Themas, aber 
auch institutionelle Faktoren (z.B. Guadagnini 2007; Chaney 2012, 2014). Idealer-
weise besetzen diese Frauen Entscheidungspositionen, in denen sie entsprechende 
Initiativen oder Maßnahmen aufgrund ihrer Möglichkeiten im Amt auch durchset-
zen können (Childs 2008). 
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Zusammenfassend lässt sich festhalten: Für die substantielle Repräsentation von 
„Fraueninteressen“ in Parlamenten sind Frauen als Repräsentant*innen eine not-
wendige, aber nicht hinreichende Bedingung; mehr als eine kritische Masse von Ab-
geordneten sind deren critical acts (Gesetzesinitiativen, Debatten in Ausschüssen, 
Unterstützung, Abstimmungsverhalten) nötig, um frauen- und gleichstellungspoliti-
sche Themen in den Gesetzgebungsprozess einzubringen. Dabei wird der Einsatz für 
„Fraueninteressen“ häufig zusätzlich durch Parteizugehörigkeit vermittelt. Bei poli-
tischen Gelegenheitsfenstern, bei Bildung von Koalitionen mit engagierten Personen 
in parlamentarischen Schlüsselstellen erhöhen sich die Chancen, dass repräsentierte 
Interessen auch zu politisch bindenden Entscheidungen führen. Machtverhältnisse 
im Sinne von Dominierung und (sexistischer) Abwertung sowie die Zurückweisung 
von nicht-hegemonialen Interessen als partikular schränken die Erfolgsaussichten 
hingegen erheblich ein. Ein systematischerer Einbezug dieser Machtverhältnisse in 
empirische Studien wäre wichtig. 

Exekutive

Für die Exekutive ist die Frage nach der Verwandlung von substantieller Repräsen-
tation in Macht schwieriger zu beantworten; es gibt weniger Forschungsergebnisse, 
und auch Daten sind im Gegensatz zur öffentlichen Arbeit von Parlamenten schwie-
riger zugänglich. Dabei ist gerade die substantielle Repräsentation von Frauen in der 
Exekutive von besonderer Wichtigkeit, da sie per Definition zu den einflussreichsten 
Akteur*innen mit dem besten Zugang zur Macht gehören. Finden sich hier critical 

actors, so ist davon auszugehen, dass sie am ehesten in der Lage sind, Fraueninteres-
sen durchzusetzen. Allerdings gibt es auch hier Grenzen: Am Beispiel der britischen 
Kern-Exekutive (core executive) analysieren Annesley und Gains die Einflussmög-
lichkeiten feministischer Akteurinnen und identifizieren eine „gendererd nature of 
formal and informal rules that structure power and opportunities for policy change” 
(Annesley/Gains 2010, 4). Darunter fassen sie zum einen Prozesse der Rekrutierung 
und damit den Zugang zu Ressourcen. Zum anderen beziehen sie sich auf Aspekte 
des Umgangs, also der Beziehungen und Normen bzw. Praktiken, die die Möglich-
keiten der Akteur*innen prägen. 
Ein Blick auf (deskriptive) Repräsentation in den obersten Bundesbehörden in 
Deutschland zeigt, dass Parteien wesentlichen Einfluss haben: So stieg unter Rot-
Grün der Frauenanteil bei den „politischen Posten“ der Abteilungsleitungen in Mi-
nisterien der Frauenanteil von 2% im Jahr 1998 auf 22% im Jahr 2004 (um danach 
zu stagnieren, vgl. Rouault 2016, 108). Auch der Anteil der Ministerinnen war hö-
her in den rot-grünen Regierungszeiten als in den CDU-geführten Regierungen da-
vor und danach (Blome 2017). Ein direkter Zusammenhang zwischen den Anteilen 
und den policy outputs der rot-grünen Regierungen kann jedoch nicht (für alle Po-
litikfelder) gezeigt werden. Für erfolglose Versuche substantieller Repräsentation 
sind die Hartz IV-Reformen ein schon klassisches Beispiel eines demokratiefernen, 



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

64 FEMINA POLITICA 1 | 2017

männerbündischen und interessengeleiteten Expertisentums (vgl. Fuchs 2015b): 
Der sog. Hartz-Kommission gehörten 14 Männer und nur eine Frau an. Eine Unter-
suchung zu den Entscheidungsprozessen in der Kommission kam zum Schluss, dass 
im Gremium informelle Spielregeln vorherrschten (Siefken 2006). Empfehlungen 
wurden einvernehmlich und ohne Minderheitenvoten verabschiedet. Es wurde we-
niger argumentiert oder verhandelt, sondern es gab starke Hinweise darauf, dass 
der Kommissions-Vorsitzende persönlich in Einzelgesprächen Überzeugungsarbeit 
für bestimmte Lösungen leistete. Fundierte fachliche wie gleichstellungspolitische 
Kritik, etwa an der Konstruktion der Bedarfsgemeinschaft oder der Förderung von 
Minijobs, und massive politische Proteste blieben wirkungslos – wie auch die um-
fassende feministische Wirkungsforschung kaum auf politische Resonanz stieß (z. 
B. Jaehrling/Rudolph 2010). Im ersten rot-grünen Kabinett scheiterten zudem die 
Bemühungen von Frauenministerin Christine Bergmann, ein Gleichstellungsgesetz 
für die Privatwirtschaft auf den Weg zu bringen. Sie führte dies auf den Widerstand 
der Wirtschaftsverbände zurück, die jedes Gesetz und jede Selbstverpflichtung 
abgelehnt hätten, u. a. durch Direktintervention beim Bundeskanzler (Doemens/
Emundts 2001). Auch hier blieb (verspätete) zivilgesellschaftliche Kritik ohne Re-
sonanz.6  
Das Beispiel Familienpolitik zeigt ebenfalls, dass allein der Anteil von Frauen im 
Parlament oder in Spitzenpositionen der „richtigen“ Parteien nicht ausreichend ist 
für Politikwandel. Zwar war die erste rot-grüne Regierung bereits 1998 mit dem 
Versprechen angetreten, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit Reformen der 
Erziehungszeiten und der Kinderbetreuung zu verbessern. Jedoch gelang es erst 
Familienministerin Renate Schmidt (SPD) in der zweiten rot-grünen Regierungs-
periode, erste Schritte anzustoßen. Radikalere Reformen fanden sogar erst in der 
CDU-geführten Großen Koalition durch die Familienministerin Ursula von der 
Leyen (CDU) statt. Eine aktuelle komparative Studie (Blome 2017) arbeitet für 
Deutschland heraus, dass zentraler Faktor für die Verabschiedung der Reformen ein 
verstärkter politischer Wettbewerb zwischen der SPD und der CDU war, in dessen 
Folge beide Parteien versuchten, mit einer verbesserten Vereinbarkeitspolitik weib-
liche Wähler anzusprechen (s.a. Blome 2016). Zudem waren sowohl Schmidt als 
auch ihre Nachfolgerin von der Leyen critical actors, die es verstanden, Koalitionen 
zu bilden und dabei von der/dem jeweiligen Regierungschef*in unterstützt wurden.
Aspekte des politischen Wettbewerbs spielten auch bei anderen Themen eine Rolle, 
die für Frauen potentiell relevanter sind, wie das Beispiel Diskriminierungsschutz 
zeigt. „Powerful business interests and the church have systematically rejected such 
measures. These constituents are taken very seriously as they continue to be ex-
tremely relevant for the CDU“ (von Wahl 2011, 405). Von Wahl folgert, dass es bei 
der Frage von weiblicher politischer Führung und der Qualität des Entscheidungs-
prozesses nicht nur um das Geschlecht sondern auch um Klasse, Ethnie und sexuelle 
Identität „so that we can fully take account of the multifaceted intersection of diffe-
ring oppressions and privileges“ (ebd., 406). 
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Ein Blick in US-amerikanische Städte lässt verhalten optimistische Schlüsse zu: 
Adrienne Smith untersuchte frauenfreundliche Politik-Outputs, nämlich die Vertei-
lung von Bundesgeldern zur Stadtentwicklung. Smith stellte fest, dass in Städten mit 
Bürgermeisterinnen signifikant mehr Geld für frauenrelevante Projekte ausgegeben 
wurde als in solchen, die von Bürgermeistern geführt wurden. Frauen in der Exeku-
tive waren dabei wichtiger als ein hoher Frauenanteil in den städtischen Legislati-
ven. Sie folgert „When women rise to positions of significant executive authority, 
they have more control over municipal policymaking and, as a result, cities may 
become more responsive to women’s interests and needs“ (Smith 2014, 333). Eine 
politische Konsequenz daraus könnte sein, gezielt mehr Frauen für hohe Exekutiv-
ämter zu unterstützen. 
Insgesamt lässt sich sagen, dass substantielle Repräsentation in der Exekutive auf 
vielfältige und hohe Hürden trifft: Es sind symbolische, epistemische, inhaltliche 
und prozedurale Hürden. Wenn sie nicht parteistrategischen Interessen entsprechen, 
werden „Fraueninteressen“ häufig abgewertet und als nicht opportun definiert. In-
formelle Entscheidungsprozesse schließen Frauen tendenziell aus. Wo sich Macht 
im Sinne umgesetzter Entscheidungen zeigt, braucht es nicht nur Frauen in exeku-
tiven Führungspositionen bzw. critical actors in solchen Positionen, sondern offen-
bar auch Koalitionen, Gelegenheitsfenster und die richtige diskursive Rahmung und 
politische Stimmung. 

Fazit

Unsere Ausführungen haben gezeigt, dass bei substantieller politischer Repräsen-
tation von Frauen der Forschungsschwerpunkt zumeist auf Parlamenten liegt. Ein-
zelne Studien deuten daraufhin, dass die Repräsentation von Frauen in der Exekutive 
einen größeren Unterschied macht als in den Legislativen. Die Forschung sollte sich 
daher vermehrt mit Gründen und Konsequenzen der Frauen-Präsenz in Exekutiven 
befassen (Smith 2014). Es sollten zukünftig auch andere Organe mit einbezogen 
werden, die einen Einfluss auf Gesetzgebungsprozesse haben, in denen aber Frauen 
häufig unterrepräsentiert sind und/oder Akteur*innen nicht gewählt, sondern be-
rufen werden, wie etwa in den Gewerkschaften und Arbeitgeber*innenverbänden, 
in den Medien oder in der Zivilgesellschaft (vgl. Annesley 2010; McBride/ Mazur 
2010; Celis et al. 2008). Zudem sollten andere Einflussmöglichkeiten auf Entschei-
dungsprozesse in den Blick genommen werden, z.B. Prozesse der partizipativen 
Demokratie (Sauer 2012) oder die Bereitstellung von Expert*innen-Wissen für evi-
denzbasierte Politik (vgl. Kantola/Squires 2012). 
Das feministische Forschungsprogramm zu substantieller Repräsentation muss wei-
terhin machtkritisch sein. Dies bedeutet, in einer umfassenden Perspektive den ge-
samten politischen Prozess in den Blick zu nehmen und miteinander zu verknüpfen 
– so könnten gesellschaftliche Transformationen der Geschlechterverhältnisse oder 
politische Agenda-Setting-Prozesse mit Interessenformulierungsprozessen in Parla-
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menten und Regierungen verbunden werden. Konzeptionell müsste es darum gehen, 
Durchsetzung und Macht für empirische Studien genauer zu fassen. Das bedeutet 
auch, Entscheidungsprozesse politischer Institutionen unter der Macht- und der Ge-
schlechterperspektive analytisch schärfer zu fassen. Wie viel Macht aus substanti-
eller Repräsentation entsteht und entstehen kann, ist demnach je nach Politikbereich 
und Art des politischen Programms unterschiedlich. 

Anmerkungen

1 „Intuitive Idee von Macht“ bei Dahl: „A has power over B to the extent that he can get B to do 
something that B would not otherwise do“, zitiert nach Allen 2016, Abschnitt 1.

2 Über die Ursachen dieser Geschlechterunterschiede ist wiederum wenig bekannt. Es wird 
beispielsweise gemutmaßt, dass öffentliche Diskurse (inter)nationaler Frauenbewegungen 
oder Institutionen wie die UN dafür verantwortlich sein könnten. Zudem kann die Durch-
setzung von spezifischen „Fraueninteressen“ wie politische Repräsentation oder die gleiche 
Bezahlung von Männern und Frauen auf Kosten der Männer gehen und dadurch unterschied-
liche Einstellungen hervorrufen.

3 Um z. B. das Ziel „Gleichbehandlung“ zu erreichen, kann aus feministischer Perspektive für 
den Abbau sämtlicher Geschlechterhierarchien plädiert werden; aus einer traditionellen 
Sicht hingegen für die (finanzielle) Anerkennung der unterschiedlichen Rollen von Frauen 
und Männern. Aus einer liberalen Perspektive schließlich kann man zwar die Abschaffung von 
Geschlechterungleichheiten befürworten, zugleich aber gegen jede staatliche Intervention 
sein (s. a. Xydias 2014).

4 Vgl. Internet http://www.ipu.org/wmn-e/speakers.htm (15.Februar 2017)
5 RU-486 dient dem medikamentösen Schwangerschaftsabbruch.
6 Etwa ein offener Brief von 100 Frauen an Schröder (Frankfurter Rundschau, 30. August 2001) 

oder die Rüge des Frauenrats zum Verzicht auf ein Gesetz (Frankfurter Rundschau 12. Sep-
tember 2001). 
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Geschlechterverhältnisse und die Macht des Autoritären 

PATRICIA GRAF. SILKE SCHNEIDER. GABRIELE WILDE

Der Blick auf derzeitige politische Entwicklungen nicht nur innerhalb Deutsch-
lands offenbart ein Erstarken rechtsautoritärer Bewegungen und Parteien sowie eine 
starke Stimmungsmache gegen „etablierte“ Politik und repräsentative Demokratie. 
Die Legitimation von Politik fällt nicht nur in scheinbar althergebrachte Denkmuster 
nationaler Überschaubarkeit und Stärke zurück, sondern führt zu einer Modifikation 
der Vorstellungen legitimer demokratischer Ordnung, wie sie beispielsweise im Be-
griff der „gelenkten Demokratie“ (Russland) oder der Orientierung auf autoritäre, 
präsidentielle Ordnungen (Türkei, Ungarn) formuliert werden. Auch der Antipar-
lamentarismus der neuen Rechten oder „rechtsbürgerliche“ Bewegungen wie die 
„Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlands“ (Pegida) und die 
Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) sind Teil dieser Entwicklung.
Die Renaissance autoritärer Diskurse und Praxen hat erhebliche Effekte für die 
Konsti tution von Geschlechterordnungen. Doch wie transformieren autoritäre Dis-
kurse und kulturelle, symbolische und ökonomische Praxen gesellschaftliche Ge-
schlechterverhältnisse? Wie lässt sich das Autoritäre in feministisch-politikwissen-
schaftlicher Hinsicht erfassen? 
Zur Beantwortung dieser Fragen zeigen wir in einem ersten Schritt, dass und inwie-
fern in aktuellen Ansätzen der Rechtspopulismus- und Autokratieforschung der Fokus 
auf staatliche Herrschaftsinstitutionen, Regierungsapparate und politische Entschei-
dungsprozesse gerichtet wird und es aus einer feministisch-politikwissenschaftlichen 
Perspektive einer gesellschaftstheoretischen Erweiterung bedarf, um die autoritäre 
Einschreibung geschlechtlicher Machtverhältnisse in nationale Gesellschaften kon-
zeptionell erfassen zu können. Kern bildet ein Verständnis des Autoritären als ein 
Handlungsprogramm, das universalistische Werte der Gleichstellung und Gerechtig-
keit aufgreift und diese als Instrumente für Diskriminierung und Ausbeutung in der 
Verknüpfung unterschiedlicher Diskurse und Praxen umdeutet. Wie liberale Positi-
onen und Argumente für die Diskriminierung und Ungleichbehandlung von Frauen 
in Zusammenhang mit einer Politisierung kultureller und ethnischer Konfliktlinien 
genutzt werden, zeigt der Beitrag exemplarisch an zwei unterschiedlichen Fallbei-
spielen zur Konstruktion und Normalisierung autoritärer Geschlechterdiskurse. So 
wird in einem zweiten Schritt am Beispiel des vorläufigen Parteiprogramms der AfD 
zum einen die Konstruktion autoritärer Geschlechterdiskurse anhand von Identitäts-
angeboten und den Leitbildern zu Familie und Geschlechterverhältnissen deutlich 
gemacht. In einem dritten Schritt wird zum anderen am Beispiel der Transitionsge-
sellschaft Chiles gezeigt, über welche Praxen die Normalisierung autoritärer Dis-
kurse erfolgt und wie zivilgesellschaftliche Frauenorganisationen für demokratische 
Öffnungs- und Schließungsprozesse instrumentalisiert werden. Das Fazit fasst die 
Merkmale des Autoritären als geschlechtliches Machtdispositiv zusammen.

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.05
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Geschlechterverhältnisse in politischen Diskursen und Praxen des 
Autoritären 

In einer Zeit, in der politischer und politikwissenschaftlicher Mainstream eisern an 
den Errungenschaften moderner Demokratiemodelle als Bollwerk gegen rechtspo-
pulistische Entwicklungen festhalten (Müller 2016) und diese allenfalls als „Toten-
gräber“ oder aber nützliches Korrektiv repräsentativer Demokratie reflektiert wer-
den (Hartleb 2012; Decker 2006), entwickelt sich gleichzeitig in unterschiedlichen 
Diskursen und Praxen eine neue Form des Autoritären, die scheinbar unbeachtet für 
eine begriffliche Aushöhlung demokratischer (Geschlechter-)Verhältnisse sorgt und 
geschlechtliche Machtverhältnisse in die Gesellschaften neu einschreibt. 
Während die politische Ordnung und das demokratische Parteienspektrum Nor-
men wie Minderheitenschutz, Chancengleichheit und das Recht auf Asyl als de-
mokratische Errungenschaften weiterhin verteidigen, befinden sich demokratische 
Verhältnisse sowie ein Teil der Mentalitäten und Subjekte schon seit längerem auf 
gesellschaftlichen Abwegen hin zu einer Tyrannei männlicher Mehrheiten, deren 
Selbstbewusstsein vorwiegend aus der Unterdrückung von Frauen, Verachtung 
von Muslimen, Diskriminierung von Angehörigen anderer Kulturbereiche und 
Ethnien, der Ausgrenzung von Fremden und der Diffamierung von Homosexu-
ellen gespeist wird. Jenseits der (rechts-)populistischen Verleumdung repräsenta-
tiver Demokratien und ihrer politischen AkteurInnen mit Metaphern vom wah-
ren und guten Volk, das endlich wieder zu seinem Recht kommen soll und muss, 
zeigt sich auf der gesellschaftlichen Ebene die Wirkmächtigkeit des Autoritären 
in vielfältiger Form: Zunehmend zerstört es die Pluralität im öffentlichen Raum, 
manipuliert und vereinnahmt zivilgesellschaftliche AkteurInnen, beschwört die 
Familie als Keimzelle, als ordnungspolitische Instanz, als Urbild, Kollektiv und 
wahre Quelle der sittlichen politischen Gesellschaft sowie als Ort und Reich der 
tüchtigen, tugendhaften Frauen (Kreisky/Löffler 2003). Damit werden zahlreiche 
Tabus gebrochen, die mühsam in diskursiven Verfahren der Deliberation mit der 
Verpflichtung zu sachlicher Argumentation und Konsensbildung errichtet wurden 
und als verbürgt galten.
Während demokratische Politik und Wissenschaft – freilich aus gutem Grund – an 
diesen Errungenschaften festhält und mit Verweis auf eine allenfalls „innere struk-
turelle Logik“ (Müller 2016, 71), welche die RechtspopulistInnen an- und umtreibe, 
so tut, als stünde die Demokratie noch in bester Ordnung, verleiht die demokratische 
Gesellschaft Normen der Solidarität, Menschenwürde und Gleichberechtigung in 
gesellschaftlichen Deutungs- und Machtkämpfen schon längst ihren jeweils eigenen 
(Un-)Sinn. 
Dieses Spannungsfeld zwischen den demokratischen Institutionen einerseits, die im 
konstitutionellen Rahmen festgezurrt scheinen und einer Gesellschaft andererseits, 
deren Verfasstheit sich mit Foucault (2000, 2001) anhand von kontingenten Macht- 
und Ungleichheitsverhältnissen beschreiben und analysieren lässt, wird gegenwärtig 



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

72 FEMINA POLITICA 1 | 2017

im politikwissenschaftlichen Diskurs allenfalls von poststrukturalistischen Ansät-
zen vermessen und beleuchtet. 
Die Behauptung, dass nicht nur die Aushöhlung der Demokratie, sondern auch de-
ren Instituierung aus der Gesellschaft selbst hervorgeht, und zwar – wie Antonio 
Gramsci (1991) deutlich macht – in Form von Deutungskämpfen, über die sich be-
stimmte gesellschaftlich-politische Kräfte als hegemoniale Macht formieren, stellt 
nicht nur die gegenwärtig dominante Frage nach der Wehrhaftigkeit demokratischer 
Institutionen und Politik sowie nach geeigneten Verfahren für die Re-Demokratisie-
rung der Gesellschaft auf den Kopf. Vielmehr beruht sie auf einem Verständnis des 
Politischen, das etwas Anderes als Souveränitätsverhältnisse und Formen von Herr-
schaft meint, die von den politischen Eliten und AkteurInnen auf die BürgerInnen 
ausgeübt wird. Verweist Letzteres allenfalls auf den Bereich, in dem Politik in ihrer 
institutionalisierten Form im Rahmen von Verfahren und Inhalten stattfindet, ist im 
Gegensatz dazu das eigentlich Politische – etwa bei Chantal Mouffe (2000, 2004), 
Jacques Rancière (2002, 2015) sowie Judith Butler, Ernesto Laclau und Slavoj Žižek 
(2013) – in einer grundsätzlich differenten, antagonistischen Beschaffenheit der 
Gesellschaft angelegt: Demnach bilden die Asymmetrie ungleicher Beteiligungs- 
und Partizipationschancen, soziale und ökonomische Ungleichheitslagen, plurale 
Subjektformationen und -positionen sowie geschlechtliche Machtverhältnisse die 
unumgehbare Grundlage für eine agonale, demokratische Politik, über die sich Ge-
sellschaften in Form politischer Institutionen, kultureller wie auch symbolischer 
Praxen sowie hegemonialer Diskursen als spezifische, politische Machtordnungen 
konstituieren.
Mit dieser Umdeutung des Politischen sind die Konsequenzen eines genuin gesell-
schaftstheoretischen Ansatzes in zweierlei Hinsicht auch für eine feministisch-kriti-
sche Autokratieforschung (Wilde/Schneider 2012) von zentraler Bedeutung: Erstens 
lassen sich mit Bezug auf die Begriffe von Macht, Herrschaft, Ungleichheitsverhält-
nissen und Ökonomie (Boris 2016) rechtspolitische Entwicklungen als dezidiert au-
toritäre Politik erfassen. Unter Anerkennung, dass „(t)otalitarianism treats real peo-
ple as virtual entities“ (Žižek 2011, 136) „as raw material to be transformed“ (Şerban 
2014, 21) wird eine Leerstelle des Rechtspopulismus-Konzepts gefüllt, die der Fo-
kus auf den exzessiven Gebrauch der Volksmetapher in feindlicher Abgrenzung zu 
einer politischen und ökonomischen Elite (Decker 2006, 12), auf eine tabubrechende 
Rhetorik und charismatische Führerfigur (Hartleb 2012, 27f.) hinterlassen hat, ohne 
auch nur im Ansatz den autoritären Charakter dieser Entwicklungen zu benennen. 
Denn in dem Maße, wie auf der einen Seite der Rechtspopulismus und -extremismus 
sich seit Jahrzehnten als eine weltweite und weitreichende Regierungsrationalität 
etabliert und als Gefährdung moderner Demokratien in Erscheinung tritt, beraubt 
auf der anderen Seite das Autoritäre die Gesellschaft ihrer politischen Grundlagen, 
indem universalistische Werte nicht länger als Waffen für den Kampf um Freiheit, 
Gleichheit und Gerechtigkeit gelten, sondern als Instrumente für Diskriminierung, 
Ausgrenzung, Misstrauen und Verachtung umgedeutet werden (Rancière 2015, 42). 
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Diskursive Konstruktion wie auch Praxen der Normalisierung bilden dabei die zwei 
Seiten des Autoritären: In der Verschränkung liberaler Argumente mit antifeminis-
tischen, rassistischen, antimuslimischen und migrations- und sicherheitspolitischen 
Diskursen wird so letztendlich die differente, plurale Natur als Wesensmerkmal 
politischer Gesellschaften geleugnet, der demokratische Streit um Deutungsmacht 
mit vorzeitigen Ideologemen abgeschafft, Subjekte in ihren „natürlichen“ und von 
homophoben Vorstellungen geprägten Schranken verwiesen und Machtverhältnisse 
entlang eines scheinbaren konservativen Wertekonsenses auf Dauer gestellt.
Zweitens birgt dieses gouvernementale Verständnis des Autoritären als eine ge-
sellschaftliche Machtformation für einen feministischen Forschungsansatz weit-
reichende Perspektiven, insofern nunmehr die Effekte und Wirkungen autoritärer 
diskursiver Praxen für die Einschreibung eines hegemonialen geschlechtlichen 
Machtdispositivs in den Blick genommen werden können. Dabei geraten im Rah-
men eines feministischen Analyserasters (Wilde 2017; 2012b) mit a) der organisier-
ten Zivilgesellschaft, b) der politischen Öffentlichkeit, c) der familialen Privatheit 
drei zentrale gesellschaftliche Bereiche in den Blick, in welchen sich die Konstituie-
rung und Normalisierung autoritärer Diskurse vollzieht. 
Die Bedeutung der organisierten Zivilgesellschaft ergibt sich dabei einerseits mit 
einem an Alexis de Tocqueville (1985) orientierten Verständnis, wonach zivilge-
sellschaftliche Organisationen für die Ausbildung einer spezifischen bürgergesell-
schaftlichen Konstitution und Kultur und damit für die Umsetzung der Demokratie 
als Lebensform zentral sind. Die Zivilgesellschaft als Schule der Demokratie wird 
in dieser Auffassung zum Gegenmodell autokratischer, autoritärer und totalitärer 
Herrschaftsformen insofern, als mit der Ausübung politischer Handlungsfreiheit 
wirksame Schranken sowohl gegen die autoritären Versuchungen des Staates wie 
auch gegen die tyrannischen Zumutungen von Mehrheiten gesetzt sind. Andererseits 
trägt die organisierte Zivilgesellschaft für Antonio Gramsci (1991) auch dazu bei, 
den Ideenhorizont einer Gesellschaft maßgeblich mitzubestimmen und im Hinblick 
auf die Persistenz von Machtverhältnissen Status-quo stabilisierend zu wirken. In 
diesem Verständnis schließlich zeigt sich das Autoritäre als Umdeutung liberaler 
Werte und Normen anhand unterschiedlicher Diskurse, Maßnahmen und Praxen, 
welche die Selbstbestimmung von Frauen in zivilgesellschaftlichen Organisationen 
einschränken und/oder den Einfluss und die Mitwirkungschancen von Frauenorga-
nisationen beschränken. 
Die Rolle der politischen und medialen Öffentlichkeit für die Einschreibung ge-
schlechtlicher Machtverhältnisse hingegen ergibt sich mit dem zentralen Begriff der 
Pluralität von Hannah Arendt (1993, 227) als Bedingung für menschliches Handeln 
und Machtausübung. Mit ihrem Buch „Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft“ 
(1991) konzipiert Arendt die plurale Öffentlichkeit als Wesensmerkmal des Politi-
schen und als Gegenmodell zur totalen Herrschaft in faschistischen und stalinisti-
schen Regimen. In der Zerstörung eines politisch-öffentlichen agonalen Raums der 
Handlungsfreiheit durch eine einheitliche, totale Rhetorik und unter Berufung auf ein 



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

74 FEMINA POLITICA 1 | 2017

privilegiertes Wissen in Form der Ideologie sah sie den Wesenskern autoritärer und 
autokratischer Systeme (Wilde 2012a). Ableitend davon besteht das Autoritäre in 
einer Begrenzung und Entpolitisierung politischer Öffentlichkeit, die letztendlich zu 
einer Zerstörung der Pluralität in der Öffentlichkeit und einer Verminderung der Ur-
teilsfähigkeit der BürgerInnen führt. Über eine Abgrenzung von „‚the people‘ versus 
‚the elite‘ and associated Others“, über Logiken der Dramatisierung, Polarisierung 
und Generierung von Konflikten „towards intensification and simplification“ sowie 
über Strategien der Personalisierung, Stereotypisierung und Emotionalisierung (Mof-
fitt 2016, 77), wird die mediale Öffentlichkeit zur Bühne für Geschlechterdiskurse, 
die auf die Konstruktion traditioneller Geschlechterstereotypen zielen und dabei 
insbesondere mit einer Ideologisierung der Familie einhergehen. 
Die Bedeutung der familialen Privatheit für die politische Organisation gesellschaftli-
cher Geschlechterverhältnisse und deren Festschreibung als Macht- und Herrschafts-
verhältnisse zeigt sich nicht zuletzt an den Erkenntnissen von Carole Pateman, die mit 
ihrem Buch „The Sexual Contract“ (1988) den Stellenwert des Privaten – speziell in 
der institutionellen Form von Ehe und Familie – für die Geltung staatsbürgerlicher 
Rechte herausgearbeitet hat. So ist für sie „Unterwerfung der Frauen im Privatbe-
reich“ konstitutiv für die liberale Vorstellung und Geltung einer „öffentliche(n) Welt 
von Zivilrecht, bürgerlicher Freiheit, Gleichheit, Vertragsfreiheit und Individuum“ 
(Pateman 1994, 85). Inwiefern die Geltung staatsbürgerlicher Handlungsfreiheit und 
politischer Teilhabe von Frauen über rechtliche Regelungen, über wertkonservative 
Familienbilder und die diskursive Konstruktion dichotomer, homophober Geschlecht-
errollen als zentrale Merkmale des Autoritären betroffen sind, wird im Folgenden am 
Beispiel der Konstruktion von autoritären Identitätsangeboten und Leitbildern zu Fa-
milie und Geschlechterverhältnissen im Parteiprogramm der AfD verdeutlicht.
Im Vergleich dazu zeigt die Normalisierung autoritärer Geschlechterdiskurse im chile-
nischen Transitionsprozess, inwiefern das einheitliche, antipluralistische, restriktive, 
totalitär heteronormative Prinzip, unter welchem autoritäre Diskurse die Gesellschaft 
adressieren, Züge eines politischen Stils aufweist (Moffitt 2016, 43ff.), der auf der 
Konstruktion von Feindbildern beruht und nicht – wie etwa in der poststrukturalis-
tisch-radikaldemokratischen Perspektive (Laclau/Mouffe 1991) – dadurch zustande 
kommt, dass sich BürgerInnen mit ihren unterschiedlichen Interessen und Belangen 
vor dem Hintergrund ihrer ungleichen Machtpositionen als GegnerInnen anerkennen 
und vor dem Hintergrund bestehender Macht- und Ungleichheitsverhältnisse die da-
raus entstehenden Konflikte öffentlich thematisieren und diskutieren (Wilde 2014). 

Die Konstruktion geschlechtlicher Identitätsangebote und 
Familienleitbilder in der diskursiven Praxis des Autoritären 

Wie der Familie in autoritären Diskursen und Praxen als Sozialisationsinstanz und 
für die Reproduktion traditioneller Geschlechterrollen eine wichtige Funktion in 
der Legitimation und Stabilität autokratischer Politik zukommt, ist Gegenstand 
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zahlreicher Studien der Autoritarismus- und Totalitarismusforschung (für einen 
aktuellen Überblick: Hinterhuber/Schneider 2017; Schneider 2014). Dennoch 
bleiben Fragen, wie und in welcher Form genau mittels autoritärer Politik eine 
Politisierung der Privatheit bzw. eine Familialisierung der Politik erfolgt und da-
mit Geschlechterverhältnisse als Macht- und Herrschaftsverhältnisse in Form von 
Ideologien und durch spezifische Identitätspolitik konstituiert, gefestigt und ge-
rechtfertigt werden, bis heute ein Desiderat politikwissenschaftlicher Forschung. 
Im Folgenden wird danach gefragt, welche autoritären Ordnungsvorstellungen in 
der Programmatik der AfD für Frauen attraktiv gemacht werden und welche Be-
deutung, Rolle und Funktion der Familie und Privatheit in autoritären Praxen und 
Diskursen anhand dieses Beispiels aufgezeigt werden können. Hierzu werden pro-
grammatische Dokumente und das Parteiprogramm sowie der Wortlaut einzelner 
programmatischer Wahlkampfpositionierungen der Partei analysiert und zusätz-
lich erste Studien zu Entwicklung und WählerInnen und UnterstützerInnen der 
Partei herangezogen.
Angesichts der Wahlerfolge und des Engagements von Frauen beispielsweise für 
die AfD zeigt sich, dass autoritäre Ordnungsvorstellungen und traditionelle Fami-
lienbilder auch für Frauen attraktiv sind. Dies ist historisch gesehen nichts Neues 
– bereits im Kaiserreich etablierten sich reaktionäre „Vaterländische Frauenvereine“ 
(Planert 2000). Die Frage, wie diese politische Positionierung und das politische 
Engagement von Frauen im konservativen und extrem rechten politischen Spektrum 
einzuordnen seien, begleitet die Forschung zu Frauenbewegungen von Beginn an 
und sie verursacht bis heute „Unbehagen“ (Goetz 2016). Dass rechte und autoritäre 
politische Orientierungen nicht an das Geschlecht gebunden sind, zeigt ebenfalls 
von Beginn des allgemeinen und gleichen Wahlrechts an auch das Wahlverhalten 
von Frauen. Die AfD weist mit knapp 16% zwar den niedrigsten Frauenanteil unter 
den Mitgliedern bei den politischen Parteien auf, die zurzeit in Landesparlamenten 
vertreten sind (Siri/Lewandowsky 2015, 6). Über das Wählerinnenpotenzial gibt es 
noch keine belastbaren Daten. Allerdings liegt es nach den Erfolgen der AfD bei den 
Landtagswahlen deutlich höher als die in Umfragen ermittelten Anteile weiblicher 
Sympathisanten der Partei (ebd.). Insgesamt scheinen die Anhängerinnen der AfD 
deutlich konservativ und wirtschaftsliberal eingestellt, vertreten aber in familien-
politischen Fragen auch von den männlichen Sympathisanten abweichende Posi-
tionen, etwa beim Adoptionsrecht für Homosexuelle – deutlich mehr Männer als 
Frauen wollen das Adoptionsrecht weiterhin auf heterosexuelle Paare beschränkt 
sehen (Siri/Lewandowsy 2015,11). Zentrales Argument der Partei in familien- und 
gleichstellungspolitischen Fragen ist eine „simple Wahrheit“ – so ein Slogan der 
Partei, nämlich die der naturgegebenen Unterschiede zwischen den Geschlech-
tern – „Gender-Wahn stoppen. Simple Wahrheit: Mann und Frau sind verschieden“ 
(zit.n. Siri/Lewandowsy 2015, 16). An dieser Stelle bedarf es im Grunde keinerlei 
Kommentierung mehr. Bis hin zur Wortwahl wird hier die Vereinfachung politischer 
Zusammenhänge als Kennzeichen populistischer Mobilisierung deutlich. In den als 
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vorläufiges Parteiprogramm der AfD formulierten „Leitlinien“ heißt es folglich in 
Bezug auf Gleichstellungspolitik: 

Die AfD strebt die Gleichberechtigung der Geschlechter an und wirkt auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hin. Die AfD lehnt aber geschlechtsbezogene Quoten im Berufsle-
ben und eine Politik, die auf die Aufhebung der Geschlechteridentitäten zielt, ab. Allein 
Eignung, Befähigung und Leistung dürfen Entscheidungskriterien sein. Die AfD steht für 
Chancengleichheit, nicht für Ergebnisgleichheit (AfD 2014, 6; Herv. PG/SiS/GW). 

Hier wird neben der Orientierung an vermeintlich natürlichen und damit unhinter-
fragbaren Geschlechterdifferenzen eine spezifische Anknüpfung an den liberalen 
Wert der Chancengleichheit deutlich – in diesem Sinne hieße Chancengleichheit 
nicht mehr, unterschiedliche Ausgangsbedingungen anzugleichen, sondern diese als 
Legitimation von Ungleichheit heranzuziehen.
Die familienpolitischen Vorstellungen werden wiederum mit explizit bevölkerungs-
politischem Akzent folgendermaßen formuliert:

Nicht nur aus Gründen der Nachhaltigkeit sorgen wir uns um die negative Bevölkerungs-
entwicklung unseres Landes. (…) Die Alternative für Deutschland möchte junge Men-
schen ermutigen, eine Familie zu gründen und sie setzt sich für eine familien- und kinder-
freundliche Gesetzgebung ein (AfD 2014, 10).

Ehe und Familie gelten als „Keimzelle“ der „bürgerlichen Gesellschaft“ (AfD 2016, 
40). In Verbindung mit dem Plädoyer gegen Einwanderung (s.u.) – es geht um deut-
sche Familien und deutsche Kinder – knüpft das Programm der AfD demnach an 
konservative und nationalistische Wertvorstellungen an; damit ist eine programma-
tische Abgrenzung von Familienbegriffen verbunden, mit denen versucht wird, den 
traditionellen, an die Ehe gebundenen Familienbegriff zu erweitern, gesellschaft-
lichen Veränderungen Rechnung zu tragen und alternative Lebensentwürfe anzuer-
kennen, wie z.B. Patchwork- oder Regenbogenfamilien. Zwar heißt es in den Leit-
linien von 2014 noch:

Die AfD steht für eine eltern- und kinderfreundliche Politik, die Menschen mit Familien – 

unabhängig von ihrem Lebensentwurf – so gut wie möglich unterstützt. Die Ehe zwischen 
Mann und Frau ist familienpolitisch wünschenswert (AfD 2014, 10, Herv. PG/SiS/GW).

Die zunehmend konservative Orientierung der Partei wird jedoch deutlich, wenn 
diese Passage aus dem Jahr 2014 mit dem aktuellen Parteiprogramm von 2016 
kontrastiert wird. Das Parteiprogramm vereinheitlicht zuvor durchaus heterogene 
familienpolitische Entwürfe und verfolgt eine konservative geschlechter- und fa-
milienpolitische Agenda (Kemper 2014, 31). Werden dort noch unterschiedliche Le-
bensentwürfe als Möglichkeit genannt, heißt es hier:

Die zunehmende Übernahme der Erziehungsaufgabe durch staatliche Institutionen wie 
Krippen und Ganztagsschulen, die Umsetzung des ‚Gender-Mainstreaming‘-Projekts und 
die generelle Betonung der Individualität untergraben die Familie als wertegebende ge-
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sellschaftliche Grundeinheit. Die Wirtschaft will Frauen als Arbeitskraft. Ein falsch ver-
standener Feminismus schätzt einseitig Frauen im Erwerbsleben, nicht aber Frauen, die 
‚nur‘ Mutter und Hausfrau sind. Diese erfahren häufig geringere Anerkennung und werden 
finanziell benachteiligt. Die Alternative für Deutschland bekennt sich zur traditionellen 

Familie als Leitbild. Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Grundge-
setzes. In der Familie sorgen Mutter und Vater in dauerhafter gemeinsamer Verantwortung 
für ihre Kinder. Die originären Bedürfnisse der Kinder, die Zeit und Zuwendung ihrer 
Eltern brauchen, stehen dabei im Mittelpunkt (AfD 2016, 41, Herv. PG/SiS/GW).

Die „gemeinsame Verantwortung“ der Eltern bedeutet hier, dass Väter und Mütter 
innerhalb traditioneller Geschlechterrollen komplementär Verantwortung für Kinder 
und Familie übernehmen. Die Lebensform der traditionellen Ehe und Familie wird 
als bedroht angesehen, das Wohl von Kindern unmittelbar mit traditionellen Lebens-
formen verbunden:

Es sollte wieder erstrebenswert sein, eine Ehe einzugehen, Kinder zu erziehen und mög-
lichst viel Zeit mit diesen zu verbringen. Die AfD möchte eine gesellschaftliche Wer-
tediskussion zur Stärkung der Elternrolle und gegen die vom „Gender-Mainstreaming” 
propagierte Stigmatisierung traditioneller Geschlechterrollen anstoßen. Kinder sind kein 
karrierehemmender Ballast, sondern unsere Zukunft. Wenn ein Elternteil die Erziehungs-
leistung allein tragen muss, bedarf es besonderer Unterstützung (AfD 2016, 41, Herv. PG/
SiS/GW).

Mit dieser Programmatik wird die Absicht eines geschlechterpolitischen „Roll-
Back“ formuliert, die sowohl für die Familienformen als auch für die Geschlechter-
rollen eine Orientierung an einer traditionellen, vermeintlich natürlichen Ordnung 
vorsieht. Verknüpft wird diese Programmatik mit Bedrohungsszenarien und Auf-
lösungsmetaphern wie „Masseneinwanderung“, „Aufhebung von Identitäten“ und 
„Stigmatisierung“. Damit wird der Positionierung der AfD eine Alleinstellung und 
Widerständigkeit attestiert, die sich von herkömmlichen konservativen Positionen 
unterscheiden soll. Damit ist geradezu beispielhaft die Ablehnung gesellschaftlicher 
Pluralität in Bezug auf Familienformen und gesellschaftliche Handlungsräume von 
Frauen und Männern – und damit ein Kernelement des Autoritären – verbunden. Mit 
der Forderung nach einer Verschärfung des Abtreibungsrechts wird die Handlungs-
freiheit und die körperliche Selbstbestimmung von Frauen zur Disposition gestellt 
– eine „Willkommenskultur für Ungeborene“ wird gegen die Abtreibung aufgrund 
sozialer Indikation als nur vorgebliches „Menschenrecht“ in Stellung gebracht (AfD 
2016, 44).
Die Re-Etablierung traditioneller Geschlechterrollen und Familienbilder ist nicht 
ungebrochen – davon zeugt, dass in der familienpolitischen Programmatik der AfD 
die Unterstützung von Alleinerziehenden und das geteilte Sorgerecht beider Eltern 
nach einer Trennung weitere Schwerpunkte darstellen. Gleichzeitig wird deutlich 
gemacht, dass eine Trennung von Ehe und Familie als Fehlentwicklung zu betrach-
ten sei, deren negative Folgen der politischen Bearbeitung bedürften: „Wir wenden 
uns entschieden gegen Versuche von Organisationen, Medien und Politik, Eineltern-
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familien als fortschrittlichen oder gar erstrebenswerten Lebensentwurf zu propagie-
ren“ (AfD 2016, 44).
Zusätzlich wird die familienpolitische Positionierung mit einer klaren nationalis-
tischen Ausrichtung verknüpft – denn es geht nicht um Familien an sich, sondern 
explizit um deutsche Familien. Mit der Parole „(m)ehr Kinder statt Masseneinwan-
derung“ (AfD 2016, 41) soll den demographischen Herausforderungen, hier als 
„demographische Fehlentwicklungen“ (ebd.) bezeichnet, begegnet werden. Damit 
verschränkt die politische Programmatik der AfD asymmetrische gesellschaftliche 
Machtverhältnisse zwischen Frauen und Männern, Deutschen und Eingewanderten 
und verstärkt diese diskursiv, indem „Masseneinwanderung“ und demographischer 
Wandel als Bedrohung formuliert werden.
Unter dem Punkt „Nein zu ‚Gender-Mainstreaming‘ und Frühsexualisierung“ heißt 
es im Parteiprogramm:

Das klassische Rollenverständnis von Mann und Frau soll durch staatlich geförderte Um-
erziehungsprogramme in Kindergärten und Schulen systematisch ‚korrigiert‘ werden. Die 
AfD lehnt diese Geschlechterpädagogik als Eingriff in die natürliche Entwicklung unserer 
Kinder und in das vom Grundgesetz garantierte Elternrecht auf Erziehung ab. Ebenso for-
dert die AfD, keine Frühsexualisierung in Krippen, Kindergärten und an den Schulen zuzu-
lassen und die Verunsicherung der Kinder in Bezug auf ihre sexuelle Identität einzustellen 
(AfD 2016, 55).

Von Krippen und Kindergärten ist also durchaus noch die Rede, so dass eine un-
gebrochene „Zurück an den Herd“-Haltung hier nicht unterstellt werden kann. 
Allerdings verweist die Propagierung des „klassischen Rollenverständnisses von 
Mann und Frau“ mit seinen festen Rollenmustern auf das Geschlechterverhältnis 
als Machtverhältnis, das nicht in Frage gestellt, sondern gefestigt werden soll. Zum 
„klassischen Rollenverständnis“ gehört letztlich die Rolle des Vaters als Familiener-
nährer und Familienoberhaupt.
Quotenregelungen werden als „leistungsfeindlich“ und „ungerecht“ (AfD 2016, 56) 
abgelehnt. Nicht zuletzt zieht die Partei gegen die „‚geschlechterneutrale‘ Umgestal-
tung der deutschen Sprache“ (AfD 2016, 55) ins Feld. Die Betonung der Chancen-
gleichheit als Gerechtigkeitskonzept entspricht der wirtschaftsliberalen Ausrichtung 
des Programms. Gleichzeitig ist hier ein Widerspruch erkennbar, denn das Programm 
richtet sich auch gegen Individualisierungstendenzen moderner Gesellschaften.
Unerwähnt bleiben die Machtverhältnisse, die durch den Bezug auf traditionelle 
Geschlechterverhältnisse ebenfalls (re)-etabliert und neu verstärkt werden. Die Be-
schränkung von Handlungsräumen in und jenseits der Familie, die sich für Frauen 
aus den geforderten Gesetzesänderungen ergeben würde, und die Ablehnung der 
heutigen Pluralität von Lebens- und Familienformen in der Verbindung mit natio-
nalistischen und ausgrenzenden Positionen verweisen eindeutig auf autoritäre Ge-
sellschafts- und Politikentwürfe. Bemerkenswert ist die Positionierung gegen den 
gesellschaftlichen Wandel, der die Individualisierung und tendenzielle Aufläsung 
traditioneller, auch familialer, Abhängigkeiten beeinhaltet. Die Frage ist, ob sich tat-



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

FEMINA POLITICA 1 | 2017 79

sächlich politische Mehrheiten für das Zurückdrehen emanzipatorischer Prozesse 
finden lassen, wie es die erklärte Absicht der AfD ist.
Die AfD steht ihrer Programmatik gemäß also einerseits für eine große Klarheit be-
züglich der Geschlechterrollen und sexuellen Orientierungen: Die vorgeblich natürli-
che Ordnung soll im erneuten Aufleben traditioneller Rollenmuster bestätigt werden. 
Andererseits sind die Widersprüche offensichtlich, wenn gleichzeitig Chancen-
gleichheit propagiert und Individualisierung abgelehnt werden. Diese Widersprüche 
eröffnen aber Interpretationsspielräume in Bezug auf die politische Programmatik 
der AfD, die möglicherweise dazu beitragen, dass Frauen sich von dieser Program-
matik angesprochen fühlen. Während die Ablehnung des Selbstbestimmungsrechts 
für Frauen über ihren Körper vermutlich nur bei sehr wenigen Frauen Zustimmung 
finden wird, sieht dies bei der Ablehnung von Quotenregelungen und Betonung der 
Chancengleichheit anders aus, darauf weisen erste Studien zu Wahlverhalten und 
WählerInnenmotivation hin (Siri/Lewandowsky 2015, 18). Möglicherweise taugt 
die Klarheit und die vermeintlich sichere Ordnung angesichts weltpolitischer Um-
brüche und als bedroht angesehener wirtschaftlicher und sozialer Statuspositionen 
für Frauen wie für Männer als Orientierung und Identifikationsangebot – wenn auch 
für erstere in weit geringerem Ausmaß, wenn wir hierfür die Zahlen der weiblichen 
Mitglieder und Wählerinnen heranziehen.
Der anhand der Analyse dieses Fallbeispiels vorgenommene selektive Blick auf eine 
Inszenierung des Autoritären im Sinne der oben skizzierten Begrenzung und Ein-
schränkung politischer Handlungs- und Urteilsmacht und antipluralistischer Gesell-
schaftsentwürfe kann einen ersten Einblick in diese autoritären Machteffekte bieten, 
die sich anhand spezifischer Verschränkungen verschiedener Diskursstränge in der 
Programmatik und Kommunikation der Partei zeigen lassen.

Die Normalisierung hegemonialer Diskurse des Autoritären 

Wie autoritäre Diskurse an Einfluss gewinnen, indem sie an vorhandene konserva-
tive Familienbilder und Geschlechterrollen anknüpfen, wurde im vorausgegangenen 
Beispiel gezeigt. Wie diese konservativen Familienbilder und Geschlechterrollen 
systemübergreifend transportiert werden und wie dadurch autoritäre Praxen norma-
lisiert werden, wird im folgenden Beispiel zur chilenischen Transition aufgegriffen. 
Regime-Transitionen kommen in der vergleichenden Demokratieforschung große 
Aufmerksamkeit zu, da davon ausgegangen wird, dass hier ausgehandelt wird, in-
wiefern Institutionen von autoritären Regimen „geerbt“ und inwieweit die zivile 
Kontrolle, z.B. über die Streitkräfte, eingeschränkt bleibt (Fuentes 2000, 112). Die 
Rolle der Zivilgesellschaft wird dabei bisher vor allem von der Bewegungsfor-
schung in den Blick genommen (Forstenzer 2017). Ein weiterer Forschungsstrang 
beschäftigt sich mit der institutionellen Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure 
in Versöhnungspolitiken, also den Umgang mit Menschenrechtsverletzungen und 
staatlicher Gewalt unter den autoritären Regimes (Hiner/Azócar 2015). Der Ebene 
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der Diskurse und Praxen in diesen Aushandlungsprozessen und der Mobilisierung 
der Zivilgesellschaft kommt bisher eher geringeres Augenmerk zu und bildet aus 
diesem Grund den Schwerpunkt unserer Reflexion. 
Grundlage des Fallbeispiels sind Primärstudien zur Rolle von Frauenbewegungen 
in der Transition sowie eine Sekundärauswertung von Reden und Interviews von 
Bewegungsmitgliedern und Mitgliedern des Transitionsregimes. Das Fallbeispiel 
fokussiert in einem ersten Schritt auf einen konkreten Gesetzgebungsprozess, das 
Gesetz zur häuslichen Gewalt, da hier besonders deutlich wird, wie das konservative 
Familienleitbild aus der Diktatur im demokratischen Kontext normalisiert wurde. In 
einem zweiten Schritt wird die Rolle der Frauenbewegungen im Transitionsprozess 
in den Blick genommen. Dazu wird zunächst die Ausgangssituation von Frauenbe-
wegungen zu Ende der Diktatur dargestellt. Darauf aufbauend wird untersucht, wie 
die Frauenbewegung sich nach dem Ende der Diktatur spaltete und wie dies mit 
einer Normalisierung autoritärer Diskurse einherging. 
Chile als Transitionsgesellschaft wird unter den Ländern Lateinamerikas häufig 
Modellcharakter zugeschrieben. Rechtsstaatlichkeit und wirtschaftliche Performanz 
werden als vorbildlich angesehen (Hillebrand 2004). Chile gilt als konsolidierte De-
mokratie und Beispiel erfolgreicher Systemtransformation (Merkel 2010). Als 1989 
Patricio Aylwin als erster demokratisch gewählter Präsident nach 16 Jahren Militär-
herrschaft die politische Führung in Chile übernahm, wurde die letzte Militärdikta-
tur im südlichen Teil Lateinamerikas abgelöst. Jedoch wirken autoritäre Ideologien 
in den Subjekten, Mentalitäten und Institutionen nach und bestimmen das Handeln 
und Denken der Menschen. 
Den chilenischen Frauenbewegungen wird in der Transition zur Demokratie eine 
wichtige Rolle zugeschrieben. Sie werden als eine der wenigen Bewegungen be-
trachtet, denen während der Militärdiktatur politisches Agieren möglich war, da 
zivilgesellschaftliche Organisation innerhalb von Parteien und Gewerkschaften 
gewaltsam unterdrückt wurde (Boris 1998). Die Motive der sich während der Mili-
tärdiktatur organisierenden Frauen werden dabei sehr unterschiedlich eingeschätzt. 
Zum einen formierten sich Frauen unterschiedlichster Schichten rund um die Orga-
nisation von Suppenküchen in Elendsvierteln (ebd.). Zum anderen nahmen Frauen 
mehr und mehr die Rolle der Verdienerinnen ein, da viele Männer während der 
Militärdiktatur ,verschwanden‘. Auch schuf die neoliberale, exportorientierte Poli-
tik neue Erwerbsmöglichkeiten für Frauen, vor allem im Agrarsektor. Gegen Ende 
der Militärdiktatur organisierten sich diese Landarbeiterinnen in ihrem Kampf für 
bessere Arbeitsrechte (Tinsman 2000). Ein weiteres Motiv der sich organisierenden 
Frauen war der Protest gegen Menschenrechtsverletzungen und die Suche nach den 
Verschwundenen. 
Die Formierung von Frauenbewegungen blieb durch das Militärregime nicht un-
beobachtet. Um alternative Ordnungsvorstellungen zu unterdrücken, Anti-Regime-
tendenzen auszuhebeln und die Geschlechterverhältnisse zu kontrollieren, schuf 
Augusto Pinochet das Nationale Frauensekretariat (SERNAM) mit seiner Ehefrau 
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Lucia Hiriart an der Spitze sowie mehreren Ehefrauen von Offizieren und Frauen der 
Oberschicht in der Verwaltung (Chuchryk 1994; Thomas 2016). Dieses sollte Legi-
timation für das Militärregime generieren und Pinochets Vision der ‚Patriarchalen 
Familie‘ als Ordnungsvorstellung verbreiten. 
In dieser Vision sollten sich Frauen in ihren Interessen auf die Bereiche Familien-
angelegenheiten, patriotische Kindererziehung, Wohlfahrt und Armutsbekämpfung 
konzentrieren (Thomas 2016). Dieses Rollenkonzept war im Übrigen nicht genuin 
der Militärdiktatur eingeschrieben, sondern bereits unter Salvador Allende befördert 
worden, wie das Beispiel der Landrechte zeigt. „Give land to the man who works 
it“ war die Parole, die unter Allende von den führenden Parteien ausgegeben wurde, 
womit geschlechtsspezifische Landrechte institutionalisiert wurden (Tinsman 2000, 
158). Zusammenfassend kann für die Zeit gegen Ende der Militärdiktatur festgestellt 
werden, dass eine breite Frauenbewegung existierte, die Forderungen an das Militär-
regime stellte, und dass das Militärregime darauf mit der Gründung des SERNAM 
als erster Institution staatlicher Geschlechterpolitik antwortete. 
Pinochet verlor 1988 ein von ihm selbst festgelegtes Referendum, das ihm eine 
zweite „Amtszeit“ gesichert hätte. Der Weg für Chiles Transition zur Demokratie 
war somit geöffnet. Das konservative Geschlechter- und Familienbild der Diktatur 
wurde aber über dieses Referendum hinweg tradiert und erfuhr in den ersten Jahren 
der Transition eine Normalisierung:
Das Hauptaugenmerk der ersten demokratisch gewählten Transitionsregierung unter 
Aylwin lag auf der Politik der Vergangenheitsbewältigung. Schon hier zeigte sich 
eine Tradierung konservativer Geschlechterbilder. Da er durch zahlreiche Präroga-
tiven, die die Militärs immer noch besaßen, extrem eingeschränkt und unter Druck 
war, wählte Aylwin den Diskurs der Reconciliación (Versöhnung), um eine Men-
schenrechtspolitik durchzusetzen, die an Versöhnung und Vergebung orientiert war.1 
Damit einher ging auch die Definition Aylwins, dass die Transition mit der ersten 
demokratischen Wahl abgeschlossen sei und der Blick nun in die Zukunft gerichtet 
werden müsse (Forstenzer 2017). Menschenrechtsverletzungen sollten nur „as far 
as possible“ verfolgt werden (Hiner/Azócar 2015, 57). Vor allem die katholische 
Kirche konnte hier ihre Nähe zur Christlich-Demokratischen Partei nutzen und ihre 
Vision des Wiederaufbaus durchsetzen. Es waren also vor allem AkteurInnen der 
Kirche und der konservativen Parteien, die den Diskurs des ,Renacimiento‘, der 
Wiedergeburt Chiles, prägten. Für diese galt es, in den Konsens einzulenken – Op-
fer politischer oder sexualisierter Gewalt sowie von Misshandlungen und anderen 
kriminellen Taten, die nicht mit dem Tod endeten, wurden aus dem ersten Report 
über die Verbrechen der Diktatur, dem sogenannten Rettig-Report, ausgenommen. 
Entsprechend entstand in dem Report das Bild einer Diktatur, die sich vor allem an 
Männern vergangen hatte (Hiner/Azócar 2015). Dass Frauen während der Militär-
diktatur auch selbst Akteurinnen des politischen Widerstands waren und massive 
Menschenrechtsverletzungen erlitten, wird in den Debatten, die diese Entwicklung 
begleitet haben, meist ausgeklammert (ebd.). 
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Bei der Vorstellung des Reports mahnte Aylwin nochmals die Formel der Versöh-
nung an: 

For the good of Chile we must look to the future that unites us more than the past that sepa-
rates us. (…) Forgiveness requires regret by one party and generosity by the other (zit.n. 
Hiner/Azócar 2015, 57).

Der Diskurs der Versöhnung und des Konsenses führte dazu, dass auch andere Be-
reiche der Geschlechterpolitik der Diktatur weitergeführt bzw. nicht angetastet oder 
sogar mit liberalen Normen verbunden wurden. Dies zeigt sich am Gesetzgebungs-
prozess zur häuslichen Gewalt gegen Frauen. Ein entsprechendes Gesetz in diesem 
Bereich war ein Hauptanliegen feministischer Organisationen in den ersten Jahren 
der Transition (Haas 2010). 1994 war die Inter-Amerikanische Konvention zur Ver-
hinderung, Bestrafung und Eliminierung von Gewalt gegen Frauen verabschiedet 
worden. Dies erhöhte auf die chilenische Regierung den Druck von feministischen 
Aktivistinnen, in diesem Bereich aktiv zu werden, hatte Aylwin doch den Abbau von 
Gewalt gegen Frauen auf seine Reformagenda gesetzt. Als jedoch die Sozialistische 
Partei einen entsprechenden Gesetzesvorschlag einbrachte, wurde sie vom Senat zur 
Kooperation mit dem SERNAM aufgefordert (Haas 2010). Das SERNAM wandelte 
den Entwurf in einen Gesetzesentwurf zur Prävention und Bestrafung „familiärer 
Gewalt“ um, denn die Familie (und die Frau darin mit ihrer ,natürlichen‘ Rolle) galt 
es zu schützen (Ríos Tobar2007). An dem Terminus „familiäre Gewalt“ störten sich 
wiederum rechte Parteien, da dieser die Institution der Ehe als natürliche Ordnung in 
Frage stelle (Hiner/Azócar 2015). 
Auch hier löste Aylwin das Dilemma, indem er eine Nationale Familienkommission 
gründete. Wie schon bei der Rettig-Kommission bestand das Ziel darin, einen Kon-
sens herzustellen und ExpertInnen einzubinden. Es sollte also vermieden werden „to 
go to the press, get involved in controversies or produce spectacular effects. Rather, 
it is a commission like the Rettig Commission, which accomplished its mission well, 
that aims to work in silence and with due gravitas” (zit.n. Hiner/Azócar 2015, 62). 
Als schließlich der Gesetzesentwurf 1993 in den konservativen Senat ging, wurde 
der Begriff der familiären Gewalt endgültig antifeministisch konnotiert: „(T)here is 
no worse family violence than abortion and divorce”, konstatierte Senator Eugenio 
Cantuarias von der rechtsgerichteten UDI, und der Senator der regierenden Christ-
demokratischen Partei, Nicolas Díaz, äußerte eine Meinung, die noch heute die Dis-
kussion um Frauenrechte und Abtreibung in Chile prägt: „(T)he most brutal violence 
is that used to assassinate a child in the uterus” (zit.n. Hiner/Azócar 2015, 62-63). 
Aus einem feministischen Reformvorschlag war somit eine Diskussion entstanden, 
die antifeministischen Diskursen prominenten Platz einräumte. 
Wie war diese Normalisierung antifeministischer und konservativer Leitbilder 
möglich angesichts einer breiten Landschaft an feministischen Organisationen und 
Frauenbewegungen, die maßgeblich zum Ende der Pinochet-Diktatur beigetragen 
hatten? Erstens diente der gemeinsame Feind Pinochet als Bindemittel zwischen den 
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äußerst heterogenen Frauenbewegungen. Viele linke Aktivistinnen hatten aber be-
reits während der Diktatur enge Verbindungen mit den linken und Zentrumsparteien. 
Diese enge Verbindung mit dem Staat rief bei vielen kleineren radikalen Organisa-
tionen Protest hervor und führte zur Spaltung der Bewegungen. 
Zweitens führte die Institutionalisierung von Frauenpolitik in ExpertInnenkommis-
sionen und Gremien wie dem SERNAM zur Errichtung eines Staatsfeminismus. 
Vor allem die „Institutionalistinnen“ (Forstenzer 2017, 171, Übers. PG/SiS/GW) un-
ter den Aktivistinnen wurden hier aufgenommen. Ihre Strategie war, feministische 
Forderungen an die vorherrschenden Machtverhältnisse und Narrative über Gesell-
schaftsverhältnisse anzupassen. Wie die Analysen zur jüngsten Regierungsperiode 
der derzeitigen Präsidentin Bachelet (2014-2018) zeigen, haben sich diese Diskurse 
und die Institutionalisierung von Frauenpolitik als ExpertInnenpolitik bis heute in 
die chilenische Geschlechterpolitik eingeschrieben. So klagen führende Frauen- und 
Indigenenorganisationen, SERNAM betreibe nach wie vor Familienpolitik auf Ko-
sten der Frauenrechtspolitik. Intersektionalität von Diskriminierung durch Rassisie-
rungen und Geschlecht werde in den offiziellen Politiken komplett ausgeblendet 
(CEDEM et al. 2012). 
Drittens zeigt Marques-Pereira (2005) auf, dass viele junge Frauen nach dem Ende 
der Diktatur ihr Engagement auf Organisationen fokussierten, die eher dem tradi-
tionellen Geschlechterrollenbild entsprachen, z.B. Elternorganisationen und religi-
öse Vereinigungen. Frauen waren nur selten Parteimitglieder oder arbeiteten aktiv 
dort mit. Marques-Pereira stellt für die Transition insgesamt ein politisches Des-
interesse bei jungen ChilenInnen fest, was sie u.a. an der geringen WählerInnen-
Registrierung festmacht, d.h. ein großer Teil der jungen ChilenInnen verzichtete 
auf das Wahlrecht.
Viertens führte der Fokus auf die institutionalisierte Bearbeitung der Gewalt unter 
der Diktatur dazu, dass die alltägliche Verankerung von Gewalt und Unterdrückung 
in der chilenischen Gesellschaft im Dunkeln blieb: „After so many years of violent 
dictatorship, we as a society were inclined to blame the military and thus were unable 
to recognize the daily violence in our families“ (Bacigalupe 2000, 438). 
Zusammenfassend ergeben sich aus dem chilenischen Beispiel folgende Punkte, die 
den autoritären Diskursen jenseits kultureller Besonderheiten, geographischer Are-
nen und historischer Perioden gemein sind: zum einen die Normalisierung eines 
zentralen, hegemonialen Diskurses über Gesellschaftsverhältnisse und den Umgang 
mit der autoritären Vergangenheit, der mittels der narrativen Figur des Wiederauf-
baus die Gesellschaft als Ganzes konstruiert. Im Zentrum steht die Volksmetapher 
im Sinne einer totalen, hegemonialen Einheit, welche Differenzen, wie abweichende 
Geschlechterbilder oder Identitäten (z. B. indigener Gruppen wie der Mapuche2) 
ausschließt. Einher geht damit zum anderen die De-Thematisierung geschlechtli-
cher, struktureller Ungleichheiten sowie die Negierung multipler Subjektformati-
onen auf der Grundlage von Gesetzes- und Verfassungstexten, politischen Program-
matiken und seitens der Medien. Stattdessen dominiert schließlich die Konstruktion 
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geschlechtlicher Subjekte und hegemonialer Subjektformationen. Diese orientieren 
sich an traditionellen Leit- und Rollenbildern und werden über Diskurse zur Gleich-
stellung, Menschenrechten und Staatsbürgerschaft hegemonial. 
Diese Normalisierung wird ermöglicht durch eine Spaltung der Zivilgesellschaft 
hinsichtlich der Beziehung zum Transitionsstaat. Die Institutionalisierung von Ge-
schlechterpolitik und die Besetzung politischer Ämter durch Aktivistinnen werden 
in der Phase der Transition durch eine extreme Einengung von Frauen- und Ge-
schlechterpolitiken auf das vorherrschende Narrativ erkauft.

Fazit: Das Autoritäre als hegemoniales geschlechtliches Machtdispositiv 

In einer radikaldemokratischen Vorstellung gilt die politische Gesellschaft als eigent-
licher Ort der Demokratie. Im Gegensatz dazu zeigt sich das Autoritäre als eine Form 
der Entpolitisierung, Erosion und Ablehnung von Gesellschaft als Basis demokra-
tischer Geschlechterverhältnisse und macht den Staat zu einem zentralen Schauplatz 
für eine protektionistische, universale und wertegebundene Politik. Werden in auto-
ritären Diskursen und Praxen die gesellschaftlichen Verhältnisse generell zu einer 
abhängigen Variablen staatlicher Legitimierung und Politik, zeigt sich die Einschrei-
bung von Geschlechterverhältnissen als Machtverhältnisse vor allem anhand von 
Legitimierungsansprüchen und -prozessen, die Rechts- und Partizipationsansprüche 
mit bestimmten Vorstellungen zu Familie, Ehe und Chancengleichheit koppeln und 
heterogene soziale Forderungen mit fremdenfeindlichen, rassistischen und sexis-
tischen Ansprüchen zurückweisen. Die Chancen, hegemoniale Verständnisse und 
Auffassungen in öffentlichen Diskursen aktiv zu dekonstruieren und mit pluralen 
Auffassungen und differenten Forderungen zu ergänzen, um den politischen Hand-
lungsraum für vielfältigere kulturelle, öffentliche und zivilgesellschaftliche Praxen 
zu erweitern, werden zunehmend und repressiv zurückgedrängt. So zeigen die Fall-
beispiele, dass in den Diskursen unterschiedliche Rollenbilder und Praxen aufge-
griffen und damit diverse Identitätsangebote gemacht werden, die sich zwischen das 
oben geschilderte bi-kategoriale Bild von Demokratie und Autokratie drängen. Ge-
schlechterordnungen werden durch ökonomische Rationalitätsprinzipien („gender-
ideologische Wendungen“) oder durch Appelle an die nationale Einheit legitimiert. 
Dabei weisen beide Fallbeispiele auf die Schlüsselstellen demokratischer Öffnung 
(Chile) und demokratischer Schließung (AfD) hin. Diesen Schlüsselstellen kommt 
in der Etablierung autoritärer Diskurse und Praxen eine wichtige Rolle zu. Denn es 
geht – neben der „Vervielfachung eines politischen Raums“ (Laclau/Mouffe 1991, 
242) – auch jeweils um dessen Verkleinerungen bzw. Vergrößerungen. Und in bei-
den Fällen werden alternative, die vermeintliche „Stabilität“ bedrohende Rollen-
bilder und Praxen ausgegrenzt. Die Folge ist nicht nur eine tiefgreifende Spaltung 
zwischen legitimen und illegitimen Formen geschlechtlicher Identitäten, Lebens-
entwürfen und Handlungspraxen; vielmehr erweist sich aus feministisch-politik-
wissenschaftlicher Perspektive die Re-Inszenierung geschlechtlicher Subjekt- und 
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Identitätskonstruktionen unter Zurückweisung ihrer Partikularität und Ausschluss 
ihrer differenziellen Grundlagen als eigentliches Wesensmerkmal des Autoritären. 

Anmerkungen

1 Zwar wandte Patricio Aylwin, die Strategie der Nichtkooperation mit den Militärs an und ver-
suchte, die konstitutionelle Macht der Militärs, d.h. die autoritären Enklaven innerhalb der de-
mokratischen Verfassung, zu beschränken. Als Aylwin aber die Rettig-Kommission einsetzte, 
die die Menschenrechtsverletzungen untersuchen sollte, führte dies zum Dia de Enlace, d.h. 
Pinochet ordnete als Reaktion auf die Institutionalisierung der Kommission unangekündigte 
Militärübungen im ganzen Land an (Fuentes 2000). Bei der Menschenrechtspolitik Aylwins 
wurden daraufhin Zugeständnisse gemacht.

2 Die Mapuche sind eine indigene Bevölkerungsgruppe, die vor allem in der Hauptstadtregion, 
der 8. und 9. Region Chiles sowie in Argentinien beheimatet ist. 
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rieta Anişoara (Hg.): Totalitarian and Authoritarian Discourses. A Global and Timeless Phenome-
non? Bern, 15-38.

Siri, Jasmin/Lewandowsky, Marcel, 2015: Alternative für Frauen? Rollen, Netzwerke, geschlech-
terpolitische Positionen in der Alternative für Deutschland (AfD). Eine Publikation der Hein-
rich-Böll-Stiftung. Dezember 2015. Internet: www.weiterdenken.de/de/2015/12/17/alternati-
ve-fuer-frauen (1.8.2016).

Thomas, Gwynn, 2016: Promoting Gender Equality: Michelle Bachelet and Formal and Informal 
Institutional Change within the Chilean Presidency. In: Waylen, Georgina (Hg.): Gender, Institu-
tions, and Change in Bachelet’s Chile. Houndmills, Basingstoke, Hampshire, New York, NY, 95-
120.

Tinsman, Heidi, 2000: Reviving Feminist Materialism. Gender and Neoliberalism in Pinochet’s 
Chile. In: Signs – Journal of Women in Culture and Society. 26 (1), 145-188.

Tocqueville, Alexis de, 1985: Über die Demokratie in Amerika. Stuttgart.

Wilde, Gabriele, 2012a: Totale Grenzen des Politischen: Die Zerstörung der Öffentlichkeit bei 
Hannah Arendt. In: Falsche Sicherheiten. Geschlechterverhältnisse in autoritären Regimen. The-
menschwerpunkt der Femina Politica. Zeitschrift für feministische Politikwissenschaft. 21 (1), 
17-29.

Wilde, Gabriele, 2012b: Autoritarismusforschung aus Geschlechterperspektive. Vortrag im Rah-
men des Panels Autoritarismus: „Reloaded“ oder hinfällig? Zur Retraditionalisierung von Ge-
schlechterverhältnissen in autoritären Regimen auf der Jahrestagung der Sektion Vergleichende 
Politikwissenschaft der DVPW am 31.3.2012 in Marburg.

Wilde, Gabriele, 2014: Der Kampf um Hegemonie. Potentiale radikaler Demokratie aus Ge-
schlechterperspektive. In: Zeitschrift für Politische Theorie. Themenheft zu Chantal Mouffe. 5 
(2), 203-216. 

Wilde, Gabriele, 2017: The Authoritarian as Discourse and Practise – A Feminist-Poststructural 
Approach. In: Wilde, Gabriele/Zimmer, Annette/Obuch, Katharina (Hg.): Civil Society and Gender 
Relations in Authoritarian and Hybryd Regimes. Leverkusen (i.E.).

Wilde, Gabriele/Schneider, Silke, 2012: Autokratie, Demokratie und Geschlecht: Geschlechter-
verhältnisse in autoritären Regimen. Einleitung. In: Falsche Sicherheiten. Geschlechterverhält-
nisse in autoritären Regimen. Themenschwerpunkt der Femina Politica. Zeitschrift für feminist-
ische Politikwissenschaft. 21 (1), 9-16.
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Ein- und Ausschlüsse durch Arbeits- und Sozialpolitik: das 
Normalarbeitsverhältnis als vergeschlechtlichtes Macht- 
und Herrschaftsverhältnis

JULIA LEPPERHOFF. ALEXANDRA SCHEELE

Einleitung

Die gelungene Erwerbsintegration von Frauen ist zentrales Element europäischer 
Gleichstellungspolitik. Auch in Deutschland wird Berufstätigkeit als Chance und 
Mittel zur Emanzipation von Frauen gesehen, gleichzeitig wird jedoch von Seiten 
der feministischen Forschung und Politik immer wieder darauf hingewiesen, dass 
die sozialen Realitäten von Frauenarbeit eben genau diese Emanzipationsmöglich-
keiten behindern. Dort, wo es nur um die blanke Notwendigkeit der Existenzsiche-
rung geht, wo die Ausübung eines ‚Jobs‘ mit vielfältigen Erfahrungen von Ausbeu-
tung, Fremdbestimmung und geschlechterbezogener Diskriminierung verbunden ist 
und die „Ko-Konstitution von ‚Arbeit und Leben‘“ (Janczyk 2009, 232) für viele 
Frauen die praktische Form der „Doppelbelastung“ durch Familie und Beruf ein-
nimmt, mutet es etwas realitätsfern an, die hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen als 
alleinigen Indikator erfolgreicher Gleichstellung und Ausdruck von Emanzipation 
zu begreifen (Kurz-Scherf/Lepperhoff/Scheele 2006). 
Die hier konstatierte, fortbestehende Geschlechterungleichheit muss vor dem Hin-
tergrund von Persistenz auf der einen Seite und Wandel auf der anderen Seite dis-
kutiert werden: Zum einen findet sich die in vielen Analysen diskutierte Struktur-
kontinuität einer Arbeits- und Geschlechterordnung, die sich wechselseitig bedingt, 
allerdings von Widersprüchen geprägt ist. Die soziale Konstruktion dessen, was wir 
unter Erwerbsarbeit verstehen, basiert wesentlich auf einer sozialen Konstruktion 
von Geschlecht, mit der die unterschiedlichen gesellschaftlichen Funktionsbereiche 
und ungleichen Aufgabenteilungen zwischen den Geschlechtern legitimiert und mit 
Macht versehen werden (Hausen 2000; Wetterer 2002; Aulenbacher 2015). Zum 
anderen „trifft die Vorstellung von Berufstätigkeit bzw. Erwerbsarbeit als Medium 
der gesellschaftlichen Integration und Emanzipation von Frauen (und auch Män-
nern) auf eine Situation, in der Erwerbsarbeit selbst einem tiefgreifenden Wandel 
unterliegt. Seit längerem ist zu beobachten, dass bisherige Standards und normative 
Grundannahmen der Organisation, Verteilung und Bewertung von Arbeit in ihrem 
Fundament erschüttert werden“ (Kurz-Scherf/Lepperhoff/Scheele 2006, 2). Diese 
Erschütterung wird seit vielen Jahren in der Arbeitssoziologie unter dem Begriff 
der Prekarisierung von Arbeit diskutiert, wobei hier – gewissermaßen als Fortset-
zung der angeführten konstitutiven Angewiesenheit von Erwerbsarbeit auf die ge-
schlechtliche Arbeitsteilung – die prekären Arbeitsverhältnisse von Frauen im male 

stream der Forschung zunächst gar nicht in den Blick kamen. 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.06
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Ausgehend von dem Befund, dass wir es hinsichtlich der Gleichstellung von Frauen 
mit widersprüchlichen Entwicklungen zu tun haben – auf der einen Seite die insti-
tutionalisierte Gleichstellungspolitik und eine hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen, 
auf der anderen Seite fortbestehende Geschlechterungleichheit – wollen wir in un-
serem Beitrag das sogenannte Normalarbeitsverhältnis als Basisinstitution der Ar-
beits- und Sozialordnung einer genaueren Analyse unterziehen. Dabei stellen wir 
die These auf, dass das Normalarbeitsverhältnis nicht nur zu konkreten, empirisch 
belegbaren Ausschlüssen entlang der Geschlechterachse (und weiteren damit ver-
bundenen Dimensionen sozialer Ungleichheit) führt, sondern dass seine normative 
Wirkmächtigkeit darüber hinaus einen tatsächlichen Wandel in den Geschlechter-
verhältnissen verhindert – zwingend verhindern muss.
In diesem Sinn konzeptualisieren wir im Weiteren das Normalarbeitsverhältnis im 
Feld der Arbeits- und Sozialpolitik als ein institutionalisiertes Macht- und Herr-
schaftsverhältnis, das Geschlechterungleichheiten (re-)produziert. Entlang der klas-
sischen Unterscheidung zwischen power to und power over (Pitkin 1972) nimmt es 
Einfluss auf die Lebenschancen von Frauen und Männern als Erwerbsbürger_in-
nen und eröffnet bzw. verschließt Handlungs- und Beteiligungsmöglichkeiten. Als 
Basisinstitution des Arbeitsmarktes und Grundlage für die Gewährung sozialpoli-
tischer Ansprüche und Rechte bildet das Normalarbeitsverhältnis eine lebenslauf-
strukturierende Matrix, die zentral auf einer geschlechterzuschreibenden Arbeitstei-
lung basiert. Nicht nur handelt es sich historisch um einen Typus von Beschäftigung, 
der – zumindest in Westdeutschland – überwiegend von Männern realisiert wurde, 
sondern „es basierte wesentlich auf der Vorstellung eines komplementären Haus-
halts“ (Brinkmann et al. 2006, 10), der als Zuständigkeitsbereich von Frauen galt.
Zur Analyse von Geschlechterungleichheiten und der konstituierenden Rolle des 
Normalarbeitsverhältnisses in diesem Zusammenhang stellen wir zunächst zentrale 
Dimensionen erwerbsbezogener Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern 
dar.1 Anschließend erläutern wir das Normalarbeitsverhältnis in seiner Funktion für 
den Arbeitsmarkt und die Arbeits- und Sozialordnung und entfalten die Idee von 
Norm und Normalität (Wagner 2000). In einem nächsten Schritt entwickeln wir mit 
Hilfe von drei unterschiedlichen feministischen Machtkonzeptionen den Rahmen 
für eine Erklärung der mit dem Normalarbeitsverhältnis verbundenen Vermach-
tungsprozesse. Ausgehend von der Feststellung, dass das Normalarbeitsverhältnis 
den Ausschluss von Frauen voraussetzt und damit zugleich eine gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen auf dem Arbeitsmarkt nahezu verunmöglicht, diskutieren wir 
abschließend Optionen für die Gestaltung von geschlechtergerechter Erwerbsarbeit.

Wandel und Persistenz der Arbeits- und Sozialordnung

Die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt in Deutschland ist von einer paradoxen 
Situation von Gleichheit und fortbestehender Ungleichheit gekennzeichnet (Kurz-
Scherf/Lepperhoff/Scheele 2006). Die seit Jahren steigende Erwerbsbeteiligung von 
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Frauen2 kann als Ergebnis ihrer erweiterten Möglichkeiten gesehen werden. Die Bil-
dungsexpansion der 1970er-Jahre, die geänderten ehe- und familienrechtlichen Rah-
menbedingungen und die von Frauen durchgesetzten Emanzipationsforderungen 
und Autonomieansprüche haben dazu geführt, dass die Berufsorientierung Bestand-
teil weiblicher Biografien wurde. Allerdings haben sich auch die Rahmenbedin-
gungen verändert. In Anbetracht der Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen und 
der Pluralisierung von Familienformen jenseits des männlichen Ernährermodells 
besteht (nicht nur) für Frauen immer häufiger die Notwendigkeit einer eigenstän-
digen ökonomischen Existenzsicherung. Die eigenständige Existenzsicherung über 
Erwerbsarbeit ist auch Kern des adult worker model3, das seit Beginn der 2000er-
Jahre Leitbild der Europäischen Beschäftigungsstrategie ist und die deutsche Ar-
beitsmarkt-, Familien- und Sozialpolitik verstärkt prägt. 
Die gestiegene Erwerbsbeteiligung von Frauen könnte nun als erfolgreiche Um-
setzung des adult worker model interpretiert werden, wenn dieser Anstieg nicht 
durch das stagnierende Erwerbsarbeitsvolumen von Frauen in Frage gestellt wer-
den würde: Eine Betrachtung der Teilhabe am Arbeitsmarkt in Vollzeitäquivalenten 
zeigt, dass es zu einer Umverteilung der Erwerbsarbeit zwischen Frauen gekommen 
ist, während sich der Umfang der Erwerbstätigkeit von Männern kaum verändert 
hat  (BMFSFJ 2011, 111; Wanger 2015). Aktuelle Studien belegen zwar, dass die 
Beteiligung von Männern an Sorgearbeit (Care), insbesondere im Bereich der Kin-
derbetreuung und der Pflege von älteren Angehörigen in Deutschland zugenommen 
hat (Meuser 2014), schaut man allerdings auf die Zeitbudgetstudien, wird deutlich, 
dass Frauen weiterhin deutlich mehr Zeit für unbezahlte Care-Arbeit verwenden als 
Männer und auch in der letzten Dekade kaum eine Annäherung stattgefunden hat 
(Statistisches Bundesamt 2015; Statistisches Bundesamt 2003). 
Neben den Arbeitszeiten von Frauen und Männern und der ungleichen Verteilung un-
bezahlter Arbeit lassen sich darüber hinaus weitere erwerbsbezogene Ungleichheiten 
feststellen: Trotz sehr guter Schul- und Hochschulabschlüsse von Frauen und damit 
verbunden ihrer mindestens gleichen, teilweise sogar besseren formalen beruflichen 
Qualifikation sowie der gesetzlichen Verankerung von Gleichstellungsmaßnahmen 
im öffentlichen Dienst und in Teilen der Privatwirtschaft besteht die horizontale und 
vertikale geschlechtliche Arbeitsmarktsegregation fort. Die ungleiche Verteilung 
von Frauen und Männern auf unterschiedliche Berufe und Tätigkeitsfelder einerseits 
und auf den beruflichen Hierarchiestufen andererseits ist mit deutlich ungleichen 
Einkommen, Entscheidungskompetenzen und Aufstiegsmöglichkeiten verbunden 
(Scheele 2013). Viele Frauen sind in sog. atypischen Beschäftigungsformen tätig – 
also Beschäftigungsverhältnissen, die hinsichtlich des Beschäftigungsumfangs, des 
Vertragstyps (Zeit- oder Leiharbeit) und der Vertragsdauer (befristet) vom Normal-
arbeitsverhältnis abweichen. Frauen stellen bei den Beschäftigten in Teilzeitarbeit, 
im Niedriglohnbereich und im Mini-Job-Segment die Mehrzahl. Das dort erzielte 
Einkommen reicht jedoch in der Regel nur knapp für den eigenen Lebensunterhalt 
und nur im Ausnahmefall für das finanzielle Auskommen einer Familie. Hinzu kom-
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men die mangelnde sozialversicherungspflichtige Absicherung gegen Beschäfti-
gungsrisiken sowie eine unzureichende Altersvorsorge. Und schließlich sind Frauen 
(und Männer) in atypischen Beschäftigungsverhältnissen von arbeits- und familien-
politischen Regelungen im Bereich der Vereinbarkeit (z.B. Elternzeit, (Familien-)
Pflegezeit) ausgeschlossen (Auth/Klenner/Leitner 2015).
Zusammenfassend zeigt sich somit zweierlei: Einerseits ist in Deutschland die Teil-
habe von Frauen am Arbeitsmarkt gewachsen, insbesondere durch die in den letzten 
vier Jahrzehnten stetig gestiegene Erwerbsbeteiligung westdeutscher Frauen. Für 
einen Großteil der Frauen hat sich somit auch die Chance auf ein eigenes Einkom-
men sowie die damit verbundene ökonomische und persönliche Unabhängigkeit 
realisiert. Andererseits führen die geschlechterzuschreibende Arbeitsteilung und 
die symbolische Ordnung der binär und hierarchisch gefassten Zweigeschlecht-
lichkeit zu einer geschlechtlichen Klassifikation von Berufen, Tätigkeitsbereichen, 
Positionen und letztlich Erwerbsbiografien, die sich in anhaltenden Geschlechterun-
gleichheiten am Arbeitsmarkt manifestiert. In der Folge sind Erwerbsverläufe von 
Frauen häufig von Prekarität im Sinne geringer Einkommen und geringer sozialer 
Absicherung gekennzeichnet, da diese sich jenseits des Normalarbeitsverhältnisses 
vollziehen. Diese Unsicherheiten prägen nicht nur Erwerbsarbeit und Ökonomie im 
engeren Sinne, sondern übertragen sich auch auf die individuelle und familiäre Le-
bensführung und das gesellschaftliche Gefüge (WSI-Mitteilungen 2011).

Das Normalarbeitsverhältnis als Basisinstitution der Arbeits- und 
Sozialordnung

Auch im Rahmen der vielfach diskutierten Prekarisierungsthese wird – gewisser-
maßen ex negativo – die „durch nichts zu ersetzende Integrationsfunktion und da-
mit auch die Zentralität von Erwerbsarbeit“ (Castel/Dörre 2009, 15) betont. In ihrer 
idealtypischen Ausformung als Normalarbeitsverhältnis – definiert als unbefristete, 
sozial abgesicherte und tariflich entlohnte Vollzeittätigkeit (Mückenberger 1985) – 
wird mit Erwerbsarbeit ein mehr oder minder ausreichendes Einkommen verbun-
den; zugleich bildet das Normalarbeitsverhältnis die Basis für sozialstaatliche Leis-
tungen und ermöglicht damit – zumindest temporär – eine soziale Absicherung über 
das konkrete Arbeitsverhältnis hinaus. 
Das Konzept des Normalarbeitsverhältnisses beinhaltet dabei zwei Dimensionen: 
Erstens gilt es – auf einer deskriptiven Ebene – als Normalität, indem es die vorherr-
schende Form der Erwerbsarbeit in Deutschland abbildet. Diese Vorherrschaft galt 
in der fordistischen Ära der Nachkriegszeit primär für die männliche Erwerbsbe-
völkerung und war eng mit dem bürgerlich geprägten, männlichen Ernährermodell 
und der Absicherung der Industriefacharbeiterschaft verknüpft. Dementsprechend 
stellte sich die einsetzende Erosion des Normalarbeitsverhältnisses im Kontext von 
Deregulierung, Entwicklung zur Dienstleistungsgesellschaft und Sozialstaatsumbau 
auch als eine vorrangig von Männern erfahrbare Entwicklung dar. Wenngleich die 
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sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in Deutschland immer noch die mit 
Abstand größte Gruppe stellen (2016: 31,4 Mio. von rund 43,5 Mio. Erwerbstätigen 
und damit gut 72% aller Erwerbstätigen), ist der Anteil der Erwerbstätigen ohne 
Sozialversicherungspflicht und auch die Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Teilzeitbeschäftigten seit den 1990er-Jahren kontinuierlich angestiegen (Bundesa-
gentur für Arbeit 2017a; Statistisches Bundesamt 2017). Die Zahl der ausschließ-
lich geringfügig Beschäftigten liegt seit 2004 bei über fünf Millionen Personen. Im 
Juni 2016 waren mehr als 5,14 Mio. Personen in einem solchen Arbeitsverhältnis 
beschäftigt. Auch die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Erwerbs-
tätigen in Teilzeit ist seit 2004 von 4,3 Mio. auf 8,2 Mio. im Jahr 2016 gestiegen 
(Bundesagentur für Arbeit 2017b). Die klassische Institution des Normalarbeitsver-
hältnisses besteht also in ihrer Substanz fort, es hat sich aber der Anteil der niedrigen 
Einkommen sowie der sog. atypischen Beschäftigungsformen wie Leiharbeit, (ge-
ringfügige) Teilzeit oder befristete Beschäftigungsverhältnisse deutlich erhöht. 
Zweitens besitzt das Normalarbeitsverhältnis eine Ordnungs- und Orientierungs-
funktion und damit auch die Merkmale einer standardsetzenden Norm, aus der sich 
das geltende Arbeits- und Sozialrecht ableitet. Diese Funktion lässt sich aus feminis-
tischer Perspektive kritisch betrachten, denn das Normalarbeitsverhältnis trennt hie-
rüber – unabhängig von seiner tatsächlichen empirischen Verbreitung – „normale“ 
und atypische, vielfach prekäre Beschäftigungsverhältnisse, wirkt aber auch auf die 
Verteilung der privaten, unentgeltlich geleisteten Arbeit. Der unterlegte Geschlech-
tercode führt dazu, dass von der Norm abweichende Erwerbsbiografien, die mehr-
heitlich von Frauen realisiert werden, arbeits- und sozialrechtlich „bestraft“ werden 
und die traditionelle Verteilung der privat geleisteten Arbeit zwischen Frauen und 
Männern – insbesondere Müttern und Vätern – nicht grundsätzlich verändert wird. 
Die normsetzende Kraft des Normalarbeitsverhältnisses trägt also substantiell zur 
Verteilung von Lebenschancen und zur Herstellung von Ein- und Ausschlüssen bei, 
die mit Hilfe feministischer Machtkonzeptionen deutlicher herausgearbeitet werden 
können.

Das Normalarbeitsverhältnis als vergeschlechtlichtes Macht- und 
Herrschaftsverhältnis

Begreift man das Normalarbeitsverhältnis nicht nur als dominante Erwerbsform, 
sondern als dominante Erwerbsform von Männern und entschlüsselt des Weiteren 
seine Konstruktion als Privilegierung einer männlichen Erwerbsbiografie, die nur 
auf der Basis einer geschlechterzuschreibenden Arbeitsteilung existieren kann, dann 
lohnt es sich, noch einen Schritt weiterzugehen und die mit dem Normalarbeitsver-
hältnis verbundenen Vermachtungsprozesse in den Blick zu nehmen. Feministische 
Machtkonzeptionen lassen allerdings gänzlich unterschiedliche Blickwinkel auf die 
Analyse des Normalarbeitsverhältnisses und seine Bedeutung für fortbestehende 
Geschlechterungleichheiten zu. Allen (2016) unterscheidet hier mit Blick auf fe-
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ministische Machttheorien zwischen drei Konzeptionen: (1) liberalen Ansätzen, (2) 
Ansätzen, die Macht als Herrschaft begreifen, und (3) Empowerment-Ansätzen. 
Diese sollen im Weiteren mit Blick auf ihre Nutzbarkeit für die Analyse des Normal-
arbeitsverhältnisses näher betrachtet werden. 
(1) Der liberale Feminismus betrachtet Macht als soziales Gut, das lediglich ungleich 
zwischen Frauen und Männern aufgeteilt ist (ebd., o.S.). Ziel ist daher eine Umver-
teilung von Macht zugunsten von Frauen, sodass auf einer deskriptiven Ebene pari-
tätische Repräsentation von Frauen gewährleistet wird. Vor dem Hintergrund dieser 
Konzeption lässt sich der Wandel der Arbeits- und Sozialordnung als eine Frage des 
gleichen Zugangs zur Erwerbssphäre diskutieren, die eng mit der geschlechterpari-
tätischen Besetzung von Führungspositionen sowie einer Durchsetzung des Gebots 
gleicher Löhne für gleiche Arbeit verknüpft ist. Das sogenannte Normalarbeitsver-
hältnis stellt sich dann lediglich als ein Beschäftigungsverhältnis dar, das für Frauen 
wie Männer gleichermaßen geöffnet sein muss. Unsichtbar bleibt hingegen die „pri-
vate Seite“ der geschlechtlichen Arbeitsteilung, d.h. die mehrheitlich von Frauen 
geleistete unbezahlte Arbeit, die die konstitutive Voraussetzung eines vergeschlecht-
lichten Machtverhältnisses ist und die Geschlechterungleichheiten am Arbeitsmarkt 
erst ermöglicht. Macht muss dementsprechend stärker als eine relationale Kategorie 
begriffen werden, die dynamischen Veränderungen und Aushandlungsprozessen 
unterliegt (Young 1990) und nicht als etwas, über das man verfügt bzw. nicht ver-
fügt. Dabei geht es aber nicht (nur) um die Machtbeziehungen zwischen Individuen, 
sondern vor allem um den sozialen, institutionellen und strukturellen Kontext, der 
Machtverhältnisse konstituiert. 
(2) Im Unterschied zum liberalen Feminismus wird Macht in vielen, ganz unter-
schiedlichen feministischen Theorietraditionen (wie z.B. im sozialistischen und ra-
dikalen, aber auch im post-strukturalistischen Feminismus) als Herrschaftsverhält-
nis theoretisiert. Im Folgenden wird exemplarisch der Ansatz von Iris Marion Young 
diskutiert, da sie das Geschlechterverhältnis als strukturell verfestigtes und illegi-
times Herrschaftsverhältnis charakterisiert und damit ihrer Analyse eine normative 
Prämisse zur Überwindung von Herrschaft zugrunde legt. Young gilt als eine wich-
tige Vertreterin des sozialistisch orientierten Feminismus. Sie zieht für ihre Analyse 
gesellschaftlicher Ungleichheiten den Begriff der Unterdrückung heran und bezieht 
diese „auf systemische Zwänge, denen Gruppen unterliegen. In diesem Sinne ist 
Unterdrückung strukturell bedingt und nicht Folge der Entscheidungen oder Politik 
einiger weniger Personen“ (Young 1996, 102). Young entwickelt im Weiteren fünf 
spezifische Unterdrückungsformen: Ausbeutung, Marginalisierung, Machtlosigkeit, 
Kulturimperialismus und Gewalt. Die ersten drei Formen Ausbeutung, Marginali-
sierung und Machtlosigkeit sind in dieser Lesart konstitutiv für die Arbeitsorgani-
sation industrialisierter kapitalistischer Gesellschaften, die beiden letzteren werden 
von ihr jenseits der ökonomischen Dimension verortet, wirken aber auf diese zurück. 
Ausbeutung betrifft Frauen laut Young nicht nur im marxistischen Sinn als Erwerbs-
tätige, sondern auch als Erbringerinnen unbezahlter Reproduktionsarbeit. Zum ei-
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nen gelte von Frauen geleistete Hausarbeit über den männlichen Familienlohn als 
„abgegolten“ und zum anderen leisteten Frauen vor allem personenbezogene emo-
tionale Arbeit (ebd., 115-116). Damit hebt Young vor allem die affektive Dimension 
der Sorgetätigkeiten hervor, die nur sehr bedingt marktförmig hergestellt werden 
kann und dennoch unverzichtbar für das Funktionieren der Wirtschaftsordnung ist. 
Indem die als „natürlich“ klassifizierten Unterschiede zwischen Frauen und Män-
nern sozial aufgeladen und mit Bedeutungen von Weiblichkeit und Männlichkeit 
versehen werden, erklärt sich die Arbeitsteilung zwischen ihnen wie von selbst: 
Aufgrund ihrer Wesensmerkmale wird Frauen die Aufgabe zugesprochen, sich um 
elementare menschliche Bedürfnisse wie Zuwendung und verlässliche emotionale 
Bindungen zu kümmern. Obwohl diese Bedürfnisse als „sozialer Kitt“ der Gesell-
schaft gelten, finden sie nicht die entsprechende materielle oder zeitliche Anerken-
nung. Berufswahl, Teilzeitarbeit oder Erwerbsunterbrechungen werden als indivi-
duelle Präferenzen von Frauen interpretiert, ohne deren institutionelle Rahmung zu 
berücksichtigen. 
Marginalisierung bezieht sich nach Young hingegen auf die mit der Abhängig-
keit von wohlfahrtsstaatlichen Leistungen verbundenen Ungerechtigkeiten. Ihre 
Kritik geht dabei über die unmittelbare Frage der Verteilungsgerechtigkeit hinaus 
und bezieht sich auf die Ebene der Anerkennung und Teilhabe an Entscheidungs-
prozessen. So werde durch die Nicht-Teilhabe an Erwerbsarbeit „die Möglichkeit 
blockiert, die eigenen Fähigkeiten auf gesellschaftliche definierte und anerkannte 
Weise auszuüben“ (ebd., 120). Da Erwerbsarbeit als das zentrale gesellschaftliche 
Integrationsmedium gilt und die mit der Erwerbsarbeit verbundene Teilhabe an ge-
sellschaftlichen Austauschprozessen vielfach auch die Eintrittskarte für politische 
und zivilgesellschaftliche Teilhabe darstellt, bleibt die Selektionsfunktion des Nor-
malarbeitsverhältnisses eben nicht auf die unmittelbare Sphäre der Arbeits- und 
Sozialordnung – und damit auf die Frage finanzieller Unabhängigkeit und sozialer 
Absicherung – beschränkt, sondern reicht weit darüber hinaus: Mit dem Normalar-
beitsverhältnis ist auch eine demokratische Qualität verknüpft, da es auf die indivi-
duellen und kollektiven Möglichkeiten Einfluss nimmt, Gesellschaft zu gestalten. 
Die „soziale Bedingtheit politischen Engagements“ (Bödeker 2012, 8) führt dazu, 
dass bei sozialer Exklusion sowohl Wahlbeteiligung und politische Mobilisierungs-
fähigkeit zurückgehen als auch unterschiedliche Interessen im politischen System in 
Konsequenz ungleich repräsentiert und berücksichtigt werden (z.B. ebd.; Henninger 
2014; Schäfer 2015). 
Machtlosigkeit umfasst – so Young – verschiedene Aspekte sozialer Klassifizierung, 
die in westlichen kapitalistischen Gesellschaften eng an den Status im Erwerbsy-
stem geknüpft werden. Aus Machtlosigkeit resultiere „die Behinderung in der Ent-
wicklung der eigenen Fähigkeiten, der Mangel an Entscheidungskompetenz im 
Arbeitsleben und die Tatsache, aufgrund des gesellschaftlichen Status respektloser 
Behandlung ausgesetzt zu sein“ (Young 1996, 126). Diese Ungerechtigkeiten basie-
ren auf dem grundlegenden „Problem der Arbeitsteilung (…): die gesellschaftliche 
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Trennung zwischen denen, die planen und denen, die ausführen“ (ebd.). Frauen und 
Männer sind hiervon angesichts horizontaler und vertikaler Segregationsprozesse 
am Arbeitsmarkt in ganz unterschiedlicher Weise betroffen. Für das Normalarbeits-
verhältnis hat auch Ulrich Mückenberger diese Form von Klassifizierung und Selek-
tion problematisiert: So werde nicht nach dem Prinzip materieller Gleichheit aller 
reguliert, sondern Chancen würden differenziert verteilt, was für die einen Vorteile, 
für die anderen Nachteile begründe (Mückenberger 1989, 213). Auch gegenwärtig 
haben sich diese gesellschaftlich zugeschriebenen Normalitäten, die über die „Trias 
aus Normalarbeitsverhältnis, Normalbiografie und Normalfamilie“ institutionell 
abgesichert werden (Dingeldey/Warsewa 2016, 410), nicht aufgelöst; lediglich die 
Linien werden verschoben, entlang derer Ein- und Ausschlüsse hervorgebracht wer-
den. „(A)llgemeingültige Regelungen (werden) (…) nicht mehr vom Zentrum aus 
anhand einer ‚mittleren Normalität‘ aufgestellt, als normativer Bezugspunkt wird 
nunmehr von der Peripherie aus die Einhaltung von Mindestnormen definiert“ (ebd., 
413). 
Jenseits dessen macht Young mit der Unterdrückungsdimension des Kulturimpe-

rialismus auch auf Aspekte des kulturellen Ausschlusses aufmerksam, „wie durch 
die in einer Gesellschaft herrschenden Werte die besondere Perspektive der eigenen 
Gruppe unsichtbar gemacht und wie zugleich die eigene Gruppe stereotypisiert und 
als das Andere gekennzeichnet wird“ (Young 1996, 127). Dabei werden „die Er-
fahrungen und die Kultur der herrschenden Gruppe universalisiert und zur Norm 
gemacht“ (ebd.). Damit schließt Young an Theorien des Gleichheitsfeminismus an, 
laut denen Männer als gesellschaftliche Norm und Frauen als das Andere konzipiert 
werden, aber ebenso an postkoloniale Ansätze des Othering. Auf das Normalarbeits-
verhältnis angewandt zeigt sich Kulturimperialismus daran, dass das Normalarbeits-
verhältnis

darauf angelegt ist, die Priorität von Erwerbsarbeit vor anderen menschlichen Tätigkeiten 
und die alternativlose Notwendigkeit kontinuierlicher, tendenziell lebenslanger Erwerbs-
arbeit in den Lebensentwürfen, Werthaltungen, Selbst- und Fremdbildern der arbeitenden 
Menschen zu verankern. Es richtet durch deren Verinnerlichung einen ‚Zwang zum Selbst-
zwang‘ (N. Elias) ein, der im Ergebnis die erforderliche kapitalistische Arbeitsmoral zur 
selbstverständlichen zweiten Natur, zur ‚Normalität‘, werden läßt  (Mückenberger 1989, 
212, i.O.).

Verbunden mit diesem Aspekt der Selbstregierung ist, dass durch die doppelte Eng-
führung von Arbeit auf Erwerbsarbeit sowie von Erwerbsarbeit auf männlich ge-
prägte Erwerbsarbeit die Orientierung auf das Normalarbeitsverhältnis unangeta-
stet bleibt und nicht in Frage gestellt werden kann. Die Zentralität von männlich 
geprägter Erwerbsarbeit lässt sich in einer gesellschaftstheoretischen Perspektive 
als Ergebnis einer „Trennung der Marktökonomie von anderen Ökonomien und ge-
sellschaftlichen Bereichen“ (Aulenbacher 2013, 17) deuten, und zwar unter der Vo-
raussetzung, dass für alle Ressourcen, die für das Funktionieren der Marktökonomie 
nötig sind, anderweitig gesorgt wird und in der Marktökonomie selbst „von den 
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entsprechenden gesellschaftlichen Erfordernissen abstrahiert werden kann“ (ebd., 
18). Dabei handelt es sich jedoch nicht um zwei (oder mehrere) gleichberechtigte 
gesellschaftliche Funktionssysteme, sondern vielmehr um eine „forcierte Vorrang-
stellung der Marktökonomie“ gegenüber den anderen Bereichen. Durch diese findet 
„eine weitere Abwertung derjenigen Erfordernisse und Belange (…) (statt), seien sie 
ökologischer, seien sie sozialer Art“ (ebd., 19). 
Die letzte von Young genannte Unterdrückungsform beinhaltet das Erleiden von phy-
sischer Gewalt: „Was Gewalt zu einem Phänomen sozialer Ungerechtigkeit macht 
und nicht nur zu einer bloß individuellen, moralisch falschen Handlung, ist der syste-
mische Charakter, die Existenz von Gewalt als Form sozialer Praxis“ (Young 1996, 
131). Die hohe Bedeutung physischer Gewalt für die Unterdrückung vieler sozialer 
Gruppen lässt sich nicht eindimensional zur Analyse des Normalarbeitsverhältnisses 
heranziehen. Wird physische Gewalt jedoch überindividuell betrachtet und in einem 
größeren Kontext verstanden, scheint das Normalarbeitsverhältnis vielmehr einen 
Schutz vor extremer Ausbeutung und moderner Sklaverei darzustellen, bei denen 
„der menschliche Körper als multivalentes Kapital im Mittelpunkt (steht), der dabei 
psychischer und physischer Gewalt ausgesetzt ist“ (Graf/Kupfer 2016, 9). Zugleich 
macht dies auch darauf aufmerksam, dass das Normalarbeitsverhältnis Teil komple-
xer und globaler Herrschaftsverhältnisse ist, in denen die Sicherheit der Einen auch 
auf der extremen Unsicherheit der Anderen basiert und mit ihr verflochten ist. 
Insgesamt betreffen also alle von Young explizierten Formen der Unterdrückung 
in direkter oder indirekter Weise die Arbeitsteilung, die Arbeitsinhalte und die Ar-
beitsbedingungen sowie die grundlegende Bedeutung von Erwerbsarbeit in der 
Gesellschaftsordnung. Damit lässt sich mit Youngs Überlegungen beispielhaft der 
konstitutive Charakter von Erwerbsarbeit für die Hierarchisierung der Geschlech-
terverhältnisse aufzeigen und das Normalarbeitsverhältnis als Herrschaftsverhältnis 
theoretisieren, das – so ließe sich in Anschluss an Max Weber (1972) formulieren 
– traditionelle und rationale Elemente aufweist. Wie unsere Ausführungen deutlich 
gemacht haben, handelt es sich um eine in der deutschen Arbeits- und Sozialordnung 
verankerte Erwerbsform, die jedoch ihre übergreifende Bedeutung erst auf der Basis 
einer geschlechterzuschreibenden Gesellschaftsordnung erhält. Der Abschied von 
einer Arbeits- und Sozialordnung solcher Prägung bedeutet daher zwingend, dass 
auch die bestehende Geschlechterordnung in ihrer Gesamtheit zur Disposition ge-
stellt wird. 
(3) Feministische Analysen, die sich in einer Tradition des Empowerment verorten, 
kritisieren das oftmals mit herrschaftskritischen Ansätzen verknüpfte Verständnis 
von Macht als power over als ein implizit männlich geprägtes Konzept und stel-
len die Gleichsetzung von Macht und Gewalt fundamental in Frage. Anstelle von 
Verfügungsmacht werden demgegenüber die transformativen Potenziale von Macht 
betont; der Fokus auf selbstbestimmtes Handeln – sei es auf individueller oder kol-
lektiver Ebene – soll nicht zuletzt die Viktimisierung von Frauen verhindern (Allen 
2016). Dabei besteht jedoch die Gefahr, dass Handlungsmächtigkeit schnell als eine 
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Frage von persönlichen Kompetenzen und Ressourcen einzelner Frauen gedeutet 
wird und als individuelle Wahlfreiheit erscheint. Handlungsbefähigung besteht 
jedoch in mehr als der Fähigkeit, am Arbeitsmarkt zu reüssieren, in einer egalitär 
orientierten Partnerschaft zu leben und damit die neue, an kapitalistische Erforder-
nisse angepasste Norm des adult worker model zu realisieren. Vielmehr müssen die 
Bedingungen, unter denen gehandelt wird, und die zur Verfügung stehenden Hand-
lungsoptionen in der Auseinandersetzung mit Empowerment-Ansätzen verstärkt in 
den Blickpunkt rücken. Handlungsmächtigkeit, verstanden als die Befähigung den 
Wandel der Geschlechterverhältnisse emanzipatorisch zu gestalten, geht über ein 
Verständnis des Normalarbeitsverhältnisses als lediglich arbeits- und sozialrecht-
liche Rahmenbedingung weit hinaus. Auf der geschlechterpolitischen Agenda steht 
damit die Erweiterung der Idee gesellschaftlicher Teilhabe, die Gestaltung von 
Räumen sozialer emanzipatorischer Bewegungen sowie vor allem die Infragestel-
lung des bisherigen Verständnisses von Arbeit als männlich geprägter (Vollzeit-)
Erwerbsarbeit. Die grundlegende Reform der Arbeits- und Sozialordnung, die eine 
Veränderung von zentralen Institutionen des Arbeitsmarkts wie des Normalarbeits-
verhältnisses beinhalten müsste, wäre unmittelbar mit dem fundamentalen Wandel 
der Geschlechterordnung verknüpft. 

Optionen für die Gestaltung von geschlechtergerechter Erwerbsarbeit

Die feministische Kritik an der androzentrischen Konstruktion des Normalar-
beitsverhältnisses und der damit verbundenen Machtverhältnisse befindet sich 
in einem Dilemma: Einerseits weist sie – wie gezeigt – auf die mit dem Norma-
larbeitsverhältnis verbundenen Ausschlüsse hin, die bislang überwiegend entlang 
der Geschlechterachse stattfanden, nun aber auch zunehmend quer zu ihr liegen. 
Darüber hinaus zeigt sie, dass die geschlechtliche Arbeitsteilung nicht nur Folge, 
sondern bereits konstitutiver Bestandteil des Normalarbeitsverhältnisses und der mit 
ihm garantierten sozial- und arbeitspolitischen Sicherheit ist.
Andererseits fehlt es jedoch bislang grundsätzlich an einer Perspektive, die existenz-
sichernde Einkommen und soziale Absicherung auch jenseits des Normalarbeits-
verhältnisses denkbar machen – und diese auch mit entsprechenden neuen, viel-
leicht auch alternativen Formen von Mitbestimmung auf betrieblicher Ebene bzw. 
im konkreten Erwerbszusammenhang verbindet. Bislang gibt die Debatte um das 
Normalarbeitsverhältnis vergleichsweise wenige Antworten auf diese Herausforde-
rung und ist vielmehr davon geprägt, dass die Verantwortung zwischen Individuum 
und Gesellschaft in ein neues Verhältnis gesetzt wird: In diesem Sinne wird soziale 
Sicherheit – und damit auch das Normalarbeitsverhältnis – als Relikt der traditio-
nellen westdeutschen Arbeits- und Sozialordnung betrachtet. Als neue Vision gilt die 
Selbststeuerung der Erwerbsbiografie „im Dienste des Großen und Ganzen“ (Lesse-
nich 2008, 13), die mit ihrem Bezug auf Freiheit und Flexibilität auch für die Wün-
sche von Erwerbsbürger_innen anschlussfähig wird. Dieses Freiheitsversprechen 
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übersieht jedoch abermals den Umstand, dass alle Menschen sich in wechselseitigen 
Abhängigkeitsverhältnissen befinden. So ist „Sorge“ – und zwar nicht nur Sorgear-

beit, wie Cornelia Klinger (2014) betont, sondern unter anderem Selbstsorge, Sorge 
um andere, um Natalität und Mortalität – kennzeichnend für das menschliche Zu-
sammenleben. Dies wird aber im „sorglosen Kapitalismus“ (Aulenbacher 2015) mit 
seinem neuen Leitbild des unbegrenzt flexiblen Erwerbstätigen ausgeblendet: „Die 
westliche Moderne imaginiert eine Gesellschaft, in der niemand Fürsorge vollbringt 
und zugleich niemand der Fürsorge bedarf“ (Klinger 2014, 22). 
Der Ausweg aus diesem Dilemma besteht nun sicher nicht darin, die Gestaltung der 
Erwerbsarbeit von der geschlechterpolitischen Agenda zu nehmen und sich „nur“ um 
Care-Arbeit zu kümmern. Vielmehr plädieren wir hier für ein „neues Normalarbeits-
verhältnis“, das die kritisierte Unterordnung aller Belange jenseits von Erwerbsar-
beit zum Ausgangspunkt nimmt und mit dem gegen die zunehmende Prekarisierung 
von Arbeit und Leben vorgegangen werden kann. Dieses neue Normalarbeitsver-
hältnis bedarf auch einer umfassenden Neuordnung der sozialen Sicherungssysteme. 
Erste Orientierung für den Entwurf einer neuen Norm von Erwerbsarbeit könnte 
der Ansatz soziabler Arbeit bieten (GendA 2005; Janczyk 2005, 2009; Lepperhoff/
Scheele 2014). Soziable Arbeit erfasst Erwerbsarbeit in ihrem gesellschaftlichen 
Kontext und schlägt eine Brücke zwischen der „sozialen Organisation, Verteilung 
und Bewertung von Arbeit mit individueller Selbstverwirklichung auf der einen Seite 
und sozialer Gerechtigkeit sowie Geschlechterdemokratie auf der anderen Seite“ 
(Kurz-Scherf/Lepperhoff/Rudolph 2003, 590). Im Unterschied zu den in erster Linie 
Arbeitszeit in den Blick nehmenden Ansätzen eines „neuen Normalarbeitsverhält-
nisses“ (Mückenberger 2015) rücken hier auch die arbeitsinhaltliche Dimension und 
die gesellschaftliche Funktion von Erwerbsarbeit in den Blick. Es kann als ein „an 
den Bedürfnissen von Menschen orientiertes Leitbild von Arbeit im Spannungsfeld 
von Autonomie, Angewiesenheit und Emanzipation verstanden werden“ (Lepper-
hoff/Scheele 2014, 111-112). Der Ansatz bezieht sich hierfür auf drei Analysedi-
mensionen soziabler Arbeit: Erstens geht es um die interne Soziabilität und damit 
um die Beschaffenheit von Erwerbsarbeit selbst. Damit geht es beispielsweise um 
berufliche Kompetenzen und Ansprüche sowie Arbeitsinhalte, Arbeitsorganisation 
oder Arbeitsbedingungen und um die Frage, wie die unterschiedlichen und zum Teil 
auch widerstreitenden Anforderungen und Interessenlagen innerhalb einzelner Ar-
beitsbereiche zusammengeführt und bearbeitet werden können. Zweitens sind mit 
der externen Soziabilität von Arbeit Fragen der Vereinbarkeit unterschiedlicher Ar-
beits- und Lebensbereiche berührt und drittens mit der gesellschaftlich-politischen 
Soziabilität der Zusammenhang von Arbeit und Demokratie umschrieben. Mit die-
sen Analysedimensionen korrespondieren normative Leitbegriffe, die Orientierung 
für gutes Leben und neue (Normal-)Arbeitsverhältnisse bieten könnten. (1) Auto-

nomie beschreibt in diesem Sinn das selbstbestimmte Handeln von Erwerbstätigen. 
Forschungen zum Wandel (betrieblicher) Arbeitskonstellationen problematisieren 
die ambivalenten Folgen von Subjektivierung, Entgrenzung und Flexibilisierung. 
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Einerseits eröffnen sie für manche Beschäftigtengruppen Freiheitsräume (Frey/
Hüning/Nickel 2008); zugleich sind in einigen Berufs- und Beschäftigungsfeldern 
abnehmende Handlungsspielräume für die Beschäftigten festzustellen, da die Sub-
jektivierungsprozesse zu einer „erzwungenen“ und keiner „selbstbestimmten“ Auto-
nomie führen, z.B. bei Beschäftigten, deren Arbeitszeitflexibilität von den Erforder-
nissen der Unternehmen abhängt oder prekären Selbstständigen. „Selbstbestimmte 
Autonomie“4 setzt offensichtlich voraus, dass entsprechende materielle Grundlagen 
durch einen hohen Grad an Beschäftigungssicherheit und die Möglichkeit von nicht 
markt-abhängigen Lebensverläufen gegeben sind, um Gleichheit und Sicherheit ge-
währleisten zu können. Erforderlich ist aber auch die Forcierung neuer Partizipati-
onsformen innerhalb der Arbeitswelt (ebd., 103). (2) Angewiesenheit verweist auf 
die „Ko-Konstitution von ‚Arbeit und Leben‘“ (Janczyk 2009, 232) und damit da-
rauf, dass Arbeits- und Lebensbereiche ineinander verschränkt sind. Die gegenwär-
tigen Diagnosen einer Reproduktionskrise (z.B. Jürgens 2010) zeigen die sich ver-
schärfenden Widersprüche zwischen Erwerbsarbeit und dem Rest des Lebens. Von 
daher muss ein neues Normalarbeitsverhältnis die wechselseitige Angewiesenheit 
und Selbstsorge zum Ausgangspunkt nehmen (Lepperhoff/Scheele 2014, 104). (3) 
Emanzipation hebt schließlich die Bedeutung der sozialen und ökonomischen Um-
stände hervor, unter denen sich Demokratie entfaltet, aber auch die demokratischen 
Bedingungen, in denen emanzipatorische Vorstellungen von Arbeit realisiert werden 
können (Lieb 2009). So widerspricht die ungleiche Verteilung von Erwerbsarbeit so-
wohl zwischen Erwerbslosen und Beschäftigten, aber auch innerhalb von Beschäf-
tigtengruppen dem Ideal einer „gleichberechtigte(n) Einbeziehung der Menschen 
in das Gemeinwesen, in ein Verhältnis von Geben und Nehmen und in für gültig 
gehaltene Auffassungen von Reziprozität und Gerechtigkeit“ (Senghaas-Knobloch 
1999, 121). 
Ein so konturiertes Leitbild könnte ein erstes Orientierungswissen bei der Verstän-
digung über den Wandel von Arbeit aus einer geschlechterpolitischen Perspektive 
bieten. Dabei geht es perspektivisch um nicht mehr und nicht weniger als die „Kon-
struktionsregel Geschlecht im Bauplan der Gesellschaft“ grundlegend umzuge-
stalten (Klinger 1997, 192). Immer besteht dabei auch die Gefahr, die Paradoxien 
und Pathologien der modernen Arbeitsgesellschaft feministisch zu verdoppeln, in-
dem über die wissenschaftliche und politische Bearbeitung der wechselseitigen Ver-
schränkung von Geschlecht und von Herrschaft weiterhin Geschlechterstereotypen 
und Geschlechterhierarchien reproduziert werden. Hierbei muss nicht zuletzt ange-
sichts der in diesem Beitrag zur Diskussion stehenden Ein- und Ausschlüsse durch 
Arbeits- und Sozialpolitik mit der Logik von Ausschlüssen und der Abwertung des 
Anderen zur Markierung des Eigenen gebrochen werden (Kurz-Scherf/Lepperhoff/
Scheele 2009). Die Debatte ist also nicht ohne Risiken, es macht sie aber nicht we-
niger notwendig. 
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Anmerkungen 

1 Für konkrete Daten zu erwerbsbezogenen Ungleichheiten, die die hier vorgestellte Argumen-
tation unterlegen, verweisen wir auf eine äußerst umfängliche Berichterstattung, u.a. der 
Bundesagentur für Arbeit und seines Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, des 
Statistischen Bundesamts, der zuständigen Bundesministerien (BMFSFJ, BMAS) sowie auf 
Internetportalen verschiedener Institute (z.B. WSI-Genderdatenportal oder das Informations-
portal zur Sozialpolitik des IAQ).

2 Die Zunahme ist vor allen Dingen dem Anstieg der Erwerbsbeteiligung westdeutscher Frauen 
geschuldet. In Ostdeutschland sank die Erwerbsbeteiligung nach der deutsch-deutschen 
Vereinigung kurz, blieb aber als Erbe der DDR und des Leitbildes der „werktätigen Mutter“ 
(BMFSFJ 2011, 62) auf einem insgesamt hohen Niveau (Dölling 2005).

3 Mit dem adult worker model wird ein Leitbild beschrieben, demzufolge alle Erwachsenen 
ihren Lebensunterhalt eigenständig durch Erwerbstätigkeit sichern sollen (Auth/Klenner/
Leitner 2015).

4 Der Pleonasmus ist beabsichtigt. 
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Arbeit und Liebe. Wie die soziale Organisation der 
Geschlechterverhältnisse in beiden Bereichen zu 
Machtunterschieden zwischen Frauen und Männern führt

ANTONIA KUPFER 

Einleitung 

Arbeit und Liebe sind lebensbestimmende Bereiche des menschlichen Daseins. Ar-
beit umfasst sämtliche Tätigkeiten zur Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung 
von Gesellschaft, d.h. des Individuums und der Gattung. Dazu gehören Reproduk-
tions-, Produktions- und Dienstleistungsarbeiten. Mit Liebe sind hier intime Be-
ziehungen zwischen zwei Menschen im Rahmen des romantischen Liebesideals 
gemeint. In diesem Aufsatz beschränke ich mich auf Liebesbeziehungen zwischen 
heterosexuellen Cisfrauen1 und Cismännern, denn es geht mir um Hierarchien in 
heterosexuellen Geschlechterverhältnisen. Selbst Menschen, die nicht arbeiten 
oder im o.g. Sinne lieben, sind von den in beiden Bereichen herrschenden Normen 
in ihren Lebenschancen betroffen. Dies wird am Beispiel der Erwerbsarbeitslosig-
keit und ihrer Konsequenz für die Rente oder des eingeschränkten Adoptionsrechts 
für Homosexuelle sofort deutlich und zeigt die fundamentale Stellung, die Arbeit 
und Liebe für das Leben in unserer Gesellschaft einnehmen. Dennoch fokussiere 
ich in diesem Text auf heterosexuelle Zweierbeziehungen, um Machtverhältnisse 
darin sichtbar zu machen (vgl. auch den Beitrag von Bargetz und Ludwig in diesem 
Band).
Mit Blick auf die Geschichte der Menschheit können wir sowohl Wandel als auch 
Kontinuität in den Geschlechterverhältnissen erkennen. Abgesehen von wenigen 
matriarchalen Gesellschaften stellen wir fest, dass in den meisten Gesellschaften ein 
geschlechtshierarchisches Verhältnis zugunsten von Männern herrscht. Gleichwohl 
hat sich dieses Ungleichheitsverhältnis im Laufe der Zeit zugunsten von Frauen ver-
ringert (vgl. EIGE 2015; UN 2015). So gibt es nur noch wenige Länder, in denen 
Frauen über weniger formale Rechte verfügen als Männer und Frauen haben im 
Bereich der Bildung enorm auf- und teilweise Männer überholt. Obwohl Frauen 
teilweise einflussreiche Positionen in Politik, Wirtschaft und Kultur besetzen, kann 
von einer umfassenden Gleichstellung nach wie vor nicht die Rede sein. Frauen 
arbeiten weltweit mehr und verdienen weniger als Männer (vgl. ILO 2016). Ziel 
meines Beitrags ist es, an grundlegende Perspektiven und Analysekategorien für 
die Erklärung der Machtverhältnisse in den Bereichen Arbeit und Liebe zwischen 
Frauen und Männern zu erinnern. Dies scheint mir wichtig sowohl in wissenschaftli-
cher als auch politischer Hinsicht angesichts von Rückwärtsentwicklungen, in denen 
feministisches Wissen zunehmend diskreditiert wird und reaktionäre, konservative 
Deutungen von Geschlechterverhältnissen wieder Konjunktur haben.2 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.07
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Diesen Entwicklungen liegt, so meine Ausgangsannahme, auch zugrunde, dass in 
aktuellen Debatten manches Wissen und manche wissenschaftliche Auseinander-
setzung verschüttet geht und/oder intentional verschüttet wird. Demgegenüber gehe 
ich davon aus, dass das Erinnern an bereits bestehende Wissensbestände für einen 
Fortschritt in den Sozialwissenschaften notwendig ist, denn auch hier ist vertika-
les, also aufeinander aufbauendes, und nicht nur horizontales, also nebeneinander 
stehendes, Wissen möglich. Darüber hinaus möchte ich mit diesem Beitrag an eine 
wissenschaftliche Tradition anknüpfen, die in den Machtkämpfen im wissenschaft-
lichen Feld an Einfluss verloren hat. 
Der Text gliedert sich in vier Teile. Ich beginne mit einem Überblick über das 
Thema geschlechtsspezifische Macht in Arbeit und Liebe. Daran anschließend 
erinnere ich an das Konzept der Deklassierung von Regina Becker-Schmidt, um 
zu zeigen wie Ungleichheit in Geschlechterverhältnissen als Grundlage für die 
Ungleichheit in der Arbeit dient. Im dritten Teil ergänze ich mit Eva Illouz den 
Bereich der Liebe. Illouz legt dar, wie die moderne Struktur von Anerkennung mit 
dem Postulat der Autonomie eine ungleiche Position von Frauen und Männern in 
intimen Beziehungen bewirkt. Sowohl Becker-Schmidt als auch Illouz vertreten 
eine dezidiert kapitalismuskritische Perspektive und beziehen psychologische 
Dimensionen in ihre Gesellschaftsanalysen ein. Diese Aspekte sind für aktuelle 
feministische Machtanalysen relevant. Im Fazit und Ausblick fasse ich Leitlinien 
für zukünftige feministische Politikwissenschaft zusammen.

Forschungsarbeiten zu geschlechtsspezifischer Macht in Arbeit und Liebe 

Im Folgenden möchte ich einen Überblick über Arbeiten geben, die sich mit dem 
Zusammenhang von Liebe und Arbeit unter dem Blickwinkel geschlechtsspezi-
fischer Macht befassen. Ziel ist, diese Arbeiten zu würdigen und gleichzeitig ei-
nen Forschungsbereich knapp zu skizzieren, von dem ich mich in meiner Arbeit 
unterscheide, denn mir geht es ja weniger um eine Verbindung beider Dimensionen, 
sondern stärker um eine Fokussierung auf den jeweiligen Lebensbereich. Eine Dar-
stellung der jeweiligen Forschungsfelder „Arbeit“ sowie „Liebe“ aus geschlechts-
spezifischer Machtperspektive würde jedoch den vorgesehenen Umfang dieses Auf-
satzes überschreiten. 
Am Anfang der deutschsprachigen Erforschung steht der Aufsatz „Arbeit aus Liebe 
– Liebe als Arbeit: Zur Entstehung der Hausarbeit im Kapitalismus“ von Gisela 
Bock und Barbara Duden (1977). Die Historikerinnen zeigten auf, dass Frauen qua 
ihrer angeblichen Geschlechtsnatur Hausarbeit zugewiesen wird und die Verweige-
rung, Reproduktionsarbeit zu bezahlen, diese unsichtbar mache. Diese unbezahlte 
Reproduktion der Arbeitskraft stellt jedoch eine wichtige Säule der Funktionsfä-
higkeit des Kapitalismus dar. Die klare Trennung zwischen Arbeit und Liebe sehen 
Bock und Duden als Voraussetzung für die Verwirklichung von Selbstbestimmung 
von Frauen: 
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Erst wenn die Gleichung zwischen Arbeit und Liebe, zwischen Arbeit und Natur gebrochen 
wird, wenn Arbeit genannt wird, was Arbeit ist, können wir Frauen diese Arbeit angreifen 
und wieder entdecken oder selbst bestimmen, was Natur und Liebe ist: eine Sexualität, die 
keinem Produktivitätszwang unterworfen ist (Bock/Duden 1977, 185).

Claudia von Werlhof, Maria Mies und Veronika Bennholdt-Thomsen (1983) grei-
fen diese Perspektive in ihrer Hausfrauisierungsthese auf. Im Anschluss an Rosa 
Luxemburgs Theorem, dass die Akkumulation des Kapitals auf die stete Auswei-
tung kapitalistischer Verwertung auf nichtkapitalistische Milieus angewiesen ist, 
argumentierten sie, dass die Arbeitskraft von Frauen sowie von Männern in kolo-
nialisierten Ländern als „Naturressource“ ausgebeutet wird, und als solche in den 
kapitalistischen Verwertungsprozess eingeht. 
In neuerer Zeit setzt sich u.a. Angelika Krebs (2002) mit dem Verhältnis von Arbeit 
und Liebe auseinander. Sie geht davon aus, dass wir in einer Arbeitsgesellschaft 
leben, in der soziale Integration über Anerkennung von Arbeit verläuft, womit sie 
an die Debatte aus den 1970er Jahren anknüpft. Krebs interessiert die Frage „ob die 
unbezahlte Arbeit der Frau zu Hause ökonomische Arbeit darstellt und als solche 
Anerkennung verdient“ (ebd., 11f.). Krebs bejaht die Frage und fordert daher einen 
Lohn für Familienarbeit, d.h. für die Versorgung von Kindern, Kranken und Alten, 
aber nicht für Partner_innen- und Eigenarbeit zur Aufrechterhaltung der Arbeits-
kraft. Zudem plädiert sie für den Abbau von Geschlechtsrollenvorgaben für Part-
ner_innen- und Familienarbeit. Krebs, die in erster Linie zu einer sozialphilosophi-
schen Gerechtigkeitsdebatte beitragen will, kritisiert Gerechtigkeit als Gleichheit 
und schlägt stattdessen Standards für menschenwürdiges Leben für alle vor. Liebe 
versteht sie als dialogisch, als „geteilte(s) Empfinden(s) und Tun“ (ebd., 19) und 
nicht altruistisch.
Mit der Zunahme der Frauenerwerbsarbeit in den alten Bundesländern hat sich die 
deutschsprachige Debatte von der Forderung nach Lohn für Hausarbeit zur Thema-
tisierung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf verschoben. Während die Ver-
einbarkeit in Westdeutschland oftmals als problematisch wahrgenommen wird, hat 
Angela Joost (2000) vergleichsweise zufriedenstellende Arrangements bei Frauen 
in Ostdeutschland vor der Wende angetroffen. Mittels biografischer Interviews mit 
acht Frauen zeigt Joost, dass das Machtgefälle zwischen Frauen und Männern in der 
DDR geringer war als in der BRD und nach der Wende; viele Frauen waren mit der 
Frauen- und Beschäftigungspolitik relativ zufrieden. 
Aus einer anderen Perspektive analysieren die im Rahmen der von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten Emmy-Noether-Nachwuchsgruppe „Liebe, 
(Erwerbs-)Arbeit, Anerkennung – Anerkennung und Ungleichheit in Doppelkar-
riere-Paaren?“ bekannt gewordenen Arbeiten das Thema. Annette Henninger und 
Christine Wimbauer (2009) verknüpfen bislang unverbundene Debatten in der Ar-
beits- und Industriesoziologie mit solchen aus der Familiensoziologie. Sie belegen 
die These, dass im Zuge der Subjektivierung als Selbstkonstitution in beiden Be-
reichen das Versprechen und der Anspruch der Selbstverwirklichung herrscht, diese 
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jedoch in der Lebensweise von Frauen und Männern ungleich verteilt sind. Wim-
bauer (2012) untersucht mit Hilfe von Axel Honneths Arbeiten das Verhältnis der 
idealtypischen Anerkennungsformen Liebe und Leistung in Doppelkarrierepaaren. 
Mittels Fallrekonstruktionen aus Paarinterviews zeigt sie, dass Frauen eher nach der 
Familiengründung von der Erwerbssphäre ausgeschlossen werden, oder doppelt be-
lastet sind, während Männern vor dem Hintergrund geschlechtsnormierter Verfüg-
barkeitsansprüche in der Erwerbsarbeit das familiäre Engagement erschwert wird. 
Mit Honneth weist Wimbauer auf die Bedeutung einer Balance in beiden Bereichen, 
Erwerbsarbeit und Paarbeziehung hin, um Substitution von Liebe durch Leistung 
und umgekehrt zu vermeiden. 
Im Zentrum von Anna Jónasdóttirs Konzept der „love power“ steht die Arbeits-
kraft und zwar für wirtschaftliches Wachstum in westlichen Gesellschaften. Damit 
legt Jónasdóttir (1994, 218f) den Fokus stärker als Wimbauer auf gesellschaftliche 
Strukturen. Sie geht davon aus, dass das Patriarchat durch ungleiche Transakti-
onen von sozio-sexueller Macht im Sinne von Kraft aufrechterhalten wird. Sie 
fasst Liebe als eine Mischung aus Sorge und Ekstase, wobei Frauen dazu tendieren, 
stärker für Männer zu sorgen als umgekehrt, damit diese Ekstase erleben können. 
Die Paarbeziehung sieht sie als Institution zur Aufrechterhaltung dieses Prozesses. 
Der entscheidende Mechanismus in den geschlechtshierarchischen Verhältnissen 
besteht darin, dass Männern ein viel weiteres Instrumentarium an Kapazitäten zu 
ihrer Persönlichkeitsentwicklung zur Verfügung steht, während Frauen eher dazu 
aufgefordert werden, sich durch ihre Liebe zu Männern definieren. Dabei fehlt ih-
nen allerdings die Autorität, die Bedingungen der Liebe in der Gesellschaft festzu-
legen. Ohne es genauer auszuführen, verbindet Jónasdóttir (2011, 55) Wachstum 
und Expansion mit der Ekstase, die Männern aufgrund ihrer überlegenen Stellung 
als Selbstversicherung und persönliche Entwicklung wichtig ist. Jónasdóttirs Ziel 
ist die Erklärung der Aufrechterhaltung der Geschlechterhierarchie trotz formal 
gleicher Rechte. Als Schlüssel dafür sieht sie die männliche Ausbeutung der weib-
lichen Liebesfähigkeit: 

That the explanation for the persistence of men’s power in relation to women is that con-
temporary, formally equal patriarchy depends on (besides other more obvious causes, such 
as the gender division of labor) men’s exploitation of women’s love power  (Jónasdóttir 
2014, 13).

Jónasdóttir vereint ökonomische und symbolische Dimensionen zur Erklärung der 
Machtunterschiede zwischen Frauen und Männern. Mit ihr schließt sich gewisser-
maßen der Kreis zur von Bock und Duden aufgedeckten Ausbeutung von Sexualität 
und Fürsorge von Frauen. Nach diesem Überblick über Forschungsarbeiten zum 
Zusammenhang von Arbeit und Liebe möchte ich nun beide Bereiche ein Stück 
weit trennen, um ihre jeweiligen Geschlechterhierarchien tiefer und genauer aus-
zuloten. 
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Geschlechterhierarchie in der Arbeit 

Becker-Schmidt (1989) bietet uns eine grundlegende Perspektive, die in dreierlei 
Hinsicht über andere Ansätze zur ungleichen Machtverteilung zwischen Frauen und 
Männern hinaus geht: Erstens setzt sie an der Frage der Reproduktion von Gesell-
schaft als Ganzes an, indem sie untersucht, was es für deren Aufrechterhaltung über-
haupt braucht. Sie gibt auch nicht bereits spezifische gesellschaftliche Verhältnisse, 
wie die Arbeitsteilung, als Ursache von Geschlechterhierarchie an.3 Dies ermöglicht 
ihr, das Geschlechterverhältnis an sich als eine sozial hergestellte Organisationsform 
zu erkennen, die maßgeblich zur Reproduktion von Gesellschaft beiträgt. Zweitens 
analysiert sie Tauschverhältnisse und damit eine grundlegende Dimension sozialer 
Beziehungen und Verhältnisse. Man könnte auch sagen, mit der Kategorie Tausch 
haben wir es mit einer gesellschaftskonstituierenden Kategorie zu tun. Drittens be-
rücksichtigt Becker-Schmidt auch symbolische Ordnungen als eine weitere, neben 
Materialität die Reproduktion von Gesellschaft bestimmende Dimension. Ich werde 
entlang dieser drei Grundlagen auf die Mechanismen der Herstellung und Aufrecht-
erhaltung der Geschlechterhierarchie eingehen, bevor ich schließlich auf eine Quelle 
für den Machtunterschied zwischen Frauen und Männern zu sprechen komme. 

Die soziale Organisation des Geschlechterverhältnisses als 
Geschlechterhierarchie

Nach Becker-Schmidt (1989) werden Frauen durch Instrumentalisierung, Aus-
grenzung und Diskriminierung unterlegen gemacht. Die Instrumentalisierung, die 
Becker-Schmidt auch als eine Verweigerung der Gleichwirklichkeit durch Männer 
bezeichnet, verdeutlicht sie am Beispiel der Spiegelung. Voraussetzung dafür ist das 
Denkmodell der Geschlechterdifferenz (s.u.). Wenn Frauen als Spiegel für Männer 
benutzt werden, handelt es sich um eine nicht-reziproke Beziehung, denn sie wer-
den als eigenständige Subjekte eliminiert. So finden weder Dialog noch Rivalität 
zwischen Frauen und Männern statt, was wiederum männliche Dominanz verstärkt. 
Frauen als „Hohlspiegel“ für Männer kann neben einer Abwertung auch eine Illusion 
der Aufwertung von Frauen bedeuten, denn er verkörpert nicht nur die weibliche 
Leere als Voraussetzung für die Fokussierung der Männer, sondern kann auch als 
„Projektion einer geheimen Überlegenheit des Weiblichen“ (Becker-Schmidt 1989, 
220) als „Inhaltsgefäß für alle Eigenschaften, die zum Traum vom “neuen Men-
schen“ gehören“ (ebd.) benutzt werden. Diese Art der Instrumentalisierung schafft 
zudem eine Distanzierung zwischen Frauen und Männern durch „Projektion des 
Entlegenen, weit Entfernten“ (ebd.). Die Projektion der Überlegenheit des Weib-
lichen führt nicht zur Emanzipation von Frauen. 
Die Weigerung – und seit Simone de Beauvoir (1951) wissen wir auch um diese 
internalisierte Verweigerung durch Frauen selbst – Frauen als gleichwirklich, also 
als gleiche, selbstständige Subjekte anzusehen, führt zu ihrer (Selbst-)Ausgrenzung 
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„von zahllosen Möglichkeiten, sich in Werken, Leistungen, Bildern und Phantasien 
zu objektivieren (…). Gesetze, Wissenschaften, politische Strategien, technische 
Konstruktionen gelten selbstverständlich als männliche Schöpfungen“ (Becker-Sch-
midt 1989, 217). Im Lauf der Zeit haben sich Frauen in harten Kämpfen zunehmend 
Möglichkeiten ihrer Objektivierung angeeignet und Gesetze oder wissenschaftliche 
Ergebnisse etc. kreiert. Doch noch immer ist ihre (Selbst-)Ausgrenzung v.a. aus dem 
Bereich der Technik – insbesondere angesichts der enorm zugenommenen Bedeu-
tung von Technik – nach wie vor eklatant. 
Wo (Selbst-)Ausgrenzung von Frauen brüchig wird oder nicht mehr funktioniert, 
findet ihre Diskriminierung als Verweigerung der Anerkennung ihrer Gleichwertig-
keit statt. Bereiche, in denen überwiegend Frauen arbeiten, werden degradiert. Die-
ser Mechanismus lässt sich besonders gut am „Geschlechtswechsel“ von Tätigkeiten 
und Berufen wie der Röntgenassistenz beobachten (Wilms-Herget 1985; Cockburn 
1988; Reskin/Roos 1990; Wetterer 2002). 

Ungleiche Tauschverhältnisse

Zur Aufrechterhaltung der Geschlechterhierarchie tragen auch ungleiche Tauschver-
hältnisse bei. Tauschverhältnisse werden nach Becker-Schmidt (1989) aus einer Situ-
ation des Mangels eingegangen, um etwas zu erhalten, das einer/m fehlt. Aber auch 
weitere Motive für Tauschverhältnisse sind denkbar (wie beispielsweise der Wunsch 
nach Erweiterung eigener Lebensspielräume). Tauschverhältnisse rekurrieren auf das 
Denkmodell der Identitätslogik. Dieses stellt eine Reflexionsmethode des Schließens 
dar, denn um etwas zu identifizieren, muss es von anderen Dingen unterschieden 
werden. Dies stellt einen Prozess des Aus- bzw. Einschließens dar. Darüber hinaus, so 
möchte ich ergänzen, gehört zum Tausch auch eine Bewertungslogik, die Menschen 
dazu zwingt sich auf Maßstäbe zu einigen. In unserer Gesellschaft ist Geld das ab-
strakte Tauschmedium. Becker-Schmidt (1989, 233) stellt drei Bedingungen fest, die 
alle gelten müssen, damit es sich um einen sozial gerechten Tausch handelt: 
1. Keine/r darf auf Kosten des/der anderen tauschen (Äquivalenzprinzip) 
2. Keine/r darf das Prinzip der Gegenseitigkeit verletzen (Reziprozitätsprinzip)
3. Die Rollen von Gebenden und Nehmenden müssen umkehrbar sein (Reversibilität). 

Schauen wir uns nun Frauen und Männer in Tauschverhältnissen an, dann konnten 
wir in der Vergangenheit beobachten, dass Patrilinearität ein zentraler Modus war, 
der Frauen in eine schwächere Position brachte. So war die Mobilität von Frauen 
in die Familie des Mannes mit einem Machtverlust verbunden, da sie ihrer eigenen 
Genealogie enteignet und die Kinder in die Familientradition des Mannes eingereiht 
wurden. „Gleichzeitig werden die Produzentinnen und Subjekte – sie haben indivi-
duell eine Arbeits- und Lebensgeschichte hinter sich – in reine Reproduzentinnen 
verwandelt“ (ebd., 244). Männer hingegen werden nicht auf die Erzeugerrolle re-
duziert: 
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(E)r bleibt Produzent, damit Ernährer und wird als der, der die Frau zuerteilt bekommt, ihr 
Besitzer und Beschützer. Juristisch erhält er den Bonus des Stammeserhalters und dem An-
terioritätsprinzip folgend, wird er nach seiner produktiven Phase in die Autoritätsposition 
eines Älteren einrücken (ebd.).

In unserer heutigen kapitalistischen Gesellschaft gehen Frauen und Männer Tausch-
beziehungen vor allem auf dem Arbeitsmarkt und in der Partnerschaft ein. Im Kapi-
talismus sind alle drei Bedingungen für einen gleichwertigen Tausch faktisch nicht 
gegeben, wobei sie für Frauen in stärkerem Maße unterlaufen werden als für Män-
ner. So gehen Lohndiskriminierung für Frauen, ungleiche Verteilung von Hausarbeit 
und das Fortbestehen geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung zu Lasten von Frauen. 

Symbolische Ordnung der Geschlechterhierarchie

Materielle Verhältnisse können nicht von symbolischen Ordnungen getrennt be-
trachtet werden. Daher liegt dieser Modus der Herstellung und Aufrechterhaltung der 
Geschlechterhierarchie auch quer zu den beiden vorangegangenen. Das Geschlech-
terverhältnis als soziale Organisationsform setzt ein Denkmodell der Dualisierung 
und Polarisierung voraus. So funktioniert die Instrumentalisierung von Frauen durch 
Männer nur durch eine strikte Unterscheidung zwischen beiden. Gleiches gilt für 
ihre Ausgrenzung und Diskriminierung. Die in unserer Kultur vorherrschende Dua-
lisierung ist die zwischen Natur und Geschichte, zwischen subjektiv und versachli-
cht, wobei ersteres jeweils weiblich und letzteres männlich konnotiert wird. Neben 
dem Nachteil einer Vereinseitigung sowohl für Frauen als auch für Männer hat die-
ses Denkmodell eine weitere Konsequenz: Die Bewahrung der Frauen vor Versach-
lichung und damit Entfremdung schließt sie aus dem Prozess der Geschichte und da-
mit Vergesellschaftung aus. Zugleich wird weibliche Subjektivität ohne Objektivität 
gedacht, d.h. als Wunschbild (wie in der eingangs von Becker-Schmidt (1989, 220) 
beschriebenen Projektion). 
Nachdem ich nun die Mechanismen der Herstellung und Aufrechterhaltung unglei-
cher Macht zwischen Frauen und Männern in Anlehnung an Becker-Schmidt darge-
stellt habe, möchte ich abschließend auf eine Quelle des Machtungleichgewichtes 
eingehen. Hierfür argumentiert Becker-Schmidt (1989) zunächst anthropologisch: 
im Unterschied zu Tieren wissen Menschen um ihr Sterben, worauf sie mit Angst re-
agieren. Daraus resultiert ein differenzlogisches Argument: Den beiden Geschlech-
tern kommt in diesem Kontext unterschiedliche Bedeutung zu. 

Die reproduktive Überlegenheit der Frauen (…) grenzt Männer tendenziell aus einem Aus-
tauschprozeß aus, der für die Kontinuität der Gattung entscheidend ist, dem Austausch 
zwischen Sterben und Leben geben. Der männliche Zeugungsanteil ist nicht nur weni-
ger sichtbar, seine Bedeutung auch wegen der beschriebenen Asymmetrie im generativen 
Vermögen der Geschlechter unsicherer. Dieser tendenzielle Ausschluss aus einem lebens-
wichtigen Zirkulations- und Reproduktionsprozeß muss für Männer bedrohlich sein. Er 
muss kompensiert werden (ebd., 261).
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Becker-Schmidts (1989, 264) Argumentationskette endet mit einer psychologischen 
Vermutung. Die Kompensation bestand früher in der Verwaltung des Frauentauschs 
und heute in der geistigen Produktivität der Männer, die gegenüber der natürlichen 
der Frauen höher bewertet wird. 
Zusammenfassend möchte ich festhalten, dass Becker-Schmidt eine tiefgehende 
Erklärung für die Geschlechterhierarchie in der Arbeit anbietet, indem sie argumen-
tiert, wie es zu einer geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und einer Herabsetzung 
der Frauen kommt. Diese Erklärung scheint mir nicht spezifisch auf eine bestimmte 
Gruppe von Frauen gerichtet, sondern durch ihre Einbeziehung gesellschaftskonsti-
tutiver Fragen wie der nach Reproduktion und Tauschverhältnissen sowie vorherr-
schender dualistischer Denkweise für viele unterschiedliche Gruppen von Frauen 
gültig zu sein, ohne Unterschiede zwischen ihnen zu negieren. Frauen und Männer 
haben jedoch nicht nur im Bereich der Arbeit, sondern auch in der Liebe ungleiche 
Positionen inne. 

Geschlechterhierarchie in der Liebe 

Eva Illouz (2016) befasst sich mit Liebe in heterosexuellen Paarbeziehungen in 
westlichen Gesellschaften der Moderne. Sie hat 70 Interviews mit Frauen und Män-
nern der Mittelschicht mit Hochschulabschluss in drei Ballungsräumen in Europa, 
den USA und Israel, insbesondere aus einem individualisierten Milieu, geführt. Ill-
ouz zeigt, dass diese Paarbeziehungen in sozialen Verhältnissen und symbolischen 
Ordnungen stattfinden, welche die Möglichkeiten, befriedigende Paarbeziehungen 
zu leben, für Männer größer machen als für Frauen. Illouz geht von einer grund-
sätzlichen Ungleichverteilung reproduktiver Arbeiten zu Lasten von Frauen sowie 
von einer Trennung der Sphären der Öffentlichkeit und des Privaten aus, ohne diese 
allerdings näher zu beleuchten. Für ihre Erklärung der geschlechtsspezifischen Un-
gleichverteilung von Freud und Leid in Liebesbeziehungen hält sie vor allem zwei 
Merkmale moderner westlicher Gesellschaften für ausschlaggebend: das Ideal der 
Autonomie und die Struktur der Anerkennung. Das Verhältnis beider Säulen zuei-
nander organisiert in modernen Gesellschaften das Geschlechterverhältnis als un-
gleiches. Illouz negiert nicht, dass auch Männer in Liebesbeziehungen Kummer und 
Frauen Erfüllung erfahren können. Ihre Aussagen über die Gruppe der Frauen und 
die Gruppe der Männer sind als strukturell bedingte Tendenzen zu verstehen und 
nicht absolut. 

Autonomie 

Moderne Gesellschaften, so Illouz (2016), zeichnen sich durch das Ideal der Auto-
nomie aus. Als ein gelungenes Leben wird eines angesehen, das aus freien Entschei-
dungen (und nicht aus familiärer Tradition, sozialem Status, religiöser Vorstellungen 
etc.) für bestimmte Wege in den Bereichen Ausbildung, Erwerbsarbeit, Freizeitge-



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

FEMINA POLITICA 1 | 2017 111

staltung, politische und moralische Werte und Präferenzen sowie Lebensformen und 
-stile resultiert. Zur Autonomie gehört, dass Entscheidungen verändert und revidiert 
werden können und nicht für ein Leben lang getroffen werden müssen. Ein wichtiger 
Bestandteil von Autonomie ist der Anspruch an das Individuum, sich das jeweilige 
Leben selbst zu finanzieren, womit die meisten Menschen auf Erwerbsarbeit ver-
wiesen sind. Vor dem Hintergrund einer ungleichen Verteilung und Zuständigkeit 
von Reproduktionsarbeiten ist jedoch Autonomie zwischen Frauen und Männern 
strukturell ungleich verteilt.4 Frauen haben ein ambivalentes Verhältnis zum Ideal 
der Autonomie, denn einerseits steht diese „im Zentrum des Projekts der Eman-
zipation der Frauen“ (ebd., 251), andererseits ist sie eine Bedrohung für Frauen, 
die vor allem Reproduktionsarbeiten verrichten oder planen, wenn Männer diese 
Autonomie ausleben. Illouz spricht daher von Autonomie als symbolischer Gewalt, 
da die negativen Anteile der Autonomie für Frauen nicht erkannt, geschweige denn 
thematisiert und problematisiert werden. So erkennen viele Frauen nicht, dass das 
Ideal der Autonomie, welches sie in ihrem Kampf um Gleichheit internalisiert ha-
ben, ihnen nicht nur zu mehr Freiheit verhilft, sondern auch ihren Interessen schadet. 
Im Unterschied zu Männern sind Frauen zusätzlich dem Ideal der Sorge verbunden 
und haben daher ein ambivalentes Verhältnis zur Autonomie. Diese Ambivalenz ist 
ihnen allerdings meist nicht bewusst. Hinzu kommt, dass Frauen oft meinen, nicht 
nur für ihre eigene, sondern auch noch für die Autonomie des Partners Sorge tragen 
zu müssen. Die Gründe hierfür liegen in der Struktur der Anerkennung, wie im Fol-
genden erläutert wird.

Anerkennung

Während Anerkennung etwa bis gegen Ende des 19. Jahrhunderts vor allem durch 
den wirtschaftlichen und sozialen Status eines Menschen in weitverbreiteten Ord-
nungen – und damit objektiv im Sinne von gesellschaftlicher Zuschreibung – ver-
liehen wurde, lautet die Maxime in der modernen Welt, dass sich Menschen durch 
besondere Merkmale ihres Selbst Anerkennung verschaffen. „Anerkennung als das 
implizite Gebot, einer anderen Person unabhängig von ihrem Status einen Wert als 

Person innerhalb und mittels sozialer Interaktion zuzuschreiben, ist ein integraler 
Bestandteil der Entstehungsgeschichte der Moderne“ (Illouz 2016, 223). Damit ist 
die Verleihung von Anerkennung, die immer sozial verläuft, von der strukturellen 
auf die interaktive Ebene verschoben. Illouz verdeutlicht das mit Hilfe zahlreicher 
Passagen aus Jane Austens Romanen. Darin wird anschaulich (und ironisierend) ge-
schildert, wie Frauen und Männer unterschiedlicher sozialer Klassen umeinander 
werben, übereinander denken, sich gegenseitig wahrnehmen und entscheiden, wel-
che Strategien sie anwenden, um einander nah zu kommen oder sich voneinander zu 
entfernen. Diese Romanfiguren des frühen 19. Jahrhunderts gehören überwiegend 
der gehobenen Schicht an und sind sich allesamt ihrer sozialen Stellung bewusst. 
Für sie gilt es, ihre soziale Position mittels einer „richtigen“ Heirat zu bestätigen. Ihr 
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Stand und damit Wert und Charakter waren öffentlich, also objektiv begründet und 
allgemein anerkannt. 
Gegenwärtig verlaufen Anbahnungen und Heiratsmärkte oder Partnerbörsen anders. 
Heute gilt es in individualisierten Milieus der oberen Mittelschicht westlicher Länder 
als verpönt, jemanden aufgrund askriptiver Merkmale zu beurteilen (ebd., 223). Statt-
dessen gilt es, individuelle Präferenzen und Eigenheiten auszubilden und bei dem bzw. 
bei der anderen zu entdecken. Entscheidend ist der eigene Geschmack. Es gibt keine 
objektiven Kriterien mehr (ebd., 221). Damit einhergehend ist Anerkennung sehr viel 
unsicherer geworden. Statt sich auf allgemeine Maßstäbe verlassen zu können, sind 
Menschen nun von individueller Anerkennung abhängig. Im 19. Jahrhundert brachte 
eine romantische Bindung eher die bereits existierenden Anerkennungsmerkmale der 
Eheleute zum Ausdruck. Heute ist die Paarbeziehung stärker ein Ort der Erzeugung 
des Selbstwertgefühls. Während es früher eher darauf ankam, den/die adäquate/n 
Partner/in zu finden, um soziale Anerkennung aufrecht zu erhalten, kommt es heute 
stärker darauf an, Anerkennung durch den bzw. die andere innerhalb der Paarbezie-
hung durch Performanz vorübergehend, oder immer wieder erneut, verliehen zu be-
kommen (ebd., 210-226). Der private Raum der Liebesbeziehung hat aber nicht den 
öffentlichen Raum der Verleihung von Anerkennung vollständig abgelöst. Dieser 
existiert nach wie vor und ist der Ort, in dem überwiegend Männer Anerkennung an 
Männer verleihen. Liebesbeziehungen sind, so Illouzs Fazit, für Frauen wichtiger als 
für Männer, um Anerkennung zugesprochen zu bekommen – durch Männer. 

Verhältnis von Autonomie und Anerkennung

Fokussiert man das Verhältnis von Autonomie und Anerkennung, so dominiert das 
Gebot der Autonomie über das der Anerkennung. Illouz (2016) gibt eine lange Inter-
viewsequenz wieder, in der eine Frau schildert, dass sie eigentlich gern eine feste Be-
ziehung mit einem Mann eingehen möchte und eigentlich gern von ihm ein Verspre-
chen auf Sicherheit haben möchte, aber sich nicht traut, das zu sagen, weil sie Angst 
hat, dass er sich dann eingeschränkt fühlt und sie verlässt. Illouz erklärt dies mit dem 
modernen Ideal der Autonomie. Sie deutet die Entscheidung der Interviewten, keine 
Forderung an den Mann zu stellen dahingehend, dass die Frau ihr Selbstbild von 
Autonomie über ihr Eigeninteresse an einer sicheren Bindung stellt „und zwar des-
halb, weil ihr Selbstbild der Interaktion nicht vorausgeht, sondern entscheidend in 
der romantischen Interaktion ausgehandelt und errichtet werden muss“ (ebd., 249). 
Der springende Punkt ist also, dass Frauen stärker als Männer dazu tendieren, ihr 
Selbstbild an eine Liebesbeziehung zu knüpfen. Damit hängt aber ihr Selbstbild von 
der Beziehung ab, ja, es ist existentiell mit der Partnerschaft verwoben. Ein funda-
mentaler Bestandteil von Liebesbeziehungen ist – wie beschrieben – Autonomie. 
Diese drückt sich in einer Partnerschaft darin aus, auf die eigene Autonomie zu po-
chen und gleichzeitig die Autonomie des bzw. der anderen zu respektieren, d.h. keine 
Forderungen an den/die Partner/in zu stellen. In der Moderne wird ein Konzept von 
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Liebesbeziehung in rein emotionalen Begriffen als Errungenschaft gegenüber frühe-
ren Konzepten der Verpflichtung neben moralischen Gründen auch auf der Grund-
lage materieller Interessen als fester Bestandteil von Ehe und Partnerschaft gesehen. 
Eine Liebesbeziehung heute wird nur dann als gelungen gesehen, wenn die beiden 
Liebenden jederzeit die Freiheit haben, sie wieder zu beenden (ebd., 250). Frauen 
befinden sich demnach in der paradoxen Situation, dass sie sich nur anerkannt füh-
len, wenn Männer permanent die Möglichkeit haben, sie zu verlassen, weshalb sie 
für diese Möglichkeit sorgen, also für die Autonomie des Mannes. Da Männer we-
niger auf eine Liebesbeziehung für ihr Selbstbild angewiesen sind und seltener in 
Trennungsfällen die Sorge um Kinder übernehmen, bewegen sie sich autonomer als 
Frauen, und zwar auch in Liebesbeziehungen. Hinzu kommt, dass Männer durch 
ihre längere Zeugungsfähigkeit mehr Zeit haben, sich eine Partnerin zu suchen, mit 
der sie Kinder wollen. Durch ihre geringere Übernahme an Sorgearbeit für vorhan-
dene Kinder sind Männer außerdem freier, nach Trennungen neue Partnerschaften 
einzugehen und weitere Kinder in die Welt zu setzen. Zusammenfassend heißt das, 
dass Frauen und Männer mit unterschiedlichen Bedingungen in einer Liebesordnung 
leben, die auf die Bedingungen der Männer ausgerichtet ist und Frauen schadet. 
Als Konsequenz beobachtet Illouz eine neue Struktur des Selbstzweifels bei Frauen, 
die sie schwächt. Da in der Moderne die Liebesbeziehung ein zentraler Ort für die 
Herstellung des Selbstbildes für Frauen ist und sie weniger auf ihre soziale Herkunft, 
auf Traditionen und feste Gemeinschaftsregeln zur Herstellung ihres Selbstbildes 
zurückgreifen können, sind sie in starkem Maß auf ein Gelingen von Liebesbezie-
hungen angewiesen. Findet eine Trennung statt, so suchen Frauen oft die Gründe bei 
ihrer eigenen Unzulänglichkeit. Statt also für ihre eigenen Interessen einzutreten, 
bearbeiten Frauen häufig ihre Selbstzweifel, Schuldgefühle und Unzulänglichkeiten 
in Therapien (ebd., 270ff.). Die vielfach in Therapien vermittelte Eigenliebe kann je-
doch keinen Ausweg oder Ersatz darstellen, denn Eigenliebe kann nicht zu Anerken-
nung führen, da Anerkennung eine soziale Kategorie ist, also ein Gegenüber benötigt 
oder allgemeine Normen (ebd., 274). Für Männer, deren Selbstbild stärker außerhalb 
und unabhängig von Liebesbeziehungen hergestellt wird, führt das Scheitern einer 
Liebesbeziehung eher zu einer Rückbesinnung auf die eigene Position, das eigene 
Wissen, die eigenen Empfindungen. Grundsätzlich bedeutet das Ende einer Liebes-
beziehung für Frauen und Männer eine Verunsicherung. Aber, so bringt es Illouz auf 
den Punkt: „Die ontologische Unsicherheit, die das romantische Leid begleitet, ist 
ungleich verteilt“ (ebd., 279f.). Diese Ungleichheit liegt an der Dominanz des Ge-
botes der Autonomie und an einer geschlechtsspezifischen Anerkennungsordnung. 

Fazit und Ausblick 

Warum – so werde ich oft von Student_innen gefragt – sollen wir Texte lesen, die 
älter als fünf Jahre sind? Hinter dieser Frage steht die Annahme, dass sich unsere 
Welt so schnell verändert, dass ältere Texte keine relevanten Aussagen mehr über 
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unsere heutige Wirklichkeit machen (können). Das ist jedoch ein Irrtum. Selbstver-
ständlich verändert sich unsere Welt und sie tut das auch mitunter schnell. Aber es 
wäre ein Fehler, deshalb auf gründliche Analysen zu verzichten. Es gilt also, sich 
mit profunden Texten auseinander zu setzen und auf ihnen aufbauend weiter zu ar-
beiten – auch in den Sozialwissenschaften. Zu dieser Textsorte gehören die Analy-
sen von Becker-Schmidt und Illouz. Sie stellen uns Kategorien zur Verfügung, um 
politisch-ökonomische, psychogenetische, kulturelle und symbolische Macht- und 
Herrschaftsdimensionen zu erfassen. 
Beide Autorinnen haben uns vor Augen geführt, wie die soziale Ordnung der Ge-
schlechter als Hierarchie organisiert wird. Mit Becker-Schmidt haben wir gelernt, 
dass das Denkmodell der Dualisierung grundlegend ist für Unterscheidungen, die 
hierarchisiert werden: in Frauen und Männer, in Natur und Kultur, in subjektiv und 
objektiv. Das Denkmodell der Dualisierung hat sich in der sozialen Organisation der 
Geschlechter in einer Instrumentalisierung, Ausgrenzung und Diskriminierung von 
Frauen durch Männer ausgedrückt. Diese Geschlechterhierarchie manifestiert sich im 
Bereich der Arbeit in einer geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, in der Frauen für 
die Reproduktions- oder Carearbeit zuständig erklärt werden und sich zuständig erklä-
ren und Männer für die Produktionsarbeit. Die zunehmende Frauenerwerbsarbeit und 
das Phänomen vereinzelter alleinerziehender Väter oder Väter in Elternzeit hat die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung bislang nicht in ihren Grundfesten erschüttert, 
geschweige denn aufgehoben. Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung erstreckt 
sich auch im Bereich der Erwerbsarbeit auf Tätigkeiten und Berufe. Durch Diskrimi-
nierung werden von Frauen verrichtete Tätigkeiten und verübte Berufe in der Regel 
geringer bezahlt und angesehen als jene von Männern. Mittels Ausgrenzung wie der 
so genannten gläsernen Decke, werden Frauen aus hohen Erwerbsarbeitspositionen 
fern gehalten. Der Gender Pay Gap, der aktuell in Deutschland bei rund 21% zwischen 
Frauen- und Männereinkommen liegt (Statistisches Bundesamt 2017), vereint die ver-
schiedenen Diskriminierungs- und Ausgrenzungsweisen von Frauen. 
Mit Illouz haben wir gelernt, wie die ungleiche Verteilung von Reproduktions- oder 
Carearbeit als Fundament für eine geschlechtsspezifische und damit ungleiche Aner-
kennungsstruktur dient. So hat sie uns vor Augen geführt, dass die Orte der Generie-
rung des Selbstbildes sich für Frauen und Männer unterscheiden: Für Frauen haben 
private Orte mehr Relevanz, während für Männer es öffentliche Orte sind. Für den 
Lebensbereich Liebe bedeutet diese Geschlechterhierarchie, dass Liebesbeziehun-
gen für Frauen existentiell wichtiger sind als für Männer, da sie den wesentlichen Ort 
der Herstellung des Selbstbildes darstellen, während Männer stärker an öffentlichen 
Orten ihr Selbstbild generieren. Neben der Anerkennungsstruktur organisiert das 
Ideal der Autonomie das Geschlechterverhältnis als Hierarchie. Das Ideal der Au-
tonomie wirkt sich ebenso ungleich auf Frauen und Männer aus, denn diese können 
es aufgrund der Ungleichverteilung von Reproduktionsarbeit nicht gleichermaßen 
ausleben. Eine Liebesordnung, in der das Ideal der Autonomie hoch steht, ist also 
eine Liebesordnung, die Männer bevorzugt. 



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

FEMINA POLITICA 1 | 2017 115

Um die beiden Bereiche, Arbeit und Liebe, tiefer auszuloten, habe ich sie bislang in 
meiner Darstellung getrennt. Zum Abschluss möchte ich Verbindungen zwischen 
ihnen benennen. Zuallererst möchte ich festhalten, dass geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung auch das Feld der Liebe strukturiert. Aber nicht nur, wie Bock 
und Duden das in den 1970er Jahren und Jónasdóttir in jüngerer Zeit ausgeführt 
haben, über eine Zuständigkeit und Ausbeutung von Frauen für die (emotionale und 
sexuelle) Versorgung von Männern. Vielmehr strukturiert die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung das Feld der Liebe auch über die geringeren Möglichkeiten, die 
Frauen zur Verfügung stehen, sich selbst unter Anerkennung zu veräußern. Diese 
Einschränkung ihrer Möglichkeiten, ein anerkanntes Selbstbild zu entwickeln, 
verweist sie verstärkt auf den Bereich der Liebe, so dass dieser für Frauen viel stärker als 
für Männer einen Ort der Anerkennung darstellt. Spezifische Ausgrenzungspraktiken 
in der Erwerbsarbeit, wie die gläserne Decke bei Führungspositionen, können die 
ungleiche Bedeutung von Liebe für Frauen und Männer verstärken. Diskriminierung, 
wie sie im Gender Pay Gap zum Ausdruck kommt, steigern die ungleichen und 
geschlechtsspezifischen Konsequenzen des Ideals der Autonomie, denn die 
Ressourcen und Bedingungen unter denen dieses Ideal gelebt werden kann, hängt 
stark von der Erwerbsarbeits- und Einkommenssituation der Menschen ab. 
Mit Becker-Schmidt und Illouz ist klargeworden, dass materielle Tauschverhältnisse 
und symbolische Ordnungen miteinander verknüpft sind. Um zu verstehen, worin 
Macht besteht und wie sie wirkt, ist eine Gesellschaftsanalyse notwendig, die Ge-
sellschaft als Relationsbegriff fasst. Ferner ist immer die Frage nach ihren Grundla-
gen und ihrer Reproduktion zu berücksichtigen. 
Für den Bereich der feministischen Politik halte ich die Fortführung dreier Strate-
gien für wichtig: Zum einen gilt es weiterhin die geschlechtsspezifische Arbeitstei-
lung zu reduzieren. Vor allem müssen Räume für die Produktivität und Kreativität 
für Frauen geschaffen werden, in denen sie ihr Arbeitsvermögen zu ihrer Objekti-
vierung und für ihre ‚ontologische Sicherheit’ (Illouz 2016, 279) einsetzen können. 
Diese Politikstrategie verweist unmittelbar auf die Notwendigkeit, feministische Po-
litiken stets anti-kapitalistisch auszurichten. Feministische Politik sollte in Zukunft 
wieder stärker die Klassenfrage in den Vordergrund rücken und unter Einbeziehung 
(nicht Subsumierung) weiterer Unterdrückungsverhältnisse wie der nach Hautfarbe 
und geschlechtlichen Ungleichheitslagen innerhalb und außerhalb von Staatsgren-
zen adressieren. Der dritte Bereich feministischer Politik sollte weiterhin die herr-
schende symbolische Ordnung in Frage stellen. So gilt es, Denkmodelle der Pola-
risierung und Dualisierung zu hinterfragen, wie der Gegenüberstellung von Natur 
und Kultur, Privat und Öffentlichkeit, Subjektivität und Objektivität. Hier sehe ich 
enorme Verdienste der dekonstruktivistischen und poststrukturalistischen Tradition 
in ihrem Aufzeigen der sozialen Herstellung dieser Dualismen und der zahlreichen 
Facetten und Hybridisierungen, die unterdrückt existieren und deren Möglichkeits-
raum erweitert werden sollte. Weitere Felder zur Veränderung bestehen in dem Ideal 
der Autonomie, das einer Ergänzung durch ein Ideal der Verbundenheit bedarf, und 
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der herrschenden Anerkennungsstruktur, die noch immer nicht alle Menschen als 
gleichwertige Geschöpfe und in ihrem bloßen Dasein anerkennt. 

Anmerkungen

1 Damit sind Frauen und Männer gemeint, die die ihnen bei der Geburt zugewiesene Ge-
schlechtsidentität auch als Erwachsene ausleben. 

2 Als Beispiel aus dem wissenschaftlichen Kontext lässt sich hier auf einen Call for Papers 
für eine ad hoc Gruppe für den Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziologie 2016 zu 
Frauen- und Männerberufen verweisen, in dem gefragt wurde, ob höhere körperliche oder 
geistige Anforderungen zu einer tendenziellen Besserstellung der Männerberufe führen. 

3 Diese ist Gegenstand ihrer brillanten Analyse des gesellschaftlichen Zugriffs auf die Arbeits-
kraft von Frauen und Männern und ihrem Konzept der doppelten Vergesellschaftung von 
Frauen (Becker-Schmidt 1987, 2010).  

4 Im Gender Equality Index des EIGE (2015, 47ff.) gibt es einen Indikator für die Verfügung über 
Zeit. Dieser untermauert das Argument empirisch. 
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Affektive (Ver-)Führungen. Machttheoretische 
Überlegungen zu Heteronormativität

BRIGITTE BARGETZ. GUNDULA LUDWIG 

„Emotions may be crucial to showing us  
why transformations are so difficult  

(we remain invested in what we critique),  
but also how they are possible  

(our investments move as we move).“  
(Ahmed 2004b, 172)

Die konzeptionellen Instrumentarien des Feminismus wurden entwickelt, um geschlechts-
bedingte Hierarchien aufzudecken und zu analysieren. In dem Maße, wie diese sich mit 
sexueller Stratifizierung überlagern, hat auch die feministische Theorie eine gewisse Er-
klärungsmacht. Doch wo sich die Fragestellungen eher auf Sexualität als auf Geschlecht 
richten, wird die feministische Analyse irreführend und oftmals irrelevant. Es fehlt dem 
feministischen Gedankengut an Einblickswinkeln, die die soziale Organisation der Sexua-
lität vollständig erfassen können. Die feministischen Relevanzkriterien gestatten es nicht, 
die entscheidenden Machtbeziehungen auf dem Gebiet der Sexualität zu erkennen und 
einzuschätzen. (Rubin 2003/1984, 76f.)

So begründete Gayle Rubin Anfang der 1980er-Jahre in den USA ihre Forderung nach 
einer radikalen Theorie der Sexualität.1 Diese Anregung wurde vor allem im Kontext 
radikal-lesbisch-feministischer Debatten aufgegriffen und weiter entwickelt, wie 
etwa durch Adrienne Richs Begriff der „compulsory heterosexuality“ (1980) oder 
Monique Wittigs „straight mind“ (1991). Sowohl Richs als auch Wittigs Arbeiten 
machen deutlich, dass sich Heterosexualität nicht auf sexuelle Politiken reduzieren 
lässt, sondern ebenso gesellschaftliche, politische und ökonomische Verhältnisse 
mit einschließt. Anknüpfend an Wittig arbeitete Judith Butler zu Beginn der 1990er-
Jahre heraus, dass Heterosexualität als umfassende Machtformation überhaupt erst 
Körper und Subjekte als zweigeschlechtliche hervorbringt. Butler (1990) schlägt 
hierfür den Begriff der heterosexuellen Matrix vor, der als ein wichtiger Grundstein 
der sich zu dieser Zeit herausbildenden Queer Studies angesehen werden kann. Zur 
zentralen Kategorie der Queer Theorie wurde schließlich der Begriff der Heteronor-
mativität, für den Michael Warner namensgebend ist. Mit diesem Begriff, der stark 
an Butlers heterosexueller Matrix ausgerichtet ist, sollen jene komplexen Machtver-
hältnisse erfasst werden, die mit naturalisierter Heterosexualität und hierarchischer 
Zweigeschlechtlichkeit einhergehen. Warner betont die „pervasive and often invi-
sible heteronormativity of modern societies“ (Warner 1991, 3), die gleichermaßen 
Politik, Ökonomie und Alltag strukturiert. Heteronormativität ist, wie er einige Jahre 
später gemeinsam mit Lauren Berlant hervorhebt, also „mehr als nur Ideologie, Vor-
urteil oder die Phobie vor Schwulen und Lesben. Sie wird in nahezu allen Formen 
und Arrangements des sozialen Lebens produziert: in Nationalität, Staat und Gesetz, 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.08
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in Wirtschaft, Medizin und Bildung ebenso wie in den Konventionen und Affekten 
der Narrativität, der Romantik und den anderen geschützten kulturellen Räumen.“ 
(Berlant/Warner 2005/1998, 87) Heteronormativität war mithin auch ein Konzept, 
um die Art und Weise (neu) zu denken, wie Macht operiert. Von Beginn an stellte das 
Konzept also auch ein explizit machttheoretisches Instrumentarium dar.
Seither wurde das Konzept der Heteronormativität kontinuierlich geformt, verfeinert 
und überarbeitet. Queer Theorie entwickelte sich zu einem lebendigen Forschungs-
feld, das in vielen Arbeiten sichtbar macht, wie Heteronormativität das Rechtssy-
stem, Staatsbürger*innenschaft, Migrationsregime, Verwandtschaft, Ökonomie, 
Politik und Staat strukturiert und darüber zugleich strukturiert wird. Doch obgleich 
sich Heteronormativität seit 1991 als Grundkonzept der Queer Theorie etablierte 
und als solches eine Vielzahl queertheoretischer Arbeiten bis heute prägt, sind wei-
terführende (macht-)theoretische Reflexionen darüber, wie Heteronormativität als 
Machtformation operiert und über welche Machttechniken Heteronormativität wirk-
mächtig ist, eher rar (kritisch auch Mesquita 2011, 36f.). Mit einigen Ausnahmen 
(z.B. Chambers/Carver 2008; Castro Varela/Dhawan/Engel 2011; Ludwig 2011; 
Mesquita 2011; Herrera Vivar et al. 2016) legen viele Ansätze ein eher enges Ver-
ständnis von Heteronormativität zugrunde. Unterstellt wird ein juridisches Verständ-
nis von Macht: Macht gilt als Komplex, der als immer schon gegeben vorausgesetzt 
wird und dessen Wirkweise vor allem auf Gesetze und Zwänge reduziert wird, die 
top down operieren. Darüber hinaus wird in den meisten Arbeiten Sexualität ins 
Zentrum gestellt.
An diesen machttheoretischen Verengungen in der Queer Theorie setzt unser Beitrag 
an. Wir schlagen ein Verständnis von Heteronormativität als Machtformation vor, 
die ihre Wirkmächtigkeit und Stabilität gerade auch in vielfach unsichtbaren und 
subtilen Alltagspraxen erlangt. Dafür greifen wir auf das Konzept der heteronor-
mativen Hegemonie zurück (Ludwig 2011) und stellen die machttheoretischen Ein-
sichten einer hegemonietheoretischen Perspektive auf Heteronormativität vor. Eine 
solche erlaubt es, über ein juridisches Verständnis von Macht hinauszugehen und die 
Beständigkeit von Heteronormativität gerade nicht auf Zwang oder top down wir-
kende Techniken von einem Machtzentrum aus zu verengen. Vielmehr kann aus die-
ser Perspektive sichtbar gemacht werden, dass die Wirkmächtigkeit von Heteronor-
mativität auch über gesellschaftlichen Konsens, soziale Kämpfe und Kompromisse 
begründet ist – also über in alltäglichen Praxen gelebte Zustimmung zu Weltauf-
fassungen, die in zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzungen artikuliert werden. 
Dieses Verständnis von Heteronormativität wollen wir affekttheoretisch erweitern 
und zugleich machttheoretisch präzisieren. Denn Hegemonie und Konsens, so ar-
gumentieren wir, werden nicht nur über Einsicht und Verstand, sondern auch über 
(verkörperte) Gefühle, Atmosphären, Stimmungen, Leidenschaften, Bindungen und 
Verbundenheiten organisiert. Diese affektiven Investitionen gilt es daher gleichfalls 
in den Blick zu nehmen, um zu verstehen, wie Heteronormativität operiert. In die-
sem Sinne beziehen wir uns auf den „affective turn“ (Clough/Halley 2007) und zei-
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gen, dass dadurch die affektiven Technologien von heteronormativer Hegemonie 
sichtbar gemacht werden können.
Um den machttheoretischen Einsatz unseres Vorschlags darzulegen, identifizieren 
wir im Folgenden zunächst zwei machttheoretische Spannungsfelder innerhalb der 
Queer Theorie, auf die wir mit unserem Beitrag eingehen: zum einen die Diskussion, 
was eigentlich unter Macht verstanden wird; und zum anderen die Frage, ob Sexua-
lität als Zentrum heteronormativer Macht gesehen werden kann. Beide Spannungs-
felder wurden bereits in den Anfängen der Queer Theorie benannt und durchziehen 
die Theoriebildung bis heute. Sie dienen uns anschließend als Richtschnur, um das 
Konzept der Heteronormativität machttheoretisch zu schärfen.

Machttheoretische Spannungsfelder in der Queer Theorie

Das erste Spannungsfeld betrifft die Wirkmächtigkeit von Macht. In vielen queer-
theoretischen Ansätzen wird Macht beharrlich auf juridische Parameter beschränkt. 
Obgleich Michel Foucaults Denken über Macht und Sexualität für die Herausbil-
dung und Entwicklung der Queer Theorie eine herausragende Rolle spielte, wurde 
seine Kritik an einem juridischen Machtbegriff bislang nur inkonsequent aufge-
griffen. Dies zeigt sich vermutlich am prominentesten in Judith Butlers Werk. In 
„The Psychic Life of Power“ kritisiert sie Louis Althussers Machtverständnis, das 
einer „religious authority“ gleichkomme, die die Subjekte einer „divine voice“ (But-
ler 1997, 110) gleich adressiere. Allerdings weisen Butlers Arbeiten letztlich eine 
ähnliche Engführung von Macht auf: Obwohl sie in ihrer Konzeptualisierung der 
heterosexuellen Matrix betont, dass Macht in performativen Praxen zitiert werden 
muss, wird diese Macht selbst ähnlich wie bei Althusser vorausgesetzt. So fehlt eine 
analytische Konkretisierung, wie die heterosexuelle Matrix überhaupt wirkmächtig 
wird und durch welche Techniken sie dies auch bleiben kann. Dass Butler in ihrer 
Konzeptualisierung der heterosexuellen Matrix nicht zur Frage der Wirkmächtigkeit 
und Stabilität von Macht gelangt, kann auf die Verengung von Macht auf eine juri-
dische Formation zurückgeführt werden: Denn Butler rückt das Gesetz als „domi-
nant framework“ (1990, 76) ins Zentrum der heterosexuellen Matrix, da sie davon 
ausgeht, „that it exists and operates somewhere in every social form“ (ebd.; kritisch 
auch Ludwig 2011, 184ff.).
Damit wiederholt Butler jedoch jene juridische Setzung, die sie bei Althusser pro-
blematisiert. Eine juridische Perspektive setzt Macht mit einer souveränen Autorität 
gleich, anstatt sie, wie Foucault (u.a. 1983) vorgeschlagen hat, als Effekt vielfältiger 
Strategien und Taktiken zu fassen. Einerseits unterstellt eine juridische Perspektive 
damit ein Verständnis von Macht als top down-Formation; andererseits wird eine 
Auffassung von Heteronormativität als stabile und quasi ontologische Institution 
nahe gelegt. Verstellt wird so der Blick auf die machttheoretisch bedeutsame Frage, 
wie Heteronormativität überhaupt erst wirkmächtig wird. Wird Heteronormativität 
nämlich als Machtformation konzeptualisiert, die Macht hat, gerät die Suche nach 
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jenen Machttechniken und -strategien ins Hintertreffen, die dazu beitragen, dass He-
teronormativität wirkmächtig werden kann.
Ein juridischer Machtbegriff birgt damit auch die Gefahr, ein ahistorisches Macht-
verständnis zu forcieren. Deutlich wird dies in rezenten queertheoretischen Analysen 
des Neoliberalismus (Chasin 2000; Cooper 2004; Duggan 2002): Hier rücken zwar 
neoliberale Flexibilisierungstendenzen von sexuellen Politiken und mithin Transfor-
mationen von Heteronormativität in den Mittelpunkt. Diese Dynamik heteronorma-
tiver Verhältnisse wird jedoch primär über neoliberale Transformationen erklärt und 
nicht auf das Verständnis von Heteronormativität selbst als eine grundlegend dyna-
mische Machtformation übertragen. An dieser Herausforderung, Heteronormativität 
gerade als veränderliche Machtkonstellation zu fassen, die in einer Reihe vielfältiger 
Praxen und Taktiken hervortritt, setzen wir an.
Auch das zweite Spannungsfeld begleitete Queer Theorie von Beginn an und wurde 
insbesondere aus Queer of Color-Perspektive wiederholt problematisiert: Wird der 
queertheoretische Anspruch ernst genommen, dass Sexualität nicht gegeben, son-
dern in Machtformationen hervorgebracht wird, kann Sexualität nicht unabhängig 
von Rassisierungs-, Klassisierungs- und Vergeschlechtlichungsprozessen gedacht 
werden. Konsequenterweise ist also weder von einem ontologischen Verständnis 
von Sexualität noch von Sexualität als Zentrum der Macht auszugehen. Cathy Co-
hen monierte bereits Ende der 1990er-Jahre, dass Queer Theorie Sexualität nicht zur 
zentralen Kategorie erheben kann. Dies berge die Gefahr machttheoretischer Ver-
kürzungen, da so die Verwobenheit von Sexualität mit Klasse, race und Geschlecht 
ausgeblendet werde. Cohen schlägt daher ein multidimensionales Verständnis von 
Sexualität vor, das nicht zuletzt eine rigide Gegenüberstellung von Heterosexualität 
und Homosexualität verwirft. Denn „how would queer activists understand politi-
cally the lives of women – in particular women of color – on welfare, who may fit 
into the category of heterosexual, but whose sexual choices are not perceived as nor-
mal, moral, or worthy of state support?“ (Cohen 1997, 442) Mit dieser Frage macht 
Cohen deutlich, dass Heteronormativität als Konglomerat von Machttechniken 
operiert, das auch durch rassisierte, klassisierte, vergeschlechtlichte „heterosexuals 
on the (out)side of heteronormativity“ (ebd., 452) wirkmächtig wird. An dieser Zu-
rückweisung eines Heteronormativitätsverständnisses, das eine gleichsam ontologi-
sche Sexualität zentral setzt, schließen wir in der Suche nach einem intersektionalen 
Verständnis von Heteronormativität an (dazu auch Bargetz/Ludwig 2015; ähnlich 
Mesquita 2016).

Heteronormative Hegemonie

Ausgangspunkt unserer machttheoretischen Überlegungen zu Heteronormativität 
ist das mit Rekurs auf Antonio Gramscis Hegemonietheorie und Judith Butlers Ar-
beiten entwickelte Konzept der heteronormativen Hegemonie (Ludwig 2011). Im 
Anschluss an Gramsci verstehen wir Hegemonie als eine Machtformation, die sich 
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durch zivilgesellschaftliche Auseinandersetzungen und Kompromisse herstellt und 
die auf der Zustimmung zu Weltauffassungen über gesellschaftliche, politische, öko-
nomische und kulturelle Verhältnisse beruht, an denen sich die Mehrzahl der Subjekte 
auch in ihren alltäglichen Lebensweisen orientiert. Heteronormativität als hetero-
normative Hegemonie ist daran anschließend eine Machtformation, die nicht primär 
über Gesetze und Verbote, sondern vielmehr über Zustimmung in alltäglichen zivil-
gesellschaftlichen Praxen und Auseinandersetzungen ihre Wirkmächtigkeit erlangt. 
Heteronormativität setzt voraus, dass der Großteil der Bevölkerung der Auffassung 
zustimmt, dass Zweigeschlechtlichkeit ‚natürlich‘, gegengeschlechtliches Begeh-
ren ‚normal‘ und Elternschaft selbstverständlich biologisch-zweigeschlechtlich ist. 
Zwar werden diese Vorstellungen auch mit juridischen und repressiven staatlichen 
Instrumenten abgesichert. Es wäre allerdings verkürzt, Heteronormativität auf diese 
Machtformationen zu reduzieren. Heteronormativität muss auch als gelebte ‚Nor-
malität‘ in alltäglichen Praxen wiederholt und bestätigt werden. Naturalisierte und 
normalisierte Vorstellungen von Geschlecht, Zweigeschlechtlichkeit, Körpern und 
Begehren bilden also einerseits als zumeist unhinterfragte Weltauffassungen das 
Fundament heteronormativer Macht; andererseits tragen sie maßgeblich zur Wirk-
mächtigkeit und Stabilität von Heteronormativität bei (Ludwig 2011, 193ff.).
Der Begriff der heteronormativen Hegemonie weist damit die Vorstellung zurück, 
dass es ein ‚Zentrum‘ oder einen ‚Kern‘ ‚der‘ Macht gibt. Stattdessen impliziert er, 
dass das, was zu einem bestimmten historischen Zeitpunkt als Heteronormativität 
gilt, aus Artikulationen unterschiedlicher Akteur*innen resultiert: So etwa handeln 
religiöse Organisationen, feministische und queere Aktivist*innen, Medien sowie 
Wissenschaftler*innen aus, was Sexualität, Heterosexualität, Homosexualität ‚ist‘. 
Wenngleich die Wirkmacht der einzelnen Akteur*innen auf Grund ihrer Positionie-
rungen im gesellschaftlichen Machtgefüge durchaus unterschiedlich ist, wird doch 
deutlich, dass Heteronormativität aus dem Zusammenwirken vielfältiger Strategien 
und Taktiken und gerade nicht von einem Zentrum ausgehend entsteht. Als Medium 
für und Effekt von gesellschaftliche(n) Auseinandersetzungen operiert heteronor-
mative Hegemonie folglich auch nicht top down. Vielmehr basiert sie auf Deutungs-
mustern und Weltauffassungen, um die zivilgesellschaftlich gerungen wird.
Heteronormative Hegemonie ist also Ausdruck und Resultat gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse. Sie setzt sich aus Kompromissen zusammen und ist daher weder 
starr noch abgeschlossen. Auch Proteste und Forderungen subalterner gesellschaft-
licher Gruppen können Teil von Hegemonie sein, wie Gramsci mit seinem Begriff 
der „passiven Revolution“ (Gramsci 1995, 1331) betont. Als eine solche Integration 
von Kritik zur Aufrechterhaltung von Hegemonie lässt sich dann auch die (partielle) 
rechtliche und politische Anerkennung von gleichgeschlechtlichen Lebensweisen in 
den letzten Jahren lesen. Hegemoniale und nicht-hegemoniale Stimmen und Vorstel-
lungen werden im Rahmen der Hegemoniebildung miteinander artikuliert (Ludwig 
2012). Heteronormative Hegemonie ist folglich eine dynamische Machtformation, 
die sich durch eine bestimmte Offenheit auszeichnet, durch die sie wiederum ihre 
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Langlebigkeit erlangt. Eine dynamische Machtformation ist heteronormative Hege-
monie darüber hinaus, weil sie ihre Stabilität gerade aus stetigen Transformationen 
bezieht. 

Heteronormative Hegemonie als Politik der Affekte

Affekttheoretische Überlegungen spielen in der Queer Theorie eine große Rolle, 
nicht zuletzt prägen queere Ansätze maßgeblich den aktuellen affective turn. Bislang 
wurde dieses Augenmerk auf Affekte allerdings nur selten für eine Theoretisierung 
heteronormativer Macht aufgegriffen (als Ausnahme Nay 2015). Im Folgenden ge-
hen wir von einem Verständnis von Affekten aus, das diese als politisch wirkmächtige 
Instanz jenseits von Delegitimierung oder Romantisierung begreift (Bargetz 2015). 
Affekte können also sowohl emanzipatorisch als auch herrschaftsförmig bedeutsam 
werden. Um den Begriff der heteronormativen Hegemonie zugleich affekttheore-
tisch zu erweitern und machttheoretisch zuzuspitzen, beziehen wir uns vor allem 
auf Affekte in ihrer Einbettung in gesellschaftliche – vergeschlechtlichte, rassisierte, 
klassisierte – Verhältnisse. Wir zeigen, wie Affekte Auskunft über Wirkweisen von 
Macht und nicht zuletzt heteronormative Macht geben können, wie also ein kom-
plexeres Verständnis von Heteronormativität in einer affektiven Spielart denkbar 
wird. Auf die eingangs formulierten Spannungsfelder referierend, setzen wir uns mit 
zwei zentralen Fragen auseinander: Erstens fragen wir danach, inwiefern die Her-
vorbringung von Hegemonie und Konsens affektive Politiken voraussetzt; zweitens 
gehen wir der Frage nach, wie eine hegemonie- und affekttheoretische Perspektive 
ein nicht-essentialistisches, intersektionales Verständnis von Heteronormativität 
schärfen kann. 

Affektive Zustimmung

Heteronormative Hegemonie basiert, so haben wir oben ausgeführt, auf Zustimmung 
und Kompromissen. Aus einer affekttheoretischen queerfeministischen Perspektive 
lässt sich diese Einsicht präzisieren. Wie Lauren Berlant und Michael Warner bereits 
in den späten 1990er-Jahren dargelegt haben, reproduziert sich Heteronormativität 
nicht nur als Deutungsmuster, das Menschen für richtig und wahr erachten. Viel-
mehr wirkt Heternormativität auch affektiv, insofern als sie über ein „Gefühl der 
Richtigkeit“ (Berlant/Warner 2005/1998, 78) vermittelt wird. Ähnlich argumentiert 
Sara Ahmed, dass Subjekte affektiv auf Heteronormativität hin orientiert werden, 
wobei sie hier insbesondere die körperliche Dimension hervorhebt. Heteronorma-
tivität operiere wie eine „comfort zone“ (Ahmed 2004b, 145): „To be comfortable“, 
so Ahmed, „is to be so at ease with one’s environment that it is hard to distinguish 
where one’s body ends and the world begins. One fits, and by fitting, the surfaces of 
bodies disappear from view.“ (Ebd., 148) Heteronormativität lässt sich so mit dem 
Gefühl des „sinking into a comfortable chair“ (ebd.) beschreiben. Diese Metapher 
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des bequemen Sessels, der den Körper umhüllt, weist über eine rein kognitive Ver-
bindung zwischen Macht und Subjekten hinaus. Sie verdeutlicht die körperlich-af-
fektive Dimension heteronormativer Machttechniken, die in alltäglichen Praxen und 
an unterschiedlichen Orten stetig wirkmächtig sind.
Heteronormativität ist also kein politisches Programm, für das sich Menschen per 
Wahl entscheiden können. Vielmehr ist heteronormative Hegemonie auch eine 
„structure of feeling and (...) an affect“ (Berlant 2008, 266). Folgen wir Ahmeds 
Vorschlag und verstehen Affekt als etwas, „what sticks, or what sustains or preserves 
the connection between ideas, values, and objects“ (Ahmed 2010a, 29), verschiebt 
sich auch unser Verständnis der Wirkmächtigkeit von Heteronormativität als Hege-
monie. Konsens bedeutet dann, dass Menschen auch affektiv und körperlich mit he-
gemonialen Weltauffassungen verbunden sind. Affektive Verbundenheiten sind zäh 
und beharrlich und können nicht einfach abgelegt werden. Diese affekttheoretische 
Erweiterung unterstreicht damit den Einsatzpunkt des Begriffs der Hegemonie. Sie 
verdeutlicht, dass Heteronormativität weit mehr als repressive und juridische Macht-
techniken verlangt, um wirkmächtig zu bleiben.
Das Bild der Komfortzone ermöglicht zudem eine weitere affekttheoretische Rah-
mung von heteronormativer Hegemonie. Eine Komfortzone operiert nämlich auf 
der Basis einer Sehnsucht, die Menschen bewegt und antreibt. Eine Komfortzone 
verspricht, dass „one feels better by the warmth of being faced by a world one has 
already taken in“ (Ahmed 2004b, 148). Diesen affektiven Modus, Komfort und Be-
haglichkeit herzustellen, erachten wir als wichtige Machttechnik, um Zustimmung 
zu heteronormativen Lebensweisen und Weltauffassungen zu organisieren und da-
mit die Stabilität und Langlebigkeit von heteronormativer Hegemonie auf subtile 
Weise sicherzustellen.
Affektive Zustimmung basiert allerdings nicht nur auf der Herstellung einer Kom-
fortzone. Als wichtige affektive Machttechnologie begreifen wir bereits das Ver-

sprechen selbst und insbesondere das Versprechen auf Zugehörigkeit, Glück und 
eine bestimmte Zukunft. Ahmed kritisiert in diesem Zusammenhang vor allem ein 
Versprechen auf Glück, „promise of happiness“ (2010a, 35), das uns auf bestimmte 
Objekte hin orientiert, sogenannte „happy objects“ (ebd.), die dann wiederum als 
„social goods“ (ebd., 29) zirkulieren. Als solche „happy objects“ begreift Ahmed in 
heteronormativen Gesellschaften etwa Heirat, Familie und heterosexuelle Intimität. 
Damit wird zugleich „the unhappy queer“ (ebd., 43) hervorgebracht, jene Figur, die 
sich vermeintlich durch Unglücklichsein auszeichnet, weil queerem Leben gerade 
diese Dinge fehlen (ebd., 42). Heteronormative Hegemonie operiert hier also über 
das Versprechen auf Glück und Zugehörigkeit, das Zustimmung zu heteronormati-
ven ‚Normalitäten‘ organisiert. Versprechen wirken somit in den Lebensweisen und 
alltäglichen Praxen der Gegenwart, indem sie bestimmte Orientierungen bereitstel-
len und darüber auch den Raum dessen abstecken, wonach Menschen streben. 
Dass diese Versprechen auf Zugehörigkeit auch für Lebensweisen queerer Subjekte 
eine affektive Orientierung und ein verführerisches Versprechen bereithalten, macht 
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Yv E. Nay (2015) deutlich. Hegemonietheoretisch gewendet zeigt sich damit auch 
hier, wie heteronormative Hegemonie über Kompromisse und die Integration von 
Kritik und Forderungen nicht-hegemonialer zivilgesellschaftlicher Akteur*innen 
operiert. Unter dem Begriff der „angestrebten Heteronormativität“ (ebd., 59) fasst 
Nay das heteronormative Versprechen auf Glück als phantasmatische Figur. Ange-
strebte Heteronormativität ist ein Versprechen und keine „faktische Heteronormativi-
tät“ (ebd., 60). Es ist eine Figur, die mit Sehnsucht aufgeladen ist, da sie ‚Normalität‘ 
im Sinn von Einfachheit, Lebbarkeit, Sicherheit und Zugehörigkeit verspricht. Es ist 
eine in die Zukunft gerichtete, affirmativ besetzte Hoffnung auf (mehr) Sicherheit 
und Zugehörigkeit, ein Glücksversprechen, das mit Heteronormativität einhergeht 
und als solches, wie Nay argumentiert, auch queere Lebensweisen affiziert. Gerade 
weil die bloß partielle Anerkennung „dissidenter Lebensweisen“ (ebd., 59) mit Ge-
fühlen alltäglicher Unsicherheit und Verletzbarkeit verbunden ist, ist die Sehnsucht 
nach Heteronormativität als Versuch zu begreifen, „das ‚desorganisierte Leben‘ in 
derzeitigen neoliberalen Gesellschaftsverhältnissen zu entschärfen, zu vereinfachen 
und lebbar(er) zu gestalten“ (ebd.). Mit dem Konzept der angestrebten Heteronor-
mativität kann Nay ,Regenbogenfamilien‘-Politiken in ihrem Kampf um das Recht 
auf Adoption und die Öffnung der Ehe als Aspekt von Heteronormativität fassen. 
Indem angestrebte Heteronormativität zum Teil queerer Lebensweisen wird, erfährt 
heteronormative Hegemonie zugleich Bestärkung.
In der Sehnsucht nach Zugehörigkeit und Einfachheit wird nicht nur deutlich, 
dass queere Forderungen Aspekte von heteronormativer Hegemonie sind – wofür 
Gramsci den Begriff der passiven Revolution verwendet (Gramsci 1995, 1331). Viel-
mehr zeigt sich in den Versprechen und Sehnsüchten, über welche Modi eine solche 
Form der passiven Revolution auch affektiv wirkmächtig wird. So sind Versprechen 
nach Glück und Zugehörigkeit aus hegemonietheoretischer Perspektive auch als 
Kompromisse und Resultate von gesellschaftlichen Auseinandersetzungen zu kon-
zipieren. Die angestrebte Heteronormativität, auf die Nay verweist, ist somit selbst 
Resultat einer passiven Revolution. In der passiven Revolution, in der bestimmte 
Forderungen anerkannt und diese Anerkennungen zugleich zum Fortbestand von 
Hegemonie genutzt werden, verstärken die partielle Integration und Transformation 
heteronormative Versprechen auf Zugehörigkeit und Normalität. Die Differenz zwi-
schen heterosexuellen und nicht-heterosexuellen Familienformen bleibt weiterhin 
bestehen, wie nicht zuletzt der partikularisierende Ausdruck der ,Regenbogenfami-
lie‘ zum Ausdruck bringt. 

Affektive Differenzen, affektive Grenzen

In der Verschränkung einer hegemonie- und affekttheoretischen Perspektive erken-
nen wir zudem ein Potenzial, um ein essentialistisches Verständnis von Sexualität als 
Zentrum von Heteronormativität zu überkommen: Wird heteronormative Hegemonie 
nicht als monolithische Machtformation, sondern als widersprüchliches Ergebnis zi-



GESCHLECHTERVERHÄLTNISSE ALS MACHTVERHÄLTNISSE

126 FEMINA POLITICA 1 | 2017

vilgesellschaftlicher Auseinandersetzungen konzipiert, sind, wie oben dargelegt, die 
jeweiligen Auffassungen von Sexualität, Geschlecht, Körpern und Begehren auch 
als Ergebnis gesellschaftlicher Kämpfe zu begreifen. Folglich ist die Kategorie ‚Se-
xualität‘ keine ontologische Universalität, repräsentiert sie doch vielmehr historisch 
spezifische Artikulationen gesellschaftlicher Kräfte. Bereits Gramsci unterstreicht, 
dass in einer herrschaftsförmigen Gesellschaft nicht alle Akteur*innen über glei-
che Zugangsmöglichkeiten zu gesellschaftlichen Auseinandersetzungen verfügen. 
Wenngleich Gramsci nur Klassenverhältnisse im Blick hatte, liegt hier eine wich-
tige konzeptuelle Einsicht begründet: Wird konsequent zu Ende gedacht, dass He-
gemonie die Artikulation gesellschaftlicher Kräfte und Kämpfe ist, muss Hegemo-
nie notwendigerweise intersektional begriffen werden. In westlich-kapitalistischen, 
bürgerlichen, androzentrischen, heteronormativen Gesellschaften basiert Hegemo-
nie auf rassisierenden, (neo-)kolonialen, vergeschlechtlichenden, heteronormativen, 
klassisierten Kompromissen. Hegemoniale Weltauffassungen über ‚richtige und 
natürliche‘ im Unterschied zu ‚devianten‘ Formen von Sexualität werden unter ras-
sistischen, sexistischen, klassistischen, (neo-)kolonialen Vorzeichen verhandelt und 
diese Machtverhältnisse bilden sich daher auch in Vorstellungen über Sexualität ab. 
Gegenwärtige queertheoretische Analysen sexueller Politiken erneuern Cathy 
 Cohens Kritik, der zufolge Heteronormativität nicht ausschließlich in Begriffen von 
Sexualität oder sexueller Binaritäten erfasst werden kann. Denn neoliberale Poli-
tiken im globalen Norden weichen gerade die Grenzziehung zwischen Heterose-
xualität und Homosexualität bis zu einem gewissen Grad auf, indem sie vor allem 
homonormative Lebensweisen von weißen, Mittelklasse-Lesben und -Schwulen 
heterosexuellen Lebensweisen partiell gleichstellen. Zugleich nehmen rassisierte 
‚Andere‘ den Platz des bedrohlichen Außen ein (Haritaworn 2015). Jene zivilge-
sellschaftlichen Kompromisse, die aktuellen sexuellen Politiken zugrunde liegen, 
sind daher immer auch rassisiert: Während viele weiße, nicht-migrantische Lesben 
und Schwule, die ihre Lebensweisen an heteronormativen, bürgerlichen Idealen zu 
Liebesbeziehungen und Familie ausrichten, im Neoliberalismus nun auch als schüt-
zenswerte Subjekte und Familienformationen anerkannt werden, markieren jene 
,Anderen‘, die durch rassisierende, aber auch klassisierende Diskurse und Politiken 
zu solchen gemacht werden, (weiterhin) das ‚Außen‘ der Gesellschaft. Zudem wird 
staatlicherseits ebenso wie medial die vorgebliche Offenheit und Toleranz gegen-
über sexueller Diversität dazu benutzt, um die ‚Fortschrittlichkeit‘ ,westlicher‘ Na-
tionen gegenüber den als ‚rückschrittlich‘ konstruierten ,nicht-westlichen‘, nicht-
weißen, nicht-christlichen ‚Kulturen‘ und Nationen zu betonen. Die Kompromisse, 
die in gegenwärtige homonormative (Duggan 2003) und homonationale (Puar 2007) 
sexuelle Politiken Eingang finden, sind daher eingebettet in rassisierende und (neo-)
koloniale Machtverhältnisse. Das, was zu einem historisch spezifischen Zeitpunkt 
als Heteronormativität, als ‚normale‘ Form von Sexualität und (sexueller) Lebens-
weise gilt, muss stets als Kompromiss und Resultat ineinander verschränkter Macht-
verhältnisse verstanden werden. An diese Überlegung, dass der Begriff der hetero-
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normativen Hegemonie intersektional konzeptualisiert werden muss, wollen wir 
affekttheoretisch anknüpfen. Denn heteronormative Hegemonie operiert auch über 
die Anordnung und Aufteilung des Emotionalen (Bargetz 2015), die in herrschafts-
förmigen Gesellschaften zugleich rassistisch, sexistisch, klassistisch sind.
In ihrer Analyse sexueller Politiken in den USA führt Jasbir Puar (2007) den Begriff 
des Homonationalismus ein. Darunter fasst sie Politiken, die die partielle rechtliche 
und politische Anerkennung mancher gleichgeschlechtlicher Lebensweisen und die 
sie begleitenden Diskurse um ‚Toleranz‘ und ‚Offenheit‘ ,westlicher‘ Gesellschaften 
als Machttechniken für die Organisation von Zustimmung zu nationalistischen Poli-
tiken nutzen. Denn weiße, sich an heteronormativen Idealen orientierende gleichge-
schlechtliche Subjekte werden zwar in das ,nationale Imaginäre‘ integriert, zugleich 
werden ,Andere‘ als Bedrohung konstruiert, vor denen der US-amerikanische Staat 
Schutz gewähren soll. Nationale Grenzziehungen werden so nicht zuletzt durch Po-
litiken der Angst hervorgebracht. Es ist, wie Puar im Anschluss an Ahmed schreibt, 
eine „affective economy of fear (...) (that) modulates differentials of fear of popu-
lations that are caught within, rounded up, sutured as well as defected from these 
resemblances“ (ebd., 186). Die ‚gefährlichen Anderen‘, häufig muslimische ‚An-
dere‘, werden als gewaltvolle Bedrohung imaginiert und konstruiert. Sie gelten als 
rückwärtsgewandt, homophob und intolerant, während die weiße Dominanzgesell-
schaft als ‚offen‘, ‚tolerant‘ und ,fortschrittlich‘ konstruiert wird. Jene hegemonialen 
affektiven Regime, die über Gefühle von Sicherheit und Zugehörigkeit artikuliert 
werden, gelten also nicht für alle in gleicher Weise, sondern sind in gesellschaftliche 
Machtverhältnisse eingebettet.
Neben der affektiven Ökonomie der Angst spielt auch Hass eine wesentliche Rolle, 
um die Konstruktion einer homotoleranten Nation zu ermöglichen, wie Jin Hari-
taworn (2015) zeigt. Während Diskurse über Angst aus hegemonietheoretischer 
Perspektive als Modi der Selbstlegitimierung und mithin als Machttechniken für 
die Aufrechterhaltung einer nationalistisch-rassistischen heteronormativen Hege-
monie verstanden werden können, wirkt die Konstruktion der ,Anderen‘ als „hate-
ful others“ (ebd.) als Modus der affektiven Abwertung. Den gefährdeten, verunsi-
cherten und sexuell aufgeschlossenen Subjekten der Dominanzgesellschaft werden 
rassisierte ,Andere‘ als „hateful homophobes“ (ebd., 126) gegenübergestellt, die 
das Glücksversprechen einer sexuell progressiven und ‚modernen‘ Gesellschaft be-
drohen. Mit Ahmed kann in diesem Zusammenhang daher auch von „affect aliens“ 
(Ahmed 2010b, 49) gesprochen werden. Affect aliens werden nicht nur aus dem nati-
onalen Imaginären ausgeschlossen, sondern zugleich zu den imaginierten ‚richtigen‘ 
Subjekten der Nation in ein hierarchisches Verhältnis gesetzt (Ahmed 2004a, 26).
In einem intersektional geprägten Verständnis von heteronormativer Hegemonie 
wird zudem deutlich, dass sexuelle Politiken im globalen Norden eine rassisierende 
und kolonialisierende Zuschreibung von Affekten vornehmen: So schreibt beispiels-
weise die Integration von ökonomisch kaufkräftigen weißen queeren Subjekten eine 
koloniale Logik fort, der zufolge lediglich weiße Bewohner*innen des Globalen 
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Nordens zu ,richtigen‘, ,guten‘ und ‚entwickelten‘ Gefühlen wie der ‚romantischen 
Liebe‘ fähig sind. Nicht zuletzt gelten sie daher auch als schützenswert – und zwar 
in homonationalen Zeiten nicht nur heterosexuelle Paare, sondern zum Teil auch 
gleichgeschlechtliche. Zugleich wird jenen, die als bedrohliche ‚Andere‘ konstruiert 
werden, nicht nur abgesprochen, zu solch ‚entwickelten‘ Gefühlen fähig zu sein; 
auch werden sie zu Träger*innen von ‚unentwickelten‘ bzw. ,irrationalen‘ Gefüh-
len, wie eben Hass auf gleichgeschlechtliche Liebespaare. „Racialised and colonised 
populations are incapable of learning how to love reasonably because they are in-
capable of escaping their ‚natural‘ bodily instincts and impulses such as hate and 
anger. In the ‚Family of Man‘ where white norms of family, nation and empire must 
be inculcated into affectable populations, racialised and colonised peoples remain 
in a child-like position where they must learn, but constantly fail, to conform to cis-
heteropatriarchal bourgeois moulds of gender and sexuality.“ (Ebd., 90) Heteronor-
mative Hegemonie, wird sie intersektional gefasst, zeichnet sich also auch darüber 
aus, dass bestimmte heterosexuelle Lebensweisen durch rassisierte Zuschreibungen 
von Gefühlen und Gefühlsweisen aus dem Rahmen nationalstaatlicher Anerkennung 
und Schutz ausgeschlossen werden. Diese Ausschlüsse stabilisieren damit zugleich 
das, was als ‚normal‘ und ‚schützenswert‘ gilt.
Eine affekttheoretische Perspektive auf heteronormative Hegemonie macht einer-
seits also sichtbar, dass Hegemonie auf Anordnungen und Aufteilungen von ‚rich-
tigen‘, ,guten‘ und ‚abweichenden‘ ,schlechten‘ Gefühlen beruht. Andererseits 
artikuliert sich darin eine hegemoniale Positionierung, in der die (Il-)Legitimität 
fühlender Subjekte verhandelt wird: indem etwa Bedrohung, Angst und Hass, aber 
auch Überlegenheitsgefühle oder das Recht auf Schutz und Sicherheit durch ras-
sisierende, vergeschlechtlichende und klassisierende Logiken auf unterschiedliche 
Bevölkerungsteile aufgeteilt werden. Auf diese Weise werden Komfortzonen für 
manche hervorgebracht, die zugleich die Konstruktion von Gefahr und Bedrohung 
durch rassisierte ,andere‘ voraussetzen. Die Versprechen auf Zugehörigkeit und eine 
glückliche Zukunft, die wir als wichtige Machttechniken der Konsensgewinnung 
identifiziert haben, bedienen nicht nur affektiv aufgeladene heteronormative Bilder 
von Normalität, Intimität, Familie und Subjektivität, sondern verlangen ebenso af-
fektive Konstruktionen eines ‚Außen‘ und eines ‚Anderen‘. Diese Konstruktionen 
treiben Sehnsüchte an, dem ‚glücklichen Wir‘ angehören zu wollen, und ziehen eine 
affektiv besetzte Grenze zwischen einem imaginierten ‚Wir‘ und den ‚Anderen‘. 

Heteronormativer Hegemonie affektiv widerstehen?

Wenngleich Heteronormativität zweifelsohne eine gewaltvolle und zwingende 
Machtformation ist, wäre es verkürzt, so unser Fazit, sie auf eine juridische Form 
von Macht zu begrenzen, da dadurch die vielen, subtilen und alltäglichen Techniken 
von Macht unsichtbar bleiben. Um den machttheoretischen Radius der Queer Theo-
rie zu erweitern, haben wir im vorliegenden Text einen Dialog zwischen hegemonie- 
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und affekttheoretischen Überlegungen mit dem Ziel vorgeschlagen, zu zeigen, wie 
Subjekte in affektiver Weise heteronormative Macht bestärken, in sie einwilligen 
und sie begehren. Heteronormativität als Hegemonie operiert also auch über affek-
tive Versprechen von Komfortzonen, Zugehörigkeit, Glück und Zukunft für manche 
– um den Preis des Ausschlusses von anderen. 
Das hier vorgeschlagene Verständnis der Wirkmächtigkeit von Heteronormativität än-
dert auch das Nachdenken über Widerstand und queere Politiken. Bereits bei Gramsci 
findet sich die Überlegung, dass emanzipatorische Kämpfe zugleich Kämpfe um ‚den 
Verstand‘ und die ,Herzen‘ der Menschen sein müssen. Diese Idee findet ihren Wider-
hall in affekttheoretischen Überlegungen, geht es doch darum, dass uns Affekte, wie 
Ahmed in unserem Eingangszitat betont, auch zeigen können, wie Veränderungen 
möglich sind: „our investments move as we move“ (Ahmed 2004b, 172). Wenn He-
teronormativität als Machtformation gedacht wird, die uns auch affektiv dazu bringt, 
Macht mittels Versprechen und Verführungen von Komfort, Zugehörigkeit und Glück 
zuzustimmen und sie darüber fortzuschreiben, müssen queere Politiken auch an die-
sen affektiven Verbundenheiten, Bindungen und Verstrickungen ansetzen. Es gilt da-
her, hegemoniale affektive Verführungen aufzuzeigen und zurückzuweisen und darü-
ber hinaus neue Formen affektiver Politiken zu (er-)finden. Solche queeren Politiken, 
so wollen wir ausblickend anregen, müssen ein kollektives und solidarisches Suchen 
nach neuen Formen von Komfort, Zugehörigkeit und Glück sein – Formen, die also 
gerade nicht mehr nur für manche und nur unter der Bedingung des Ausschlusses und 
der Marginalisierung anderer möglich sind. 

Anmerkung

1 Gundula Ludwig dankt der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, da ihre Arbeit an 
dem Text im Rahmen ihres APART-Stipendiums der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften am Institut für Politikwissenschaften der Universität Wien entstanden ist.
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Machtvoll und vermachtet. Verhandlungen um 
KörperSubjekte und Technik

MAGDALENA FREUDENSCHUSS

Ich sitze in einem Hörsaal und höre einen Vortrag von Eva Illouz über Nicht-Wissen. 
Der Platz ist begrenzt, meine Bewegungen sind, wie so oft, nicht unmittelbar da-
rauf eingestimmt und ich berühre ungewollt den Körper meines*r Sitznachbar*in. 
So scheint es mir zumindest aus meiner und seiner*ihrer Reaktion – ein Zurück-
zucken beiderseits, ob der unerwarteten, deplatzierten Berührung, eine Entschuldi-
gung meinerseits. Sekunden später realisiere ich, dass ich nicht die Hand meines*r 
Nachbar*in, sondern sein*ihr Smartphone berührt habe. Das Mobiltelefon, insbe-
sondere in seiner smarten Weiterentwicklung, ist längst ein Teil unseres Körpers 
geworden. In diesem Moment war es ein Körperteil, das sich in meiner Grenzüber-
schreitung als solches artikulierte. Die Grenzüberschreitung fühlte sich intimer an, 
als der (nicht allzu vehemente, aber leider doch auch in derselben Situation ausge-
führte) Tritt auf den Schuh meines*r Nachbarin. Es bleibt ein Nachdenken über mein 
Nicht-Wissen zu den Grenzen des Körpers anderer.
Die Unbestimmtheit und Fluidität der Grenzen zwischen (menschlichem) Körper, 
Subjekt und (digitaler) Technik strukturiert mittlerweile in vielen Bereichen unse-
ren Alltag. Die Präsenz von Smartphones ist hierfür nur eines der offensichtlichsten 
Beispiele. Die sich aus dieser Unbestimmtheit ergebenden Unsicherheiten, Verun-
sicherungen und Veränderungen nehme ich zum Anlass, um gesellschaftliche Aus-
handlungen über das Verhältnis von KörperSubjekt (Ludwig 2015) und Technik mit 
Blick auf die Frage nach gesellschaftlichen Machtverhältnissen, unter anderem Ge-
schlechterverhältnissen, zu reflektieren. Als solche unterliegen sie einem ständigen, 
von gesellschaftlichen Ent- und Verwicklungen gezeichneten Wandel, gleichzeitig 
stabilisieren und modifizieren sie auch die herrschende soziale Ordnung. So stellt 
sich mit Blick auf den Körper und dessen Rolle in Subjektivierungsprozessen auch 
die Frage nach Macht und Machtverhältnissen. Die gegenwärtige (digitale) Tech-
nologisierung provoziert kontinuierlich Auseinandersetzungen mit Körperlichkeit 
und Körpern in gesellschaftspolitischer, alltagspraktischer und politiktheoretischer 
Hinsicht ebenso wie sie den Raum des Politischen rekonfiguriert. 
Technik und Körper diskutiere ich im Folgenden aus queerfeministischer Perspek-
tive als situierte und in die Ko-Konstruktion von multiplen gesellschaftlichen Macht-
verhältnissen verwobene Momente von Subjektivität. In einem ersten Schritt gehe 
ich feministischen Debatten zum Verhältnis von Körper und Technik nach und lote 
damit die Spannbreite der Argumentationen zwischen Unterwerfung und Befreiung 
aus. Im Weiteren fokussiere ich einige der zahlreichen Auseinandersetzungen mit 
der Figur der Cyborg, um ein Schlüsselmoment von Machtverhältnissen, nämlich die 
De/Konstruktion von Grenzziehungen in den Blick zu nehmen, die wiederum in am-
bivalenter Weise Machtverhältnisse mitformen. Feministische Interpretationen der 
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Cyborg lese ich als Instrument zur Politisierung von Grenzziehungen. Technologie 
spielt, wie ich in einem dritten Schritt anhand von zwei Beispielen zeige, schließlich 
auch eine zentrale Rolle zur Kontrolle und Normierung von Körpern. In hegemonia-
len diskursiven Anrufungen wird die Figur der Cyborg zu einem Instrument von Un-
terwerfung gewendet. Vor diesen ambivalenten Dynamiken der Verflochtenheit von 
Technik und Körper plädiere ich abschließend im Rückgriff auf die feministische 
Figur der Cyborg dafür, zu lernen ein*e Cyborg1 zu sein, für eine aktive alltags- und 
gesellschaftspolitische Auseinandersetzung mit jenen Subjektivierungsprozessen, 
die sich aus dem Zusammenspiel von Körper und Technik ergeben.

Feministische Debatte: Technik als Unterwerfung und Befreiung

Körper sind Orte des Politischen, die durch Machtverhältnisse strukturiert sind und 
deshalb als Orte sozialer Kämpfe verstanden und gestaltet werden müssen. Diese fe-
ministische Perspektivierung legt nahe, Verschiebungen und Veränderungen hinsicht-
lich der materiellen Strukturiertheit von (menschlichen) Körpern machtpolitisch zu 
reflektieren. Körper sind in einer technofeministischen Lesart dann interpretierbar als 
„boundary concept“, wie Anne Balsamo (2000) vorschlägt. Über dieses „boundary 
concept“ werden gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse gerade in Zeiten beschleu-
nigter Technologisierung verhandelt. Ich möchte hier auf zwei Logiken fokussieren, 
in denen Körper verhandelt werden, und dies entlang einiger technofeministischer 
Debattenstränge konkretisieren: Zum einen geht es um die Frage, welche gesell-
schaftspolitischen Bedeutungen Körpern zugewiesen und wie diese Bedeutungen 
durch Technologien verschoben werden. So wird der Körper erst durch „macht- und 
gewaltvolle Diskurse, (…) zu jenem (ge)macht (....), als den wir ihn alltäglich wahr-
nehmen und leben“ (Ludwig 2013, 87). Hier ordne ich die Auseinandersetzungen 
um Virtualisierung und Entkörperung ein. Zum anderen drehen sich viele Debatten 
um die konkrete Materialität von Körpern, um Eingriffe in diese und Veränderungen 
derselben. Diese Verhandlungen bewegen sich zwischen der Unterwerfung der Kör-
perSubjekte unter und deren Befreiung aus Ungleichheitsverhältnissen. 
Balsamo erarbeitet in der Auseinandersetzung mit Cyberpunk-Literatur eine Ma-
trix für den Techno-Körper, mit der sie dessen unterschiedliche Rollen zu fassen 
versucht: „(T)he body that labors, the repressed body, the marked body, the disap-
pearing body“ (Balsamo 2000, 220) sind vier Modalitäten des Körpers, die das ver-
geschlechtlichte und rassifizierte Verhältnis von Körper, Subjektivität und Techno-
logie beschreiben. In allen vier Modalitäten kann die oben beschriebene Dynamik 
zwischen Stabilisierung und Wandel, zwischen Unterwerfung und Befreiung, also 
die Umkämpftheit des Körpers rekonstruiert werden. Konkretisieren lässt sich über 
Balsamos Aufschlüsselung des Techno-Körpers demnach, wie Technik KörperSub-
jekte auf spezifische Weise formt (Bublitz et al. 2013). 
Balsamos „markierter Körper“ (Balsamo 2000, 225f., Übers. MF) verweist auf ge-
sellschaftliche Normierungen, die über den Körper soziale, kulturelle, politische und 
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ökonomische Hierarchisierungen produzieren und stabilisieren. Die Schönheitsin-
dustrie, die auf Visualisierungsprogramme zurückgreift, um körperliche Normen zu 
vermitteln, ist Balsamos Beispiel hierfür, ein weiteres diskutiere ich im nächsten 
Teil. Mit dem „arbeitenden Körper“ (ebd., 227f., Übers. MF) spricht Balsamo eine 
weitere stark vergeschlechtlichte Ebene an. Zum einen verweist sie auf den repro-
duktiven Körper und die Rolle der Reproduktionstechnologien für die soziale Kon-
struktion von Körper und Geschlecht.2 Visualisierungstechniken, wie Ultraschall, 
verändern das Verhältnis von Subjektivität und Körper maßgeblich, indem sie Kon-
trolle qua Sichtbarkeit sowohl über die Schwangeren als auch die Föten schaf-
fen – mitunter über das Geschlecht und andere Normvorstellungen von Körpern. 
Zum anderen geht es hier aber auch um jene Körper, die als rassifizierte Körper 
in globalen Wertschöpfungsketten die Herstellung der materiellen Basis digitaler 
Technologien absichern, wie etwa Billiglohnarbeiter*innen in der technologischen 
Fertigungsindustrie im Globalen Süden. An dieser Stelle werden insbesondere Kon-
tinuitäten deutlich, die Geschlechter- und Machtverhältnisse in digitalisierten Kon-
texten als ungleiche und relationale fortschreiben: Vergeschlechtlichte Arbeitstei-
lung und intersektionale Konstellationen von globalisierter Ausbeutung sind keine 
neuen Phänomene, sondern erinnern an die Zentralität des Körpers für die Stabilität 
binärer, kapitalistischer, heteronormativer und rassistischer Herrschaftsverhältnisse. 
In Fortführung von Balsamos Blick auf die arbeitenden Techno-KörperSubjekte 
kann Digitalisierung als zentraler Transmissionsriemen neoliberaler Herrschaftsdy-
namiken verstanden werden, die sich an unterschiedlichen Stellen als Gewaltver-
hältnisse3 erweisen. 
Der „verschwindende Körper“ (Balsamo 2000, 230f., Übers. MF) stellt einen am-
bivalenten Modus innerhalb der feministischen Techo-Debatten dar: So ist die Ent-
wicklung digitaler Technologien seit den Anfängen mit der Hoffnung verbunden, 
hierarchische und ungleiche Geschlechterverhältnisse zu überwinden. Shulamith 
Firestone (1970) argumentiert in radikalfeministischer Tradition für das Potential di-
gitaler Technologie, Geschlechterrollen aufzubrechen. Sie sieht in einer Cyber-Zu-
kunft das Versprechen der totalen Kontrolle von Natur und damit der Überwindung 
reproduktiver Zwänge. Patriarchale Herrschaft beruht in ihrer Analyse zentral auf 
der biologischen Festlegung von Frauen auf ihre Rolle als Gebärerinnen. Der Kör-
per gilt demnach als Hindernis für Subjektentwürfe jenseits von Geschlechterzwän-
gen. Infolgedessen versteht sie die Kybernetik als Schlüssel zur Überwindung dieser 
Herrschaftsstrukturen und zur Dekonstruktion binärer Geschlechterrollen (vgl. Paa-
sonen 2002, [17]f.).
Feministische Auseinandersetzungen mit Technologie und Kybernetik, jenem An-
satz, der sich ausgehend von Technikentwicklung auf die Steuerung und Regelung 
komplexer (technischer) Systeme ausrichtet, weisen aber durchaus auch schon in 
dieser Phase in gegenteilige Richtungen und fokussieren auf jene Modalität des Kör-
pers, die Balsamo als „disappearing body“ (Balsamo 2000, 230f.) fasst: In ökofemi-
nistischen Ansätzen insistieren Autorinnen wie Mary Daly oder Jane Caputi, dass in 
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der patriarchalen Vergeschlechtlichung von Technologie eine Gefahr liege. Für sie 
ist die Kybernetik ein patriarchaler Herrschaftsmodus (vgl. Halberstam 1998, 478), 
der weibliche Körper soll vor dieser weiteren Form männlicher Kontrolle geschützt 
werden. Auch Balsamo versteht das Begehren nach einer Überwindung, einem Ver-
schwinden-Lassen des Körpers – anders als Techno-Feminist*innen wie Sadie Plant 
(1995) oder Shulamith Firestone – nicht als feministische Befreiungsstrategie, son-
dern als maskulinistischen Versuch, den Körper als Ort von Weiblichkeit zu über-
winden: 

(T)he ,disappearing body‘ is a gendered response to cultural anxieties about body invasion. 
Masculinist dreams of body transcendence and, relatedly, masculinist attempts at body 
repression signal a desire to return to the ,neutrality‘ of the body, to be rid of the culturally 
marked body (Balsamo 2000, 233).

In der Ambivalenz zwischen Stabilisierung und Herausforderung herrschaftsförmi-
ger Verhältnisse – oder aus Perspektive der KörperSubjekte formuliert: zwischen 
Unterwerfung und Befreiung – kann schließlich auch Balsamos Modus des „unter-
drückten Körpers“ (ebd., 228f., Übers. MF) gelesen werden. Nicht nur aus feminis-
tischer Perspektive gehen Prozesse der digitalen Technologisierung insbesondere in 
den Anfängen des Internets einher mit Debatten um das Befreiungspotential aus über 
den Körper verhandelten Ungleichheiten. Die Möglichkeit, in virtuellen Räumen 
die eigene Identität neu zu entwerfen, verführt dazu, diese Räume als herrschaftsfrei 
wahrzunehmen und die eigene Subjektivität als losgelöst von der Positionierung des 
KörperSubjekts in gesellschaftlichen Machtverhältnissen zu imaginieren. Insbeson-
dere in der ersten Phase des Internets wird in den utopischen Entwürfen alternativer 
Netzgemeinden, erleichtert durch die Vorstellung, dass die Trennung des materi-
ellen Körpers von der eigenen Subjektivität im virtuellen Raum Freiheit bringen 
würde, ein Mythos der Gleichheit kultiviert (vgl. Apprich 2015). Dabei wurde der 
Körper implizit oder explizit vom Schauplatz von gesellschaftlichen Machtkämp-
fen zur Ursache von Ungleichheiten und Diskriminierung (Chun 2006, 132). In der 
vermeintlichen Loslösung vom Körper werden diskriminierende Strukturen, so 
Wendy Hui Kyong Chun (ebd., 133), unsichtbar gemacht, rassistische ebenso wie 
sexistische oder ableistische Ungleichheitsverhältnisse individualisiert und darüber 
fortgeschrieben. Schließlich ist es in dieser Erzählung das diskriminierte KörperSub-
jekt, dem die Verantwortung für Ungleichheit zugeschrieben wird. Virtual passing 
ist somit zwar möglich, doch zeigen zahlreiche Analysen, dass die virtuellen Räume 
nicht entkoppelt von tradierten Herrschaftslinien funktionieren (vgl. u.a. Nakamura 
2012). Vielmehr sind die Infrastrukturen selbst ebenso wie die sozialen Prozesse, die 
auf diesen aufbauen, durch Geschlecht, ,race‘, Klasse und globale Positionierung 
strukturiert. Der Aufbau digitaler Infrastrukturen folgt häufig älteren Schichten ana-
loger Infrastrukturen und privilegiert so beispielsweise städtische Zentren (Mattern 
2016). Shannon Mattern spricht von den ethischen und politischen Ansprüchen, von 
denen wir wollen, dass Infrastrukturen sie verkörpern und damit die Grundlage für 
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Bürger*innenschaft liefern (ebd.). „Significantly, this rewriting of the Internet as 
emancipatory, as ,freeing‘ oneself from one’s body, also naturalizes racism“ (Chun 
2006, 132). Statt den emanzipatorischen Anspruch einzulösen, bleibt der Körper 
auf beinahe paradoxe Weise ein zentraler Bezugspunkt der sozialen und politischen 
Ordnung. Virtualisierung als ein Moment digitaler Technologisierung geht insofern 
nicht mit Entkörperung einher. Die Veränderungen müssen vielmehr als Verschie-
bungen hinsichtlich der Bedeutung von Körpern für gesellschaftliche Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse interpretiert werden.

Cyborgperspektiven: Grenzziehungen politisieren

Die Cyborg-Figur überschreitet als feministische Artikulation die im vorherigen 
Abschnitt diskutierten, widerstreitenden (vergeschlechtlichten) Machtverhältnisse 
reflektierenden Interpretationen von Technologisierung, indem sie Grenzziehungen 
hinterfragt: Donna Haraway führte im Cyborg-Manifest von 1985 Technologien als 
Impuls für die Infragestellung der Mensch-Technik-Trennung ebenso wie weiterer 
dichotomisierender Konstruktionen ein. „Cyborgs sind kybernetische Organismen, 
Hybride aus Maschine und Organismus, ebenso Geschöpfe der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit wie der Fiktion“ (Haraway 1995, 33). Für Judith Halberstam stellt die 
Cyborg damit die Konstruktion patriarchaler Herrschaft und Hegemonie grundle-
gend in Frage: 

The female cyborg becomes a terrifying cultural icon because it hints at the radical poten-
tial of a fusion of femininity and intelligence. If we define femininity as the representation 
of any gendered body, and intelligence as the autonomous potential of technology and 
mental functioning, their union signifies the artificial component in each without referring 
to any essential concept of nature. A female cyborg would be artificial in both mind and 
flesh, as much woman as machine, as close to science as to nature (Halberstam 1998, 478). 

Die weibliche Cyborg-Figur transportiert die Hoffnung auf ein Aufbrechen diskri-
minierender Festlegungen und Zuschreibungen. Halberstam sieht in dieser Figur – 
wie auch Donna Haraway – Möglichkeiten der Wiedereinbeziehung der materiellen 
Basis in Vorstellungen postmoderner Subjektivität. Gleichzeitig erlaubt diese Figur 
die Überwindung einer der Grundfesten von vermachteten Geschlechterverhältnis-
sen: „In the age of the intelligent machine, political categories can no longer afford to 
be binary“ (ebd., 480). So bietet sich die Cyborg-Metapher als reflexive Denkfigur 
zur Auseinandersetzung mit (nicht-)binär konstruierter KörperSubjektivität sowie 
dem darin eingelagerten Zusammenhang von Geschlecht und Macht an. 

She (Haraway, MF) offered the cyborg as a political fiction for mapping the boundary 
effacement between humans and animals and humans and machines. Ironic, unruly, and il-
legitimate, the cyborg reveled in the pleasures of promiscuous couplings with technology, 
sought a politics of affinity, and incited women to embrace a relationship with technology 
(Hamilton 2010).
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Grenzen und Differenzen werden als wirkmächtige Konstruktionen und damit als 
politische Prozesse verstanden. Welche Grenzen werden gezogen? Welche Gren-
zen erodieren? Die Cyborg als feministische Figur erlaubt eine Artikulation dieser 
Fragen in Bezug auf das Verhältnis von Körper und Technik. Die Auseinanderset-
zung mit Dichotomien als gesellschaftlichem Ordnungsprinzip ist ein zentraler Teil 
feministischer Kritikgeschichte – unter anderem in Form der Kritik an einer andro-
zentrischen Technogeschichte (vgl. Martin 2001). Dichotomien organisieren gesell-
schaftliche Verhältnisse mitunter entlang von Geschlecht, globaler Positionierung, 
,race‘ oder Sexualität. Der Körper ist, wie Paula Irene Villa aus soziologischer Sicht 
argumentiert, „ein geradezu paradigmatischer Kristallisationspunkt verschiedener 
Dualismen westlich-moderner Diskurse“ (Villa 2006, 66). Die Figur der Cyborg 
stellt diese Gegenüberstellungen von Kultur/Natur, Geist/Körper, rational/irrational, 
Mensch/Tier in Frage (Haraway 2003). 
Bei der Haraway’schen Cyborg-Figur handelt es sich um eine kritische, politische 
Figur, die aus einer technofeministischen Perspektive insbesondere die Potentiale 
technologischer Entwicklungen für eine herrschaftsfreie Gesellschaft auszuloten 
ermöglicht (vgl. auch Hamilton 2010; Paasonen 2002). Das cyberfeministische 
Künstler*innen-Kollektiv VNS Matrix (1991) entwirft in ihrem „Cyberfeminist Ma-
nifesto for the 21st Century“ die eigene politische Handlungsfähigkeit als viral und 
verortet Subjektivität in der Transgression von Körper und Technik. Das Internet ist 
für VNS Matrix ein gestaltbarer Raum, den es sich anzueignen gilt (Evans 2014). 
Gleichzeitig räumen Francesca da Rimini und Virginia Barratt ein, dass VNS Matrix 
in den 1990er-Jahren zentrale, mit der eigenen Situiertheit verbundene Machtver-
hältnisse jenseits von Geschlechterverhältnissen ausgeblendet hat. Die zwei ehe-
maligen VNS Matrix-Mitglieder verweisen heute auf die rassifizierten Dimensi-
onen ihrer Cyborg-Ideen, die sich in der Nicht-Reflexion der eigenen Privilegien 
als weiße Feministinnen zeigen (Barratt/da Rimini 2015). Nichtsdestotrotz arbeiten 
die beiden Künstlerinnen_Theoretikerinnen weiter mit dem Cyborg-Konzept und 
setzen es auf Grund der darin elaborierten Verschränkung von menschlicher Kör-
perlichkeit und Technik zur Reflexion von Grenzziehungen und zur Entwicklung 
einer emanzipatorischen Politik ein. Sie verschieben mit dieser Figur den Begriff 
des Politischen und schaffen politische Handlungsformen sowie Gestaltungsräume: 
In ihrer aktuellen Performance „Hexing the Alien“ (ebd.) wenden sich Barratt und 
da Rimini mit neuen Borg-Visionen auf affektive, ökologisch orientierte und dem 
Mythischen entliehene Formen der Auseinandersetzung mit Gesellschaftspolitik zu. 
In ihren gegenhegemonialen Verknüpfungen, die sehr unterschiedliche theoretische 
und insbesondere philosophische Traditionslinien aufgreifen, setzen Figuren wie der 
Cathexborg oder Hexborg utopisches Potential frei. Die*der Cathexborg spielt bei-
spielsweise auf Besetzung in einem widerständigen Sinn an, bezieht aber auch die 
Verwobenheiten von Technik, Mensch und Natur beziehungsweise Ökologie expli-
zit mit ein. Es sind Körpermetaphern, die hier bedient werden: „piercing the skin of 
the earth“ oder die Ansprache der Erde als Akteurin – beides kann als Ausdruck sich 
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verwischender Grenzen verstanden werden. Die Borgs von Barratt und da Rimini 
bringen die Ökologie, also die unmittelbar schon mit Technologie verschränkte Na-
tur, ins Spiel (vgl. Hörl 2013). Das Politische wird nicht mehr als ausschließliches 
Terrain menschlicher Gestaltung angesehen, vielmehr öffnet die Cyborg-Figur die 
Frage nach politischer Handlungsfähigkeit jenseits des Menschen. Auch Momente 
des Mythischen in Form von Zaubersprüchen und Formeln zur Verwandlung der 
hegemonialen politischen Ökonomie zeigen an, in welcher Hinsicht (Cy)Borgs als 
produktive politische Figur funktionieren: Sie machen Neues denkbar, indem sie 
etablierte Grenzziehungen in Frage stellen und aufbrechen.
Zunehmend definieren sich Menschen als Cyborgs und verweisen dabei auf Im-
plantate, die ihre menschlichen Fähigkeiten erweitern (vgl. Cyborg e.V.). Politisch 
relevant werden solche praktizierten Grenzverschiebungen in zweierlei Hinsicht: 
Erstens etablieren sich Vereine, die für die Anerkennung spezifischer politischer 
Rechte von Cyborgs streiten; dazu zählt die Anerkennung von Technik als Körper-
teil und von auf diese neuen Körperteile bezogenen Körperverletzungen. Eingefor-
dert wird zweitens das Recht, die eigenen Fähigkeiten durch Technik zu erweitern 
und diese Technik, wie beispielsweise ein Cochlea-Implantat, selbst kontrollieren zu 
können (Beuth 2013).
Der eigene Körper ist Experimentierfeld im Kampf um Selbstbestimmung. Körper-
modifikationen, als ein Modus der Auflösung von Grenzziehungen zwischen Körper 
und Technik, stehen in einer langen sozialen und machtpolitischen Tradition. Mit 
selbstgewählten, zunehmend technikbasierten Modifikationen des Körpers eignen 
sich Menschen die Kontrolle sowohl über ihren Körper als auch über die verwendete 
Technik an. Diese Prozesse verweisen auf die machtpolitisch relevante Frage, wer 
welchen Zugriff und welche Berechtigung hat, über Technologien zu verfügen. In 
der Cyberpunk-Bewegung ist dies unmittelbar mit digitaler Technologie verbunden.

Instead of an object of social control by patriarchy, medicine, or religion, the body should 
be seen (…) as a space for exploring identity, experiencing pleasure, and establishing 
bonds to others (Pitts 2003, 7f.).

So funktionieren Körpermodifikationen in queerfeministischen Kontexten auch als 
eine Form der (Wieder-)Aneignung und Widerständigkeit. Die Cyborg-Existenz als 
Möglichkeit der selbstbestimmten Gestaltung des eigenen Körpers bietet dem queer-
feministischen Begehren nach einer Dekonstruktion von Zweigeschlechtlichkeit ei-
nen Ankerpunkt: 

Nichts ist unsexier und langweiliger als die ,gottgegebene‘ Zweigeschlechtlichkeit. 
Ein Halleluja für Transhumanismus und genderlose Cyborgs! Vielleicht liegt in den 
Übermensch-Maschinen tatsächlich der Schlüssel zur endgültigen Verwischung der Ge-
schlechtergrenzen. Das ultimative Transsexuelle!? Wie gesagt, hot! (Mitzner 2013) 

Victoria Pitts betont demgegenüber, dass viele der Aneignungsstrategien im Kontext 
von Körpermodifikationen gleichzeitig andere Herrschaftsstrukturen nicht reflek-
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tieren und damit ihrerseits diskriminierend wirken (Pitts 2003). Auch der Cyborg-
Körper bleibt in komplexe Herrschaftsverhältnisse eingelagert und ist in ihnen ein 
umkämpfter Ort von Kontrolle, Privilegien und Diskriminierung.
Körpermodifikationen im Sinne einer Verschränkung von Technik und KörperSub-
jekt mit dem Ziel der Überwindung der Begrenztheit des Körpers und des menschli-
chen Lebens spielen auch für Transhumanist*innen eine wichtige Rolle. Vorgeblich 
jenseits von Herrschaftsverhältnissen argumentierend, geht es Transhumanist*innen 
um die Optimierung der Besten und Fähigsten (Carrico 2012). Kerngedanke dieser 
Bewegung ist die gezielte Verbesserung des Menschen durch (digitale) Technolo-
gien, die der Beseitigung dessen dienen, was als Defizit des menschlichen Körpers 
wahrgenommen wird. Nicht selten verknüpft sich diese Argumentation allerdings 
mit eugenischem Gedankengut und der Vorstellung unterschiedlicher Wertigkeiten 
von Leben. An dieser Stelle kippt das Unterlaufen von Grenzziehungen zwischen 
Technik und Mensch in die Reproduktion anderer herrschaftsförmiger Grenzzie-
hungen. Dale Carrico spricht von einer Hintertür, durch die Rassismus, Sexismus 
und Imperialismus wieder hereingelassen würden. Gesellschaftliche Ein- und Aus-
schlüsse über die Kategorisierung in Überschüssige – als Pendant zu den Fähigsten 
und Besten – stehen in einer langen kolonialen Tradition (vgl. Mbembe 2014, 76). 
Die Hintertür, die hier geöffnet wird, ist fest in gesellschaftliche Ungleichheits-
verhältnisse eingelassen. Jack Halberstam (Halberstam/Krohnen/Greiner 2015) 
kritisiert in seiner Analyse des Transhumanismus die damit einhergehende Diffe-
renzierung zwischen Lebenden und lebenden Toten. Die Verbesserung des Lebens 
einiger – der Lebenden – geht auf Kosten jener lebenden Toten, die die materiellen 
Grundlagen hierfür schaffen und deren Menschlichkeit nicht mehr zählt. Halberstam 
nimmt dieses parallele Überschüssig-Machen und Ausbeuten zum Ausgangspunkt 
für seine kritische Reflexion techno-affiner Argumentationen, deren Extrempunkt 
der Transhumanismus sein mag. Die Unterscheidung von Menschen in solche, die 
es ‚wert sind zu leben‘, und andere, die eigentlich als ,lebende Tote‘ gelten, ermög-
licht es, so Halberstam (ebd.), dieses System am Laufen zu halten. Hier spielt die 
Ausbeutung der Arbeitskraft von Menschen im Globalen Süden eine wichtige Rolle, 
ist sie doch eine wesentliche Grundlage für die Produktion digitaler Technologien: 
angefangen von den Rohstoffen wie Wolfram oder Tantalum in zentralafrikanischen 
Mienen über die Fertigung der Geräte in Niedriglohnländern bis hin zur Entsorgung 
des westlichen Elektroschrotts in Ländern des Globalen Südens (Schurath 2015). 
Halberstam (Halberstam/Krohnen/Greiner 2015) erweitert seine Kritik auch in 
Richtung biomedizinischer Technologien wie beispielsweise In-Vitro-Fertilisation. 
Gerade in diesen Feldern wird die Verschränkung von rassistischen Strukturen mit 
Geschlecht deutlich: Reproduktionstechnologien kommen einigen wenigen Privile-
gierten zugute, die Investitionen in die Erforschung von Krankheiten und Risiken, 
die überwiegend arme, diskriminierte Menschen oder Gruppen betreffen, sind 
unvergleichlich gering. Koloniale Kontinuitäten sind Cyborg-Existenzen in verge-
schlechtlichter Weise eingeschrieben. 
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Die Grenzverschiebungen und -irritationen – von binären Konstruktionen, wie sie 
auch das Geschlechterverhältnis prägen, und der Distinktion zwischen Mensch 
und Technik über Grenzen sozialer und politischer Zugehörigkeit bis hin zur 
Definition des Politischen und politischer Handlungsfähigkeit –, die mit dem 
Konzept der Cyborg als gesellschaftspolitische Interventionen theoretisch wie prak-
tisch aufs politische Parkett traten, sind insofern ambivalent: Sie zeigen nicht zuletzt 
auf, wie ungleiche Machtverhältnisse in ihrem Kernmoment der Grenzziehungen 
herausgefordert und gleichzeitig neu und im Verbund mit multiplen, miteinander 
verschränkten Ungleichheits- und Herrschaftsverhältnissen in Gesellschaft weiter 
eingeschrieben werden.

Kontrollgesellschaft: Technik regiert Körper

Die Figur der Cyborg funktioniert in der Literatur und aktivistisch-politischen Kon-
texten auch als Figur, über die die Frage nach Fremd- und Selbstkontrolle über den 
eigenen Körper und durch den politischen, gesellschaftlichen Körper verhandelt wird. 
Diese Verhandlungen schließen damit auch an die Kybernetik an, die für den Dis-
kurs über „cybernetic organisms“ maßgeblich ist (vgl. Smelik/Lykke 2008, ix-x). Die 
Kybernetik ist seit den 1940er-Jahren auf die systematische Lenkung des Sozialen 
durch Technologie ausgerichtet. Auch deshalb ist in Debatten über den Charakter di-
gitalisierter Gesellschaften häufig von Kontrollgesellschaft die Rede (Deleuze 1990). 
Gilles Deleuze sieht diese als Nachfolgerin der Foucault’schen Disziplinargesellschaft. 
Kontrolle wird dabei maßgeblich über und durch digitale Technologien ausgeübt. Der 
Zusammenhang zwischen Kontrolle und Körper ist seinerseits ein altbekannter Topos 
in feministischen Debatten, wie etwa in der Frage der Abtreibung deutlich wird, und 
verweist sowohl auf Herrschaftsmechanismen als auch auf Widerstandsstrategien.
KörperSubjekte finden sich auch in Bezug auf neuere, digitale Technologien in 
Normierungs- und Verwertungsprozesse eingebunden. Exemplarisch mag dafür 
das Werbeposter für ein Fitnessstudio stehen, auf dem ein muskulöser, als männlich 
und weiß codierter Oberkörper in sportlicher Pose inszeniert wird. Der Werbeslogan 
dazu lautet: „Upgrade your body“.4 Der Körper ist hier Gegenstand der Bearbeitung 
in digital-technischem Vokabular. Auf sprachlicher Ebene zeugt diese Werbung vom 
Imperativ, den eigenen Körper fit zu halten, zu verbessern und seine Potentiale aus-
zubauen. Upgrading, das ist in der technologischen Sphäre eine Intervention von 
außen, ein Abrufen externer Expertise, die Vernetzung zur Voraussetzung hat. Der 
Körper konstituiert sich gerade im Prozess der Vernetzung. Diese Art des Upgrade 
ist mit einer Anstrengung verbunden, die im Moment des Trainierens seinen Aus-
druck findet. Die Unterzeile schlägt eine spezifische Motivation vor, dies zu tun: 
„Trainiere Dir jetzt den Neid der Anderen an“. Die Motivation liegt demnach in 
der sozialen Verwobenheit mit anderen, wenn freilich auch in einer Verwobenheit, 
die auf kapitalistische Konkurrenzlogiken verweist. Der „Neid der Anderen“ ist der 
versprochene Lohn für die eigene Mühe. Technologie und Affekt treffen sich im 
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Körper und artikulieren einen Imperativ zur Optimierung des eigenen Selbst. In die-
ser sprachlichen Technologisierung des KörperSubjekts zeichnet sich ein sich trans-
formierendes Verständnis der Verletzbarkeit von Körpern ab, das sich immer mehr 
einem technologischen annähert: In kybernetischer Manier gilt es, das Problem 
auszumachen, umzuprogrammieren, weiterzumachen, die nächste Schwachstelle zu 
identifizieren, ein Update durchzuführen – kurz in beständiger Feedback-Schleife 
die Selbstoptimierung voranzutreiben. Die damit verbundene kapitalistische und in-
dividualistische Indienstnahme dieses Körpers ist weniger befreiende Entgrenzung 
von Körper und Technologien als eine Zurichtung auf hegemoniale vergeschlechtli-
chte, heteronormative und rassistische Normen.
Die Selbstbeobachtungsbewegung unter dem Stichwort „The Quantified Self“ ar-
gumentiert ebenfalls in dieser Logik. Der Einsatz von auf digitaler Technologie be-
ruhenden Geräten dient der Messung, Dokumentation und Auswertung vorrangig 
körperbezogener Daten. Gary Wolf (2010), einer der Begründer der Quantified-Self-
Bewegung, argumentiert mit der Ästhetik und Attraktivität der Geräte und hält ein 
Plädoyer für die sich aus der neuen Technologie ergebenden Möglichkeiten, die Welt 
aktiv zu gestalten. Das kybernetische Denken schreibt sich so in Alltagspraxen fort. 
Die Cyborg-Existenz realisiert sich in der Selbstoptimierung qua Datensammlung.
Dabei gilt es wiederum in den Blick zu nehmen, wie die dazugehörigen Infrastruk-
turen – insbesondere Software – vergeschlechtlicht strukturiert sind. Chun (2016 
[2004]) versteht Software als Ideologie, als Subjektivierungsprozess und als Fe-
tischobjekt. Gleichzeitig werden in der gesellschaftlichen Vorstellung dessen, was 
Software ausmacht, Binaritäten fortgeschrieben: „Software ist zu einem Common-
sense-Kürzel für Kultur geworden und Hardware zu einem Kürzel für Natur. (...) 
In unserer sogenannten postideologischen Gesellschaft stützt und entpolitisiert 
Software Begrifflichkeiten von Ideologie und Ideologiekritik“ (ebd., 301f). Durch 
diesen Hinweis auf die politische Relevanz von Software wird deutlich, wie sehr 
einzelne Modalitäten von Geschlechterverhältnissen – insbesondere die binären 
Entwürfe von Geschlechterdifferenz – in den Konstruktionen von Technologie 
fortgeschrieben, gleichzeitig aber der Wahrnehmung entzogen werden.
In der Kontrollgesellschaft wird versucht, die Unbestimmtheit im Verhältnis von 
KörperSubjekt und Technik hin zur (Selbst-)Kontrolle des Körpers durch Technolo-
gie zu schieben. Die beiden Beispiele zeigen auf, dass solche technischen Normie-
rungen des Körpers in der Alltagssphäre diskursiv und ideologisch Raum greifen 
und als Gegenpol zu den feministisch-emanzipatorischen Cyborgs in der Verhand-
lung um gesellschaftliche Machtverhältnisse begriffen werden können.

Learning to Be A Cyborg

Das eingangs angesprochene Nicht-Wissen über die Grenzen des Körpers anderer 
lese ich als Symptom jener Verhandlungen um die Unbestimmtheiten des Verhält-
nisses von Körper und Technik, die ich mit diesem Beitrag in einigen ihrer Schat-
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tierungen nachzuvollziehen versucht habe. Diese Suchbewegungen bündle ich nun 
in der These, dass es – nicht zuletzt aus feministischer Sicht und mit Blick auf das 
Aushandeln von Geschlechter-/Machtverhältnissen – darum gehen muss, die eigene 
Cyborg-Existenz aktiv auszufüllen, sie sich anzueignen und zu lernen, unter die-
sen widersprüchlichen Vorzeichen ein*e Cyborg zu sein. Cyborgs, das sind nämlich 
nicht die Anderen, keine hochtechnisierten Roboter, die dem Menschen ähnlich se-
hen, es sind auch nicht vorrangig jene Figuren, die eine Bildersuche unter diesem 
Stichwort in einer Online-Suchmaschine zusammenstellt. Cyborgs, das sind viel-
mehr wir alle. Haraway unterscheidet zwischen der fiktiven und der materiellen Fi-
gur, also zwischen Entwurf und Existenz, und betont nicht zuletzt in ihren neueren 
Texten, worauf auch schon die Cyborg-Figur verweist: auf die Notwendigkeit, sich 
den Unbestimmtheiten technologisierter Subjektivität und neuer Regierungsweisen 
von „technobiopower“ gestaltend zuzuwenden (Gane/Haraway 2006, 149). 
Feministische Auseinandersetzungen mit Macht und Herrschaft artikulieren immer 
wieder den Anspruch, auch „einen Orientierungsrahmen für politisches Handeln 
ab(zu)geben“ (Knapp 1992, zit. n. Sauer 2012, 382). Einen solchen Orientierungs-
rahmen gilt es unter sich verändernden Rahmenbedingungen einer zunehmenden 
Verflochtenheit von menschlichen Körpern und Technologie immer wieder neu 
auszuhandeln und zu entwickeln. Oder anders gefasst: „(W)ir müssen als mensch-
liche Subjekte an der Hervorbringung von Subjektivierungsweisen arbeiten, die un-
sere fundamentale Verflochtenheit in die Welt in weniger hierarchischen und gewalt-
vollen Verhältnissen ermöglichen und dabei zugleich fundamental zur Disposition 
stellen, was das Menschliche ausmacht“ (Meißner 2014, 112). Was Hanna Meißner 
mit Blick auf die Debatten des New Materialism formuliert, kann als feministischer 
Anspruch für die Auseinandersetzungen mit Cyborg-Existenzen, mit den Unbe-
stimmtheiten im Verhältnis von Körper und Technologie gelten.
Feministische und postkoloniale Technowissenschaften liefern in mehrerlei Hin-
sicht einen produktiven Ansatzpunkt für politikwissenschaftliche und alltagspo-
litische Zugänge des Lernens, im Sinne eines ,Learning to be a Cyborg‘: Erstens 
schließt das kritische Reflexionsrepertoire feministischer Theorie und Erfahrungen 
die herrschaftsförmigen Momente der Verschränkung von KörperSubjekten und 
Technologie auf. Dabei geht es um die Dekonstruktion gewaltvoller Verflechtungen 
von Körper, Technik und Macht. Der Modus der Cyborg-Kritik ist (neben anderen 
Kritikmodi) ein möglicher Ausgangspunkt für den theoretischen sowie alltagsprak-
tischen Blick auf historische Kontinuitäten von Rassismus, Sexismus, Klassismus. 
Er verweist auf die interdependenten Konstellationen verschiedener Herrschaftssy-
steme, die auch im Zusammenspiel von Technik und KörperSubjekten aktualisiert 
und reproduziert werden.
Zweitens meint ‚Learning to be a Cyborg‘ vielleicht aber auch, aus den Verwoben-
heiten mit Technik jene Momente aktiv zu nutzen, die Herrschaft stabilisierende 
Grenzziehungen irritieren und unterlaufen. Die zunehmende Verwobenheit von 
KörperSubjekten mit Technik begründet neue Formen politischer Handlungsmacht, 
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öffnet und verschiebt Handlungsräume (Freudenschuss 2017). Sie weitet auch in 
Bezug auf Geschlechterverhältnisse die Gestaltungsmöglichkeiten aus: Die Trans-
Künstlerin und Technowissenschaftlerin Micha Cárdenas (2014) setzte sich bei-
spielsweise mit den Potentialen auseinander, die an der Schnittstelle von Technolo-
gie, Körpern und Sozialem entstehen und für Sicherheit im öffentlichen Raum und 
für Bewegungsfreiheit eine Rolle spielen. ,Learning to be a Cyborg‘ birgt das Ver-
sprechen, die Momente der Unbestimmtheit für eine emanzipatorische Verhandlung 
von Machtverhältnissen zu nutzen.
Die Cyborg-Figur ruft die Logiken des Analytisch-Zeitdiagnostischen und des Pro-
skriptiv-Utopischen gleichermaßen auf. Daraus gilt es drittens zu lernen, wie das 
Utopische über diese Verflechtungen wieder verstärkt Eingang in politisches Han-
deln finden und als Potential für eine kollektive emanzipatorische Gestaltung auch 
von Geschlecht und Geschlechterverhältnissen genutzt werden kann.

Anmerkungen

1 Ich verwende die weiblich vergeschlechtlichte Form „die Cyborg“ an jenen Stellen, wo ich 
mich auf feministische Perspektivierungen wie jene Donna Haraways beziehe. Die offene 
Form „ein*e Cyborg“ verwende ich in allen anderen Kontexten, also dann, wenn die Figur 
nicht als explizit feministische Figur gerahmt wird.

2 Die Debatten um Reproduktionstechnologien als Schnittpunkt intersektionaler Herrschafts-
kritik machen die Breite feministischer Forschungen zum Verhältnis von Körper, Technologie 
und Subjektivität im letzten Jahrzehnt deutlich. Für einen Debattenüberblick zu Reprodukti-
onstechnologien siehe u.a. Achtelik 2015. „Learning to be a cyborg“, worauf ich im letzten Ab-
schnitt dieses Textes anspiele, könnte sicher gewinnbringend über eine Auseinandersetzung 
mit den Debatten um Selbstbestimmtheit in Richtung eines „refusing to be a cyborg“ vertieft 
werden, das muss aber anderer Stelle geleistet werden.

3 Gewalt, Körper und Digitalität stehen ihrerseits in einer Traditionslinie mit Macht und Ge-
schlecht. Vgl. hierzu die Texte von Drueke/Klaus und Hentschel/Schmidt in Heft 2 der Femina 
Politica 2014.

4 Gesehen 2015 in Berlin.
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KURZSTATEMENTS

20 Jahre – 20 Fragen – 20 Feminist*innen 

Liebe Leser*innen,

ein Jubiläum bietet immer auch Anlass über die Vergangenheit, die Zukunft, über 
Themen und über die eigene Position (und Positionierung) im Feld nachzudenken. 
Aber zu einem Jubiläum gehört aus unserer Sicht auch Feiern, Spaß haben, Aus-
tausch und Reflexion untereinander. 
Aus diesem Grund haben wir, die Redaktion, uns bei der Gestaltung unseres Jubi-
läumsheftes erlaubt, diese spezielle Rubrik ins Leben zu rufen, in der ganz unter-
schiedliche Kurzbeiträge – kritisch, unterhaltsam, zukunftsorientiert – versammelt 
sind. Unserem Anspruch folgend, über die wissenschaftliche Disziplin hinaus einen 
Informationsaustausch und die Diskussion zu feministisch-politologischen Themen 
zu ermöglichen, sind hier Beiträge versammelt, die von Autor*innen aus ganz unter-
schiedlichen Arbeitsgebieten kommen. 
Wir als Redaktion haben 20 Fragen ausgewählt, die in einem Losverfahren an 
Feminist*innen verteilt wurden. Das war gar nicht so einfach, da – erfreulicherweise 
– der Pool möglicher Autor*innen auch sicherlich problemlos für unzählige weitere 
Beiträge gereicht hätte – aber es sind nun Mal erst 20 Jahre Femina Politica!
Die 20 Fragen an die 20 Autor*innen umfassen ein breites feministisches Spektrum: 
Es sind politische, kritische, neugierige Fragen, Fragen nach Themen, Herausforde-
rungen, Strategien und auch nach Utopien. Die Antworten, die wir erhalten haben, 
sind oft überraschend, vielfach persönlich, manchmal nachdenklich, manchmal visi-
onär, und immer inspirierend. Unser großer Dank gilt allen Autor*innen, die mit au-
ßerordentlicher Verve sowie einem gerüttelt Maß an Kreativität und Ernsthaftigkeit 
zum Gelingen beigetragen haben. 
Wir hoffen, die Beiträge begeistern unsere Leser*innen in gleichem Maße wie uns in 
der Zusammenstellung. Wir wünschen eine anregende Lektüre!

Für die Redaktion der Femina Politica

Petra Ahrens und Eva Maria Hinterhuber
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Auf welche Weise zeigt sich die Ambivalenz der Erfolge 
feministischer Wissenschaft? 

Feministinnen im Mainstream – dialektisch überfordert? 
Oder: Wenn vor allem das Persönliche zählt!

SABINE BERGHAHN

Die Femina Politica ist nicht nur eine sehr lesenswerte Zeitschrift, sondern auch ein 
erfreulicher Gradmesser für die Weiterentwicklung feministischer Debatten. In den 
Themenschwerpunkten finden sich neben den jeweiligen Empiriebezügen implizit 
auch die feminismustheoretischen Diskussionen wieder, die in den Sozialwissen-
schaften Deutschlands und vermutlich weltweit geführt werden. Der Feminismus 
ist seit seinen Anfängen in Form der Frauenbewegung notwendigerweise hetero-
gener geworden, der anfängliche Alleinvertretungsanspruch weißer Mittelschicht-
Feministinnen wurde tendenziell aufgebrochen. Heute kommen in feministischen 
Diskursarenen auch Menschen „of colour“, Angehörige marginalisierter Gruppen 
und Betroffene prekärer Lebenslagen zu Wort – ob in ausreichendem Maße braucht 
hier nicht diskutiert zu werden. Jedenfalls besteht heute wohl Konsens, dass das 
Geschlecht nur eine von mehreren Kategorien der Diskriminierung und Hierarchi-
sierung ist und mindestens um die Kategorien Klasse und Ethnie zu ergänzen ist, was 
zur selbstkritischen Reflexion über das eigene Exklusions- oder Hierarchisierungs-
denken anregen sollte. 
In der Beobachtung von Real- und Tagespolitik oder themenzentrierter Empirie 
ging und geht es um relevante Themen, deren Fragestellungen für ein breites Le-
serInnenpublikum akademisch ausgebildeter SozialwissenschaftlerInnen, eventuell 
auch Angehöriger benachbarter Disziplinen, interessant sein dürften, schon weil es 
sonst kaum so konzentriert politologische Fokussierungen in Zeitschriftenform gibt. 
Das feministische Projekt oder einfacher ausgedrückt, der Siegeszug von Vorstel-
lungen über gleichberechtigte Geschlechterverhältnisse bringt es aber auch mit sich, 
dass die Heterogenität zu Streit und Konfrontationen unter Feministinnen führt. Das 
betrifft nicht nur Theoriediskussionen, sondern gerade realpolitische Streitthemen 
etwa zum „islamischen“ Kopftuch, zur staatlichen Prostitutionsregelung oder zur 
Nutzung medizinischer Fortpflanzungstechniken. 
Natürlich kann niemand behaupten, dass darüber nicht oder zu wenig geschrie-
ben würde, dennoch finden sich kaum qualifizierte Reflexionen und Erklärungen, 
warum die gegnerischen Positionen so unversöhnlich bleiben oder geblieben sind 
und warum es in der Realpolitik vielfach gerade unter gleichstellungsorientierten 
Frauen, also Feministinnen in einem weiten Sinne, zu erheblichen Konfrontationen 
kommt. Eine banale und bekannte Erklärung ist, dass der Alltagsfeminismus „der 
vielen Mitstreiterinnen“ die anspruchsvollen Weiterungen und Selbstprüfungen des 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.10
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akademischen Feminismus etwa in Form des poststrukturalistischen Dekonstrukti-
vismus und der Einbeziehung der (konkreten und abstrakten) „Anderen“, namentlich 
der Zugewanderten und Marginalisierten, gar nicht mitgemacht oder nachvollzogen 
hat. Eine gesellschaftliche Bewegung ist eben etwas anderes als eine akademische 
Denkrichtung! „Nach Köln“ trat das Dilemma der komplexen Überschneidung von 
Sexismus und Rassismus deutlich sichtbar hervor, die polizeiliche und mediale In-
strumentalisierung des Schutzes „unserer Frauen“ vor den „fremden muslimischen 
Machos“ kam zum Ausdruck, aber auch der schmale Grat zwischen polizeilichen 
Schutzmaßnahmen, „racial profiling“ und der Dämonisierung der Täter.  
Ich habe zahlreiche Podiumsdiskussionen zum Thema „islamisches Kopftuch“ 
besucht und dabei erlebt, wie konfrontativ akademische Feministinnen gegenüber 
Kopftuch tragenden muslimischen Frauen bisweilen auftreten und mit welcher „per-
sönlichen“ Überzeugung sie den bedeckten Musliminnen nachweisen wollten, dass 
diese sich männlichen Wünschen unterwerfen und die Sache der Gleichberechtigung 
verraten würden. Die anwesenden Tuchträgerinnen und Teilnehmerinnen, meist Stu-
dentinnen oder Absolventinnen, die Lehrerinnen, Rechtsanwältinnen, Richterinnen 
oder Ärztinnen werden wollen, sahen dies natürlich ganz anders und bekannten sich 
zu Gleichberechtigung und Emanzipation, was aber nichts an der konfrontativen 
Stimmung änderte. Auch verfassungsrechtliche Abwägungserfordernisse wurden 
zur Bagatelle. Dabei kann nach meinem Dafürhalten nicht übersehen werden, dass 
allein „ein Symbol“ noch keinen Schaden oder eine konkrete Gefahr für irgendje-
manden darstellt. Somit ist mit dem Grundgesetz eine derartige Einschränkung der 
Religions- und Bekenntnisfreiheit nicht zu rechtfertigen. Auch wenn unter Femini-
stinnen (verständlicherweise) meist nicht allzu viel Verständnis für religiöse Gefühle 
vorhanden ist, sollte doch die Bedeutung dieses Grundrechts nicht völlig verleugnet 
werden. Was mich am meisten irritierte, waren Aussagen der Kopftuchgegnerinnen, 
in denen sich der Verweis auf ihr eigenes „Bauchgefühl“ und das, was subjektiv für 
die eigene Person als richtig oder eben bedrohlich empfunden wird, derart häuf-
ten, dass von der Bereitschaft zur hypothetischen Rollenübernahme keine Rede sein 
konnte. 
Es scheint zur Dialektik einer erfolgreichen Durchsetzung bestimmter egalitärer 
Standards zu gehören, dass dabei die Gemeinsamkeiten in Sachen kritisches Be-
wusstsein und Solidarität mit Diskriminierten sehr überschaubar werden. In Anbe-
tracht des Aufstiegs vieler Feministinnen, die in Staatsberufen arbeiten, in den Main-
stream und angesichts des allgemein grassierenden (Rechts-)Populismus und der 
antimuslimischen Ressentiments ist schon fast zu vermuten, dass das Abgrenzungs-
bedürfnis vieler Feministinnen sogar recht groß ist. Die meisten, auch akademischen 
Feministinnen, insbesondere die in eher praktischen Staatsberufen tätig sind, haben 
– auch wenn sie älter sind – nicht unbedingt die anspruchsvolle Theorieentwicklung 
hin zur Intersektionalität, zum Postkolonialismus oder zu den Critical-Whiteness-
Studies nachvollzogen und ziehen sich eher auf landläufige Formen der egalitären 
Modernität und „Westlichkeit“ von Standards zurück. 
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Das ist sicherlich keine neue Herausforderung für den Feminismus als ganzen, 
den es wahrscheinlich gar nicht gibt. Totgesagt wurde er ohnehin schon mehrfach, 
dennoch fanden sich immer wieder neue Generationen von Feministinnen, die als 
kleinsten gemeinsamen Nenner vermutlich die gesellschaftspolitische Gleichstel-
lungsforderung aufgriffen und den ursprünglichen Politikbegriff der Frauenbewe-
gung zugrunde legten: Das Private/Persönliche ist politisch!
Am Beispiel des Kopftuchstreits – es geht wohlgemerkt nur um das Kopftuch, nicht 
um Gesichtsverhüllung – lässt sich m.E. ein fast zwangsläufiger innerer Spaltungs-
prozess feministischer Kreise aufzeigen. Spätestens seit der Jahrtausendwende ließ 
sich die Erkenntnis, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist, nicht mehr leug-
nen, die massenhafte Aufnahme von Flüchtlingen trug ein Übriges dazu bei, dass sich 
Einheimische, eben auch Feministinnen, mit den virulenten Ressentiments gegen 
Fremde, namentlich Muslime beiderlei Geschlechts, und mit den Konstruktionen 
des „Eigenen“ und des „Fremden“ auseinandersetzen müssen. Nicht nur (rechts-)
populistische Kreise in Deutschland, Europa und den USA führen vor, dass die (als 
homogen und rückständig imaginierten) Geschlechterverhältnisse „der Anderen“ 
als identitäre Bedrohung der eigenen Lebensweise und Selbstdefinition empfunden 
werden. Hartnäckige Konfrontationen – auch und gerade unter Feministinnen – wa-
ren und sind die Folge. In der Realpolitik und gesellschaftlich-medialen Diskussion 
zeigt sich, dass gerade Geschlechterthemen besonders leicht und erfolgreich in po-
pulistischer Weise instrumentalisiert werden können. Schon die Aussagen eines ver-
gleichbar begrenzten politischen Spektrums von Alice Schwarzer bis Julia Klöckner 
sprechen eine deutliche Sprache, wenn es um das Kopftuchthema, um Burka und 
Niqab oder um angeblich grassierende „Kinderehen“ und Zwangsverheiratungen 
bei syrischen Flüchtlingen geht. Viele Sachprobleme der Integration müssten bewäl-
tigt werden, manche öffentlichen AkteurInnen verbeißen sich indes lieber in spek-
takuläre Verbotsideen, mit denen keines der realen Probleme gelöst werden könnte.
Warum sind auch akademische Feministinnen hier gerne für populistische Abgren-
zungs- und symbolische Verbotspolitik zu haben? So mancher verbeamteten Femi-
nistin, kommunalen Gleichstellungsbeauftragten oder wackeren Genderprofessorin 
reicht es für ein Verbot des Kopftuchs bereits, dass sie in dem Stück Stoff ein starkes 
patriarchales Symbol sieht – für Geschlechtertrennung im öffentlichen Raum und 
Unterordnung von Frauen unter Männer –, und natürlich steht das Kopftuch im Ge-
gensatz zur „Neutralität des Staates“, weil sich die Frau – besonders als Richterin 
oder Verwaltungsbeamtin – selbst als Inbegriff von Neutralität und Modernität sieht. 
Feministinnen können somit gerade in Staatsberufen höchst ambivalente „role mo-
dels“ sein. Einerseits wird von ihnen erwartet, dass sie feministische Erkenntnisse, 
die meist aus der Außenseiterrolle von Frauen in männerdominierten Gesellschaften 
herrühren, in ihrer Berufsausübung und öffentlichen Darstellung glaubwürdig ver-
mitteln, andererseits möchten auch sie in ihren eroberten Positionen und mit ihrem 
Berufsprestige subjektiv „ankommen“ und sich dem Mainstream zugehörig fühlen, 
was vielleicht einen gewissen Konformismus einschließt. Fremde Geschlechtertra-
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ditionen und andere Selbstverständnisse sind vermutlich genau das, was im befürch-
teten „Kampf der Kulturen“ und im realen Konkurrenzkampf um Berufspositionen 
am meisten umstritten ist, selbst wenn es nicht um ultraorthodoxe, fundamentalisti-
sche oder islamistische Extreme geht. Seltsamerweise steht eine Frau mit Kopftuch 
u.U. sogleich „auf der anderen Seite“, obwohl sich die Selbstdarstellung westlicher 
Weiblichkeit inzwischen stark liberalisiert und diversifiziert hat. Die hehren femi-
nistischen Ideale und Erkenntnismethoden, z.B. sich in die Rolle der abstrakten oder 
konkreten Anderen zu versetzen, können eine schwere Last darstellen! Wenn sich 
eine Feministin nicht darauf einlassen will, erzeugt es vielleicht auch ein schlechtes 
Gewissen, weshalb in solchen realen Auseinandersetzungen um Zugehörigkeiten 
und Identitäten Toleranz oder gar Akzeptanz für Andersdenkende erst recht zurück-
gewiesen wird. 
Daher sollte niemand vom Feminismus und „den“ Feministinnen zu viel erwarten, 
denn es ist ein allzu heterogenes Kollektiv. Erhellend ist tatsächlich der alte Leit-
spruch des bundesdeutschen Feminismus, dass „das Private/Persönliche politisch“ 
sei. Das Private und Persönliche ist eben sehr mit der eigenen Person verbunden. Ein 
Bewusstsein für (Anti-)Diskriminierung und menschenrechtlich orientierte liberale 
Fairness hat erst seit relativ kurzer Zeit begonnen sich zu entwickeln; welchen Ver-
lauf die Entwicklung angesichts des harschen fremden- und islamfeindlichen Popu-
lismus nehmen wird, ist schwer vorhersehbar. 

Was schafft Ihnen feministisches Unbehagen an aktuellen 
Verhältnissen?

GÜLAY ÇAǴ̀LAR

Zunächst dachte ich, dass diese Frage leicht zu beantworten sei — erleben wir doch 
derzeit in Europa eine Sammlung rechtspopulistischer, antifeministischer und ras-
sistischer Kräfte. Diese Kräfte greifen nicht nur gleichstellungspolitische Errungen-
schaften, Ziele und Instrumente an. Im Fokus steht auch die Geschlechterforschung 
insgesamt. Manche gehen sogar so weit, der Geschlechterforschung grundsätzlich 
die Existenzberechtigung abzusprechen — und finden dabei Verbündete in vielen 
Lagern und Sphären, denen die Geschlechterforschung stets ein Dorn im Auge war 
und ist.  
Aber so einfach ist es nicht: Wer den Rechtsruck für einen Backlash hält, unter-
schätzt das Problem. Die öffentlichen Debatten um die Kölner Silvesternacht 2015, 
die Konsequenzen, die daraus für die Silvesternacht 2016 gezogen wurden („racial 
profiling“), aber auch Handlungsanweisungen für Geflüchtete in Form von Bera-
tungspamphleten oder Webseiten, worin geradezu infantilisierend erklärt wird, wie 
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Frauen* in Deutschland zu behandeln seien, all dies zeigt, wie schnell Gegner* der 
Gleichstellungspolitik vermeintlich zu leidenschaftlichen Verfechter*innen der Ge-
schlechtergleichstellung und Frauenrechte in Deutschland werden. 
Offenbar haben wir es mit einer fundamentalen Neuordnung der Konfliktkonstel-
lation zu tun, auf die (nicht nur) die feministische Politikwissenschaft schlecht vor-
bereitet ist. Was mir daher auf der Seele brennt, ist die Frage, wie es eigentlich um 
die feministische Kritik steht und wie wir das Instrumentarium für die Analyse und 
Kritik der aktuellen Verhältnisse überdenken, schärfen und neu ausrichten müssen. 
Diese Frage beschäftigt mich in zweierlei Hinsicht: Zum einen ertappe ich mich 
auf einer empirisch-analytischen sowie politischen Ebene dabei, wie die Demon-
tage demokratischer und rechtsstaatlicher „Gewissheiten“ durch rechtspopulistische 
Akteure (sei es als Regierung, Opposition oder als Bewegung) und infolgedessen 
auch staatlicher Institutionen überhaupt, bei mir einen Reflex der Verteidigung aus-
löst. Auch die zunehmende Schwächung internationaler Institutionen – sei es die 
Europäische Union oder die Vereinten Nationen – beunruhigt mich, obwohl ich 
doch gerade diese Institutionen stets für ihre Geschlechterpolitik kritisiere, näm-
lich dafür, dass die Geschlechterpolitik nicht transformativ ist, sondern bestehende 
Ungleichheitsverhältnisse reproduziert und verstärkt, und dass die Institutionen in 
ihrer Geschlechterpolitik feministische Kritik und Forderungen vereinnahmen und 
in neoliberale Restrukturierungsprozesse einbauen. Diese Kritik ist nach wie vor 
angebracht und aktuell. Und dennoch ertappe ich mich dabei, diese Organisationen 
mitsamt ihrer Normen und Werte zu verteidigen. Wenn geschlechterpolitische Kon-
flikte auf nationalstaatlicher Ebene derzeit die höchste Priorität und das größte Mo-
bilisierungspotential haben, wie beispielsweise in den USA oder in Polen, was heißt 
das dann für die Zukunft transnationaler Feminismen? Und wenn die EU und die 
UN, die trotz ihrer machtdurchwirkten Unzulänglichkeiten Arenen kollektiver Aus-
handlung sind, nicht mehr die richtigen Adressaten feministischer Forderungen sind, 
wer ist es dann?  
Der zweite Aspekt betrifft die feministische Politikwissenschaft selbst. Was taugt 
das konstruktivistische und dekonstruktivistische Instrumentarium feministischer 
Analysen in einer Zeit, in der Wahrheitsregime von jenen entlarvt und destruiert 
werden, die gegen all jene Werte kämpfen, die aus einer feministischen und sozial-
ökologischen Perspektive zu verteidigen sind? Obwohl ich beispielsweise in mei-
ner Forschung die Faktizität politischer Probleme hinterfrage und daran interessiert 
bin zu zeigen, wie politische Probleme im Zuge interpretativer Kämpfe zu solchen 
„gemacht“ werden und eben nicht naturhaft existieren, wird mir doch bei der hä-
mischen Destruktion von Fakten sehr unbehaglich, nach der nur noch die Macht 
des Stärkeren zählt. Wie kann die feministische Kritik dieser Destruktion entgegen-
wirken, ohne dabei hinter die eigenen theoretischen Ansprüche zurückzufallen und 
Faktizitäten zu postulieren? Ich denke, es wäre produktiv, über diese Fragen in der 
feministischen Politikwissenschaft neu zu diskutieren, um den Zustand des Unbeha-
gens loszuwerden.
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Which issues and imperatives of feminist political sciences 
are still topical even after 20 years?

NIKITA DHAWAN

After a talk I delivered on postcolonial feminist theory at an international conference 
in Germany, a senior and renowned German feminist and social scientist repriman-
ded me. According to her, if one were to take Black feminist and postcolonial cri-
tique of Western feminist politics and scholarship to heart, it would result in the end 
of any possibility of alliance politics between Western and non-Western feminists. In 
response and in my defense, I quoted Angela Davis who remarks “I cannot imagine 
a feminism which is not anti-racist”. As follow-up, this respected German feminist, 
who must remain unnamed, accused me that I had no “hard data” to back up my 
theories, which in her view were “preachy” (moralisierend). As a social scientist, 
she lectured me on the importance of qualitative and quantitative methods, conclu-
ding that without evidence-based research, postcolonial-queer-feminism remained 
politics at best and ideology at worst. For her, it certainly did not qualify as social 
or political science. In response, I shared with this esteemed colleague my concerns 
about the turn to positivism and the backlash against poststructuralist and Marxist 
inspired critical feminist theory, which in my view was alarming. The exchange was 
very instructive, for it once again became clear to me that while German feminists 
were primarily invested in establishing the respectability of feminist scholarship as 
“scientific”, partly in response to the backlash against Gender studies, in contrast 
postcolonial and third world feminists continue to struggle for their perspectives 
to be recognized as legitimate critique of Western feminism. This encounter also 
reminded me of two incisive remarks made on the challenges of alliance politics: 
The first is Gayatri Spivak’s (1998) warning that “in postcolonialism we don’t know 
our friends” and the second is Hannah Arendt’s (2013) statement “The problem, the 
personal problem, was not what our enemies did, but what our friends did”.
It is ironic, that even as critical insights of postcolonial feminism like intersectio-
nality, difference and diversity have become career-making machines for German 
feminists and data-collection in the global South or interviewing migrants and re-
fugees in the global North has galvanized the fledging professional prospects of 
many Western feminist social scientists, there is continued resistance against ack-
nowledging the extent to which Western feminist scholarship is indebted to the non-
Western world. The “whitewashing” gesture of “come-outing” as privileged through 
a ritualized itemization of one’s entitlements (“white”, “heterosexual”, “bourgeois”, 
“able-bodied” etc.), which goes by the name of “sich positionieren” in the German-
speaking context, is usually followed by back to academic business as usual, so that 
differences are not allowed to make a difference. Stuart Hall (1989) once stated that 
the British (Whites) are not racist because they hate Blacks but because they do not 
know who they are without Blacks. Along similar lines, one could argue that without 
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third world and migrant women, Western feminists would not know who they are, 
much less do what they do. 
As pointed out by Sara Ahmed (2006), regardless of the hype about intersectionality 
and diversity as emancipatory concepts of feminist politics and scholarship, they 
regrettably remain predominantly symbolic commitments in academic and policy 
discourses and institutional practices. Despite claims to “do diversity” and to be 
diverse, discourses and institutions sustain the status quo through, for instance, Eu-
rocentric and Androcentric academic curricula and discriminatory hiring practices. 
The rhetoric of diversity is employed to deflect charges of racism and hetero/sexism, 
even as there is systematic resistance against the institutionalization of diversity. 
Western feminists, mostly bourgeois, heterosexual and white, profit the most from 
diversity politics and also from the intellectual labour of migrant, third world, and 
postcolonial feminists. Ironically the pedagogical deployment of intersectionality in 
feminist scholarship has resulted in re-securing the centrality of the subject positio-
ning of white feminists. Women of color, on the other hand, who were supposed to 
emerge as new subjects of feminism through intersectional analysis, are deployed 
as simply “articulating a grievance,” even as the category is emptied of its speci-
fic meaning through scholarly overuse (Puar 2012). The postcolonial world is only 
considered to be good enough to provide the raw data, but not critical theory, which 
must be produced by Europeans. Thus the only function available to migrant and 
postcolonial scholars is of native informants so that Western academy can undertake 
information retrieval about the non-European world.
My well-wishers have warned me that my comments may be interpreted as polemical 
or bitter (bear in mind the stereotyping of Michelle Obama as the “angry black wo-
man”). Speaking from personal experience, one of the most empowering moments 
for me as a young student of women’s studies in India was learning the importance of 
speaking truth to power. In this spirit, on the happy occasion of the 20th anniversary 
of this extremely important feminist journal, instead of writing another wishy-washy 
comment on the accomplishments of feminist scholarship and politics, I have chosen 
to focus on the arrogance and ignorance of Western feminists and the challenges that 
non-Western scholars and scholarship faces in German-speaking academic context. 
In her inspiring talk, Angela Davis raises the question “How does change happen?” 
This reminds me of one of my favorite jokes about German academia and it goes 
like this: “How many German Professors does it take to change a light bulb?” The 
answer: “Oh my god, did you say change?”
Finally, I would like to end with more recent events that pose great challenges for 
feminist politics and scholarship. In her work, Chandra Talpade Mohanty (1984) 
outlines how Western (feminist) scholarship is abound with stereotypes about third 
world women and women of color as mute victims of their culture and society, who 
have neither agency nor political voice to resist patriarchy and thus apparently are in 
need of solidarity from their more emancipated and enlightened white sisters. Recent 
events, however, seem to suggest otherwise: For instance, in contrast to over 50% of 
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white women, both with or without college education, who, despite his sexist, racist, 
homophobic politics, voted for Trump over Clinton in the United States presidential 
election of 2016, an overwhelming majority of Black, Latina and other women of 
color voted against Trump (now here are some eye-opening statistics for my hard 
data loving feminist social scientist colleagues: CNN Politics 2016). It looks like, 
to paraphrase Spivak, it is the burden of “brown women to save white women from 
white men”. In the face of current geopolitical situation, postcolonial-queer-feminist 
struggles for non-dominant futures are more compelling and urgent than ever.   
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Stellen Sie sich vor, Geschlechtergerechtigkeit wäre 
global erreicht? Womit würden Sie sich am nächsten Tag 
beschäftigen? 

ANTKE ENGEL

Geschlechtergerechtigkeit global erreicht? Hübsche Idee, nur widerspricht sie 
meinem Verständnis von Gerechtigkeit. Gerechtigkeit ist niemals „erreicht“, sondern 
stellt sich (als eine Praxis) immer nur relational und temporär her. Und das ist gut so. 
Denn es eröffnet Einzelnen, Gruppen, Kollektiven die Möglichkeit, Gerechtigkeits-
forderungen zu erheben, für Gerechtigkeit zu kämpfen – und sich bei dieser Gelegen-
heit den Forderungen, Wünschen, Ansprüchen und Befürchtungen anderer zu stellen. 
Da alle Lebewesen und gleichsam die komplexen menschlichen und nicht-mensch-
lichen Beziehungen, in die sie eingebunden sind, sich fortwährend verändern, kom-
men wir nicht umhin, immer wieder neu auszuloten, wie das entsprechende Gefüge, 
möglichst wenig Hierarchien und Zwänge, möglichst viel Freiheitsräume und Unter-
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stützung für alle daran Beteiligten bieten kann. Dies wäre Gerechtigkeit – zu einem 
bestimmten Zeitpunkt und für einen kleinen Ausschnitt des Gefüges. 
Ein Ausschnitt, der sich noch dazu aus der Perspektive der konkret beteiligten Wesen 
unterschiedlich darstellt. Nicht zuletzt dann, wenn wir versuchen, aus dem weiten 
Komplex möglicher Unrechts- und Ungleichheitsdimensionen „Geschlecht“ als ei-
nen Faktor zu isolieren (was durchaus sinnvoll sein kann, wenn es darum geht, eine 
konkrete Forderung zu formulieren), wird sich zeigen, dass das, was die Einzelnen 
unter Geschlecht und Geschlechtergerechtigkeit verstehen, unvereinbare Unter-
schiede aufweist, aus denen unterschiedliche Konsequenzen gezogen werden und 
vermutlich auch Streit um Werte und Ressourcen resultiert. Geschlechtergerechtig-
keit umsetzen, heißt also zunächst einmal, Raum, Zeit und Ressourcen für derlei 
Konflikte zu schaffen. 
Ziehen wir dann noch intersektionell und intrapsychisch in Betracht, dass die Einzel-
nen (zu je unterschiedlichen Zeiten) je unterschiedliche Aspekte ihrer sozialen Iden-
tität in den Vordergrund rücken und (auch mehrere Aspekte gleichzeitig) in Gerech-
tigkeitsüberlegungen einbeziehen und durchaus hin und hergerissen sein können, 
was ihnen selber – für sich selbst oder für andere – gerade am Wichtigsten erscheint, 
ist die Aussage, Geschlechtergerechtigkeit sei global erreicht, nicht nur utopisch, 
sondern unsinnig. 
Das Idealste, was meiner Ansicht nach zu erreichen wäre, sind Bedingungen, die nie-
manden aufgrund mangelnder Ressourcen, Fähigkeiten oder Freiheiten vom Einsatz 
für oder Kampf um Gerechtigkeit ausschließen. Oder positiv gesprochen, erst wenn 
alle Menschen Imaginationsräume, Verantwortung sowie Entscheidungs- und Gestal-
tungsmacht bezogen auf das eigene Leben sowie das ihrer Mit- und Umwelt haben, 
besteht die Chance, dass sie lernen, Lust an der Komplexität zu entwickeln, andere 
in ihrer Diversität mitzudenken und Gerechtigkeit als geteilte Aufgabe anzunehmen. 
Und am nächsten Tag? Innehalten, Pause machen, neugierig sein, Allianzen bilden, 
küssen? Make love, not war! War mal so ein Slogan, damals. 

Was waren/sind für Sie feministische Un/Wörter der 
letzten Jahre? 

REGINA FREY

Das Verb „gendern“ wird inzwischen häufig im Zusammenhang mit geschlechter-
gerechter Sprache benutzt – und zwar leider auch in feministischen Kontexten. Aus 
meiner Sicht ist es falsch und schädlich aus dem Konzept „Gender“ ein Verb zu ma-
chen. Insofern ist „gendern“ für mich ein Unwort – auch wenn es in feministischer 
Absicht gebraucht wird. 
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Die Debatte um den Begriff Gender füllt Bücherregale, er hat verschiedene Bedeu-
tungsdimensionen und ist deswegen auch voraussetzungsvoll.1 Allerdings ist Gender 
weiterhin ein wertvolles Konzept: Die Idee hinter Gender ist wichtig, um Gesell-
schaft zu verstehen und emanzipatorisches Denken und Handeln zu befördern. Ver-
kürzt gesagt bedeutet er: Geschlecht ist nicht einfach eine biologische Festlegung, 
sondern die gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse können sich ändern und 
sind gestaltbar. Und eine gerechte Gestaltung der Geschlechterverhältnisse ist heute 
Bestandteil eines demokratisch verfassten Staates: Bekanntlich gibt das Grundge-
setz spätestens seit 1994 der Regierung einen expliziten Auftrag zur Verwirklichung 
der Gleichberechtigung der Geschlechter (Art. 3 Abs. 2). 
Mich wundert zunächst, dass außerhalb akademischer Diskussionszusammenhänge 
beim Stichwort „Gender“ häufig zuallererst das Thema Sprache auf den Tisch kommt, 
genauer: als „gegenderte Sprache“ wird Wort und Schrift bezeichnet, in der alle Ge-
schlechter repräsentiert sind (zum Beispiel durch * oder _). Ich persönlich setze 
in meiner Arbeit andere geschlechterpolitische Schwerpunkte, bemühe mich aber 
selbstverständlich um eine geschlechtsneutrale Sprache. Das ist für mich eine Sache 
von Respekt und Höflichkeit, da ein sprachlicher Ausschluss eines Geschlechts auch 
ein gedanklicher Ausschluss ist. Ich bin aber nicht wirklich böse, wenn Menschen in 
Unkenntnis der kognitiven Effekte der (männlichen) Mainstream-Sprache das eine 
oder andere generische Maskulinum sprechen oder schreiben. Auch mir passiert das 
weiterhin ab und zu. 
Wenn aber (durchaus auch feministisch gemeint) geschlechtsneutrale Sprache als 
„gegenderte Sprache“ bezeichnet wird, so ist das weder logisch, noch sachlich an-
gemessen und erst recht nicht politisch klug. Gender ist als soziale Struktur immer 
bereits in Sprache eingeschrieben, Sprache (und insbesondere Sprache, die alleine 
das generische Maskulinum kennt) ist bereits vergeschlechtlicht.2 Wenn überhaupt, 
sollte es deswegen um ein „Undoing Gender“ in der Sprache gehen, also um ein 
Aufweichen der vergeschlechtlichten Struktur in der Sprache durch Neutralisierung 
(z.B. Mitarbeitende statt Mitarbeiter). Sprache zu „gendern“, sie also zu verge-
schlechtlichen, produziert hingegen neue Ausschlüsse.
Auch politstrategisch ist die Schaffung des Verbs „gendern“ problematisch. Denn 
das gibt den Anti-Political-Correctness-Wichtigtuern (ja, und auch Wichtigtue-
rinnen...) die Möglichkeit das Konzept Gender verzerrend darzustellen – mit der 
Absicht die emanzipative und demokratische Idee hinter Gender zu diffamieren. Es 
ist kein Zufall, wenn ein Björn Höcke in seiner Dresdner Hetzrede von einer „durch-
gegenderten multikulturalisierten Eingreiftruppe“ (vgl. Tagesspiegel, 19.1.2017) 
spricht oder die rechtsgerichtete Tageszeitung „Junge Freiheit“ die Kampagne „gen-
der mich nicht“ fährt. Oder eine Birgit Kelle (2015) im Focus: „Gender mich nicht 
voll!“ seufzen darf. Sie alle benutzen den Begriff (offenbar mit wohlkalkulierter 
Absicht) falsch: sie vertreten eine „natürliche“ Geschlechterordnung, die durch (in 
ihren Augen absurde) Maßnahmen zur Gleichstellung und für mehr Geschlechterge-
rechtigkeit durchbrochen wird. 
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Ich wünsche mir deswegen, dass das Unwort „gendern“ aus dem vielstimmigen fe-
ministischen Sprachkanon verschwindet. 

Anmerkungen

1 Siehe hierzu zum Beispiel das Gender-Manifest. Internet: http://www.gender.de/mainstrea-
ming/ (7.2.2017).

2 Gut erklärt von Anatol Stefanowitsch: Internet: https://www.youtube.com/
watch?v=vOMlvVgPKaM (7.2.2017).
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Was ist Ihre gesellschaftliche und/oder wissenschaftliche 
Utopie?

Mögliche Zukünfte: Feministische Social Fiction

ANNETTE HENNINGER

Meine gesellschaftlichen Utopie-Vorstellungen sind stark von feministischen Social 
Fiction-Romanen inspiriert, wie sie Autorinnen wie Marge Piercy, Ursula K. Le-
Guin und Octavia Butler seit den 1970er Jahren verfasst haben. Dort werden mög-
liche Zukünfte ausgemalt – oft auf kargen Planeten, manchmal nach Katastrophen 
wie kriegs- und umweltbedingten Zerstörungen weiter Teile der bewohnbaren Welt. 
Die Zukunft ist dort also kein Zuckerschlecken. Die Protagonist*innen betreiben 
oft eine Kombination aus ressourcenschonender Hightech-Produktion. In manchen 
Romanen wird politisch darüber entschieden, was mit den vorhandenen knappen 
Ressourcen zu welchen Bedingungen hergestellt wird, wofür man kostbare fossile 
Rohstoffe verwendet und was lieber per Muskelkraft erledigt wird (Piercy 1976). 
Ökologische Landwirtschaft mit viel Handarbeit findet sich hier neben per Inter-
net zugänglichen Datenbanken und ausgeklügelten Waffen- und Abwehrsystemen. 
Denn die beschriebenen Gemeinschaften müssen ihre Lebensweise in der Regel ge-
gen feindliche Zivilisationen verteidigen, die man sich als eine Art Turbo-Techno-

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.15



20 JAHRE – 20 FRAGEN – 20 FEMINIST*INNEN

FEMINA POLITICA 1 | 2017 157

Biotech-Kapitalismus gone wild vorstellen kann. Utopie und Dystopie liegen daher 
oft nah beieinander – oder lassen sich, wie in Octavia Butlers „Lilith’s Brood“ (2000; 
deutsch: „Xenogenesis“) gar nicht so genau auseinander halten: Dort machen Aliens 
per Genmanipulation die letzten Exemplare der Gattung Menschen überlebensfä-
hig für die ökologisch weitgehend zerstörte Erde, unter anderem durch bodily en-

hancement und indem sie durch die Einkreuzung von Vertreter*innen ihrer eigenen 
Gattung das angeblich zur biologischen Grundausstattung der Menschen gehörende 
Dominanz-Gen unterdrücken. Entscheidungen über Politik und Zuchtauswahl lie-
gen hier allein in den Händen der Aliens. 
In meinen Augen wünschenswertere Versionen der Zukunft zeichnen sich durch 
demokratische Formen gesellschaftlichen Zusammenlebens aus, die manchmal an 
sozialistische Kollektive erinnern (wie im „Planet der Habenichtse“ von Ursula 
K. LeGuin, 1974). Besonders inspirierend finde ich Marge Piercys bereits 1976 
erschienen Roman „Women on the Edge of Time“, in dem Wahlfamilien aus je-
weils drei Erwachsenen beliebigen (oder auch undefinierbaren) Geschlechts nach 
dem Tod eines Gemeinschaftsmitglieds aus einer Art künstlichem Brüter ein Neuge-
borenes abholen und – unterstützt durch ein ausgedehntes Betreuungsangebot und 
eine ausgesprochen kinderfreundliche Gesellschaft – gemeinsam aufziehen dürfen. 
Die männlichen und weiblichen Personalpronomen (englisch: he/she oder his/her) 
wurden in dieser Gesellschaft durch das geschlechtsneutrale ‚per’ (abgeleitet von 
Person) ersetzt. Hier scheint also sowohl die patriarchale heteronormative Klein-
familie als auch das System der Zweigeschlechtlichkeit überwunden. Auch werden 
in diesem Roman sehr detailliert neue Formen der politischen Vergesellschaftung 
ausgemalt, die auf basisdemokratischen Strukturen beruhen. Politische Ämter wer-
den per Los vergeben und rotieren regelmäßig innerhalb der lokalen Gemeinschaft; 
jede*r kommt also in regelmäßigen Abständen in die Situation, politische Entschei-
dungen treffen zu dürfen (oder zu müssen). Zusätzlich werden Vertreter*innen von 
Allgemeininteressen benannt, wie z.B. eine Anwält*in der Umwelt.
Ich bin mir nicht sicher, ob ich exakt so leben möchte – die Qualität feministischer 
Social Fiction-Romane liegt für mich in erster Linie darin, dass sie mögliche Va-
rianten der Zukunft ausbuchstabieren, die die soziale Phantasie anregen und so in 
kollektive Aushandlungsprozesse einfließen können. Damit konkretisieren sich Al-
ternativen zur Gegenwart, für die es sich lohnt, schon im Hier und Jetzt einzutreten. 
Denn: Wer keinen Mut zum Träumen hat, hat keine Kraft zum Kämpfen ...
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Interessieren sich junge Leute noch/wieder/immer noch 
für feministische Politikwissenschaft? Welche Themen sind 
es Ihrer Meinung?

1997 – 2001/02 – 2017 – 2031 – 2037

BARBARA HOLLAND-CUNZ

Feminismus spaltet nach wie vor, feministische Politikwissenschaft ebenso. Noch im-
mer und immer wieder gibt es diejenigen, die sich über Geschlechterherrschaft empö-
ren und für deren Kritik begeistern können, sowie diejenigen, die feministische The-
men und Perspektiven vehement ablehnen. In diesem Sinne hat sich seit dem Start der 
Femina Politica vor 20 Jahren viel weniger verändert als 1997 hätte erwartet werden 
können. In den vergangenen zwei, drei Jahren lässt sich allerdings eine stärkere poli-
tische Polarisierung beobachten, die nicht nur die öffentlichen Debatten, sondern mitt-
lerweile auch jene zwischen GegnerInnen und BefürworterInnen des Feminismus an 
den Universitäten durchdringt. Studierende (nicht nur der Politikwissenschaft) interes-
sieren sich heute (selbst in der mittelhessischen Provinz) für viele brisante politische 
Fragen und wenden sich für Information und Debatte verstärkt an die Politikwissen-
schaft. So disparate Themen wie Kapitalismuskritik, Netzaktivismus, gender pay gap, 
Bildungsungleichheiten, Prominenz in der Politik, Ausbeutung des globalen Südens in 
der Textilindustrie, Germany´s Next Topmodel, Klimawandel, Vereinbarkeitschancen, 
Sexismus und Rassismus erfahren genau gleiche Aufmerksamkeiten... eine für meine 
Feministinnen-Generation etwas irritierende, gleichwohl lehrreiche Lehrerfahrung.
Im Rückblick auf das Jahr 1997 scheint die Welt auf den ersten Blick weniger 
konfliktreich als heute. Die Zukunfts-Studie, die Marburger KollegInnen und ich 
2001/2002 erhoben haben (vgl. Maltry et al. 2004), prognostizierte bis 2031 eine 
Steigerung der politischen Partizipation von Frauen, gleichstellungspolitische Re-
formen und die Erosion des Patriarchats; doch die befragten ExpertInnen (aus fe-
ministischer Politik und (Politik-)Wissenschaft) sahen gleichfalls zunehmenden 
Fundamentalismus, steigende Ungleichheiten zwischen Frauen, gesellschaftliche 
Entsolidarisierungen und die Ethnisierung von Konflikten voraus. Retrospektiv be-
eindruckt die Präzision der Antizipation.
Wir stehen in der Mitte zwischen dem Startjahrzehnt der Femina Politica und dem 
Zieljahrzehnt der erläuterten Delphi-Studie – und die globalen Aussichten wirken 
beunruhigend. Doch die Studierenden, die sich gegenwärtig für feministisch-poli-
tikwissenschaftliche Fragen interessieren, bleiben erstaunlich positiv gestimmt. Der 
Sexist im Weißen Haus oder der Kampf der AfD gegen Gender Studies erzeugen 
zwar einen polarisierten Widerhall, doch das Verständnis für demokratische Werte 
und Prozeduren ist tiefer verwurzelt als noch vor 20 Jahren. So machen PopulistInnen 
aufgrund ihres „Unterhaltungswerts“ zunächst zwar neugierig, doch wirklich nach-
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haltig interessieren optimistische Plädoyers wie jene des „Neuen Feminismus“, die 
die Lust am politischen Eingreifen propagieren, gar unmittelbar erzeugen (vgl. Haaf/
Klingner/Streidl 2008). Das Selbstbewusstsein junger Frauen heute ist hervorragend 
ausgeprägt: Sie unterstellen, dass sie – sämtlichen skeptischen Prognosen zum Trotz 
– alles erreichen können und im Vorausblick auf die kommenden 20 Jahre echte 
Gleichheit realisiert werden kann.
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Braucht es noch eine Zeitschrift für feministische 
Politikwissenschaft? 

BRIGITTE KERCHNER

Hätte man mir, sagen wir, vor einem Jahr, also im Januar 2016, diese Frage gestellt, so 
hätte möglicherweise die Antwort durchaus optimistisch gelautet: „Nein, nicht mehr 
unbedingt.“ Feministisches Trend-Setting in der politischen Theorie, eine immer dif-
ferenzierter argumentierende Politikanalyse in der Empirie, weiblich besetzte Schlüs-
selfunktionen in Politik und Gesellschaft – fast sah es so aus, als seien es die Erfolge 
der feministischen Bewegung, die eine gesonderte Zeitschrift überflüssig gemacht 
hätten. Mit Stolz und Spaß hätten wir das Jubiläum der Femina Politica feiern können.
Heute jedoch, im Januar 2017, ist vieles anders. „AfD“, „Brexit“, „Trump“ – das sind 
in etwa die Stichworte, die für die unerwarteten Turbulenzen des Jahres 2016 stehen: 
Ein um sich greifender Rechtspopulismus fordert unser gewohntes Parteiensystem 
heraus. Die britische Volksentscheidung für einen EU-Austritt lässt uns am Instru-
ment der direkten Demokratie zweifeln. Im Kernland der Demokratie verschiebt 
ein polemisch zugespitzter, sprachlich entgleitender US-Wahlkampf weltpolitische 
Koordinaten nach rechts. 
Was an all dem am meisten irritiert ist jedoch nicht unbedingt das Neue. Aus fe-
ministischer Sicht und im intertemporalen Vergleich bemerken wir vielmehr, dass 
uns in dieser unübersichtlichen Situation einiges vertraut vorkommt. Vor allem der 
Antifeminismus. Ein Phänomen, das wir aus der Geschichte zu kennen und poli-
tisch erledigt zu haben glaubten. Bei der Historikerin Ute Planert (1998) können wir 
nun nachlesen, dass seit etwa den 1890er-Jahren als Reaktion auf den Aufbruch der 
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ersten Frauenbewegung ein Diskurs militanter Frauenverachtung folgte, der auf an-
tisemitische, rassistische, demokratiefeindliche und antiparlamentarische Klischees 
zurückgriff und mit Unterstützung national gestimmter Pressekonzerne eine große 
Breitenwirkung entfaltete. Ziel war es, jeden weiblichen Emanzipationsversuch zu-
rückzudrängen, um auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens ‚weiße‘, ‚christlich-
männliche‘ Vorherrschaft zu sichern. 
Geschichte wiederholt sich nicht. Und dennoch: Im Zuge sich global ausbreiten-
der rechtspopulistischer Bewegungen scheint zu Beginn des 21. Jahrhunderts aus-
gerechnet der Antifeminismus zurückgekehrt. Und dies nicht nur auf altbekannte 
Weise, sondern, wie „AfD“-Programm, „Brexit“-Kampagne oder der US-Wahl-
kampf gleichermaßen zeigen, in neuer Form: Über Internet-Foren und Twitter-Bot-
schaften verbreitet und millionenfach geteilt können wir nun in Echtzeit fast verges-
sene Stereotype über Frauen, Männer, Gender und Transgender hören und lesen, die 
abwerten, diskriminieren, verletzen. „Hate Speech“ – von ihrer Wucht, Reichweite 
und Resonanz, die Judith Butler schon früh (1997) erkannte, werden wir derzeit fast 
überrollt. Und um es klar zu sagen: Allein aus diesem Grund, um sich der unerwar-
teten Rückkehr des hasssprechenden Antifeminismus in den Weg zu stellen, ist heute 
eine feministisch argumentierende politikwissenschaftliche Zeitschrift in deutscher 
Sprache notwendig, vielleicht notwendiger denn je.
Doch was kann eine Zeitschrift schon ausrichten? Hören wir, was uns drei prominente 
Stimmen nach der US-Wahl raten: Nancy Fraser erkennt in der Wahl Trumps einen 
„Weckruf für den Feminismus“ (von Tadden 2016, 46), endlich den Horizont zu erwei-
tern und neben der Anerkennung von Minderheitenrechten den Schutz von ökonomisch 
Schwachen sowie die soziale Umverteilung nicht zu vergessen. Iris Radisch (2016) 
mahnt, das misogyne Frauenbild Trumps (und das seiner Töchter und Ehefrauen) nicht 
zu unterschätzen, halte dies doch noch immer das „kollektive Unbewusste des wahlent-
scheidenden Teils“ der Bevölkerung besetzt. Nicht zuletzt empfiehlt Erica Jong (2016), 
statt sich dem rückwärtsgewandten Denken zu ergeben oder fassungslos in Untätigkeit 
zu erstarren, aufzuwachen – und für die Demokratie zu kämpfen.
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Welche Themen hat die Femina Politica bislang 
vernachlässigt?

SABINE LANG

Zunächst möchte ich betonen, dass die Bandbreite der über die vergangenen zwei 
Jahrzehnte in der Femina Politica verhandelten Themen beeindruckend ist und al-
les übersteigt, was wir Gründerinnen uns 1997 erträumt hatten. Auf der einen Seite 
haben die Herausgeberinnen klassische Politikfelder von Innenpolitik bis Internati-
onale Beziehungen geschlechterspezifisch ausgeleuchtet, andererseits aber über die 
Jahre auch viele Themen angestoßen, die die Paradigmen etablierter Politikwissen-
schaft herausfordern und erweitern. Auf klaffende Wissens- und Wissenschaftslö-
cher bin ich also bei meinem Lesespaziergang durch die Jahrgänge nicht gestoßen, 
allenfalls hier und da auf Unterlassungen oder nur randständige Einlassungen, wo 
möglicherweise mehr schwerpunktmäßiges Engagement gefragt wäre. Deshalb 
möchte ich diesen Beitrag auch eher als konstruktive Wunschliste denn als Wink mit 
dem erhobenen Zeigefinger verstanden wissen. 
Ganz oben steht die Kanzlerin. Angesichts der Tatsache, dass Angela Merkel in-
zwischen selbst von internationalen Medien als die Kanzlerin Europas und als glo-
bal einzigartige Garantin der Demokratie betitelt wird, ist es auffällig, dass die Fe-
mina Politica bislang eher einen Bogen um das Phänomen Merkel geschlagen hat. 
Merkels Meriten sind in feministischer Perspektive durchaus umstritten; ein Grund 
mehr, die erste deutsche Bundeskanzlerin ins Zentrum geschlechtsspezifischer Ana-
lytik zu rücken.
Seltsam undeutlich erscheint auch die Beschäftigung mit der deutschen Vereinigung 
in der Femina Politica. Weder zum zehnjährigen noch zum zwanzigjährigen Jubi-
läum des Mauerfalls haben wir als Wissenschaftlerinnen den Blick darauf gerichtet, 
ob und wie die neue Berliner Republik sich durch die Vereinigung verändert hat. 
Wollten wir nicht im main/malestream der routinisierten Vergangenheitsbewälti-
gung mitschwimmen? Jedenfalls gilt es zu bedenken, dass die deutsche Vereinigung 
deutlicher geschlechterpolitisch nachwirkt, als wir das artikulieren: Als Beispiele 
seien nur der Verfassungskonvent mit seinem aktiven Gleichstellungsauftrag und 
das gesamtdeutsch entspanntere Verhältnis zu Kinderbetreuung und Erwerbsarbeit 
von Frauen genannt. 
Blicken wir über die innenpolitischen Themen hinaus, dann erscheint es mir erwäh-
nenswert, dass es in zwei Jahrzehnten nur zwei Schwerpunkthefte der Femina Poli-
tica zur Europäischen Union gab, sieht man von einem Heft zur Osterweiterung im 
Jahrgang 2006 ab. Zwar gibt es in vielen Themenfeldern einzelne Artikel zu EU-
spezifischen Politiken und ihren Auswirkungen. Gleichwohl dürfte spätestens die 
Krisenhaftigkeit des Integrationsprojekts nun Anlass geben, den geschlechterspe-
zifischen Blick noch kontinuierlicher auf die Errungenschaften und Fehlentwick-
lungen der Europäischen Union zu richten. 
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Nachhaltiger könnte auch die Auseinandersetzung mit dem Verhältnis von Kapitalis-
mus, Umwelt und Governance sein. Zwar werden diese Themen als einzelne durch-
aus aufgegriffen, aber gerade der geschlechterkritische Blick auf ihre Verknüpfung 
enthält besonderen Mehrwert. Die Art und Weise, wie der neoliberale Kapitalismus 
BürgerInnen subjektiviert, ist nicht nur geschlechtsspezifisch aufgeladen, sondern 
hat auch Auswirkungen auf Umwelt und Regierungsformen. Es gibt feministischen 
Widerstand gegen die Ökonomisierung aller Lebensbereiche; ihre Theoretisierung 
verdient mehr Aufmerksamkeit. 
Last, but not least steht auf meiner Femina Politica-Wunschliste die Auseinander-
setzung mit Rechtspopulismus und Antigenderismus. Die Botschaften, die Marie Le 
Pen und Frauke Petry als Frontfrauen einer ultrarechten Geschlechterpolitik aussen-
den, stellen Geschlechterstandards infrage, die als nicht hintergehbar galten. Aber 
so wie ich die Herausgeberinnen kenne, ist ein Schwerpunktheft dazu schon in der 
Planung.  

Wie sieht die politikwissenschaftliche Genderforschung die 
feministischen Analysen weltweit?

ILSE LENZ

Als die Femina Politica vor zwanzig Jahren geboren wurde, hatte die feministische 
Sozialwissenschaft bereits einige globale und postkoloniale Ansätze entwickelt. Dies 
ging auch auf die Entwicklung des Forschungsfeldes und das Engagement der For-
schenden darin zurück (Lenz 2014): Die UN-Prozesse für Gleichheit, Frieden und 
Entwicklung ab dem Jahr der Frau 1975 begründeten einen intensiven Austausch 
zwischen Feminist*innen im Norden, Süden und Osten und die Herausbildung inter-
nationaler Forschungsnetzwerke. Zugleich bildete sich die Geschlechterforschung 
in ihrem jeweils eigenen soziokulturellen Kontext weltweit heraus (Connell 2013; 
2017). So betonte sie im Südlichen Afrika die Verbindung von Rassismus und Se-
xismus, in Indien, Korea oder Lateinamerika entfaltete sie postkoloniale Gender-
kritiken und im Nahen Osten war das widersprüchliche Verhältnis von Islam und 
Feminismus ein zentrales Thema.1 
Auch die europäische Einigung trug zur Internationalisierung feministischer Poli-
tikwissenschaft bei. Die 1985 begründete Gruppe Gender and Politics im European 
Consortium for Political Research2 organisiert Forschungsnetzwerke und Austausch 
innerhalb Europas und mit anderen Regionen.  
Seitdem hat die feministische Politikwissenschaft grundlegende Analysen der glo-
balen Ungleichheits- und Herrschaftsverhältnisse, der ökologischen Problematik 
und des Finanzkapitalismus aus genderkritischer (und zunehmend aus intersekti-
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onaler) Sicht vorgelegt und Alternativen erarbeitet. Sie hat die Widersprüche von 
Global Governance für Gleichheit herausgearbeitet und feministische und Gender-
bewegungen vergleichend untersucht. Dabei hat sie fruchtbar in transkulturellen und 
interdisziplinären Forschungsteams gearbeitet.
Doch ist der Reichtum der feministischen Theoriebildung weltweit in ihren unter-
schiedlichen Ansätzen – u.a. nach Region, nach Fächern, nach Theorien – bisher 
noch nicht ansatzweise wahrgenommen oder gar zusammengeführt worden. Dieser 
Reichtum bietet die Chance eines reflexiven Universalismus, der den vorherrschen-
den eurozentrischen Universalismus überwinden kann: In Auseinandersetzung 
mit dieser weltweiten Geschlechterforschung wie auch mit den Kontroversen 
etwa über Kolonialismus und Rassismus wird es möglich, die Differenzen und 
Gemeinsamkeiten herauszuarbeiten und anzuerkennen. Daraus können sich reflexiv-
universale Ansätze zu den Grundfragen feministischer Forschungen ergeben. Um nur 
einige zu nennen: Wie werden Geschlecht, Begehren, Ungleichheiten, Ausschlüsse 
und Abwertungen vor Ort und weltweit verstanden? Wie verlaufen Ausschlüsse 
und Unterordnung nach Klasse, Migration und Geschlecht, und wie sind die neuen 
Machtverhältnisse, also auch die zunehmenden Einschlüsse von einigen Frauen (und 
queeren Personen) in hegemoniale Positionen, zu untersuchen und zu verstehen? 
Was bedeuten Gesellschaft, Beziehungen und Politik zwischen lokalem Ort, Nation 
und Weltgesellschaft? 
Deshalb will ich sowohl für klare Kontextualisierung wie auch für reflexiven Uni-
versalismus in der Geschlechterforschung plädieren. Ein kommunalistischer oder 
Ursprungsfundamentalismus im Sinne von weißen oder subalternen Forscher*innen 
führt diese auf ihre Position zurück und reduziert sie letztlich darauf. Um das am 
Beispiel der chinesischen Geschlechterforschung zu illustrieren: Chinesische 
Forscher*innen etwa arbeiten in Beijing, Shanghai, Michigan oder Kalifornien, in 
der VR China, in Taiwan oder in den USA. Diese verschiedenen Kontexte in China 
oder den USA sind wichtig für ihr Werk. Aber noch wesentlicher sind ihre Auseinan-
dersetzungen mit den globalen und chinesischen Theorietraditionen etwa zwischen 
Foucault, Marx und nichtbinären lokalen Genderansätzen, die grundlegend neue Zu-
gänge jenseits des westlichen oder chinazentrierten Kanons eröffnen. 
In letzter Zeit treten erneut nationale perspektivische Engführungen und kommuna-
listische gruppenbezogene Essentialisierungen auf, die anstelle dieser weltweiten 
Vielfalt vor allem Erzählungen aus den USA aufnehmen. So bezieht sich Nancy 
Fraser (2013) in ihrer Kritik am neoliberalen Feminismus auf den liberalen Eliten-
feminismus aus den USA und ignoriert die unterschiedlichen weltweiten Frauen-
kämpfe. Auch die verbreitete Erzählung vom ,weißen‘ Feminismus dekontextuali-
siert und universalisiert zugleich die sehr wichtige Kritik schwarzer Frauen in den 
USA auf die gesamte postkoloniale Welt, während etwa die Geschlechterforschung 
aus dem Süden kaum mehr wahrgenommen wird. In letzter Zeit wird das Stereotyp 
der LGBTI zur Analyse von gleichgeschlechtlich Begehrenden und Liebenden ver-
breitet, die global unter diesen Begriff einzustufen wären und zudem noch allüberall 
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mit Transgender- und Inter*personen eine Identität teilen sollen. Diese Essentialisie-
rungen und Stereotypisierungen spiegeln letztlich europäische und US-Sichtweisen 
wider und könnten deren hegemonialen Charakter fortführen.  
Die feministische Politikwissenschaft in Deutschland sollte euro-/US-zentrische 
Sichtweisen und die zugrundeliegende hegemoniale Macht in allen (auch feminis-
tischen) Versionen kritisieren. Sie sollte sich neugierig und offen der Geschlechter-
forschung in ihrer weltweiten Vielfalt und ihren differenzierten lokalen Kontexten 
zuwenden und gerade die Geschlechtertheorien aus dem Süden und Osten als Teil 
ihrer wesentlichen Wissensbestände begreifen und nutzen. Das sollte sie möglichst 
in Austausch und Kooperation angehen, um ihre Selbstbegrenzungen wahrzuneh-
men und zu überwinden – und sich zu entwickeln. 
Und ich gratuliere der Femina Politica zu ihrem Jubiläum und wünsche mir, dass 
wir diese Debatten mindestens in den nächsten zwanzig Jahren in ihr weiterführen 
können!

Anmerkungen

1 Vgl. allgemein Connell (2013, 2017); zu Ostasien vgl. u.a. die Buchreihe des Asian Centre for 
Women’s Studies: Women’s Studies in Asia (8 Bde.), zu Afrika vgl. u.a. Adomako Ampofo/
Arnfred (2009), Tamale (2011). 

2 Vgl. http://www.ecpg.eu.
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Was sollte dem Antifeminismus entgegen gesetzt werden?

ISABELL LOREY

Antifeminismus und Anti-Genderismus sind keine isolierbaren Positionen, sondern 
in der Regel Teil einer (extrem) rechten Ideologie, für die der Fokus auf Nation und 
Volk als identitäre und homogene Gemeinschaften konstitutiv ist, was nicht zuletzt 
an der rechtsextremen Bewegung der „Identitären“ deutlich wird. 
Es muss verstärkt darum gehen, in feministischen emanzipatorischen Argumenta-
tionen sensibel zu sein für die Reproduktion von derartigem, an rechte Diskurse 
anschlussfähigem, Denken. 
Antifeministischen und Anti-Genderismus-Positionen sollten die stärksten emanzi-
patorischen feministischen Haltungen entgegen gesetzt werden. Zu ihnen gehören 
seit Jahrzehnten die Kritik an Identitätskonstruktionen und ein Denken und Affir-
mieren des vielfältig Differenten und Heterogenen: 

1. Ein Denken in binären Mustern von Entweder/Oder versteht nicht selten Kritik als 
die Abschaffung oder Zerstörung der bisher angenommenen Meinung. Kritik wird 
als Bedrohung erlebt, insbesondere wenn sie nicht sofort eine ‚genehme Lösung‘ 
liefert, wie es denn anders sein soll, und damit einen neuen orientierenden Rahmen 
bereitstellt. Ein Denken entlang von sicheren Ordnungen tut nichts anderes, als 
Herrschaftsverhältnisse zu stabilisieren. Dagegen braucht es Analyse und Kritik, 
die auf komplexe Zusammenhänge hinweist und auf Differenzierungen besteht. 

2. Das Festhalten an Identitäten ist noch immer Standard in vielen Disziplinen – 
auch oft bei den damit verbundenen feministischen, genderanalytischen Positi-
onen. Identitäten werden dann weniger als Konstruktionen verstanden, sondern 
als wahre und empirisch nachweisbare gesellschaftliche Positionierungen. Die 
zunehmende Komplexität und die Widersprüchlichkeit gesellschaftlicher Ver-
hältnisse sind damit nicht zu analysieren. Eher wird das steigende Bedürfnis nach 
einer klaren Sortierung der Welt bedient.

3. Aber auch Identitäten einfach als Konstruktionen zu verstehen, ist keine ‚Lö-
sung‘. Als kollektive Identitäten werden sie in a(nta)gonistischen gesellschaft-
lichen oder politischen Gruppen als ‚wir‘ und ‚sie‘ sich gegenüberstehend vor-
gestellt. Unterscheidungen in ‚wir‘ und ‚sie‘ sind aber nicht nur das Fundament 
jedes Rassimus, sondern auch jedes Populismus, der sich immer – auch wenn er 
von links argumentiert (Mouffe 2016) – auf einen Begriff von ‚Volk‘ bezieht und 
den nationalen Rahmen braucht. 

4. Queer-feministische und anti-rassistische Argumentationen werden gerade er-
neut als „politisch korrekte“ Identitätspolitik diffamiert1: zu viel ‚Diversität‘ ver-
unmögliche universelle Positionen und damit eine Politik für ‚alle‘, also das ge-
samte Volk, die gesamte Nation. Der „zornige weiße Mann“ (Lilla 2016) oder das 
Erstarken der AfD seien Effekte von zu weit getriebener Toleranz und Pluralität. 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.20
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Diese antifeministischen Positionen sind im besten Fall Ausdruck verunsicher-
ter Liberaler angesichts eines drohenden Hegemonieverlustes. Aufgrund solcher 
Positionen beginnen aber auch manche Feminist*innen nicht nur im privaten 
Gespräch die Frage zu stellen, ob ‚wir‘ nicht einen Schritt zu weit gegangen 
sind. Schnell fallen Beispiele wie die Thematisierung von Transgender im Schul-
unterricht oder geschlechtsunspezifische Toiletten – das lasse sich den meisten 
Menschen nicht mehr vermitteln. Doch statt solcher Relativierungen ist ganz im 
Gegenteil weiterhin ein dezidiertes Eintreten für das Recht, verschieden sein zu 
dürfen, nötig, und damit für Gleichheit in der radikalen Heterogenität.

5. Nicht zuletzt braucht es konzertierte komplexe Analysen der verschiedenen Re-
formierungen weißer Männlichkeiten, ihrer Bedeutung für aktuelle politisch-
ökonomische Transformationen, ohne einfach von dem Verlust von Vorherr-
schaften auszugehen oder in Identitätslogiken zu verfallen. 

Anmerkung

1 Siehe beispielsweise seit vielen Jahren die Position von Slavoj Z̀́iz̀́ek und aktuell die vieldisku-
tierten Artikel des US-amerikanischen Politikwissenschaftlers Mark Lilla (z.B. Lilla 2016).
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Welcher Roman/welches Essay beschreibt Ihres 
Erachtens eine für Sie gegenwärtig zentrale feministische 
Herausforderung?

ANDREA MAIHOFER

Diese Frage lässt mich nur einen kurzen Augenblick zögern – ohne Zweifel ist dies 
für mich Virginia Woolfs’ Essay Drei Guineen. Das hat sicher auch damit zu tun, dass 
ich seit einiger Zeit an einem Buch zu Woolf schreibe. Ihr Werk ist mir daher sehr 
präsent. Klar gäbe es auch andere Autor*innen bzw. Texte zu nennen. Doch Woolf 
beschäftigt sich in diesem Essay mit einer derzeit in der Tat zentralen Herausforde-
rung für ‚den‘ Feminismus: nämlich die nach seiner produktiven Überschreitung. 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.21
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Spätestens ab den 1930er-Jahren setzte sich Woolf intensiv mit dem Faschismus 
auseinander. Sie beobachtete seinen wachsenden Einfluss, las viel, darunter Berge 
an Zeitungen und hörte stundenlang Radio. Zudem nahm sie an zahllosen politi-
schen Diskussionen teil, unterschrieb Petitionen und gehörte verschiedenen antifa-
schistischen Komitees an. Sie wollte begreifen, was geschah, und – sie wollte etwas 
tun. Wie viele war sie mit der Frage nach dem Sinn von Kunst und Wissenschaft 
angesichts des Faschismus konfrontiert. War ihr Schreiben jetzt unverantwortlicher 
Luxus? Und nicht vor allem konkretes Handeln nötig? Doch trotz des Gefühls zu-
nehmender Ohnmacht kehrte sie immer wieder zu dem zurück, was sie glaubte, am 
besten zu können: zum Schreiben. Schreiben war ihr Einsatz für die Freiheit und, 
wie sie betont, „Denken ist meine Art zu kämpfen“ (Woolf zit. n. Lee 2006, 902). Sie 
war „überzeugt, dass es unsere Pflicht ist, Hitler (…) aufzuspiessen, und wenn es nur 
mit der Spitze einer alten tintenbeklecksten Feder ist“ (ebd., 885).  
Vor diesem Hintergrund schreibt Woolf das Essay Drei Guineen, in dem sie eine 
fiktive Briefschreiberin auf die Frage antworten lässt, wie der Kriegseintritt Eng-
lands, ja generell Kriege zu verhindern sind. Langfristig kann das nach ihr nur ge-
lingen, wenn die in den westlichen Gesellschaften vorhandene Reproduktionslogik 
von Kapitalismus, Kolonialismus, Rassismus und Patriarchat überwunden wird. Der 
Faschismus ist für Woolf also mitnichten ein Einbruch der ‚Barbarei‘ von aussen 
in eine eigentlich heile Gesellschaft. Er ist vielmehr jeder westlichen bürgerlichen 
Gesellschaft latent inhärent: „Dort (in Zitaten englischer Politiker und Journalisten; 
AM) haben wir in Embryoform die Kreatur, Diktator (...), die glaubt, dass sie das 
Recht hat, ob von Gott, Natur, Geschlecht oder Rasse gegeben, ist unerheblich, ande-
ren Menschen vorzuschreiben, wie sie leben sollen; was sie tun sollen“ (Woolf 2001, 
191). Mit anderen Worten: In den bürgerlich kapitalistischen Gesellschaften hängen 
die Diskriminierung von Menschen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer ‚Rasse‘/Eth-
nizität, ihrer Religion oder Klasse Woolf zufolge konstitutiv zusammen, ebenso die 
„Tyrannei des patriarchalischen“ und „des faschistischen Staates“ (ebd., 249).
In diesem Essay findet sich nun eine auf den ersten Blick etwas sonderliche Pas-
sage. Mit viel Ironie verbrennt Woolf das Wort „Feministin“: „Lassen sie uns dieses 
Wort in großen schwarzen Buchstaben auf ein Blatt Papier schreiben; dann feierlich 
ein Streichholz an das Papier halten. Sehen Sie, wie es brennt! Was für ein Licht 
über die Welt tanzt!“ (ebd., 248). Woolf geht es hier vor allem um zweierlei: Zum 
einen um die fortwährende Enteignung und negative Aufladung des Begriffs des 
Feminismus durch seine Gegner*innen. So weist sie auf den „Schaden“ hin, den 
die Zuschreibung als Feministin immer wieder „angerichtet“ hat (ebd.). In diesem 
Akt „symbolischer Gewalt“ (Bourdieu 2005, 63) werden Feministinnen als hyste-
rische, humorlose und verrannte Frauen stigmatisiert, die sich ständig als Opfer pa-
triarchaler Herrschaft stilisieren. Mit diesem Label des „Feminist Killjoy“ (Ahmed 
2010) werden ihre Anliegen der Lächerlichkeit preisgegeben und zugleich dämoni-
siert. Ihre Kritik an den patriarchalen Geschlechterverhältnissen wird damit nicht 
nur ihrer politischen Relevanz beraubt. Zudem werden viele Frauen entmutigt, über-
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haupt Kritik zu formulieren. Nicht umsonst gemahnt die inszenierte Verbrennung 
des Wortes „Feministin“ an Fegefeuer und Zensur – Bilder, die Woolf wiederholt 
aufruft. Keineswegs geht es um eine Verabschiedung des Begriffs Feminismus, viel-
mehr um den Verweis, dass seine immer wieder neue Aneignung dieser grundlegen-
den „Prekarität feministischer Kritik“ (Maihofer 2012) eingedenk sein muss. Das 
heißt, feministische Theorie und Politik muss stets die jeweiligen gesellschaftlichen 
Möglichkeitsbedingungen ihres Gehört- und Relevant-Werdens kritisch in den Blick 
nehmen. Nicht um sich zu fügen, sondern um Gegenstrategien zu entwickeln, gegen 
die Stigmatisierung, aber auch gegen die evozierte innere Zensur. Schon angesichts 
des wachsenden „Anti-Genderismus“ ist dies gegenwärtig eine zentrale Herausfor-
derung für feministische Theorie und Politik.
Zum anderen werden Woolf zufolge durch die gesellschaftlichen Entwicklungen die 
Grenzen des Feminismus für deren Verständnis und Überwindung deutlich. Durch 
den ironischen Akt der Verbrennung des Wortes „Feministin“ wird sichtbar, was der 
Begriff selbst häufig verstellt: „Männer und Frauen, die gemeinsam für dieselbe Sa-
che arbeiten“ (Woolf 2001, 248). Zur Bekräftigung zitiert Woolf Josephine Butler, 
eine bekannte britische Feministin, die sich unter anderem für die Rechte prostitu-
ierter Frauen einsetzte: „Unsere Forderung war nicht nur eine Forderung nach den 
Rechten der Frau (…) sie war größer und tiefer; sie bezog sich auf die Rechte aller 
– aller Männer und Frauen – auf Respektierung der großen Prinzipien Gerechtigkeit 
und Gleichheit in ihrer Person“ (Butler zit. n. Woolf 2001, 249). Woolf zielt hier auf 
die zentrale Einsicht, dass es letztlich um „dieselbe Sache“ geht oder doch gehen 
sollte: um das Erringen von Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit – und zwar für 
alle Menschen gleichermaßen. Aber nicht nur das, die Menschen kämpfen dabei „ge-
gen denselben Feind“, ob sie nun „gegen die Tyrannei des patriarchalischen Staates“ 
oder „gegen die Tyrannei des faschistischen Staates kämpfen“ (ebd.). 
Woolfs Hoffnung war, die Erfahrung des Faschismus würde genau diese Gemein-
samkeit der Ziele in den bislang unterschiedlich fokussierten Kämpfen gegen den 
Faschismus, den Kapitalismus, den Imperialismus oder das Patriarchat ersichtlich 
machen. Denn sie hielt es für einen großen Fehler, die unterschiedlichen Kämpfe 
gegeneinander auszuspielen, statt sie in ihrem notwendigen theoretischen und politi-
schen Zusammenhang zu sehen. So hoffte sie, die Erfahrungen des Faschismus wür-
den die Erkenntnis ermöglichen, dass zwischen den verschiedenen Herrschafts- und 
Diskriminierungsformen ein konstitutiver Zusammenhang besteht und sie deshalb 
nur gemeinsam und nur in gemeinsamer Anstrengung überwunden werden können: 
Im „Ausland ist das Ungeheuer offener an die Oberfläche getreten (…) es trifft Un-
terscheidungen, nicht nur zwischen den Geschlechtern, sondern zwischen den Ras-
sen. Sie1 erleben am eigenen Leib, was Ihre Mütter erlebten, als sie ausgeschlossen 
wurden, als sie eingeschlossen wurden, weil sie Frauen waren. Jetzt werden Sie aus-
geschlossen, jetzt werden Sie eingeschlossen, weil Sie Juden sind, weil Sie Demo-
kraten sind, wegen Ihrer Rasse, wegen Ihrer Religion (…). Aber jetzt kämpfen wir 
gemeinsam“ (ebd., 249f.). 
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Der Begriff des Feminismus ist dadurch nicht obsolet. Aber er reicht alleine nicht 
(mehr) aus. In Zukunft ist jede Analyse, jede Kritik und jede Politik unterkomplex, 
die konzeptionell hinter diese Einsicht in den gemeinsamen gesellschaftlichen Re-
produktionszusammenhang von Rassismus, Faschismus, Imperialismus, Patriarchat 
und Kapitalismus zurückfällt. Nur gemeinsam und in gemeinsamer Anstrengung 
können sie langfristig überwundern werden. Es bedarf daher Woolf zufolge einer 
produktiven Überschreitung des Begriffs des Feminismus in einer gemeinsamen 
Weiterentwicklung sowohl der theoretischen, der normativen als auch der politischen 
Begrifflichkeiten und nicht zuletzt der Bündnispolitiken oder, wie Woolf am Ende 
ihres Essays schreibt, es gilt, grundlegend „neue Worte zu finden und neue Metho-
den zu schaffen“ (Woolf 2001, 297). Eine Herausforderung, vor der derzeit – ange-
sichts der gegenwärtigen neoliberalen gesellschaftlichen Transformationsprozesse 
– nicht allein feministische, sondern überhaupt kritische emanzipatorische Theorie 
und Politik verschärft steht.

Anmerkung

1 Mit „Sie“ sind fiktive Adressat*innen gemeint; wie gesagt, Drei Guineen ist als Brief konzi-
piert. 
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Which text influenced you substantially as a feminist and/
or feminist researcher?

JOYCE MARIE MUSHABEN

I cannot say with certainty that Mary McCarthy’s classic work, The Group (1963), 
was the first text that inspired me to become a feminist, but it stuck with me for 
decades. As co-editor of my high school newspaper in 1969, I was already writing 
editorials opposing the Vietnam War, supporting the migrant workers’ grape boycott 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.22



20 JAHRE – 20 FRAGEN – 20 FEMINIST*INNEN

170 FEMINA POLITICA 1 | 2017

and calling for equal rights for women – in a Catholic school. McCarthy explores the 
fates of nine upper-class, white women who graduated from Vassar at the outset of 
the Great Depression. They viewed their highly privileged status as a natural state of 
affairs, even after a few lost family fortunes requiring them to get jobs as glorified 
service workers in schools, hospitals, with publishers or “at Macy’s.”1 Neither their 
detailed knowledge of Greek philosophers, American playwrights, British poets and 
Italian sculptors, nor their ability to converse about ancient history, modern art, fine 
wines and silver place-settings could save them from the breath-defying corset of 
traditional gender roles. Aching to become something “more” than wives and mo-
thers, most fell prey to shattered dreams, encumbered by domineering, cheating or 
impotent husbands, except for Lacey, who outs herself a lesbian shortly before the 
ultimate anti-heroine, Kay, dies under suspicious circumstances at age 29. 
I envied Group members at first, or at least their privileged status and their base in 
New York City: their ability to attend that expensive, private college, an Ivy-League 
equivalent for females denied admission to Harvard, Yale and Princeton, and to tra-
vel around Europe expanding their intellectual horizons – these options were indeed 
the stuff of novels and films for middle class, mid-western daughters like me. My 
father made it very clear that despite my standing as a “straight A” student, he would 
not pay for me or my younger sisters to go to college; my brother, eight years my 
junior, needed that benefit because he “would have to support a family someday.” 
Our college-prep counselor, Father Vonderhaar, had already shattered my dream of 
becoming a medical researcher with the words, “girls’ don’t become doctors.” 
I re-set my internal navigational system, opting for a career in diplomatic service, ba-
sed on my Best Delegation experiences at city-wide Midwest Model UN simulations 
and as a founding member of our school World Affairs Club. As Class Salutatorian 
(ranked 2nd out of 224), I had more years of Latin, more math courses, better grades, 
better SAT test scores, better everything (beyond my sex) than Eric Myers, who 
graduated 64th in our class. He was admitted to Georgetown University’s School of 
Foreign Service in 1970. I was not. I didn’t “find a man” willing to marry me until 
I turned 39, and my brother quit college after his first semester. I was, and remain, 
self-supporting. 
Thinking of themselves as “best friends forever,” the women of the Group were anti-
(s)heroes, at best, viciously gossiping about each other, naïve concerning birth con-
trol and sexuality, having affairs but always obsessed with keeping up appearances. 
They rarely revealed the depths of their unhappiness to each other. Their inability to 
escape, to become something “more” was pre-ordained, but they lived in the 1930s; 
I was a child of the late 1960s, surrounded by many women who thought that change 
was not only possible but also terribly necessary. McCarthy’s book came back to 
haunt me, when I finally got around to Betty Friedan’s The Feminist Mystique (1963) 
as a grad student in a feminist reading group. Same era, same type of protagonist: 
this non-fiction work addressed privileged women who had attended universities but 
discovered that their lives were “over” once their children left home; still in their 
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“prime”, their husbands kept on ascending the corporate ladder, sometimes dumping 
them for younger secretaries. Friedan taught me the importance of the kitchen table 
as a site of consciousness-raising and revolutionary reflection. It didn’t hurt to have 
a cheap bottle of wine to go along with it. Though very self-absorbed in terms of 
class, race and heterosexual norms, her real-life analogue to McCarthy’s novel hel-
ped me to link “the personal” with “the political”. I found comic relief in essays by 
Erma Bombeck and Nora Ephron, satirizing the myth of perfect children, mothers 
and marriages. 
Reading The Group made me angry: a product of that world, Friedan grew increa-
singly bitter towards younger feminists like Kate Millett, not afraid to face diversity. 
Gloria Steinem’s sense of humor and Shulamith Firestone’s assault on the structures 
gave me hope: they were part of my world, my times. I stopped believing that simply 
eliminating formal legal barriers (liberal feminism) was going to change the world. 
Emancipation (opting not to become “merely” a wife/mother) was something I could 
aspire to individually, but sexual inequality was a collective, institutionally embed-
ded condition. Today it seems so selbstverständlich that treating two people whose 
qualifications are the same “differently” produces inequality and that treating per-
sons with different needs as “the same” likewise produces inequality. The Group was 
a how-not-to-achieve-equality handbook. The rest of my life as a feminist scholar 
has been an exercise in “learning by doing”, none of which would have been possible 
without real BFFs, equally committed to breaking all of the old rules.

Note

1 Founded in 1858, Macy’s was one of New York’s first department stores; it soon became a 
hallmark of mass, albeit genteel consumption, offering extensive new employment opportu-
nities for women in “retail.”
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Lernen aus Erfolgen. Welche Bündnisstrategien für 
Feminist*innen sehe ich für die Zukunft?

CLAUDIA NEUSÜSS

Schauen wir in die jüngere Vergangenheit feministischen respektive gleichstellungs-
politischen Handelns, die „goldenen“ 1980er- bzw. 1990er-Jahre, so waren diese 
geprägt von ausgesprochen erfolgreichen, vitalen, global agierenden und kooperie-
renden Frauenbewegungen und -organisationen (Stichwort: IV. Weltfrauenkonferenz 
in Peking, Etablierung von Gender Mainstreaming). Immer nah ist allerdings auch 
die feministische Sorge „not to be mainstreamed into the polluted stream“ (Bella 
Abzug, zit. nach The Borgen Project 2014) – Raum offen halten für eine andere 
(herrschaftsfreie) Welt, in der Geschlechterhierarchien und Ausbeutung von Mensch 
und Natur überwunden werden können. Auch im Reframing politischer Anliegen 

waren die frauenpolitischen Akteur_innen gut. Frauenrechte in der Deklaration als 
Menschenrechte und der Kampf gegen Gewalt gegen Frauen schufen (neue) Alli-
anzen, bis hinein in das konservative Lager.
Angesichts des Erstarkens rechtspopulistischer und nationalistischer Kräfte welt-
weit ist Weiterdenken, Offenheit, Kreativität und deutlich mehr Engagement gefragt. 
Was also könnte zukünftig mobilisierende Kraft entwickeln?

Sichtbar werden  

Hoffnung spendet, dass es zwischen den progressiven Kräfte zu neuen Allianzen 
und Synergien und auch (wieder) zu mehr Mobilisierung und Sichtbarkeit kommt: 
die weltweiten Women’s Marches gegen die Trump-Politik im Januar diesen Jahres, 
die Bündnisse mit Umwelt- und Klimaktivist_innen, mit Bürger_innen unterschied-
licher Herkunft im Kampf gegen marktradikale Verwerfungen (Stichwort: Occupy-
Gruppen weltweit) und der Einsatz gegen Rassismus und für demokratische Grund-
rechte. Junge Menschen aller Geschlechter und bislang nicht-organisierte Menschen 
beginnen womöglich stärker zu begreifen, dass gesetzte Gewissheiten in Gefahr 
geraten können und politisches Engagement gefragt ist. Es gilt Demokratie zu ver-
teidigen und weiterzuentwickeln. 

Gelegenheiten nutzen

In Washington D.C. ist für das Frühjahr ein „March of Science“ (Wessel 2017) ge-
plant, um gegen anti-wissenschaftliche Tendenzen der Trump-Politik und für empi-
rische Evidenz zu streiten. Eingeladen wird zu parallelen Aktivitäten in möglichst 
vielen Ländern. Dies ist auch eine Gelegenheit, Gender und Diversity Studies und 
ihre Bedeutung sichtbar zu machen.

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.23
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Anstelle des „Kollektiv-Subjekts“ Frau ist mittlerweile eine differenzierte Perspek-
tive der „vielfachen Vielheiten“ als konstituierend für Lebenslagen und Gestaltungs-
möglichkeiten getreten. Eine intersektionale Perspektive auf Bündnisfragen (Roth 
2015) erscheint folglich angemessen. Bündnisse können zielbezogen angelegt und 
temporär gehalten werden. Voraussetzungen sind eine grundlegende Offenheit, die 
Bereitschaft über die je eigenen Milieus hinauszuschauen, in Multistakeholder-
Perspektiven zu denken und Räume zu schaffen, in denen Begegnung und Dialog 
möglich ist.
Wir können nur benennen, was wir kennen. Darin liegt die Grenzmarkierung zu 
jeder Art von Zukunftsprognose. Mit einem feministischen Kompass im Gepäck, 
grundsätzlicher Offenheit für Gelegenheiten, passenden Frames und der Bereitschaft 
zu Solidarität und zu Kompromissen wird das Feld möglicher Bündnisperspektiven 
größer: Gewerkschaften, religiöse Feminist_innen, Migrant_innenverbände, Um-
weltorganisationen, Newcomer_innen im Zusammenspiel. Das jeweilige Ziel klä-
ren und offen werden für – auch punktuelle – strategische Bündnisse. Es gilt für 
Demokratie und Geschlechtergerechtigkeit verstärkt zu streiten, über den Tellerrand 
zu schauen und dabei „die Freundschaft zur Welt nicht (zu) verlernen“ (Christina 
Thürmer-Rohr; Gunda-Werner-Institut/Hark 2016).
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Mit welchem feministischen Thema haben Sie sich vor  
20 Jahren beschäftigt?

HILDEGARD MARIA NICKEL

Vor 20 Jahren hatte ich den Zusammenbruch der DDR und des „sozialistischen 
Weltsystems“, des „Ostblocks“, der mit den Begriffen „Wende“ und „Wiederver-
einigung“ nur unzureichend beschrieben ist, und den radikalen Umbau des ostdeut-
schen politischen, wirtschaftlichen und sozial-kulturellen Systems, darin die „Ab- 
und Aufwicklung“ der Wissenschaftslandschaft eingeschlossen, gerade glücklich 
überstanden. Ich war mehrfach evaluierte, von der „Gauck-Behörde“ eingehend ge-
prüfte Soziologieprofessorin und Leiterin des Zentrums für interdisziplinäre Frau-
enforschung (ZiF, heute Zentrum für transdisziplinäre Geschlechterstudien, ZtG) an 
der Humboldt-Universität zu Berlin. Ich begann zu glauben, dass ich tatsächlich 
eine von sehr wenigen ostdeutschen Akademikerinnen war, die sich zu den „Verei-
nigungsgewinnerinnen“ zählen durfte. Verarbeitet hatte ich diesen Zeitenbruch, den 
manche für das „Ende der Geschichte“ hielten, längst noch nicht. Dass die gesell-
schaftliche Transformation mein Thema in dieser Zeit war, ist insofern nicht über-
raschend. Überraschend war vielmehr, dass es in der Scientific Community schon 
bald als erledigt, weil als erschöpfend behandelt galt. Das politische „Anderssein“ 
der Bürger*innen in den „neuen“ Bundesländern wird seither eher ärgerlich kom-
mentiert als wissenschaftlich analysiert und auch die ehemaligen „Ostblockländer“ 
gelten nicht selten als undankbare Störenfriede der „Kern-EU“. Ein Thema feminis-
tischer Forschung ist das, soweit ich das überblicken kann, eher nicht.
Vor 20 Jahren war das durchaus anders. Es war nicht zu übersehen, dass der „Gleich-
stellungsvorsprung“, den ostdeutsche im Vergleich zu westdeutschen Frauen in 
mancher Hinsicht hatten, sie nicht vor Arbeitsplatzverlust, Dequalifizierung, sozi-
aler Schlechterstellung schützte. Für ihr eigensinniges Festhalten an Erwerbsarbeit 
als Basis ihrer persönlichen Unabhängigkeit, Autonomie und sozialen Teilhabe wur-
den sie von den einen – durchaus auch von Feminist*innen – belächelt, von den 
anderen belehrt, weil sie angesichts der damals hohen Arbeitslosenquote angeblich 
die Arbeitsmarktchancen von männlichen Familienernährern verschlechterten und 
– schlimmer noch – ihrer eigentlichen Rolle, nämlich in erster Linie Mütter zu sein, 
nicht das gebührende Gewicht beimaßen. 
„Reinventing Gender“ nannten die britische Sozialwissenschaftlerin Eva Kolinsky 
und ich in dem von uns 2003 herausgegebenen Buch dieses Phänomen. Die Ge-
schlechtszugehörigkeit bekam für Ostdeutsche plötzlich eine neue soziale Relevanz. 
In geschlechterpolitischer Hinsicht katapultierte der Kapitalismus sie zurück in eine 
gesellschaftliche Moderne, die in systemischer Hinsicht durch strukturelle Asym-
metrie im Geschlechterverhältnis geprägt war. Das männliche Ernährermodell war 
Grundlage von Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Auch wenn ich lange vor dem Zu-
sammenbruch der DDR ihre „patriarchale“ Frauenpolitik kritisiert hatte, weil eine 
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wirkliche Gleichberechtigung damit nicht erreicht werden konnte, war das, was in 
dem neuen System für Frauen vorgesehen war, keine zukunftsweisende Alternative, 
ganz im Gegenteil. Viele Frustrationen in Ostdeutschland finden hier eine Erklä-
rung. Sich „abgehängt“ zu fühlen, heißt auch, dass soziale Erfahrungen von Ost-
deutschen nicht wertgeschätzt wurden, Chancen für Teilhabe zwischen Ost und West 
noch immer mehr als ungleich verteilt sind.
Ich habe mir immer gewünscht und dafür gestritten, dass die feministische For-
schung und ihr öffentlicher Diskurs sich „erden“, dass sie sich der sozialen Frage der 
Zeit stellen, der sozialen Ungleichheit, der Verteilungsungerechtigkeit und – neben 
dem Wandel der Arbeit – der Umverteilung von „ganzer Arbeit“. In diesem Sinne 
habe ich für die Repolitisierung und eine an der Aufklärung orientierte Standpunkt-
debatte des Feminismus plädiert. 
Angesichts der weltpolitischen Lage im Jahre 2017 dürfte klar sein, dass das drin-
gend notwendig ist!
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Mit welchem feministischen Thema haben Sie sich vor  
10 Jahren beschäftigt?

ANNELI RÜLING

Vor 10 Jahren beschäftigte mich die Frage, wie wohlfahrtsstaatliche Rahmenbedin-
gungen die Geschlechterbeziehungen in der Familie beeinflussen. Ich wollte wissen, 
wie Gleichheit in der Familie aussehen kann, wie Männer und Frauen die Erwerbs- 
und Sorgearbeit aufteilen können und welche Rahmenbedingungen hierfür benötigt 
werden. 2007 ist meine Dissertation erschienen, in der familiale Arrangements „jen-
seits der Traditionalisierungsfallen“ (Rüling 2007) beschrieben werden, also Eltern, 
die sich trotz widriger Umstände Erwerbs- und Familienarbeit teilen.
In den letzten zehn Jahren hat sich an den Rahmenbedingungen und auch in der 
familialen Arbeitsteilung einiges verändert. Wir sind ein paar Schritte weiter. Aber 
nicht in jeder Hinsicht. Eltern, die sich Erwerbs- und Familienarbeit teilen1, waren 
damals noch die absolute Ausnahme. Vor der Einführung des Elterngeldes 2007 ha-
ben etwa 3% der Väter Elternzeit beansprucht. Heute sind es ein Drittel der Väter, 
mehr als zehnmal so viele, die meisten aber nur für die zwei „Partnermonate“. Ein 
Vater, der sich um Kinder kümmert, ist heute keine Seltenheit mehr, und es gehört 
für viele Väter zu ihrem Selbstverständnis, dass auch sie Ansprechpartner für ihre 
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Kinder sind. Aber es ist immer noch eine Ausnahme, dass Väter und Mütter gleicher-
maßen für die Kinderbetreuung zuständig sind (Kassner 2014). Immerhin hat jeder 
vierte Vater mit Elterngeldbezug seine Arbeitszeit auch in der Folge reduziert, was 
eine Veränderung der Arbeitsteilung vermuten lässt (Hobler/Pfahl 2015).
Doch von einer gleichberechtigten Aufteilung sind wir weit entfernt: Mütter leisten 
etwas mehr als doppelt so viel Kinderbetreuung wie Väter (Statistisches Bundesamt 
2015: 11). Im 10-Jahresvergleich ist der Anteil der Väter bei der Kinderbetreuung 
leicht angestiegen. Allerdings verbringen beide, Väter wie Mütter, im 10-Jahres-
Vergleich heute etwas mehr Zeit ihren Kindern: Es sind etwa 10 Minuten mehr im 
Durchschnitt, trotz der gestiegenen Nutzung von Kinderbetreuung. Um ein ausge-
wogenes Verhältnis zwischen den Eltern zu erreichen, ist aber noch viel zu tun.
Es fehlen nach wie vor längerfristige Lösungen, die ein gleichberechtigtes Arrange-
ment auf Dauer auch institutionell unterstützen. Dies beschäftigt mich heute noch: 
Wie müssen weitere Schritte im Umbau des Wohlfahrtstaats aussehen, um eine 
gleichberechtigte Sorgearbeit zu unterstützen? Eine Familienarbeitszeit, verknüpft 
mit einer finanziellen Unterstützung und mehr Rechten von Eltern, ihre Arbeitszeit 
zu bestimmen, könnte hier ein Schlüssel sein. Mit dem Elterngeld Plus verbessert 
sich die Möglichkeit, gleichberechtigte Arrangements auszuprobieren – mit einer 
Familienarbeitszeit könnten diese über ein paar Jahre verstetigt werden: Beide – 
Mutter und Vater – wären vollzeitnah erwerbstätig und könnten sowohl beruflich 
vorankommen als auch die Entwicklung ihrer Kinder begleiten. Viele junge Eltern 
wollen dies heute – und es ist auch im Interesse der Kinder. 80% der Kinder wün-
schen sich mehr Zeit mit ihrem Vater. Und 60% der Väter würden gerne die Hälfte 
der Betreuung übernehmen (Institut für Demoskopie Allensbach 2016: zitiert nach 
BMSFJ 2016).
Wie sieht es mit weiteren Rahmenbedingungen aus? 2007 wurde in Deutschland 
das Kinderförderungsgesetz eingeführt, damals eine kleine Sensation: es wurde ein 
Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz ab dem ersten Lebensjahr eingeführt. 2015 wa-
ren 33% der unter Dreijährigen in Kinderbetreuung – im Jahr 2006 waren es erst 
13% gewesen. Auch dies ist eine wichtige Voraussetzung für mehr Gleichheit in 
der Familie. Dennoch fehlen bundesweit immer noch Plätze für 10% der Kinder 
unter drei Jahren, zudem sind häufig die Betreuungszeiten nicht passend (BMFSFJ 
2017, 6). Vor allem aber, wenn Kinder in die Schule kommen, fehlen verlässliche 
Ganztagsangebote. Mütter wollen häufig auch deshalb in Teilzeit arbeiten, weil sie 
nachmittags die Kinder bei Schularbeiten unterstützen wollen oder müssen. So sind 
Veränderungen im Bildungssystem erforderlich, um Gleichstellung von Männern 
und Frauen zu verbessern und zugleich auch für mehr soziale Durchlässigkeit der 
Gesellschaft sorgen. Zudem wirken Ehegattensplitting und die beitragsfreie Mitver-
sicherung für Ehegatt*innen kontraproduktiv für die Gleichstellung. Es bleibt also 
einiges zu tun. 
Bleibt zu hoffen, dass die politischen Veränderungen weiter gehen und eine Bilanz 
im Jahr 2027 zeigen wird, dass sich Männer und Frauen ihre Lebensentwürfe von 
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einem Leben mit Kindern verwirklichen können. Es böte für alle Beteiligten große 
Potenziale.

Anmerkung

1 Dieser Beitrag bezieht sich nur auf heterosexuelle Paarbeziehungen. Spannende Fragen 
nach der Arbeitsteilung von Paaren mit Kindern, die getrennt leben oder nach der Arbeitstei-
lung gleichgeschlechtlicher Paare sind bislang wenig statistisch erfasst.
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Welche Person, welches Ereignis oder welche 
Verhältnisse haben Sie als Feministin oder feministische 
Wissenschaftlerin wesentlich beeinflusst?

BIRGIT SAUER 

Ich sitze in einem Sonderzug nach Bonn. Ich bin Gymnasiastin, es ist das Jahr 1975. 
Der Zug fährt zu einer vom Kommunistischen Bund Westdeutschland (KBW) ver-
anstalteten Demonstration gegen den §218 oder besser: für einen Volksentscheid 
gegen das Abtreibungsverbot. In den Zug eingestiegen bin ich in einer baden-württ-
embergischen Kleinstadt. Dort waren mir die Jungsozialisten nach dem Rücktritt 
Willy Brandts zu zahm und langweilig vorgekommen, und die Verknüpfung von 
frauenpolitischem Engagement mit Kampf gegen Ausbeutung schien mir mit dem 
KBW besser möglich. 
Der Sonderzug hielt in Heidelberg. Vom Bahnsteig aus verteilten autonome Feminis-
tinnen Flugblätter gegen die KBW-Demonstration – mit dem Slogan „Mein Bauch 
gehört mir!“ Die Demo in Bonn wurde daraufhin zu einem ersten großen Fremd-
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heitserlebnis für mich, das Wort „Volksentscheid“ blieb mir beim Skandieren im 
Hals stecken. Erst da leuchtete mir ein: Warum sollten eigentlich alle Männer über 
den Körper von Frauen mitentscheiden können? 
Ein Jahr später begann ich in Tübingen Politikwissenschaft zu studieren. Ein Ein-
führungstutorium wurde als reine Frauengruppe angeboten; diese ermöglichte mir 
zumindest partiell, mein fundamentales universitäres Fremdsein zu ertragen. Ich 
komme aus einfachen Verhältnissen aus einer schwäbischen Kleinstadt, war die 
erste, die in meiner Familie studierte, und ich fiel aus der „heilen Welt“ der besten 
Schülerin. Das frauenpolitische Engagement half mir, diese meine eigene klassen-
mäßige Fremdheit zu bearbeiten. 
Berlin, die Freie Universität, schien mir schließlich der Ort, an dem ich Macht- und 
Herrschaftskritik mit meinem Studium verbinden konnte. Die Seminare der linken 
Professoren am Otto-Suhr-Institut (OSI) bescherten mir allerdings wieder den Ef-
fekt, nicht dazu zu gehören, nicht zu verstehen. Immerhin traf ich dort Kommilito-
ninnen, mit denen ich mich einer Frauen-Anti-AKW-Gruppe anschließen konnte. 
Die Frauenseminare am OSI, die Irene Stöhr und Gisela Bock anboten, weckten 
meine feministisch-wissenschaftliche Neugier – eine Erfahrung, die ich in den drei 
Jahren Studium davor nicht hatte. Etwas wissen zu wollen und wissen zu können, et-
was, was meine eigene Positionierung als Frau reflektierte und zugleich einordenbar 
war in eine systematische Analyse, war neu für mich: Ein Seminar über Prostitution 
– für eine Studentin aus einer schwäbischen Kleinstadt zunächst wieder ein Fremd-
heitsthema – war gleichsam eine wissenschaftlich-feministische Erleuchtung. Im 
Kontext der Lohn-für-Hausarbeits-Debatte kapierte ich die Ökonomie von Frauen-
arbeit, den Zusammenhang von Liebe, Arbeit, Sex und Geschlecht. Vermutlich war 
es diese Erfahrung des Begreifens von Marginalisierungsmechanismen, die mich 
bis heute mit dem Thema Sexarbeit beschäftigen lässt. Es dauerte noch eine Weile, 
bis ich aus der studentischen Frauengruppe, der ich mich anschloss (und die sich 
vehement gegen Ideen der zentralen Institutionalisierung der Frauenforschung aus-
sprach und für dezentrale Etablierung eintrat), dann Teil der so genannten „Dozen-
tinnengruppe“ am OSI wurde, die an der Gründung des Arbeitskreises Politik und 
Geschlecht in der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft sowie (später) 
der Femina Politica beteiligt war. In einer staatstheoretischen Lesegruppe mühten 
sich Teile der Dozentinnengruppe dann mit neo-marxistischen Theoretikern ab – mit 
jenen, die mir Jahre zuvor als Studentin ein Rätsel geblieben waren. Wissenschaft 
entstand in diesem Kontext als gemeinsames Verstehen und Begreifen, Denken und 
Schreiben, als Lachen und Weinen. Nur so konnte und kann ich es im akademischen 
Feld, einem zunehmend auf Wettbewerb ausgerichteten Feld, aushalten.    
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Wie kann man Menschen für Feminismus begeistern?

GABRIELE SCHAMBACH

Gar nicht! Das war mein erster Impuls zu der Frage. Wow! Wie schockierend, 
schließlich verstehe ich mich (auch) als Feministin! 
Also: Was verbinde ich mit Feminismus, beziehungsweise was vermute ich, was 
Menschen daran abtörnt? Völlig altbacken, spaßfrei, verbissen, unsexy, überholt, 
dogmatisch, old-fashioned. Frauen sind doch keine benachteiligten Defizitmodelle 
(mehr)? Und wo sind noch gleich die Männer in dem Konzept?! Nee, ich glaube, das 
wird nichts mit der Begeisterung...
Aber Moment mal: Irgendwas hat mich ja mal zum Feminismus gebracht. Und ir-
gendwas ist wohl dran, wenn ich mich heute (auch) noch als Feministin sehe. 
Mein feministischer Erstkontakt war am Mittwochnachmittag des 10. April 1991. 
Warum ich das so genau weiß? Es war die Einführungswoche für uns Erstsemester 
Politikwissenschaft in Marburg. Zu dem Programm gehörten an besagtem Mittwo-
chnachmittag getrennte Frauen- und Männergesprächsrunden. Engagierte Studen-
tinnen haben uns über strukturelle Diskriminierung, Benachteiligungen von Frauen, 
Frauenpower und weiß ich nicht was aufgeklärt. Alles war neu für mich, ich hatte 
keine Ahnung und mich nie zuvor damit beschäftigt – was beides übrigens auch 
allgemein auf meine Vorkenntnisse der Politikwissenschaft zutraf. Die Details habe 
ich vergessen, aber ich weiß noch, dass ich gegen Ende des Gespräches (sinngemäß) 
gesagt habe: „Das Problem sind doch dann aber gar nicht die Frauen! Sondern die 
Männer müssen sich verändern!“ Damit war das erstmal fertig. War ja nicht mein 
Problem.
Mit Semesterbeginn wurde mir dann ziemlich schnell klar, was Feminismus und ich 
miteinander zu tun hatten. Es waren die „Augenöffner“ in vielen Seminaren, die mir 
vor allem die verschiedenen Formen struktureller Ungleichheit offenbarten – und 
diese gleichzeitig mit meiner eigenen Biographie verbanden. Es war mir nämlich 
beispielsweise schon immer in Gesprächsrunden unangenehm und peinlich, wenn 
die Frage gestellt wurde: „Und was macht Dein Vater so beruflich?“ Die anderen ant-
worteten dann mit Anwalt, Arzt, Meister oder ähnlichem. Ich hingegen gab kleinlaut 
zu: „Produktionsarbeiter“. Dieses vermeintlichen Makels entledigte ich mich erst, 
als mir eine Studie über den sehr geringen Anteil von Arbeitertöchtern an Univer-
sitäten in die Hände fiel – die ich übrigens nie gelesen habe. Alleine schon der Titel 
hatte mir gereicht, um zu verstehen, was Konstruktionen von Ungleichheiten mit mir 
zu tun haben – und mich langjährig und intensiv für Feminismus wissenschaftlich 
und beruflich zu begeistern.
Also: Wenn das bei mir geklappt hat, funktioniert das doch sicherlich auch heute bei 
anderen! Oder?
Hm, ich weiß nicht. Die Welt, die Wissenschaft und ich haben sich seitdem verän-
dert. Mich haben nach dem Studium zunehmend Gender-Aspekte und Fragen hege-
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monialer Männlichkeit interessiert. Hinzugekommen sind dann Perspektiven von 
LGBTIQ* und Fragen von Rassismus. Konzepte von Diversity haben das Spektrum 
noch weiter aufgefächert. Und heute beschäftige ich mich schwerpunktmäßig mit 
der Frage, was männliche Führungskräfte dazu beitragen können und welche Vor-
teile sie davon haben, den Frauenanteil in Führungspositionen zu erhöhen. Mögli-
cherweise schließt sich damit der Kreis zu meinem feministischen Erstkontakt. 
Andererseits liegen dazwischen viele verschiedene Erkenntnisse und Erfahrungen, 
die ich für mich nicht mehr nur mit „Feminismus“ in Verbindung bringe. Vielleicht 
habe ich auch einfach den Anschluss an feministische Entwicklungen verpasst?
Während ich so über meine eigene feministische Geschichte nachdenke, erscheint 
mir die Frage, wie sich Menschen für Feminismus begeistern lassen, dann doch ganz 
einfach: 
Zunächst einmal verstehen und verständlich erklärt bekommen, was Feminismus 
heute sein kann. Den Link herstellen zwischen der eigenen Lebensrealität und 
strukturellen Ungleichheiten. Verbindungen sehen und Allianzen eingehen mit 
Aktivist*innen, die sich mit Anti-Diskriminierungen jeglicher sozialer Kategorien 
beschäftigen. Feminismus als gute Basis und Standpunkt verstehen, um sich an neue 
Sichtweisen und Perspektiven zu trauen. Deutlich die (konkreten) Vorteile und Nut-
zen von Gleichberechtigung und Chancengleichheit herausstellen. Die Lust und den 
Spaß am Entdecken und am Erkenntnisgewinn fördern. Und natürlich: Den Optimis-
mus – und die Vision – behalten, dass eine gerechte Welt möglich ist!

To which subversive everyday practices does feminism 
inspire you?

A personal note. 

MIEKE VERLOO

Masses scare me, as do loud noises, which makes me totally unsuited for feminist 
political actions that take the form of demonstrations, or any large gatherings where 
people shout, especially if there is a touch of aggression to be detected. I am a bit 
of a coward in this, I have to admit. What, then, is a dedicated feminist like myself 
to do in terms of political action, except of course babysitting the kids of feminist 
demonstrators or cooking them soup? Are there other everyday practices that can be 
subversive enough to help push towards a more feminist and just world? And if there 
are, do I already engage in them, and can I reflect on who inspired me to do so (in 
500 words, so 375 left)?
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First of all, there are hardly any feminist everyday practices that are not subversive. 
My own life experience has shown that most of the time, merely organizing my 
every-day life in a just way according to my feminist principles has been enough for 
others around me to have their assumptions challenged, be it by my caring for my 
kids on a equal footing with their father, buying men’s clothes for greater comfort, or 
just not being all that much into cleaning. This means that choosing to live comfor-
tably can already be subversive. This is a very good thing, as such choices come with 
being seen as a (feminist) killjoy, of course. 
This first reflection points at my inspirations for such everyday feminist practice, 
combining Adrienne Rich’s acknowledgement that it was a wild patience that had 
taken her thus far with Emma Goldman’s refusal of engaging in any revolution if it 
does not involve dancing: the wildness is what allows the patience to continue; the 
dancing is what energizes the revolution; the wildness and the dancing then inspire 
others to join. 
Among my fondest memories is the time when a dear colleague and I, when asked to 
present a draft gender-equality plan to our faculty council, inserted a demand for free 
tampons and sanitary napkins in it, just to see who would dare bring this point up in 
the discussion. Nobody did, but we were smiling all through the usual nagging about 
it being women’s lack of ambition that explained their absence in high positions so 
perfectly, and we kept our motivation high for the next opportunity. And it is our 
ongoing motivation and joint laughter that eventually started to make a dent in the 
faculty’s male-dominated existence. At Radboud University, we now have a thriving 
Hotspot on Gender and Power in Politics and Management. And we are still smiling.
My principle then seems to be that everyday feminist practices need to give you 
enough joy to either balance toxic killjoy accusations or to supersede them. In these 
troubled times, I hold on to this principle more than ever. I need the joy, the dancing, 
the wildness to stand up and help build the community that keeps going in the know-
ledge that times will change again and that feminism and social justice is a possible 
reality for all of us. 
If you want to read Emma Goldman, try Living My Life (1931), which talks about 
her refusal to forgo life or joy as an activist, or Anarchism and Other Essays (1910).
If you want to read Adrienne Rich, try A Wild Patience Has Taken Me This Far: Po-

ems, 1978-1981 (1981) or On Lies, Secrets, and Silence: Selected Prose, 1966-1978 
(1979). 
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Wie fordert Intersexualität die Binarität der Geschlechter 
heraus?

Oder: Wer bin ich – und wenn ja, wie viele?

ANGELIKA VON WAHL

Wie der Redaktion der Femina Politica zu Ohren gekommen ist, wurden kürzlich 
Überreste eines abgelehnten Kapitels aus dem Bestseller von 2007 von Richard Da-
vid Precht, Wer bin ich – und wenn ja, wieviele?, wiederentdeckt.1 Darin wurde 
angeblich der Frage nachgegangen, wie viele biologische Geschlechter es eigentlich 
gebe. Die Herausgeber unterschlugen damals das Kapitel, da es sich um eine rein 
rhetorische und irrelevante Frage handelte. Mittlerweile ist man/frau sich aber nicht 
mehr so sicher. Bis auf die Titelseiten großer deutscher Zeitungen und in die inter-
nationalen Medien haben sich Zweifel an der Selbstverständlichkeit eines binären 
Geschlechtersystems verbreitet. In der Politik tauchen sowohl parteiübergreifende 
Diskussionen über Intersexualität, ein sogenanntes drittes Geschlecht als auch tat-
sächliche gesetzliche Reformen für die Abschaffung des Geschlechtseintrags bei 
Neugeborenen auf. Aus diesem Anlass nehmen wir uns nochmal der verdächtig 
unscheinbaren Frage „Wer bin ich – und wenn ja, wieviele?“ in Bezug auf das bi-
ologische Geschlecht an und wagen einen zweiten – diesmal queer-feministischen 
– Anlauf.
Seit Simone de Beauvoir 1948 feststellte, dass man nicht als Frau geboren sei, son-
dern dazu wird, hat der Feminismus sehr breit die These vertreten, dass Weiblichkeit 
sozial konstruiert ist. Mit dieser Perspektive konnte frau sich nicht nur erfolgreich 
vom Korsett historischer Naturalisierungen geschlechtlicher Ungleichheiten verab-
schieden sondern auch schlagkräftige kritische Theorien entwickeln. Während das 
soziale Geschlecht – im Englischen als Gender bezeichnet – in all seinen Facetten 
einer geistes- und sozialwissenschaftlichen Dauerkritik ausgesetzt wurde, hielten 
Feministinnen aber recht unerschütterlich an der Vorstellung einer biologischen Dif-
ferenz fest. Dieses Rückzugsgebiet wurde erfrischend frech und theoretisch brillant 
von der amerikanischen Philosophin Judith Butler (1990, 2004) ausgehebelt. Ihre 
These, dass Sex schon immer soziale Geschlechtsidentität gewesen ist, läutete die 
postmoderne Welle queer-feministischer Forschung ein, in der doing gender rigide 
Vorstellungen von binärem biologischem Geschlecht und Geschlechtsidentität in 
Frage stellte.
Davon unbeeindruckt hält man dagegen in der angewandten Medizin bis heute an 
dem Diktat einer biologischen Geschlechterdichotomie fest: männlich oder weib-
lich und sonst nichts. Intersexuelle Menschen, die biologisch zwischen diesen sozial 
konstruierten Polen liegen, sei es aufgrund von über 4000 bekannten Varianzen der 
Hormone, Keimdrüsen, Chromosomen oder Enzymen, haben kein medizinisches 

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v26i1.29
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Existenzrecht auf ihr eigenes Geschlecht. Und dies obwohl solche Variationen im-
merhin 1,7% der Bevölkerung betreffen und die große Mehrheit (ca. 95%) anato-
misch harmlos sind. Trotz dieser Erkenntnisse werden Neugeborene und Kinder, die 
als „intersexuell“ eingestuft sind, in Deutschland routinemäßig nicht-medizinisch 
indizierten Operationen unterzogen. Diese radikalen klinischen Behandlungen zie-
hen oft negative lebenslange Folgen für Gesundheit und Selbstverständnis nach sich. 
Das oberste medizinische Gebot heißt trotzdem immer noch hormonelle und ope-
rative Geschlechtszuweisung denn es soll erwartungsgemäß nur zwei biologische 
Geschlechter geben. 
Seit Mitte der 1990er-Jahre haben intersexuelle Aktivist*innen diese geschlechts-
spezifischen Zwangszuweisungen publik gemacht und radikal kritisiert. Zehn Jahre 
später organisierte sich ein tragfähiges Netzwerk lokaler, nationaler und sogar trans-
nationaler sozialer Bewegungen intersexueller Menschen. Seit einem Umweg über 
die UN wird die deutsche Problematik der Zwangszuweisung als Menschenrechts-
frage angesehen und landete 2013 auf der politischen Tagesordnung als im Bun-
destag über die Reform des Personenstandsrechts verhandelt wurde. Seitdem gibt 
es eine Option den Geschlechtseintrag bei intersexuellen Neugeborenen offen zu 
lassen. Im Operationssaal ist dieses Umdenken aber noch nicht angekommen. Dort 
werden wie gehabt geschlechtszuweisende OPs durchgeführt.
Die Antwort auf die Frage „Wer bin ich? Und wenn ja, wie viele?“ ist daher keine 
rhetorische Frage mehr. Das eiserne Gesetz der biologischen Geschlechterbinarität 
ist sogar rechtlich aufgebrochen aber regiert weiter in der medizinischen Praxis. 
Intersexuelle Menschen fordern aber dringlich ein Ende der geschlechtsspezifischen 
Zwangszuweisung in deutschen Krankenhäusern. Darüber hinaus wird von Unter-
stützern eine generelle Abschaffung des Geschlechtseintrags oder eine dritte Op-
tion wie in Australien oder Indien diskutiert. Auch Facebook gibt seinen Benutzern 
mittlerweile 71 geschlechts-spezifische Optionen. Diese Veränderungen machen 
eines deutlich: was vor 20 Jahren nur von radikal-kritischen Außenseitern angedacht 
wurde, könnte morgen zur Auflösung eines modernen Diskurses führen.

Anmerkung

1 Das eingangs erwähnte abgelehnte Kapitel ist natürlich frei erfunden.
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Call for Papers

Femina Politica Heft 1/2018: Angriff auf die Demokratie (Arbeitstitel)

Westliche Demokratien werden durch das Aufkommen autoritärer Politiken und 
rechtspopulistischer Parteien derzeit verstärkt herausgefordert. Nicht nur transfor-
mieren sich politische Ordnungen und Verhältnisse in den als etabliert geltenden 
Demokratien, sondern auch in den Transformationsstaaten erodieren demokratische 
Institutionen. Ähnliches gilt für die Europäische Union als demokratisches Projekt, 
das seit dem Brexit-Votum im Sommer 2016 zunehmend im Kampf gegen nationa-
listische protektionistische Bestrebungen und Desintegration zerrieben wird. Nicht 
zuletzt stellt die Präsidentschaft von Donald Trump mit Blick auf die Abschiebung 
von MigrantInnen, die Einschränkung der Presse- und Meinungsfreiheit, den Abbau 
rechtsstaatlicher Institutionen, die Ignoranz gegenüber Verfassungsgrundsätzen, das 
Spielen auf der Klaviatur der Misogynie sowie die angedrohte nukleare Aufrüstung 
eine besonders bedrohliche Entwicklung dar. 
Die Gefahren für globale demokratische Verhältnisse sind derzeit schwer abseh-
bar und stellen Politik wie auch Politikwissenschaft vor neue Herausforderungen. 
Diese werden bislang von einer vorwiegend staats- und institutionenzentrierten Per-
spektive der Rechtspopulismus- und Autoritarismusforschung allerdings nur einge-
schränkt zur Kenntnis genommen. Vielmehr werden rechtspopulistische Entwick-
lungen vor allem als Gefährdung oder Korrektiv repräsentativer Demokratiemodelle 
reflektiert und damit werden nicht-institutionelle Mechanismen vernachlässigt. Mit 
dieser Fokussierung einher geht ein Mangel an politikwissenschaftlichen Analysen 
zu Form, Charakter und Wirkungsweisen des Autoritären insbesondere auch mit 
Blick auf gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse. Denn indem der ‚autoritäre 
Populismus’ sich seit Jahrzehnten als eine weltweite und weitreichende Regierungs-
rationalität etabliert, die im Kern auch auf die Restauration traditioneller Geschlech-
terordnungen zielt, ist gerade die Frage nach der Etablierung und Konstituierung 
hegemonialer geschlechtlicher Machtdispositive zentral.
Mit dem Themenheft laden wir Beiträge ein, die sich aus unterschiedlichen Perspek-
tiven mit den Fragen befassen, wie autoritär-populistische Regierungstechnologien 
und Diskurse demokratische (Geschlechter-)Verhältnisse angreifen, wie kulturell-
symbolische und ökonomische Praktiken gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse 
transformieren und geschlechtliche Machtverhältnisse in die Gesellschaften neu ein-
schreiben. Wichtig ist auch, welche Möglichkeiten des Widerstands sich aus demo-
kratietheoretischer Sicht ergeben.
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Von besonderem Interesse sind theoretische und empirische Arbeiten, qualitative 
und quantitative Ansätze, Gouvernementalitäts-, Diskurs- und Policyanalysen, auch 
im Rahmen vergleichender Autoritarismus- und Rechtspopulismusforschung, die 
sich mit folgenden Themenbereichen und Leitfragen auseinandersetzen:

► Zum Spannungsverhältnis von Geschlechterordnungen und Politik aus demokra-
tietheoretischer Perspektive: Im Vergleich zu traditionellen, wertkonservativen 
Geschlechterverständnissen autoritär-populistischer Politik ist die Wirksamkeit 
gleichstellungspolitischer Politiken, Institutionen und Maßnahmen für die Eta-
blierung demokratischer Verhältnisse kritisch zu diskutieren. Was haben Gleich-
stellungspolitiken erreicht und inwiefern halten sie autoritär-populistischen An-
griffen stand? Zu aktuellen Ereignissen im Zusammenhang mit den anstehenden 
Wahlen, die 2017 über die Regierungsbeteiligung autoritärer, rechtspopulistischer 
Parteien in den Niederlanden, in Frankreich und Deutschland entscheiden: Der 
geschlechterkritische Fokus auf den gesellschaftlichen und politischen Kontext 
der Wahlen sollte auch Grundprinzipien der Demokratie, programmatische Dis-
kussionen, das Wahlverhalten, Formen der Unterstützung bzw. des Widerstands 
der Bevölkerung sowie die Thematisierung gesellschaftlicher Konflikte mit ein-
beziehen. Gewünscht ist auch der Bezug auf Anti-EU-Diskurse sowie die Bezug-
nahme auf neo-nationalistische Metaphern und Politiken.

► Zum Regierungshandeln und den konkreten politischen Maßnahmen in den ver-
schiedenen Ländern West- und Osteuropas und insbesondere den USA: Jenseits 
des Gebrauchs der Volksmetapher und einer nationalistisch-fremdenfeindlichen 
Rhetorik, die autoritär-populistischen Parteien gemeinsam sind, zeigen sich im 
Vergleich deutliche Unterschiede bezogen auf neoliberale und protektionistische 
Politiken, den Rückbau wohlfahrtstaatlicher Institutionen sowie Maßnahmen, 
Regelungen und institutionelle Reformen im Kontext von Migrations-, Familien- 
und Gleichstellungspolitiken. Von Interesse sind insbesondere Untersuchungen, 
welche die Einschränkung politischer Teilhabe von Frauen über rechtliche Re-
gelungen und wertkonservative Familienbilder thematisieren sowie Unterdrü-
ckungs-, Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen durch Angriffe auf Gleich-
stellungsrechte untersuchen. Hierzu gehört auch die kritische Bezugnahme auf 
die Begrenzung und Entpolitisierung politischer Öffentlichkeiten. 

► Zum Spannungsverhältnis der organisierten Zivilgesellschaft als Schule der De-
mokratie und ihrer Rolle als Akteurin, die den autoritär-populistischen Ideenho-
rizont maßgeblich mitbestimmt und damit Status-quo stabilisierend wirkt: Inwie-
fern setzen zivilgesellschaftliche (Frauen-) Organisationen wirksame Schranken 
gegen den Abbau von bürgerschaftlichen und demokratischen Rechten? Welcher 
politische Handlungsspielraum wird ihnen eingeräumt? Sind Tendenzen und 
Maßnahmen zu beobachten, die ihre Teilnahme an politischen Entscheidungs-
prozessen begrenzen?
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► Zu Repräsentationen autoritär-politischer Parteien und Bewegungen, Bericht-
erstattungen und Diskussionen in der medialen Öffentlichkeit aus diskursa-
nalytischer Perspektive: Jenseits historischer, diskursiver und regionaler Un-
terschiede gibt es eine grundsätzliche Konvergenz autoritär-populistischer 
Argumentationsstrategien, die mit antifeministisch-neokonservativen Diskursen 
direkter und/oder indirekt verbunden werden. Gleichzeitig bildet die Umdeu-
tung universeller, westlich-demokratischer Werte wie Gleichheit, Freiheit und 
Gerechtigkeit als Instrumente für Diskriminierung, Ausgrenzung, des Misstrau-
ens und der Verachtung ein wesentliches Merkmal autoritärer Politiken. Wie 
werden liberale Argumente benutzt für die Diskriminierung von Frauen in Zu-
sammenhang mit einer Politisierung kultureller, ethnischer Konfliktlinien? Wie 
verknüpfen sich demokratische Argumente zur Geschlechtergleichstellung mit 
Argumenten gegen Fremde und der Kritik am Islam? Gibt es Verschränkungen 
des Geschlechterdiskurses mit sicherheits-, wirtschafts- und familienpolitischen 
Diskursen? Inwiefern werden dichotome, homo- und transphobe Positionen über 
autoritäre Diskurse hervorgebracht? In welcher Form werden antifeministische 
Positionen in Zusammenhang mit liberalen Prinzipien der Meinungs- und Pres-
sefreiheit verteidigt? Wo finden Kämpfe gegen staatlich verankerte feministische 
Errungenschaften (Gleichstellungsprogramme, Quotenregelungen, Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch, Frauennotrufe, Genderforschung) statt und wodurch 
zeichnen sie sich aus?

► Zum Analyserahmen autoritär-populistischer Entwicklungen und Politiken aus 
geschlechtertheoretischer Perspektive: Welches Verständnis von Rechtspopulis-
mus bzw. des Autoritären ergibt sich mit dem Blick auf die Verschiebung ge-
schlechtlicher Machtverhältnisse? Wo verschränkt sich die feministische und 
geschlechterkritische Analyse mit anderen Themen? Inwiefern reichen Katego-
rien der Ansätze des politikwissenschaftlichen Mainstreams nicht aus, um ge-
genwärtige Formen des autoritären Populismus systematisch zu benennen und 
widerständige Projekte im Rahmen demokratischer Geschlechterverhältnisse zu 
denken? 

Abstracts und Kontakt

Der Schwerpunkt wird inhaltlich von Gabriele Wilde und Gastherausgeberin  Birgit 
Meyer betreut. Wir bitten um ein- bis zweiseitige Abstracts bis zum 31. Mai 2017 
an Gabriele.Wilde@uni-muenster.de und birgit.meyer@hs-esslingen.de oder redak-
tion@femina-politica.de. Die Femina Politica versteht sich als feministische Fach-
zeitschrift und fördert wissenschaftliche Arbeiten von Frauen in und außerhalb der 
Hochschule. Deshalb werden inhaltlich qualifizierte Abstracts von Frauen bevor-
zugt. 
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Abgabetermin der Beiträge

Die Schwerpunktverantwortlichen laden auf der Basis der eingereichten Abstracts 
bis zum 15. Juni 2017 zur Einreichung von Beiträgen ein. Der Abgabetermin für die 
fertigen, anonymisierten Beiträge im Umfang von 35.000 bis max. 40.000 Zeichen 
(inklusive Leerzeichen, Fußnoten und Literatur) ist der 15. September 2017. Die 
Angaben zu den Autor_innen dürfen ausschließlich auf dem Titelblatt erfolgen. Alle 
Manuskripte unterliegen einem Double Blind Peer Review-Verfahren. Pro Beitrag 
gibt es ein externes Gutachten (Double Blind) und ein internes Gutachten durch ein 
Redaktionsmitglied. Ggf. kann ein drittes Gutachten eingeholt werden. Die Rück-
meldung der Gutachten erfolgt bis spätestens 15. November 2017. Die endgültige 
Entscheidung über die Veröffentlichung des Beitrags wird durch die Redaktion auf 
Basis der Gutachten getroffen.

Offene Rubrik Forum

Neben dem Schwerpunktthema bietet die Rubrik Forum die Gelegenheit zur Publi-
kation von Originalmanuskripten aus dem Bereich geschlechtersensibler Politikwis-
senschaft (Beiträge im Umfang von max. 20.000 Zeichen), die zentrale Forschungs-
ergebnisse zugänglich machen oder wissenschaftliche Kontroversen anstoßen. 
Vorschläge in Form von ein- bis zweiseitigen Abstracts erbitten wir an die Redak-
tionsadresse redaktion@femina-politica.de. Die endgültige Entscheidung wird auf 
der Basis des Gesamttextes getroffen.
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